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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt 
per E-Mail. Auf Anfrage wird er 
gegen Kopier- und Portokosten 
auch per Post verschickt. Gefan¬ 
gene erhalten den infodienst 
kostenlos. Herausgeber ist 
AZADI e.V. Der Verein ist als ge¬ 
meinnützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheinigun¬ 
gen können ausgestellt werden. 
AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betätigung 
für das Selbstbestimmungsrecht 
des kurdischen Volkes mit Straf¬ 
verfolgung bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfahren, 
informieren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 


«Möchten Sie unmittelbaren 
Kontakt mit den 
Sicherheitsbehörden?» 

Das wollen die Regierungspräsidien z. B. in Baden-Württemberg u.a. von Ausländerin¬ 
nen und Ausländern wissen, die eine Verlängerung ihrer Aufenthaltserlaubnis oder 

ihre Einbürgerung beantragen. Nachfolgend dokumentieren wir Auszüge aus dem 

Fragenkatalog: 

II. Einzelne Fragen 

1.1 Haben Sie sich in Deutschland jemals an politisch, ideologisch oder religiös 
motivierten Gewalttätigkeiten beteiligt? Ja/Nein 

1.2 Haben Sie in Deutschland jemals zu politisch, ideologisch oder religiös 
motivierten Gewalttätigkeiten aufgerufen? Ja/Nein 

1.3 Haben Sie sich außerhalb Deutschlands jemals an politisch, ideologisch 
oder religiös motivierten Gewalttätigkeiten beteiligt oder dazu aufgerufen? 
Ja/Nein 

2.1 Sind sie in einem anderen Staat wegen terroristischer Handlungen oder 
sonstige Delikte gegen sie anhängig? Ja/Nein 

3.1 Waren Sie jemals Mitglied in einer in der Anlage 1 genannten Gruppe 
oder Organisation? Ja/Nein 

3.2 Seit wann und wie lange besteht bzw. bestand diese Mitgliedschaft? 


AZADI e.V. 

Graf-Adolf-Str. 70A 

40210 Düsseldorf 

Tel. 0211/83029 08 

Fax 0211/171 1453 

E-Mail azadi@t-online.de 

Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S. d. R: Monika Morres 

Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8 035 782 600 

Aus dem Inhalt: 

1 Ausfragungskatalog 

2 Verbotspraxis 

6 Repression 

7 Gerichtsurteile 

8 Auslieferungen abgelehnt 

9 Asyl-& Migrationspolitik 

11 Zur Sache: Türkei 

12 Neu eröffnet - neu erschienen 


4.1 Haben Sie eine oder mehrere der in der Anlage 1 genannten Gruppen oder 
Organisationen oder ihr nahe stehende Personen jemals unterstützt oder 
sind Sie für sie tätig geworden? Ja/Nein 

4.2 Welcher Art waren diese Unterstützungshandlungen oder Tätigkeiten (z.B. 
Spenden)? 

4.3 Wann fand die letzte Unterstützungshandlung bzw. Tätigkeit statt? 

5.1 Hatten Sie jemals Kontakt zu einer in der Anlage 1 genannten Person, 
Gruppe oder Organisation? Ja/Nein 

5.2 Welcher Art war dieser Kontakt? 

5.3 Wann war der letzte Kontakt? 

6.1 Hatten Sie jemals Kontakt zu einer Person, die einer in der Anlage 1 
genannten Person, Gruppe oder Organisation nahe stand? Ja/Nein 

6.2 Welcher Art war dieser Kontakt? 

6.3 Wann war der letzte Kontakt? 

7.1 Wann sind Sie in die Bundesrepublik Deutschland eingereist? 







7.2 Aus welchem Staat und auf welchem Weg sind 
Sie in die Bundesrepublik Deutschland einge¬ 
reist? 

(...) 

18.1 Haben Sie je für einen Nachrichtendienst gear¬ 
beitet oder hatten Sie Kontakt zu einem Nach¬ 
richtendienst? Ja/Nein 

19.1 Möchten Sie unmittelbaren Kontakt mit den 
Sicherheitsbehörden (Polizeibehörden oder Ver¬ 
fassungsschutzbehörden von Bund und Land) 
aufnehmen? Ja/Nein. 

Anmerkung: Bereits im Dezember 2004 berichtete der 
Spiegel darüber, dass beim Bundesamt für Verfassungs¬ 
schutz eine Liste mit über 120 als extremistisch einge¬ 
stufte Vereinigungen gefiihrt wird, die einbürgerungswil¬ 
ligen Ausländern vorgelegt werden soll mit dem Ziel, 
dass sie sich von diesen Gruppierungen künflig distan¬ 
zieren. 


Die in Bayern seit März 2006 gültigen Einbürgerungs¬ 
fragebögen stießen bei ihrer Einführung auf harsche 
Kritik von Flüchtlings-, Bürgerrechts- und Menschen¬ 
rechtsorganisationen. In einer Liste von 193 als verfas¬ 
sungsfeindlich eingestuften Organisationen sind dort 
nicht nur Al Qaeda oder Ansar al-Islam aufgefiihrt, 
sondern auch linke türkische Gruppierungen oder 
Organisationen wie die Föderation kurdischer Vereine 
in Deutschland, YEK-KOM, der KADEK bzw. KON- 
GRA-GEL oder auch die Demokratische Partei Kurdi¬ 
stans/Irak, DPK-I und die Patriotische Union Kurdi¬ 
stans/Irak, PUK. Selbst die PDS fehlt in dieser Liste 
nicht. Bayerns Innenminister Günther Beckstein vertei¬ 
digte seinerzeit das Verfahren, weil auf diese Weise 
sichergestellt werden könne, dass eine Einbürgerung 
nicht Jahre später zurückgenommen werden müsse. 

(Azadi) 




Schmutzige Politik gegen kurdische 
Bewegung 

Deutschland mal wieder vorn 

„Wir rufen dazu auf, diese schmutzige Politik gegen 
unsere Bewegung öffentlich zu machen und die 
europäische Dimension dieses Konzeptes ins Leere 
zu führen“, heißt es u. a. in einer Erklärung, die die 
„Koordination der kurdischen demokratischen 
Gesellschaft in Europa“ (CDK) nach einer Vor¬ 
standssitzung verbreitete. Die Vorstandsmitglieder 
hatten die Entwicklung nach dem jüngst von der 
PKK ausgerufenen Waffenstillstand und die organi¬ 
satorische und praktische Arbeit ausgewertet. Die 
EU wurde aufgefordert, den Waffenstillstand zu 
schützen und „Pläne, die kurdische Befreiungsbewe¬ 
gung auf internationalem Gebiet zu kriminalisieren, 
einzuengen und zu marginalisieren“ nicht mitzutra¬ 
gen. Ferner wurde darauf verwiesen, dass auf einer 
Sitzung von „Antiterror-Koordinatoren“ am 12. 
Dezember 2006 in Deutschland geplant worden sei, 
die finanziellen Quellen der Bewegung auszutrock¬ 
nen, über Repression und Verhaftungen die grundle¬ 
genden Arbeitsbereiche zu zerstören und die euro¬ 
päische Dimension der Bewegung zu isolieren sowie 
die Basis der Bewegung zu passivieren. 

(Azadt/ANF/ISKU, 6.1.2007) 


Gemeinsame Erklärung von AZADI und YEK- 
KOM, Föderation kurdischer Vereine in Deutsch¬ 
land: 

Razzien in kurdischen Vereinen und 
Wohnungen 

Festnahme von Ahmet C. 

Mit einem massiven Polizeiaufgebot wurden in den 
frühen Morgenstunden des 10. Januar die Räum¬ 
lichkeiten kurdischer Vereine sowie Privatwohnun¬ 
gen u. a. in Esslingen, Stuttgart, Freiburg, Ulm, 
Pforzheim, Friedrichshafen und Reutlingen durch¬ 
sucht und hierbei Computer, Telefone, Bustickets, 
Bargeld, Vereinsunterlagen und Zeitungen beschlag¬ 
nahmt. 

Als Gründe für die Razzien dienten den Staats¬ 
anwaltschaften und Gerichten laufende Ermittlungs¬ 
verfahren gegen Kurden, denen vorgeworfen wird, 
gegen das Vereinsrecht verstoßen zu haben. Sie 
stünden - laut Durchsuchungsbeschluss u.a. des 
Amtsgerichts Stuttgart - im Verdacht, Anhänger der 
in Deutschland seit 1993 mit einem Betätigungsver¬ 
bot belegten Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) zu 
sein und durch ihre Aktivitäten dazu beigetragen zu 
haben, deren Strukturen aufrecht zu erhalten. Hier¬ 
von betroffen sind u. a. die Kurden Adil D. und 


zu seite 1 


2 


VERBOTSPRAXIS 





Hüseyin Ö., der angeblich als Verantwortlicher des 
„PKK-Raumes Esslingen“ tätig gewesen sei. Ferner 
werde aufgrund von Telefonüberwachungsmaßnah¬ 
men gegen Salman K. ermittelt, der nach Auffas¬ 
sung der Behörden im Zeitraum von Juni 2005 bis 
Juni 2006 als „Gebietsverantwortlicher des PKK- 
Gebiets Ulm“ gearbeitet haben soll. Die Durchsu¬ 
chungen - so der Beschluss des Amtsgerichts Stutt¬ 
gart - würden der Ermittlung seines bislang 
unbekannten Aufenthaltsortes und der Sicherstel¬ 
lung entsprechenden Beweismaterials dienen. 

Außerdem wurde im Zuge dieser Polizeiaktion in 
einer Stuttgarter Privatwohnung das YEK-KOM- 
Vorstandsmitglied Ahmet C. festgenommen. 

AZADI und YEK-KOM verurteilen die polizei¬ 
lichen Durchsuchungsaktionen aufs Schärfste. Die 
seit 13 Jahren anhaltende Verbots- und Kriminalisie¬ 
rungspraxis bedeutet vor dem Hintergrund der 
grundlegenden Veränderungen der kurdischen 
Bewegung und ihrer Bemühungen um politisch¬ 
demokratische Konfliktlösungen eine inakzeptable 
Provokation. Eine solch repressive Politik hat bisher 
nicht ein einziges der kurdischen Frage zugrunde he¬ 
gendes Problem gelöst - weder in Deutschland noch 
in der Türkei. 

Die Versuche, die Menschen mit dem Instrument 
des Polizei- und Strafrechts davon abzuhalten, sich 
in ihren Vereinen für ihre legitimen politischen, sozi¬ 
alen und kulturellen Anliegen und Rechte zu betäti¬ 
gen, waren und sind ein untaugliches Mittel. Akti¬ 


vitäten von kurdischer Seite als politischen „Extre¬ 
mismus“ oder gar als „Terrorismus“ zu disqualifizie¬ 
ren und zu diskreditieren, ist nicht nur kurz gedacht. 
Wir halten diese Art der Einschüchterung und Kri¬ 
minalisierung der politischen Arbeit für eine unzu¬ 
lässige und undemokratische Herangehensweise 
gegenüber der kurdischen Bevölkerung, die seit 
Jahrzehnten einem massiven Verfolgungsdruck aus¬ 
gesetzt ist. 

Wir fordern eine Umkehr der herrschenden Politik 
und rufen alle demokratischen Kräfte dazu auf, sich 
dafür einzusetzen, dass die Kriminalisierung beendet 
wird und sich Kurdinnen und Kurden frei und offen 
artikulieren können. Das PKK-Verbot muss aufge¬ 
hoben und ein ernsthafter Dialogprozess vonseiten 
der politisch Verantwortlichen begonnen werden. 
Die Kurden sind hierzu schon lange bereit. 

(Pressemitteilung Azadi/Yek-kom, 11.1.2007) 

Pater Jungheim: 

Das PKK-Verbot muss fallen ! 

In einem Brief an Bundesinnenminister Wölfgang 
Schäuble, appellierte Pater Wölfgang Jungheim, Mit¬ 
glied von Pax Christi und des Dialogkreises, vor 
dem Hintergrund der polizeilichen Aktionen „dass 
auch unsere Regierung die einseitigen Schritte der 
PKK und aller Sympathisanten wahrnimmt als ein 
ernst zu nehmendes Zeugnis ihres Wandels und 
ihrer Veränderung“. Er verwies hierbei auf die Aus- 
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sagen des ehema¬ 
ligen Vize-Chefs 
des türkischen 
Geheimdienstes, 

Cevat Önes, der 
anlässlich einer 
Friedenskonfe¬ 
renz in Ankara 
am 13./14. Januar 
2007 u.a. erklärt 
hatte: „Die PKK 
ist eine Realität 
der Türkei, ein 
Resultat, das 
durch die histori¬ 
sche kurdische 
Frage entstanden 
ist. Diese Ideolo¬ 
gie verfügt über 
eine Massenbasis. 

Die PKK besteht 
nicht nur aus 
3000 Militanten 
im Irak. Die 
Generationen 
haben sich durch 
den 22 Jahre 
währenden 
Kampf verändert. 

(...)“ Es gebe 
„legale Strukturen, 

die von dieser Organisation (der PKK) beeinflusst 
sind und die wir als Ansprechpartner betrachten. 
Das geht von den Stadtverwaltungen bis zu den 
zivilgesellschaftlichen Strukturen im Ausland. (...) 
Dem von der PKK hervorgebrachten Ausdruck von 
einer „Lösung innerhalb der Gesamtheit der Türkei 
messe ich Bedeutung bei.“ Pater Jungheim fordert 
in seinem Schreiben die Regierung auf, dass der 
PKK auch hier eine „demokratische Plattform“ 
gegeben werden müsse. Statt fortgesetzter Krimina¬ 
lisierung müsse das PKK-Verbot fallen. 

(Azadi/Brief von Pater Jungheim v. 19.1.2007) 

Und das Repressionskarussell 

dreht sich weiter: 

Anklageerhebungen und Urteil 
gegen kurdische Politiker 

Nach den Vereins- und Wohnungsrazzien der ver¬ 
gangenen Woche in verschiedenen Bundesländern, 
in deren Verlauf es auch zur Verhaftung eines kurdi¬ 
schen Aktivisten gekommen war, dreht sich das 
Karussell der Repression gegen Kurden weiter. 


Das Oberlan¬ 
desgericht Frank¬ 
furt/M. verurteilte 
gestern Hasan K„ 
der aufgrund 
eines Haftbefehls 
des Bundesge¬ 

richtshofs im Juni 
2006 von Öster¬ 
reich an Deutsch¬ 
land ausgeliefert 
worden war, zu 
einer Freiheits¬ 
strafe nach § 129a 
Strafgesetzbuch 
von zwei Jahren 
und drei Mona¬ 
ten. Nach Auffas¬ 
sung des Gerichts 
soll er zwischen 
Mai 1993 und 
April 1994 für die 
seinerzeit noch als 
„terroristisch“ 
eingestufte PKK 
tätig gewesen sein 
und in der Region 
Nordwest 
Anschläge gegen 
türkische Einrich¬ 
tungen angeordnet 
haben. Dem Kurden konnte allerdings nicht nachge¬ 
wiesen werden, dass er persönlich an Anschlagsak¬ 
tionen beteiligt gewesen war oder entsprechende 
Anweisungen erteilt hat. Aus Gründen der Verjäh¬ 
rung wurde der Vorwurf der Betätigung innerhalb 
einer „kriminellen“ Vereinigung (§ 129 StGB) fallen¬ 
gelassen. Von Beginn an hatte Hasan K. die Vor¬ 
würfe der Bundesanwaltschaft bestritten und betont, 
dass er in Deutschland zu keinem Zeitpunkt in einer 
Befehlsstruktur eingebunden gewesen sei. Weder 
habe er Anordnungen entgegengenommen noch 
habe er solche weitergeben müssen. 

„Dieses Urteil steht im Zusammenhang mit den 
vielfältigen Urteilen, die bisher gegen kurdische 
Aktivitäten von 1993 und 1994 ergangen und festge¬ 
schrieben worden sind. Es wurden keine neuen 
Beweise aufgenommen, sondern durch gebetsmüh- 
lenhaftes Verlesen dieser alten Urteile Fakten 
geschaffen. Dass die tatsächlich zum großen Teil auf 
Aussagen fragwürdiger Kronzeugen basieren, ist 
eine Tatsache. Auch in diesem Fall hegte das 
Gericht keinerlei Zweifel an derartigen Aussagen,“ 
erklärte die Verteidigerin von Hasan K., Brigitte 
Kiechle. 


Zur Zeit betreut Azadf 5 kurdische Gefangene: 2 
befinden sich aufgrund des § 129-Vorwurfs seit 
August 2006 in Untersuchungshaft, deren Anklage¬ 
schriften liegen vor; mit der Eröffnung der Prozesse 
vor dem OLG Düsseldorf bzw. dem OLG Frank¬ 
furt/M. wird im März gerechnet. 2 Gefangene sind in 
Strafhaft, verurteilt nach §129/129a StGB; ein weite¬ 
rer wurde im Zuge der Razzien vom Januar verhaf¬ 
tet. Der Haftrichter hat wegen angeblicher Flucht¬ 
gefahr den Haftbefehl aufrechterhalten. 

Jeweils ein in Auslieferungshaft genommener Kur¬ 
den wurde im September, Oktober und Dezember 

2006 wieder entlassen und eine Auslieferung an die 
Türkei abgelehnt. Ein Kurde konnte am 12. Januar 

2007 das Gefängnis verlassen. 

Am 10. Januar 2007 wurden mit einem Aufgebot 
von rund 230 Polizeibeamten in Bayern, Rheinland- 
Pfalz, Baden-Württemberg und im Saarland 25 
Wohnungen bzw. Geschäftsräume und kurdische 
Vereine durchsucht. Begründet wurde die Polizeiak¬ 
tion mit angeblichen Verstößen gegen das Vereins¬ 
gesetz (Spendensammeln, Lagern von verbotenem 
PKK-Propagandamaterial). Beschlagnahmt wurden 
Bargeld, Dokumente, Computer, Mobiltelefone, 
Kontenunterlagen, Zeitschriften, Plakate. 
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Die Auslieferungs- und Untersuchungshaft wird 
auf das Strafmaß angerechnet. Geprüft wird ferner, 
ob Hasan K. Revision gegen dieses Urteil einlegt. 

Laut gestriger Mitteilung der Bundesanwaltschaft 
(BAW), wurde gegen die kurdischen Politiker und 
Journalisten, Riza E. und Muzaffer A., Anklage 
wegen Mitgliedschaft in einer „kriminellen“ Vereini¬ 
gung erhoben. Sie sollen von 2004 bis 2006 als 
Funktionäre der PKK/des KONGRA-GEL tätig 
gewesen sein. Beide waren im August des vergange¬ 
nen Jahres verhaftet worden und befinden sich seit¬ 
her in Untersuchungshaft. Muzaffer A. hat wegen 
seiner politischen und journalistischen Arbeit bereits 
20 Jahre in türkischen Gefängnissen verbracht und 
sich nach seiner Flucht in Deutschland für die sei¬ 
nerzeit noch bestehende legale Partei DEHAP enga¬ 
giert. Auch Riza E. war als kurdischer Journalist der 
politischen Verfolgung türkischer Behörden ausge¬ 
setzt und wurde mehrmals zu Haftstrafen verurteilt. 
(...) 

(Pressemitteilung Azadi, 17.1.2007) 

Die miesen Methoden der 
Verfassungs«schützer» 

Von den am 10. Januar in mehreren Bundesländern 
veranstalteten Polizeirazzien in Räumen kurdischer 
Vereine und Privatwohnungen, war auch der in 
Pforzheim lebende Kurde Abdullah Mutlu betrof¬ 
fen. Gegenüber der heutigen Ausgabe der prokurdi¬ 
schen Tageszeitung Yeni Özgür Politika berichtet er 
über die Vorgeschichte dieser Durchsuchung. 

So sei er vor etwa einem Monat von denselben 
Kriminalbeamten, die bei der Wohnungsrazzia 
anwesend waren, verfolgt und angesprochen wor¬ 
den. Bei einem weiteren Versuch, habe man ihn 
über seine Einschätzung der demokratischen Ent¬ 
wicklung in der Türkei gefragt und ob in seiner 
Wohnung Geld für die PKK lagere. Außerdem 
wolle man mit ihm einen Termin vereinbaren und 
über eine mögliche Zusammenarbeit reden. Als 
Abdullah Mutlu den Beamten gegenüber äußerte, 
dass sie bei Interesse am kurdischen Thema in den 
kurdischen Verein kommen könnten, er aber nicht 
bereit sei, sich mit ihnen zu treffen, habe man ihm 
gesagt, er solle sich nicht um sich selbst, sondern 
Gedanken über seine Kinder machen. 

Abdullah Mutlu wertet die Durchsuchung seiner 
Wohnung als Racheakt dafür, dass er sich einem 
Treffen und einer Zusammenarbeit mit dem Verfas¬ 
sungsschutz verweigert hat. „Die Repression gegen 
Kurden geht weiter. Aber wir werden immer dage¬ 
gen protestieren. Man kann uns nicht zu dieser 
schmutzigen Politik zwingen,“ erklärte er zu den 
Versuchen, ihn anzuwerben und einzuschüchtern. 


Die Ereignisse der letzten Tage lassen darauf 
schließen, dass es sich hier um gezielte und konzer¬ 
tierte Aktionen handelt mit dem Ziel der Zerschla¬ 
gung kurdischer Organisationen und Strukturen. 

AzadT verurteilt diese widerwärtige Einschüch¬ 
terungspraxis und fordert deren Beendigung. 

(Pressemitteihmg Azadi, 17.1.2007) 

Nötigung durch 
Verfassungs«schützer» 

Dem Ehepaar Mehmet und Fatma Yurdakul ist laut 
einer Meldung der kurdischen Nachrichtenagentur 
ANF auf der Ausländerbehörde Stuttgart für die 
Erteilung eines unbefristeter Aufenthaltsstatus die 
Tätigkeit als Spitzel nahegelegt worden. Das Paar 
soll in einem gesonderten Raum von einer Person, 
die sich als Verfassungsschützer des Innenministeri¬ 
ums vorstellte, verhört worden sein. Hierbei verwies 
diese auf eine umfangreiche Akte über angebliche 
Vergehen insbesondere von Mehmet Yurdakul. Die 
Person habe dem Ehepaar sodann vorgeschlagen, 
dass deren Aufenthalt in einen unbefristeten umge¬ 
wandelt werden könnte, verbunden mit sonstigen 
Vorteilen für den Fall, dass die Beiden auf den Vor¬ 
schlag eingehen. So sollten sie Einzelheiten über 
Personen notieren, die sich an von Kurden organi¬ 
sierten Aktivitäten und Aktionen beteiligten. Insbe¬ 
sondere seien sie über Informationen über Personen 
befragt worden, die in Stuttgart besondere Aufgaben 
wahrnehmen. 

Das Ehepaar Yurdakul hat das Ansinnen des 
Verfassungsschützers abgelehnt und stattdessen die 
Zeitung Yeni Özgür Politika dazu aufgerufen, ihren 
Fall und ähnlich gelagerte Fälle öffentlich zu 
machen. Die Beiden sind - so ANF - genötigt wor¬ 
den, ein Papier zu unterzeichnen, dass es eine 
„Sicherheitsbefragung“ abgelehnt habe. 

(Azadi/ANF, 4.1.2007) 

Bundesamt widerruft Asylstatus eines Kurden 

Alles ist gut - in der Türkei 

Der Kurde S.Ö. hatte die Erlaubnis zur Niederlas¬ 
sung in Deutschland beantragt. Doch statt einer 
Zusage, erhielt er den Widerruf seines Asylstatus. 
„Die innenpolitische Situation und Sicherheitslage in 
der Türkei hat sich wesentlich geändert,“ heißt es in 
einem Schreiben des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge, das S.Ö. Ende Dezember 2006 
erhielt. Wenige Monate zuvor hatte bereits das 
Regierungspräsidium Stuttgart dem Verteidiger des 
Kurden (mit dem Betreff: Ausweisung sog. gefähr¬ 
licher Ausländer durch die Regierungspräsidien) 
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mitgeteilt, dass sich sein Mandant seit Jahren „aktiv 
für die Ziele der PKK“ eingesetzt habe. Als Beleg 
hierfür listete die Behörde auf, dass er „beispiels¬ 
weise im November 2005 eine Veranstaltung des 
KONGRA-GEL mit einer Gedenkminute für die 
,Märtyrer’“ eröffnet und „Öcalan als ,Lebensretter 
des kurdischen Volkes’ gewürdigt habe. Deshalb 
werde sich seine „Ausweisung aus dem Bundesge¬ 
biet kaum vermeiden lassen“. 

Das Bundesamt lässt mit dem Hinweis darauf, 
dass die Türkei „seit 1999 bereits EU-Beitrittskandi- 
dat“ sei und „weitreichende Reformen“ verabschie¬ 
det hätten, auch keinen Zweifel daran, dass S.Ö. 
„die Rückkehr in das Heimatland auch nicht aus 
zwingenden Gründen, die auf früheren Verfolgungen 
beruhen, ablehnen“könne. 

(Azadi, Dezember 2006) 


2006 Rekordjahr 
rechtsextremistischer Gewalt 

Das Bundeskriminalamt (BKA) gab bekannt, dass 
das vergangene Jahr ein Rekordjahr rechtsextremis¬ 
tisch motivierter Gewalttaten gewesen sei. „Allein 
die registrierten Straftaten mit rechtsextremistischem 
Hintergrund lagen im ablaufenden Jahr 50 Prozent 
höher als 2004, also vor zwei Jahren,“ erklärte die 
stellvertretende Vorsitzende der Linksfraktion im 
Bundestag, Petra Pau. Der Vorsitzende des Vereins 
„Gesicht zeigen“, Uwe-Karsten Heye, wiederholte 
seine vor der Fußballweltmeisterschaft geäußerte 
Warnung, Dunkelhäutige sollten bestimmte Gegen¬ 
den in Brandenburg meiden. Diese Aussage sei das 
Ergebnis seiner sechsjährigen Arbeit mit dem Ver¬ 
ein. Als Vorbeugung gegen Rechtsextremismus for¬ 
derte Heye mehr Bildung und Ausbildung für Kin¬ 
der und Jugendliche. 

(Azadi/FR, 2.1.2007) 
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Datenschützer Peter Schaar warnt 
vor Kontrolle des Internets 

„In der Sache kann es keinen Zweifel geben, dass 
wir diese Möglichkeit brauchen“, sagte Bundesin¬ 
nenminister Wolfgang Schäuble und meinte damit 
sein Vorhaben, dass Behörden unter bestimmten 
Voraussetzungen aufgrund richterlicher Entschei¬ 
dungen auch das Recht haben sollten, die neuen 
Kommunikationswege kontrollieren zu können. For¬ 
mal sei das „dasselbe wie eine Hausdurchsuchung“, 
erklärte Schäuble. Derzeit prüfe das Bundesjustizmi¬ 
nisterium die Rechtsgrundlage für diesen Plan. Der 
Bundesdatenschutzbeauftragte Peter Schaar warnte. 
Es sei „irreführend zu glauben, dass man allen 
Gefahren mit verstärkter Überwachung des Netzes 
Vorbeugen könnte“. Der Staat werde „auch mit 
einem erheblichen Personal- und Sachaufwand nicht 
auszuschließen, dass ein offenes Netz wie das Inter¬ 
net bestimmte Risiken sowohl für den Benutzer wie 
auch für die Gesellschaft beinhaltet“. Es könne nicht 
sein, dass „völlig legales Verhalten, weil es eben 
überwachbar ist, auch überwacht wird.“ Überhaupt 
seien die Überwachungsmöglichkeiten im Internet 
i nz wischen bereits stärker als die Möglichkeiten, 
sich gegen Überwachung zu schützen und damit 
auch die Privatsphäre zu gewährleisten. 

(Azadi/FR, 27.12.2006) 


Schäuble verstößt 
gegen Völkerrecht 

Der SPD-Verteidigungsexperte Rainer Arnold, hat 
Bundesinnenminister Wölfgang Schäuble wegen sei¬ 
ner Pläne für eine Änderung des Grundgesetzes vor 
einem Bruch des Völkerrechts gewarnt. Sein Vorha¬ 
ben, einen Anti-Terror-Einsatz der Bundeswehr auch 
im Inland einzusetzen, bedeute die „Beugung des 
internationalen Kriegsvölkerrechts“, so Arnold. Es 
könne nicht sein, dass einzelne Länder Krieg anders 
definieren als im Völkerrecht vorgesehen. 

(Azadi/FR, 6.1.2007) 

IMK: nicht ohne meine Feindbilder 

Schwerpunkte der Innenministerkonferenz (IMK) 
sollen auch in diesem Jahr die Bekämpfung des isla- 
mistischen Terrorismus sowie des Extremismus von 
rechts und links sein. Ferner sollen alle beteiligten 
Behörden vom Frühjahr an die Antiterrordatei nut¬ 
zen können. Für die Sicherung des G8-Gipfels vom 
6.-8. Juni in Heiligendamm/Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern würden laut Berlins Innensenator Ehrhart 
Körting (SPD) mehr als 10 000 Polizisten eingesetzt 
werden; Linksextremisten würden bereits jetzt gegen 
das Ereignis mobilisieren. 

(Azadi/FR, 11.1.2007) 
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Bundesverfassungsgericht: 
Ausbürgerung bei Doppelpass 
rechtens 

Wer nach Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
erneut auch seine frühere annimmt, dem darf die 
deutsche wieder entzogen werden. Das entschied 
eine Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfas¬ 
sungsgerichts in einem am 10. Januar veröffentlich¬ 
ten Beschluss. Die Richter wiesen damit die Verfas¬ 
sungsbeschwerde eines gebürtigen Türken zurück, 
der im März 1999 Deutscher geworden war und im 
Februar 2001 erneut die türkische Staatsbürgerschaft 
erwarb. 2005 entzog ihm die Stadt Frankfurt/M. die 
deutschen Papiere. Nach Angaben Ankaras haben 
seit dem Jahre 2000 rund 50 000 deutsche Staats¬ 
bürger türkischer Herkunft erneut die türkische 
Staatsangehörigkeit angenommen. 

Aktenzeichen: 2 BvR 1339/069. 

(Azadi/ND, 11.1.2007) 

Brüssel muss «EU-Terrorliste» 
überarbeiten 

Der EU-Ministerrat beabsichtigt ein neues Verfah¬ 
ren zur Aufstellung der sog. Terrorliste, um juristi¬ 
sche Probleme künftig zu vermeiden. Juristen prü¬ 
fen nach Angaben aus Ratskreisen zunächst, ob die 
Institution gegen ein kürzlich ergangenes erstinstanz¬ 
liches Urteil des EU-Gerichts Rechtsmittel einlegen 
soll. Das Gericht in Luxemburg hatte entschieden, 
dass die europäische Liste terroristischer Personen 
und Organisationen rechtswidrig zustande gekom¬ 
men sei. Bei Entscheidungen zur EU-Liste, derzu- 


folge Finanzen nichteuropäischer Terrorverdächtiger 
eingefroren werden, muss der Brüsseler Rat laut 
EU-Gericht gewisse Rechte der Betroffenen einhal- 
ten. Dies sei nicht geschehen. Das Gericht gab des¬ 
halb einer Klage der iranischen Völksmudschahedin 
gegen die Liste statt. Zwei weitere Organisationen 
und eine Einzelperson haben nach Ratsangaben 
fristgerecht Klagen gegen ihre Aufnahme auf die 
Liste eingereicht. 

(Azadi/dpa, 13.12.2006, siehe auch Azadi-info Nr. 46 vom September 
2006, S. 5 „Generalanwältin des EU-Gerichtshofs für das Recht der 
PKK auf Klage gegen Aufnahme in die EU-Terrorliste) 

EU-Gericht muss PKK-Status auf 
«Terror-Liste» prüfen 

Am 18. Januar 2007 entschied der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg, dass das 
„Gericht erster Instanz“ nun doch prüfen muss, ob 
die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) im Juni 2002 
vom Rat der EU zu Recht auf die Liste der Terror¬ 
vereinigungen gesetzt worden ist. Im Jahre 2005 
hatte das Gericht die Klage des Bruders von Abdul¬ 
lah Öcalan, Osman Öcalan, auf Rücknahme der 
EU-Entscheidung als unzulässig abgewiesen. Dieser 
hatte erklärt, dass die PKK sämtliche Aktivitäten 
unter diesem Namen im April 2002 eingestellt hätte. 
Um die beschlossene Neuorientierung deutlich zu 
machen, sei der „Kongress für Demokratie und 
Freiheit Kurdistans’“ (KADEK) gegründet worden. 

Das „Gericht erster Instanz“ hatte die Klage 
abgewiesen. Weil die PKK nicht mehr existiere, 
könne auch niemand in ihrem Namen klagen. Dage¬ 
gen wandte sich der EuGH. 

(Azadi/FR, 19.1.2007) 
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Niederländisches Gericht: 

Nedim Seven wieder frei 

Die von der Türkei geforderte Auslieferung des kur¬ 
dischen Politikers Nedim SEVEN ist am 5. Dezem¬ 
ber 2006 vom zuständigen niederländischen Gericht 
abgelehnt worden. Es beschied, dass Seven auf¬ 
grund des gleichen Prozesses, wegen dem die Türkei 
seine Auslieferung gefordert habe, zu einem frühe¬ 
ren Zeitpunkt verhaftet und gefoltert worden ist. Im 
Falle seiner Auslieferung sei nicht auszuschließen, 
dass er erneut Folterungen ausgesetzt sein würde. 
Des weiteren stellte das Gericht fest, dass bei der 
durch das niederländische Justizministerium ange¬ 
ordneten Verhaftung des Kurden Fehler gemacht 
worden seien. 

Der Kurde war am 8. August dieses Jahres an 
der niederländisch-belgischen Grenze fest- und in 
Auslieferungshaft genommen worden. Die Konföde¬ 
ration Kurdischer Vereine in Europa (KON- 
KURD) hatte im November 2006 die sofortige Frei¬ 
lassung von Nedim Seven gefordert und den 
Haftbefehl als „illegale Vorgehensweise“ verurteilt. 
Der Kurde sei wegen seiner politischen Arbeit ins 
Fadenkreuz des türkischen Staates geraten und 
habe, weil sein Feben bedroht war, das Fand verlas¬ 
sen müssen. 

Inzwischen befindet sich Nedim Seven wieder in 
Frankreich, wo er als politischer Flüchtling aner¬ 
kannt ist. 

(Azadi/ANF/ISKU, 5.,13.12.2006) 

Sirac Ö. ist wieder frei 

OLG Saarland: Gefährdung durch Folter besteht weiter 

Sirac Ö. ist seit dem 13. Dezember 2006 wieder auf 
freiem Fuß. Der 1. Strafsenat des Saarländischen 
Oberlandesgerichts (OFG) hat mit Beschluss vom 
13. Dezember 2006 die Auslieferung in die Türkei 
„gern, dem Haftbefehl der 6. Kammer des Schwur¬ 
gerichts in Adana vom 14. Februar 2006“ für unzu¬ 
lässig erklärt. Der Auslieferungshaftbefehl wurde 
aufgehoben. Entschädigung für erlittene Ausliefe¬ 
rungshaft stehe dem Verfolgten allerdings nicht zu. 





In einer ausführlichen Begründung führten die Rich¬ 
ter u.a. aus, dass die Auslieferung deshalb unzulässig 
ist, „weil das Auslieferungshindernis der politischen 
Verfolgung besteht“. Er habe deshalb „bei einer 
Rückkehr in die Türkei von zu erwartenden Ermitt¬ 
lungsmaßnahmen in einer gegenüber nichtpoliti¬ 
schen Straftätern verschärften Weise mit Misshand¬ 
lung oder Folter zu rechnen.“ Der Senat weist auf 
Erkenntnisse hin, nach denen „in der Vergangenheit 
in der Türkei gerade Angehörige linksgerichteter 
und prokurdischer Organisationen nicht nur wegen 
ihrer politischen Anschauungen verfolgt, sondern 
trotz des gesetzlichen Verbots durch Anwendung 
von Folter vor allem im Polizeigewahrsam härter als 
andere Gefangene menschenrechtswidrig behandelt 
und so gezwungen“ würden, „ihre Verbindungen 
und Aktivitäten preiszugeben.“ Obwohl der Senat 
nicht verkenne, „dass in den vergangenen Jahren in 
der Türkei eine Vielzahl von Reformen eingeleitet“ 
worden seien, „um die türkischen Gesetze in Ein¬ 
klang mit internationalem Recht zu bringen und die 
Kriterien zum Beitritt in die Europäische Union zu 
erfüllen,“ sei „die Strafverfolgung von Foltertätern 
immer noch als unbefriedigend zu bezeichnen.“ 
Diesbezüglich sehe der „UNHCR sogar Rück¬ 
schritte im Reformprozess in der Türkei“. So führ¬ 
ten die „Wiedereinführung von Geld- und Bewäh¬ 
rungsstrafen bei Folter und die Straffreiheit bei 
,Handeln auf Befehl’“ in der Praxis dazu, „dass die 
Bemühungen um Eindämmung der Folter unterlau¬ 
fen oder revidiert würden.“ Derzeit ließe sich „nicht 
abschließend und verlässlich beurteilen, ob die von 
der türkischen Regierung eingeleiteten Reformen 
schon so durchgreifende Wirkung gezeitigt haben, 
dass die ursprüngliche Gefährdungslage bei einer 
Auslieferung des Verfolgten an die Türkei entfallen 
könnte.“ Gehe es jedoch „um das Bestehen eines 
Auslieferungshindernisses“, müssten sich „diese 
Zweifel zu Gunsten des Verfolgten auswirken.“ 
Außerdem gingen die Richter davon aus, dass im 
vorliegenden Fall „gegen den Verfolgten in der Tür¬ 
kei eine Aussage gegen ihn verwendet werden wird, 
die durch Folter erzwungen wurde. Der Senat 
könne nicht ausschließen, „dass zur Überführung 
des Verfolgten die durch Folter erpresste Aussage 
des A.O., die als alleiniges Beweismittel (...) heran¬ 
gezogen“, herangezogen wurde. 

Nicht zuletzt war für das Gericht wichtig, dass 
„der Verfolgte in leitender Position Mitglied des tür¬ 
kischen Friedenskomitees im Saarland“ gewesen ist. 
Es sei davon auszugehen, „dass kurdische Opposi¬ 
tionelle wie der Verfolgte, die sich in exilpolitisch 
besonderer Weise exponiert betätigen, in besonderer 
Weise unter Beobachtung durch türkische Sicher¬ 
heitsorgane“ stünden. Mit strafrechtlicher Verfol- 
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gung hätten insbesondere solche Personen zu rech¬ 
nen, „die als Auslöser von als separatistisch oder 
terroristisch erachteten Aktivitäten und als Anstifter 
und Aufwiegler angesehen“ würden. Aktenzeichen: 
OLG Ausl .35/06 (30/06) 

Sirac Ö. war am 13. September auf der Grund¬ 
lage eines von der Türkei beantragten Auslieferungs¬ 
ersuchens wegen angeblicher PKK-Mitgliedschaft in 
Saarbrücken festgenommen worden. 

(Azadi, 13.12.2006) 

Bundesjustizministerium lehnt 
Auslieferung von Mehmet T. an die 
Türkei ab 

Ausländerbehörde jedoch betreibt dessen 
Ausweisung 

Der Kurde Mehmet T., der am 30. August 2006 in 
seiner Wohnung in Frankfurt/M. fest- und 
in Auslieferungshaft genommen worden war, wurde 


am 12. Januar 2007 aus dem Gefängnis entlassen, 
nachdem das Bundesjustizministerium eine Ausliefe¬ 
rung an die Türkei nicht zugelassen hatte. Doch ist 
damit die Odyssee für Mehmet T. nicht zu Ende. 
Überraschend schnell nach der Haftentlassung hat 
ihm die zuständige Ausländerbehörde die Beendi¬ 
gung seines Aufenthaltes in Deutschland angekün¬ 
digt, nachdem sich die türkische Konsularbehörde 
zuvor geweigert hatte, den Pass von Mehmet T. zu 
verlängern. Nach Auffassung des Ausländeramtes 
hält sich der Kurde nun nicht mehr legal in der 
BRD auf, was eine Ausweisung zur Folge haben 
müsse. Im Gegensatz hierzu hat sich das zuständige 
Regierungspräsidium für ein Verbleiben des Kurden 
ausgesprochen und ihm die Ausstellung eines 
Ersatzdokuments in Aussicht gestellt. Das Auslän¬ 
deramt bleibt jedoch bei seiner harten Haltung. Ein 
Ende dieser Geschichte ist also noch nicht abzuse¬ 
hen. 

(Azadi, Januar 2007) 
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2006 nur noch 251 Asyl-Anerken¬ 
nungen 

Pro Asyl: Dokument deutscher Verantwortungslosigkeit 

Die Zahl der Asylanträge in Deutschland ist erneut 
deutlich gesunken. 2006 beantragten 21 029 Men¬ 
schen ,Asyl - laut Bundesinnenministerium gut ein 
Viertel weniger als im Vorjahr. Dies sei auf die inten¬ 
sivierte Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des 
„Asylmissbrauchs“ in der EU zurückzuführen. Das 
UN-Flüchtlingshilfswerk UNHCR erklärte, dass die 
Zahl der Asylanträge EU-weit um 21 Prozent gesun¬ 
ken sei. Die Hauptherkunftsländer waren Irak, Tür¬ 
kei, Serbien, Montenegro und die Russische Födera¬ 
tion. 

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
hatte 2006 über 30 759 Asylanträge entschieden, 
wovon lediglich 251 Fälle (0,8 %) eine Anerkennung 
erhalten haben. Schutz vor Abschiebung wurden 
1097 Asylbewerbern zugesprochen, abgelehnt aber 
18 384 - knapp 60 Prozent der Asylbewerber. Über 
8835 Anträge ist noch nicht entschieden worden. 
Pro Asyl kritisierte die Zahlen als „Dokument deut¬ 
scher Verantwortungslosigkeit“. Nichts anderes als 
„Sabotage am Menschenrecht auf Asyl“ würde sei¬ 
tens der EU-Staaten betrieben. 

(Azadi/ND, 10.1.2007) 


Große Koalition: 

Streitpunkt Bleiberecht ungelöst 

Die Große Koalition beabsichtigt, das umstrittene 
Bleiberecht für geduldete Flüchtlinge aus den Ver¬ 
handlungen zum Zuwanderungsgesetz auszuklam¬ 
mern, weil es „nicht die gesamte Gesetzgebungsver¬ 
handlung blockieren“ sollte. Der bisher ungelöste 
Streit entfacht sich an einem dauerhaften Aufent¬ 
haltsrecht für rund 200 000 geduldete Flüchtlinge. 
Über weitere geplante Änderungen am Zuwande¬ 
rungsgesetz gebe es laut Unionsfraktionsvize Wolf¬ 
gang Bosbach „weitestgehende Einigung“. Union 
und SPD hatten sich 2006 darauf geeinigt, dass 
geduldete Flüchtlinge, die seit sechs bzw. acht Jah¬ 
ren in Deutschland leben, eine auf zwei Jahre befris¬ 
tete Aufenthaltserlaubnis erhalten, um sich in dieser 
Zeit eine Arbeit zu suchen. Streitpunkt blieb, was 
mit jenen geschehen soll, die nach den zwei Jahren 
keine Stelle gefunden haben. 

(Azadi/ND, 17.1.2007) 

Härtefälle 

Im vergangenen Jahr hat das brandenburgische 
Innenministerium auf Ersuchen der Härtefall¬ 
kommission 54 Ausländern eine Aufenthaltserlaub¬ 
nis aus humanitären Gründen erteilt. Seit Gründung 
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der Kommission im Februar 2005 hätten laut Innen¬ 
minister Jörg Schönbohm 105 Menschen durch ein 
Härtefallverfahren ein Aufenthaltsrecht erhalten. 

(Azadf/jw, 18.1.2007) 

Unwort des Jahres: 

«Freiwillige Ausreise» 

Flüchtlingsrat: Deutsche Asylpolitik „Produktionsstätte 
von Unwörtern“ 

Zum Unwort des Jahres wählte die Jury um den 
Sprachwissenschaftler Horst Dieter Schlosser die 
„freiwillige Ausreise“. „Die Freiwilligkeit einer sol¬ 
chen Ausreise darf bezweifelt werden“, sagte Schlos¬ 
ser. Der Begriff solle vortäuschen, dass abgelehnte 
Asylbewerber nach „intensiver Beratung“ in den so 
genannten Ausreisezentren beschlossen hätten, „die 
Bundesrepublik doch lieber selbst wieder zu verlas¬ 
sen“. Nach Auffassung des Niedersächsischen 
Flüchtlingsrates ist die deutsche Flüchtlingspolitik 
eine „Produktionsstätte von Unwörtern“ - so wür¬ 
den Lager in „Gemeinschaftsunterkünfte“ verharm¬ 
losend umgedeutet und der Entzug von Sozialhi lf e 
für Asylbewerber als „Asylbewerberleistungsgesetz“ 
genannt. Sevim Dagdelen, integrationspolitische 
Sprecherin der Linksfraktion im Bundestag sagte, 
der Begriff der „freiwilligen Ausreise“ verschleiere 
eine „menschenverachtende Praxis“. 

(Azadi/FR/ND/jw, 20.1.2007) 

Hessens SPD und Grüne für 
gezielte Fragen an Einbürgerungs¬ 
bewerber 

„Wenn du nur allgemein fragst, dann kriegst du auch 
nur eine allgemeine Antwort,“ erklärte der Innenpo¬ 
litiker der SPD im hessischen Landtag und spricht 
sich damit für ein neues Verfahren bei der Einbürge¬ 
rung von Ausländern aus. Es müsse „gezielt nach 
der Mitgliedschaft in bestimmten Organisationen 
gefragt“ werden. Diese Auffassung wurde vom 
Abgeordneten der Grünen, Jürgen Frömmrich, 
geteilt. Bewerber müssten „auf dem Boden der frei¬ 
heitlichen Grundordnung stehen und sich zu unse¬ 


ren Werten bekennen“. Frömmrich und Rudolph 
reagierten mit ihren Äußerungen auf ein Urteil des 
Hessischen Verwaltungsgerichtshofs in Kassel vom 
18. Januar. Die Richter hatten vier aus der Türkei 
stammenden Männern die deutsche Staatsbürger¬ 
schaft zugebilligt, obwohl sie bei ihrer Einbürgerung 
verschwiegen hatten, dass sie der „Islamischen 
Gemeinschaft Milli Görüs“ angehören, die wegen 
ihrer verfassungsfeindlichen Ziele vom hessischen 
Verfassungsschutz beobachtet wird. Dazu urteilte 
jedoch das Gericht: „Es gab für die Kläger keinen 
Anlass, auf ihre Mitgliedschaft in der Gruppe hinzu¬ 
weisen. Stattdessen hätte das Regierungspräsidium 
als zuständige Behörde konkreter fragen können.“ 

(Azadi/FR, 20.1.2007) 

Pro Asyl-Studie: Entscheidungs¬ 
praxis des Bundesamt für Migra¬ 
tion und Flüchtlinge skandalös 

In einer von Pro Asyl in Auftrag gegebenen und der 
Öffentlichkeit vorgelegten Studie über die Qualität 
der Entscheidungspraxis des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge sind zahlreiche elementa¬ 
ren Mängel festgestellt worden. Von der Autorin Dr. 
Ines Welge wurden 77 Verfahren aus den letzten 
sechs Jahren geprüft. Danach wird als „inakzepta¬ 
bel“ festgestellt, dass „in zahlreichen Verfahren die 
Person, die die jeweiligen Asylsuchenden anhört und 
diejenige, die über den Antrag entscheidet, nicht 
identisch sind.“ Also von einer Person, die „den 
Antragsteller niemals gesehen hat“ und „allein nach 
Aktenlage beurteilt“, zumeist „zum Nachteil der 
Betroffenen“. 

„Wer solch mangelhafte Arbeit zulässt, dem ist 
vorzuwerfen, dass er es mit dem Grund- und Men¬ 
schenrecht auf Asyl nicht allzu ernst meint“, sagt 
Bernd Mesovic von Pro Asyl zu dem skandalösen 
Ergebnis der Untersuchung. Gefordert wird von der 
Leitung des Bundesamtes eine „lückenlose Kon¬ 
trolle aller Bundesamtsentscheide, bevor sie das 
Amt und seine Außenstellen verlassen“. 

Die Untersuchung ist auf der Homepage von Pro 
Asyl zu finden. 

(Azadi/Pressemitteilung Pro Asyl, 23.1.2007) 
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Flutopfer in Kurdistan 

Nach Angaben der Vereinigung der Stadtverwaltun¬ 
gen in Südostanatolien (GABB) sind bei der Flutkat¬ 
astrophe in den kurdischen Provinzen im November 
46 Personen getötet und 13.519 Häuser beschädigt 
worden. Der materielle Schaden beträgt 97.580.000 
türkische Lira. 

(Azadi/DIHA/ISKU, 5.12.2006) 

Türkisch-Iranisches Abkommen 
gegen PKK und PJAK 

Nach einer Meldung der Tageszeitung Sabah ist es 
bei einem Besuch des türkischen Ministerpräsiden¬ 
ten Tayyip Erdogan in Teheran zur Unterzeichnung 
eines Abkommens über ein gemeinsames Vorgehen 
gegen PKK und PJAK gekommen. Dabei soll es 
insbesondere um die Fortsetzung zeitgleicher Mili¬ 
täroperationen im Grenzgebiet zwischen der Türkei 
und dem Iran gehen. Ferner sollen über Arbeits¬ 
gruppen aus den Innen- und Verteidigungsministe¬ 
rien, der Polizeibehörden und des Grenzschutzes die 
Zusammenarbeit verstärkt werden. 

(Azadi/ÖP/ISKU, 6.12.2006) 

Kriegsbilanz 2006 

Faut einer von den Volksverteidigungskräften HPG 
vorgelegten Jahresbilanz 2006, gab es 484 Militär¬ 
operationen, seitens der türkischen Armee 472. Es 
wurden 853 Soldaten getötet; die Zahl der gefalle¬ 
nen Guerillas betrug 131. Aus Protest gegen den 
Krieg in Kurdistan, ist ein Soldat in die Reihen der 
HPG übergelaufen. 

(Azadi/HPG-Hauptquartier, 2.1.2007) 

PKK-Bekämpfer treffen sich in 
Europa 

Laut des TV-Senders CNN Türk soll im Dezember 
2006 in Belgien oder Deutschland ein Treffen zum 
Thema „PKK und Europa“ stattfinden, an dem 
neben Mitarbeitern verschiedener Nachrichtendien¬ 
ste auch die Vertreter der so genannten „Koordina¬ 
tion zur Bekämpfung der PKK“ der Türkei und der 
USA, Edip Baser und Joseph Ralston (s. hierzu 
auch Azadi-infodienst Nr. 46), teilnehmen werden. 

(Azadi/CNN Türk/ISKU, 5.12.2006) 

Erdogan unzufrieden mit Anti- 

P KK-Koo rd i n ato ren 

Edip Baser verweist auf „Gipfeltreffen“ in Deutschland 

Auf einer Reise in den Libanon hat der türkische 
Ministerpräsident Erdogan gegenüber Journalisten 


erklärt, dass er unzufrieden sei mit der Unterstüt¬ 
zung der U SA. Auch das System der „PKK-Koordi- 
natoren“, das auf Wunsch Ankaras mit jeweils 
einem Koordinator aus der Türkei, den USA und 
des Irak eingerichtet wurde, habe bisher zu keinerlei 
Ergebnissen geführt. Es seien keine konkreten 
Schritte eingeleitet worden, um der PKK in Südkur¬ 
distan ein Ende zu bereiten. Lediglich die PKK- 
Büros in Irak habe man vorübergehend geschlossen. 

Der türkische Koordinator, Edip Baser, hatte in 
einem Interview mit dem Fernsehsender NTV am 
23. Dezember 2006 erklärt, man nähere sich mit 
den USA konkret dem Kampf gegen die PKK an. 
Hierbei verwies er auch auf ein Treffen mit seinem 
US-amerikanischen Kollegen Joseph Ralston in 
Deutschland, dem ein weiteres im Januar 2007 fol¬ 
gen werde. Hierbei solle festgelegt werden, ob man 
das Koordinatorensystem beibehalten wolle. 

(Azadi/Özgiir Politika, 4.1.2007) 

Ministerpräsident Erdogan, Sozial- 
demokraten-Chef Baykal und Mili¬ 
tär für Intervention im Nordirak 


Der türkische Ministerpräsident Tayyip Erdogan 
erwägt eine militärische Intervention im Nordirak. 
Schon seit Jahren droht die Türkei, mit militärischen 
Operationen gegen im Nordirak vermutete Lager 
der PKK vorzugehen. Nach ihrer Einschätzung 
befinden sich mehr als 5000 PKK-Kämpfer/innen in 
den Kandil-Bergen, von wo sie angeblich zu 
Anschlägen in den Südosten der Türkei vorstoßen 
würden. Nachdem die Türkei immer wieder die ■ 
mangelnde US-Unterstützung beim Vorgehen gegen 
die PKK kritisiert hatte, durchsuchten U S-Soldaten 
laut türkischen Medienberichten ein kurdisches 
Flüchtlingslager im Nordirak. Einen „Terroristen“ 
haben sie nicht gefunden. 

Mit Argwohn registriert die Türkei auch die Ent¬ 
wicklung hinsichtlich eines künftigen selbstverwalte¬ 
ten Kurdenstaates mit der Hauptstadt Kirkuk, einem 
bislang noch außerhalb der Autonomiezone liegen¬ 
den Ölzentrum. Regierung und Militär fürchten 
Auswirkungen auf Abspaltungsbestrebungen der 
Kurden in der Türkei. 

Deniz Baykal, der Vorsitzende der sozialdemo¬ 
kratischen Partei CHP, fordert bereits seit Wochen 
vehement den militärischen Einsatz im Nordirak. 
Für ihn sei nicht nachvollziehbar, „warum die Tür¬ 
kei nicht 40 Kilometer in den Irak vorstoßen kann, 
wo doch die U SA das ganze Land besetzt.“ 

(Azadi/FR, 18.1.2007) 
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IHD: 

Flüchtlinge sind keine Terroristen 

Der Menschenrechtsverein IHD hat die Berichter¬ 
stattung türkischer Medien über eine Durchsuchung 
des Flüchtlingslagers Maxmur in Südkurdistan kriti¬ 
siert. Es werde versucht, die Flüchtlinge als Terroris¬ 
ten darzustellen. Die Berichterstattung habe offenbar 
den Zweck, grenzüberschreitender Militäroperatio¬ 
nen vorzubereiten. Bei den 11 000 Bewohnern von 
Maxmur handele es sich um Kurden aus der Türkei, 
die 1994 vor Krieg und Repression in den Nordirak 
geflüchtet seien. 

Das Lager war am 17. Januar von irakischen und 
U S-Streitkräften durchsucht worden. Türkische 
Medien stellten die Aktion, bei der weder Waffen 
noch PKK-Militante aufgefünden worden seien, als 
Teil des Antiterrorkampfes dar, während irakische 
Stellungnahmen von Routinekontrollen gesprochen 
hätten. 

(Azadi/ANF/ISKU, 18.1.2007) 


Hrant Dink in Istanbul ermordet 

Zentralrat der Armenier: Anschlag auf Meinungsfreiheit 

Am 19. Januar 2007 wurde der 53-jährige arme¬ 
nisch-türkische Journalist und Chefredakteur der 
Zeitung Agos, Hrant Dink, vor dem Redaktionsge¬ 
bäude in Istanbul erschossen. Dink galt als ein pro¬ 
minenter Vertreter der armenischen Minderheit in 
der Türkei. Er wurde im Oktober 2005 wegen „Her¬ 
abwürdigung des Türkentums“ (§ 301 TStGB) zu 
sechs Monaten Haft verurteilt, was vom höchsten 
Berufungsgericht im Juli 2006 bestätigt worden ist. 
Aus nationalistischen Kreisen hatte er laut Aussagen 
von Freunden seitdem Morddrohungen erhalten. 
Der Zentralrat der Armenier in Deutschland 
erklärte: Wie kein anderer habe „Hrant Dink durch 
seinen Mut, seine Unbeugsamkeit und seine Kritik 
der türkischen Leugnungspolitik am Völkermord an 
den Armeniern (in der Zeit während und nach dem 
Ersten Weltkrieg wurden im damaligen Osmanischen 
Reich mehr als eine Million Armenier Opfer eines Völ¬ 
kermordes, was bis heute von der Türkei bestritten wird. 
Azadi), den Hass faschistischer Kreise und des türki¬ 
schen Staates auf sich gezogen.“ 

Dink war im Mai 2005 mit dem Henri Nannen- 
Preis ausgezeichnet worden. „Dieser Mord ist 
zugleich ein blutiger Anschlag gegen die Meinungs¬ 
freiheit und Demokratie, für die Denk sich immer 
eingesetzt hat,“ so der Zentralrat in seiner Erklärung 
(Azadi/Zentralrat der Armenier in Deutschland, 19.1.2007) 




Frauenzentrum UTAMARA eröffnet 


Am 16. Dezember 2006 wurde in Kasbach-Ohlen¬ 
berg bei Bonn die Internationale Freie Frauenstif¬ 
tung - eine Frauenbegegnungs- und bildungsstätte - 
eröffnet. Im Gedenken an Uta Schneiderbanger und 
Ein Ceren Dogruak (Amara), die am 31. Mai 2005 
bei einem Verkehrsunfall in Südkurdistan ums 
Leben kamen, heißt das neue Zentrum UTA¬ 
MARA. In ihrer Eröffnungsrede erklärte Anna- 
Kristin Kowarsch u.a.: „Uta und Amara waren zwei 
unserer internationalistischen Freundinnen. Mit 
ihrem Kampf, ihrer Haltung und ihrer Liebe haben 
sie den Grundstein für dieses Zentrum gelegt. Mit 
diesem Zentrum werden wir ihre Träume und Wün¬ 



sche verwirklichen.“ Die Begegnungsstätte hat das 
Ziel, Frauen einen „Ort zu bieten, um ihre Fähig¬ 
keiten und Begabungen zu entdecken, auszutau¬ 
schen und weiterzuentwickeln, jegliche Form von 
Gewalt gegen Frauen zu bekämpfen und Frauen bei 
der Bewältigung von Gewalt-, Kriegs- und Migra¬ 
tionserfahrungen zu unterstützen.“ Außerdem wird 
eine „Vernetzung und Zusammenarbeit von Frauen¬ 
einrichtungen und zivilgesellschaftlichen Organisa¬ 
tionen sowohl international als auch themenüber- 
greifend“ angestrebt. 

Kontakt: Frauenbegegnungsstätte, In der Stehle 26, 
53547 Kasbach-Ohlenberg, utamara@web.de, Tel. 
02644 - 602424 
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MAFDAD - Für Recht und Gerech¬ 
tigkeit 

„Wir sind der Meinung, dass Rechte und Freiheiten 
der Menschen nicht geschützt werden können, 
wenn der Zusammenhang zwischen der diskriminie¬ 
renden Sicherheitspolitik westlicher Staaten und 
klassischen Rechtsverletzungen in Staaten wie z.B. 
der Türkei übersehen wird. Wir wollen gegen beides 
kämpfen.“ So stellt sich „MAFDAD - Verein für 
Demokratie und internationales Recht“ in seiner 
Gründungserklärung vom 10. Dezember 2006 der 
Öffentlichkeit vor. MAFDAD ist kurdisch und steht 
für Recht und Gerechtigkeit. 

Der Verein wird die Beitrittsverhandlungen zwi¬ 
schen EU und der Türkei kritisch beobachten und 
kommentieren und sich einsetzen für die „Fortent¬ 
wicklung von Demokratie und Menschenrechten im 
21. Jahrhundert.“ Dem Vorstand gehören die 
Rechtsanwältinnen und -anwälte an: 

Anni Pues, Heike Geisweid, Mahmut Sakar, Dr. 
Rolf Gössner, Dr. Jürgen Schneider sowie der 
Bundestagsabgeordnete Prof. Dr. Norman Paech. 

Der Sitz des Vereins: Glasstr. 51, 50823 Köln, 
Tel. 0221-2226341, info@mafdad.org, 
www.mafdad.org 

(Azadi) 


Terror von Justiz und Strafvollzug 
im Nationalsozialismus 

Im Münchener Siedler-Verlag erschien das von 
Nikolaus Wachsmann, der in London Geschichte 
lehrt, verfasste Buch „Gefangen unter Hitler. Justiz¬ 
terror und Strafvollzug im NS-Staat.“ Wachsmann 
beschreibt die perfekt funktionierende Zusammen¬ 
arbeit von Polizei und Justiz bei der Verfolgung von 
„Asozialen“, „Gewohnheitsverbrechern“, „Fremd¬ 
völkischen“ und politischen Widersachern, sog. 
Staatsfeinden. Das Buch umfasst 623 Seiten und 
kostet 28 Euro. 

Kriege und sexualisierte Gewalt 
gegen Frauen 

„Sexualisierte Kriegsgewalt und ihre Folgen“ lautet 
der Titel eines von „medica mondiale“ herausgege¬ 
benen und im Mabuse-Verlag erschienenen Sam¬ 
melbandes. In ihm geht es um Vergewaltigung, Ver¬ 
letzungen, Demütigung und Erniedrigung von 
Frauen und Mädchen in Kriegen. Zumeist überle¬ 
ben sie schwerstens traumatisiert diese zerstöreri¬ 
schen Erlebnisse und vermögen kaum, darüber zu 
sprechen. Um die betroffenen Frauen dabei zu 
unterstützen, ihr Schweigen zu durchbrechen, hat 
medica mondiale die Kampagne „Zeit zu sprechen“ 
initiiert (www.zeit-zu-sprechen.de). 

Das Buch hat 456 Seiten; der Preis beträgt 
34,90 €. 
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In eigener Sache: 

Der AZADI infodienst 
erscheint regelmäßig. Der 
Versand erfolgt per E-Mail. 
Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch 
per Post verschickt. Gefangene 
erhalten den infodienst 
kostenlos. 
Herausgeber ist AZADI e.V. 
Der Verein ist als gemein¬ 
nützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheini¬ 
gungen können ausgestellt 
werden. AZADI e.V. 
unterstützt diejenigen Per¬ 
sonen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betä¬ 
tigung für das Selbstbestim¬ 
mungsrecht des kurdischen 
Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. Die praktische 
Arbeit von AZADI ist die 
finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en 
erfahren, informieren Sie 
uns bitte werden Sie 
Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und 
Bestelladresse: 

AZADI e.V. 
Graf-Adolf-Str. 70A 
40210 Düsseldorf 
Tel. 0211/8302908 

E-Mail:azadi@t-online.de 
Internet: www.nadir.org/azadi/ 

V. i. S. d. P.: Monika Morres 

Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8035 782 600 


Aus dem Inhalt: 
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10 Zur Sache: Türkei 
12 Unterstützungsfalle 


Strategischer Stufenplan 
gegen kurdische Bewegung 

Hintergründe der Polizeiaktionen 
in Deutschland und Frankreich 

Gegen 14 von 15 Personen, die in Frankreich am 5. und 6. Februar bei Razzien 
festgenommen wurden, ist Haftbefehl wegen „Finanzierung von Terrorismus, 
organisiertem Verbrechen und Geldwäsche“ erlassen worden. Eine Person wurde 
freigelassen. 

Hinter der Operation, die ein Resultat der Zusammenarbeit der PKK- 
Sonderkoordinatoren der USA und der Türkei sind, steht ein umfassendes 
Programm. Dieser strategische Plan besteht aus mehreren Stufen und zeigt auf, 
welche Politik gegen zivile kurdische Institutionen geführt wird. 

Die Anfangsphase des Plans 

Der Vizekoordinator des Antiterrorkampfs des US-Außenministeriums, Frank 
Urbancic, unternahm gemeinsam mit dem Direktor des ebenfalls dem US- 
Außenministerium unterstehenden Südosteuropabüros Anfang Dezember eine 
zehntägige geheime Reise durch sechs europäische Länder, auf der besprochen 
wurde, was gegen die PKK unternommen werden soll. Urbancic wurde außerdem 
von Spezialisten der Außen-, Justiz- und Finanzministerien sowie 
Sicherheitsexperten begleitet. Bekannt wurden von diesen sechs europäischen 
Ländern lediglich Frankreich, Deutschland und Belgien. Nach dieser Reise stattete 
Urbancic auch der Türkei einen Besuch ab und traf dabei mit dem Generaldirektor 
der geheimdienstlichen Abteilung des Außenministeriums , Hayati Güven, sowie 
dem türkischen Anti-PKK-Koordinator Edip Baser, zusammen. Danach besuchte 
er noch zwei weitere Länder. 

Aufmerksamkeit erregt besonders das Bemühen, die PKK weniger über ihre 
politische Identität, sondern vielmehr als eine kriminelle Organisation zu 
definieren. So wurde behauptet, bestimmte kurdische Organisationen und 
Politiker/innen in Europa seien aufgrund von Schutzgelderpressung, Drogen- und 
Menschenschmuggel, Betrug, Verstößen gegen das Asylrecht, durch Linanzierung 
und unerlaubter Propaganda illegal tätig. Demokratische Institutionen werden als 
Nebenorganisationen der PKK dargestellt, gegen die vorgegangen werden müsse. 
Urbancic verglich die PKK mit einer Krake, die ihre Arme überall ausstrecke. 
Deshalb müsse „jeder Arm angegriffen“ werden. Gegenüber dem türkischen 
Fernsehsender NTV erklärte er, dass der Waffenstillstand der PKK nicht 
angenommen werde: „Wir sind davon überzeugt, dass der PKK ein Ende bereitet 
werden muss. Sie muss ihre Waffen niederlegen. Mit Kontaktaufnahme oder 
Waffenstillstand beschäftigen wir uns nicht.“ 

Interaktive Strategie am „Runden Tisch“ in Istanbul 

Am 25. und 26. Januar fand in Istanbul unter Vorsitz der Sprecherin der US- 
Botschaft, Kathy Schalow, ein „Runder Tisch“ statt zum Thema „Kampf gegen die 









PKK und den internationalen Terrorismus“, an dem Juristen, Staatsanwälte sowie Angehörige der Sicherheits¬ 
und Geheimdienste aus der Türkei, der USA, Holland, Fra nk reich und Großbritannien teilnahmen. 

Die US-Botschaft erklärte, auf diesem Treffen habe ein Austausch von Gedanken, Erfahrungen und 
praktischer Anwendung im Antiterrorkampf stattgefunden. Die USA und das türkische Justizministerium haben 
interaktive Arbeitsgruppen und die Durchführung von Veranstaltungen beschlossen. Die verschiedenen 
Dimensionen des Kampfes gegen Geldwäsche, Finanzierung von Terrorismus, die PKK sowie die 
internationale Zusammenarbeit in der strafrechtlichen Verfolgung sollen in den kommenden Monaten die 
zentralen Themen sein. 

Kathy Schalow bezeichnete die Operation in Fra nkr eich als „sehr positiv“. Zu den spezifischen Gründen 
des Vorgehens gegen kurdische Einrichtungen und Personen könne sie zwar nichts sagen, doch existiere eine 
enge Zusammenarbeit mit den europäischen Ländern. Man wolle diese dazu ermutigen, gegen die „PKK- 
Banden aggressiver vorzugehen.“ Mit dieser Art von Operationen sei man „zufrieden“ und hoffe, dass „die 
Razzien und Festnahmen andauem“. 


Anti-PKK-Koordinatoren-Treffen in Stuttgart 

Am 11. Dezember 2006 waren der US-Koordinator Joseph 
Ralston und sein türkischer Kollege Edip Baser im US- 
amerikanischen Militärstützpunkt Vaihingen bei Stuttgart 
zusammengetroffen. Hierbei wurde ein Zeitplan für den Anti- 
PKK-Kampf erstellt. In diesem Zusammenhang kam es zu einer 
Vereinbarung über den Ablauf des gemeinsamen Vorgehens, z.B. 
eines Aufrufs an PKK-Mitglieder zur Kapitulation, der 
Unterbindung von Tätigkeiten im Irak und anderen Ländern, des 
Austrocknens der Finanzierungsquellen der Organisation sowie 
der Ergreifung von hochrangigen Führungsmitgliedem der PKK 
und ihrer Auslieferung an die Türkei. 

Zufall oder nicht: Nur wenige Wochen später, am 10. Januar 2007, wurden mit einem massiven 
Polizeiaufgebot in zahlreichen Städten, insbesondere in Baden-Württemberg, die Räumlichkeiten kurdischer 
Vereine und Privatwohnungen durchsucht und hierbei auch ein Vorstandsmitglied der Föderation kurdischer 
Vereine in Deutschland, YEK-KOM, verhaftet. 

Internationale Proteste 



In Kurdistan, Europa und der Türkei protestierten Kurdinnen und Kurden gegen das Vorgehen Fra nkr eichs 
und die Rolle anderer europäischer Länder, der Türkei und der USA bei diesem Angriff. „Wir lassen es nicht zu, 
dass mit den Kurd(inn)en gespielt wird und wir werden es niemals zulassen, dass sich die Geschichte 
wiederholt. Als kurdische Jugendliche sind wir uns bewusst, dass uns keine andere Alternative als Krieg 
geboten wird. Wenn es das ist, was von uns gewollt wird, so sind wir bereit, in die Berge zu gehen und zu 
kämpfen.“ 

In London, Brüssel und Hamburg fanden Kundgebungen vor den französischen Konsulaten statt, wobei die 
sofortige Freilassung der Festgenommenen und die Einstellung der Angriffe gefordert wurden. 

(Azadi/Tuncay Dogan-ANF-/ISKU, 14.2.2007) 


Gemeinsames Konzept gegen friedliche Lösung 
Kurdenverfolgung jetzt auch in Frankreich 


Azadi verurteilt diese konzertierten Aktionen gegen Kurdinnen und Kurden und ihre Institutionen aufs 
Schärfste. Sie offenbaren eine Mentalität, in der sich das Bemühen von Menschen um friedliche 
Konfliktlösungen, um Zukunftsperspektiven jenseits von Verfolgung und Unterdrückung, den Wirtschafts- und 
Militärinteressen und dem politischen Machtkalkül imperialer Staaten unterzuordnen hat. Mit dieser Haltung 
macht sich Europa wieder einmal parteiisch in einem Konflikt, in dem nicht zum ersten Mal versucht wird, die 
Kurdinnen und Kurden zum Spielball internationaler Politik zu machen, sie zum Schweigen zu bringen und 
jegliche eigenständige Organisierung zu unterbinden. Während die zum 1. Oktober 2006 von der kurdischen 
Bewegung ausgerufene erneute Waffenruhe von den politisch Verantwortlichen in der EU letztlich nicht zur 
Kenntnis genommen wurde, haben sie stattdessen - in enger Abstimmung mit den USA und der Türkei - aus 
politischen Erwägungen heraus eine führende Rolle in der strafrechtlichen Verfolgung von Kurdinnen und 
Kurden übernommen. Die EU wird künftig der Türkei kaum vorwerfen können, gegen die kurdische 
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Bevölkerung, ihre Organisationen und Einrichtungen vorzugehen. Doch dürfte das wohl Teil des 
Vemichtungskonzeptes sein. 

Wir fordern entschieden die Beendigung dieser unverantwortlichen Politik, die nur zu einer gefährlichen 
Verschärfung der Konflikte führt statt auch nur ein einziges Problem zu lösen. 
Azadi fordert die Freilassung der - nicht nur - in Fra nkr eich inhaftierten kurdischen Politiker/innen und die 
Einstellung aller Verfahren. 

Der Kampf um Freiheit, Demokratie und Gerechtigkeit wird nicht enden. 

(PM Azadi, 12.2.2007) 

Durchsucht, beschlagnahmt, ED-behandelt 

Aufgrund von Ermittlungen wegen angeblicher Verstöße gegen das Vereinsgesetz, wurden am frühen 
Morgen des 29. Januar 2007 in Bremen die Wohnungen von Bisar H. und Osman A. durchsucht. Hierbei 
beschlagnahmte die Polizei bei Bisar H. Bücher, Kalender, Musikkassetten sowie eine Kopie des Films 
“Beritan”. Ihn nahmen die Beamten zur ED-Behandlung mit auf die Polizeistation. 

Bei Osman A. konfiszierte die Polizei Bücher, einen Computer, ein handy sowie tickets für eine Busfahrt 
nach Straßburg am 10.2.2007. 

Am gleichen Tag, um 5.45 Uhr, erfolgte eine Durchsuchung der Wohnung von Dervis D. in Hannover, in 
der seitdem Bücher, handys und Computer fehlen. Auch er musste zwecks ED-Behandlung zur Polizeiwache. 

(Azadi/ÖP, 31.1.2007) 

Canan Kurtyilmaz ausgeliefert und freigelassen 

Die am 5. Februar aufgrund eines Antrags Fran kr eichs in Belgien festgenommene kurdische Politikerin 
Canan Kurtyilmaz wurde am 16. 2. dorthin ausgeliefert, nach einem Haftprüfungstermin jedoch freigelassen. 
Das Ermittlungsverfahren gegen sie läuft allerdings weiter. 

(Azadi/ANF/ISKU, 19.2.2007) 

Weitere kurdische Politiker freigelassen 

Nach einem Haftprüfungstermin sind in Fran kr eich weitere acht der Anfang Februar in Paris 
festgenommenen 14 kurdischen Politiker freigelassen worden, darunter Riza Altun und Nedim Seven. 

(Azadi/ANF/ISKU, 23.2.2007) 

Kurden fordern Gerechtigkeit 

Aus Protest gegen die Kriminalisierung der Kurdinnen und Kurden in Deutschland und Frankreich, 
veranstaltete die Föderation kurdischer Vereine in Deutschland, YEK-KOM, am 24. Februar unter dem Motto 
„Kurden fordern Gerechtigkeit“ eine Demonstration in Düsseldorf, an der sich über 1000 Menschen beteiligten. 

Wohnungsdurchsuchungen nach „der da“ 



Am 17. Februar erhielt Yilmaz T. von der Kriminalpolizei in 
D. einen Anruf; man müsse ihn sprechen. Der Kurde befand sich 
in einem Alevitischen Kulturverein, wo eine Veranstaltung 
stattfand und eine weitere für den nächsten Tag vorbereitet wurde. 
Die Polizei suchte ihn in dem Verein auf und teilte ihm mit, es 
ginge um Anschläge auf ein Reisebüro und eine Ba nk am 15. 
Februar. Er müsse zur Polizeiwache. Dort stellte sich heraus, dass 
man gegen Yilmaz T. ermittele wegen „schwerer 
gemeinschaftlicher Brandstiftung und wegen des Verstoßes gegen 
das Waffengesetz“. Der Kurde wurde mehrere Stunden lang 
vernommen und musste sich einem D N A-Test unterziehen. 
Währenddessen durchsuchte die Polizei das Haus, in dem Yilmaz T. mit seinen Eltern lebt. Außerdem kündigte 
die Polizei seiner Lebensgefährtin an, auch in ihrer Wohnung eine Durchsuchung vorzunehmen und sie danach 
auf der Polizeistation zu befragen. Tatsächlich fand die Razzia zwischen 20 und 21.30 Uhr statt, wobei auch der 
Keller und das Auto von Yilmaz T. durchsucht wurden. Hierbei eingesetzt war auch ein Polizeihund, 
spezialisiert auf das Auffinden von Sprengstoff. Parallel dazu hatte die Polizei auch Yilmaz’ Bruder und eine 
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gemeinsame Freundin aufgefordert, Aussagen zu machen. Unabhängig voneinander wurden die Personen auf 
verschiedenen Polizeiwachen vernommen. Yilmaz T. blieb vom 17. auf den 18. 2. in Polizeigewahrsam und 
wurde dann entlassen. Er hat einen Anwalt mit der Akteneinsicht und Aufklärung dieser Polizeiaktion 
beauftragt, die er als einen gravierenden Eingriff in seine Persönlichkeitsrechte bezeichnet. Er werde alle 
rechtlichen Schritte gegen diesen Übergriff unternehmen. 

Auf Nachfragen von Yilmaz’ Lebensgefährtin, was der Hintergrund dieser Polizeiaktion sei, habe ein 
Beamter bemerkt, jemand habe mit Verweis auf Yilmaz T. „der da“ gesagt. Aber was „der da“ gemacht haben 
soll, wurde nicht erklärt. 

(Azadi) 

Ergänzendes zum Frage-Antwort-“Spiel” 

Zu dem in der letzten Ausgabe des Azadi-infodienstes veröffentlichten “Ausfragekatalog”, dokumentieren 
wir nachfolgend die ergänzende Stellungnahme von Rechtsanwältin Heike Geisweid: 

„Für eine Ausweisung nach § 54 Nr. 6 Aufenthaltsgesetz kann nur eine Befragung herangezogen werden, die 
ausdrücklich der Klärung von Bedenken gegen die Einreise oder gegen einen weiteren Aufenthalt dient. Dabei 
muss der/die Befragte vor einer solchen Befragung explizit auf deren sicherheitsrechtlichen Aspekt und 
rechtlichen Folgen falscher oder unrichtiger Angaben hingewiesen werden. Ausgewiesen werden kann jemand, 
der/die frühere Aufenthalte in Deutschland oder anderen Staaten verheimlicht oder in wesentlichen Punkten 
falsche oder unvollständige Angaben über Verbindungen zu Personen oder Organisationen macht, die der 
Unterstützung des internationalen Terrorismus verdächtig sind. Hierunter fallen z. B. sämtliche auf der „EU- 
Terrorliste“ aufgenommene Organisationen. 

Handelt es sich um andere Befragungen - z. B. um festzustellen, ob jemand im Rahmen eines 
Einbürgerungsverfahrens auf dem Boden der “freiheitlich-demokratischen Grundordnung” steht -, können 
dabei abgegebene Antworten noch nicht zur Ausweisung führen. Sowohl wahre Angaben über Verbindungen zu 
Personen oder Organisationen, die der Unterstützung des internationalen Terrorismus verdächtig sind als auch 
Angaben, die nach Informationen und/oder Bewertungen der Ausländerbehörden falsch sind, können aber eine 
sicherheitsrechtliche Abfrage zum Aufenthalt nach sich ziehen. Konkret bedeutet dies, dass sich jede 
Ausländerbehörde so einen Grund für eine sicherheitsrechtliche Überprüfung schaffen kann, diese durchführt, 
um dann ggf. ein Ausweisungsverfahren einzuleiten. Fragen, wie sie bei dem von AZADI veröffentlichten 
Bogen u. a. aus Baden-Württemberg formuliert sind, lassen erahnen, dass sich eine derartige 
sicherheitsrechtliche Überprüfung wie zuvor beschrieben, in Vorbereitung befindet. „ 


Nach der Freilassung von Brigitte Mohnhaupt: Auch die anderen müssen raus 

Ex-Innenminister Gerhart Baum: 

Menschenwürde durch „Antiterrorkampf 4 gefährdet 

“(...) Die Freilassung der Gefangenen aus der RAF wäre 30 Jahre nach dem, was als Deutscher Herbst in die 
Geschichte einging, auch ein Zeichen der ansatzweisen Aufarbeitung eines finsteren Kapitels der BRD, in dem 
Grundrechte außer Kraft gesetzt wurden. (...) Von Anfang an wurden sie verschärften, zum Teil buchstäblich 
zerstörerischen Haftbedingungen unterworfen, es wurden eigens auf die zugeschnittene 
Sondergesetze erlassen und die Verteidigungsrechte in geradezu grotesker Weise 
eingeschränkt. (...) Christian Klar und Brigitte Mohnhaupt sitzen seit mittlerweile 24 
Jahre im Knast. (...) 

Rund um den 18. März (dem seit 1996 von der Initiative Tibertad’ und der Roten Hilfe wieder ins Leben 
gerufene Tag der politischen Gefangenen, Azadi) wird es in vielen Städten Veranstaltungen und Kundgebungen 
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der Roten Hilfe und anderer Gruppen geben. Die Kampagne zur Freilassung der vier verbliebenen Gefangenen 
aus der RAF - neben Brigitte Mohnhaupt und Christian Klar sitzen noch Birgit Hogefeld ud Eva Haule - wird 
dabei in diesem Jahr natürtlich im Vordergrund stehen. (...)” 

(Azadi/Mathias Krause, Vorstandsmitglied der Roten Hilfe in einem Interview mit der jungen weit v. 
2.2.2007) 

Am 12. Februar 2007 hat das Oberlandesgericht (OLG) Stuttgart beschlossen, dass die ursprünglich zu einer 
lebenslangen Freiheitsstrafe verurteilte Brigitte Mohnhaupt 
nach 24 Jahren Haft zum 24. März entlassen werden darf. Die 
Freilassung ist mit einer fünfjährigen Bewährungszeit und 
einer Reihe von Auflagen verbunden. 

In einem Gespräch mit der Frankfurter Rundschau vom 13. 

Februar antwortete der von 1978 bis 1982 amtierende frühere 
Bundesinnenminister Gerhart Baum auf die Frage, ob man aus 
dem „Umgang mit der RAF angesichts heutiger terroristischer 
Gefahren etwas lernen“ könne, u.a.: „Ja, Überreaktion und 
Hysterie vermeiden, muss die Devise sein. Es kommt darauf 
an, dass der Rechtsstaat nicht beschädigt wird, den man doch 
verteidigen will. Die Überreaktionen nach dem 11. September 
2001 haben mir gezeigt, dass wir aus den RAF-Erfahrungen nicht genügend gelernt haben. Wir sind auf dem 
Weg in einen Staat mit starken Überwachungselementen. Das Verfassungsgericht ist immer wieder gezwungen, 
die Menschenwürde gegen den Bundestag zu verteidigen. Ich nenne nur die Stichworte Lauschangriff, 
Luftsicherheit und Rasterfahndung. Die Menschenwürde kommt bei der Bekämpfung des Terrorismus allzu 
leicht unter die Räder.“ 



Ein Jahr Informationsfreiheit 


Seit einem Jahr hat jede/r das Recht, bei Bundesbehörden Auskunft und Akteneinsicht zu fordern, was nur 
in Ausnahmefällen verweigert werden kann. 

In dieser Zeit wurden insgesamt 2 278 Anträge auf Akteneinsicht bei den Behörden gestellt. 1 193 Mal 
wurde Bürgerinnen und Bürgern der Informationszugang vollständig und 186 teilweise gewährt. 410 Anträge 
sind abgelehnt worden und 142 Antragsteller legten hiergegen Widerspruch ein; 27 Fälle sind noch 
gerichtsstrittig. Der Bundesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit wurde 196 Mal zur 
Schlichtung angerufen. In den abgeschlossenen Fällen wurde 155 Petenten ganz oder teilweise geholfen. 

(Azadi/ND, 1.2.2007) 


10 000 gegen Vorratsdatenspeicherung 

Sollte der Bundestag das geplante Gesetz zur sechsmonatigen 
vorsorglichen Speicherung von Telefon-, handy- und e-mail-Kontakten 
verabschieden, werden etwa 10 000 Bürger/innen Beschwerde beim 
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe ei nr eichen. Der Zusammenschluss von 
Bürgerrechtlem, Datenschützem und Internet-Nutzem fordert, das Vorhaben 
zumindest so lange auszusetzen, bis der Europäische Gerichtshof über eine Klage gegen die EU-Richtlinie zur 
Vorratsdatenspeicherung entschieden hat. Die Kläger sehen in dem geplanten Gesetz einen “offensichtlich 
unverhältnismäßigen Eingriff’ in die Grundrechte von Betroffenen. (Azadi/ND, 7.2.2007) 

Millionenfache Kontenzugriffe 

Im vergangenen Jahr haben Finanzämter und andere Behörden trotz der Kritik vieler Kreditinstitute erneut 
Kontodaten tausender Kunden von Volks- und Raiffeisenbanken abgefragt. Der Genossenschaftsverband 
Frankfurt zählte mehr als 100 000 Fälle. Da jede Anfrage bei allen Mitgliedsinstituten bearbeitet werden müsse, 
habe sich 2006 die Zahl der Kontenzugriffe im Verbandsgebiet (Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen 
und Thüringen) von 14 auf 20 Millionen summiert, kritisierte Verbandspräsident Walter Weinkauf: Die 
Bundesregierung sei sich “in keiner Weise bewusst, was mit diesen Anforderungen bei den Banken ausgelöst 
worden ist.” (Azadi/ND, 8.2.2007) 



Deutsche Elektroschockgeräte weltweit als Folterwaffe im Einsatz 

Nach Recherchen des ARD-Magazins „Report Mainz“ vom 26. Februar ist die Bundesrepublik Deutschland 
nach den USA der zweitgrößte Exporteur von Elektroschockgeräten, die in 87 Ländern zur Folterung von 
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Gefangenen zum Einsatz kommen. Für die Ausfuhr dieser Geräte ist eine 
Genehmigung nicht erforderlich und sie werde - so Report - allenfalls als 
Ordnungswidrigkeit geahndet, wenn den Behörden überhaupt etwas auffalle. Der 
UN-Sonderbeauftragte für Menschenrechte, Manfred Nowak, forderte die 
Bundesregierung auf, den unkontrollierten Export von Elektroschockem zu 
verbieten. Auch die FDP verlangt ein Ausfuhrverbot. (Azadi/jw, 27.2.2007) 


BGH: Heimliche Online-Durchsuchungen sind illegal 

Der 3. Senat des Bundesgerichtshofs (BGH) entschied am 5. Februar 2007 in letzter Instanz, dass sich der Staat zur 
Aufklärung von Straftaten nicht heimlich in die Computer von Verdächtigen einschleusen darf. 

Wegen fehlender gesetzlicher Grundlage hatte der BGH Ende 2006 einen Antrag der Generalbundesanwältin Monika 
Harms auf eine Online-Durchsuchung abgelehnt. Eine derartige Durchsuchung könne nicht mit einer Wohnungsrazzia 
verglichen werden, weil in diesem Fall der Beschuldigteanwesend sei. Bei Abwesenheit würde ein Zeuge hinzugezogen. 

Ebenso wenig handele es sich bei einer Online-Durchsuchung um eine Telefonüberwachung. Denn laut einem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts seien bereits abgespeicherte Daten nicht mehr Teil der Telekommunikation. 

Die Bundesanwaltschaft (BAW) hingegen hält die Maßnahme durch die Vorschriften zu Wohnungsdurchsuchungen 
gedeckt und legte Beschwerde ein. 

Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble kündigte kurz nach Urteilsverkündung einen Gesetzentwurf mit dem Ziel 
einer „zeitnahen Anpassung der Strafprozessordnung“ an. Er hält es „aus ermittlungstechnischen Gründen“ für 
unerlässlich, „dass die Strafverfolgungsbehörden die Möglichkeit haben, eine Online-Durchsuchung nach 
entsprechender richterlicher Anordnung verdeckt durchführen zu können.“ 

Der Vorsitzende des Bundes deutscher Kriminalbeamter, Kurt Jansen, teilt Schäubles Meinung, weil das Internet 
eine „Universität des Terrors“ sei. 

Antiatomkraft-Initiativen wollen aufgrund des Urteils Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht gegen das seit dem 
1. Januar 2007 in Nordrhein-Westfalen geltende Verfassungsschutzgesetz einlegen, nach dem der Verfassungsschutz die 
Vollmacht hat, verdeckt auf Privatcomputer zuzugreifen - ohne Richterbeschluss. 

Viele Juristen lehnen Online-Durchsuchungen ab, weil sie mit 
dem Großen Lauschangriff vergleichbar seien und einen tiefen 
Eingriff in den privaten Bereich bedeuteten. 

Der Deutsche Journalistenverband (DJV) appellierte an das 
Bundesinnenministerium, das BGH-Urteil zu akzeptieren. Der 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz, Peter Schaar, empfahl, das 
Projekt Online-Durchsuchungen wegen „unlösbarer praktischer 
Fragen“ aufzugeben. 

Bundesjustizministerin Brigitte Zypries äußerte nach der 
Entscheidung des BGH Zweifel daran, „ob die neuen technischen 
Möglichkeiten und Aufbewahrungsarten eine grundlegend neue 
juristische Bewertung rechtfertigten.“ Schon heute könnten Ermittler die Wohnung von Verdächtigen durchsuchen und 
Computer samt Festplatte beschlagnahmen: „Dafür braucht es kein neues Gesetz.“ (Azadi/ND/FR/jw, 6.2.2007) 

Geduldete Flüchtlinge haben Anspruch auf volle Sozialhilfe 

Das Bundessozialgericht (BSG) in Kassel entschied am 8. Februar, dass geduldete Flüchtlinge bei einem längeren 
Aufenthalt in Deutschland einen Anspruch auf den vollen Sozialhilfesatz haben, wenn diese einen wichtigen Grund 
hätten, hier zu bleiben. Die Richter stellten fest, dass die Begründung, die Flüchtlinge könnten „freiwillig ausreisen“ nicht 
ausreicht, um weniger Asylleistungen zu zahlen. Es müsse der Einzelfall geprüft werden. Aktenzeichen: B 9b AY 1/06 R 
(Azadi/FR, 9.2.2007) 

BGH: Unterhalt trotz Verzichtserklärung 

ln einem Grundsatzurteil hat der Bundesgerichtshof (BGH) klargestellt, dass der Ausschluss von Unterhaltszahlungen 
im Scheidungsfall unwirksam sein kann. So können Verträge, die deutsche Männer vor der Ehe mit ausländischen Frauen 
schließen, sittenwidrig sein. In dem Rechtsstreit hatte eine Russin ihr Land verlassen, um einen Deutschen zu heiraten. 
Zuvor wurde ein Ehevertrag geschlossen, in dem alle Ansprüche nach einer möglichen Trennung ausgeschlossen wurden. 
Die Frau verzichtete demnach sowohl auf Unterhalt als auch auf Zugewinn und Ausgleich der Rentenansprüche. Nach der 
Heirat erkrankte sie schwer; die Ehe wurde nach vier Jahren geschieden. Der BGH beurteilte den Ehe vertrag jetzt als 
sittenwidrig, der geschiedene Mann wurde rechtskräftig zu einer Leistung von monatlich 795 Euro verurteilt. Er könne 
sich - so die Richter - nicht von jeglicher Verantwortung freimachen. Aktenzeichen: BGH XII ZR 119/04. (Azadi/FR, 
9.2.2007) 
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Bundesverwaltungsgericht: 

PKK-Bekenntnis kein 
Einbürgerungshindernis 

„Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat am 22. 
Februar in zwei Verfahren entschieden, dass allein die 
Unterzeichnung einer Erklärung im Jahre 2001 mit der 
Überschrift „Auch ich bin PKKler“ den Anspruch eines 
türkischen Staatsangehörigen kurdischer 

Volkszugehörigkeit auf Einbürgerung als Deutscher nicht 
ausschließt. (...) Ein Anspruch auf Einbürgerung besteht u. 
a. nicht, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme 
rechtfertigen, dass der Ausländer Bestrebungen unterstützt 
oder unterstützt hat, die gegen die freiheitlich 
demokratische Grundordnung, den Bestand oder die 
Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind 
oder die durch Anwendung von Gewalt oder darauf 
gerichtete Vörbereitungshandlungen auswärtige Belange 
der Bundesrepublik Deutschland gefährden. Der 
Ausschlussgrund entfällt, wenn der Ausländer glaubhaft 
macht, dass er sich von der früheren Unterstützung 
derartiger Bestrebungen abgewandt hat. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat dahin erkannt, dass 
die bloße Unterzeichnung der PKK-Selbsterklärung im 
Jahre 2001 jedenfalls - wie in beiden Streitfällen - dann 
keine Unterstützung solcher die Sicherheit oder auswärtige 
Belange gefährdenden Bestrebungen ist, wenn sie nach den 
Begleitumständen nur eine zustimmende 
Meinungskundgabe für die in der Erklärung 
hervorgehobene „neue“, seit zwei Jahren friedliche, 
gewaltfreie „Linie der PKK“ gewesen ist. Die 
Sympathiebekundung für eine PKK, die damals - wie es in 
der Erklärung heißt - „in einem Zeitraum von zwei Jahren 
keine einzige Aktion unter Anwendung von Gewalt 
durchgeführt hat“ und die sich „mit ausschließlich 
politischen Mitteln für eine friedliche und demokratische 
Lösung der kurdischen Frage“ einsetzt, ist - wenn wie im 
Falle der Kläger keine weitergehenden Aktivitäten für die 
verbotenen Organisationen der PKK hinzukommen - keine 
Unterstützung von gegen die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland gerichteten oder deren auswärtige Belange 
gefährdenden Bestrebungen gewesen. Das ergibt sich auch 
nicht daraus, dass die Staatsanwaltschaft in beiden Fällen 
einen strafbaren Verstoß gegen das vereinsrechtliche 
Betätigungsverbot angenommen, die Strafverfahren aber 
wegen geringer Schuld der Kläger eingestellt hat. Deshalb 
ist in beiden Verfahren der Anspruch auf Einbürgerung 
nicht ausgeschlossen. Da schon keine den 
Einbürgerungsanspruch ausschließende Unterstützung von 
die Sicherheit der Bundesrepublik gefährdender 
Bestrebungen vorlag, kommt es ferner auch nicht darauf an, 
ob sich die Kläger von einer Unterstützung der PKK 
glaubhaft abgewandt haben und wie sich die PKK weiter 
entwickelt hat. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat in beiden 
Verfahren im Ergebnis das beklagte Land Baden- 
Württemberg zur Einbürgerung der Kläger verpflichtet.“ 

Aktenzeichen: BVerwG 5 C 20.05 und 10.06 

(Azadi/Pressemitteilung des Bundesverwaltungs¬ 
gerichts vom 22.2.2007) 


Federal Ydare Mahkemesi Karary: 
ALMAN VATANDAMJDI VERYLMELY 


2001 de “PKK’nin §iddetsiz yeni poltikasim, “Bende 
PKK’liyim” kampanyasiyla destekleyenlerin Alman 
vatandaijligma gegmelerine bir engel te§kil etmemektedir. 

Leipzig’te bulunan Federal Idare Mahkemesi konu 
hakkinda agilan iki dosyayi görü^erek karara bagladi. 
Buna göre; Tiirkiye kökenli yabancilarm “Bende 
PKK’liyim” kampanyasina katilmalari, onlarin Alman 
vatandaijligma gegmelerine bir engel te§kil etmemektedir. 

Göriilen her iki davada, Alman Vatanda^lik Yasasmin 
10. maddesinin gereklerinin yerine getirilip getirilmedigi 
tartifjilmadi. Dava konusu olan aym yasamn 11 md 
paragraf 1 Nr 2 göre; ”özgür demokratik düzeni zor 
kullanarak bozacak faaliyetlerde bulunan veya desteldeyen, 
federal veya eyalet güvenligini tehdit eden, fedral 
Almanya’nm di§ gikarlanna zarar veren bir yabanci, 
vatand§?hga alinamaz”. Vatanda§liga ba^vuran birisinin 
daha önce yaptigi veya destekledigi bu tiirden 
faaliyetlerden vazgegtigini inandinci §ekilde beyan etmesi 
durumunda, ba§vuru hakki sakli kalmaktadir. 

Federal idare Mahkemesi göriilen her iki davada, 
sözkonusu olan kampanya’ya katilmamn, iilke güvenligini 
zedeleyecek bir durum olmadigi, bunun ifade özgürlügii 
kapsaminda eie ahnmasi gerektigidir. “PKK’nin iki yildan 
buyana bari^il §iddetsiz yeni politikasi ve Kürt sorununun 
bari§gil ve siyasal yollarla göziilmesi”ni öngören 
taleplerden dolayi bu kampanyayi desteklediklerini beyan 
eden davacilarm, yasadiiji PKK örgtüne herhangi bir 
destekleri olmadigindan hareketle. Federal Almanya ig 
giivenligine kar§i herhangi bir faaliyetleri de 
bulunmamaktadrr. 

Baden Wiirtemberg Savciliginca her iki davaci 
hakkinda sug unsuru olabilecek herhangi bir sorufjturma 
yapilmadigi da a^ikardir. Bundan dolayi her iki davacinm, 
ileride PKK adina iilke güvenligine aykm faaliyetlerde 
bulunma ihtimali ile vatanda^lik haklanndan mahrum 
birakilmalari sözkonusu olamaz. 

Federal idare Mahkemesi, Baden Wiirtemberg Eyaletini 
davacilara vatanda§lik hakkinm vermekle yükümlü kildi 

ilgili davalann dosya numaralari: 

AZ: BVerwG 5 C 20.05 ve 5 C 10.06 
Karar tarihi 22 ?ubat 2007 

(Übersetzung: YEK-KOM Beratungsstelle) 
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“Die Kunst und die Revolte werden erst mit dem letzten Menschen sterben.” 


(Albert Camus) 


Von der Unerbittlichkeit deutscher 
Ausländerpolitik 

“Politisch ist der Fall Kumaz ein trauriges 
Exempel für die Unbarmherzigkeit deutscher 
Ausländerpolitik und für die exekutive 
Unerbittlichkeit beim Hantieren mit den Paragraphen 
des Ausländerrechts. In diesem Fall konzentriert und 
verdichtet sich ein fatales Denken, das die deutschen 
Ausländer, die wegen rechtlicher Zufälligkeiten 
immer noch keinen deutschen Pass haben, partout 
nicht als Neubürger, sondern als Störer betrachten will 
- im Zweifel als Sicherheitsrisiko. Deutsche 
Ausländerpolitik ist eine Politik, in der sich fast alles 
um innere Sicherheit dreht; sie ist eine Politik, die die 
Furcht vor den neuen Bürgern fördert. (...) Und im 
Kern dieses Denkens steht der Satz: Die gehören nicht 
zu uns.” 

(Azadi/Auszüge aus dem Kommentar von Heribert 
Prantl in der Süddt.Ztg. zum Fall von Murat Kumaz, 
übernommen von jw, 26.1.2007) 

Auslieferung an Türkei abgelehnt 

Erdogan Elmas aus Haft entlassen 



Nach Informationen des “Bündnis gegen 
Auslieferungen und Ausschaffüngen in die Türkei”, 
konnte die Freilassung von Erdogan Elmas erreicht 
werden, der Ende Januar 2007 nach fast einem Jahr in 
Auslieferungshaft entlassen worden ist. Die türkische 
Regierung hatte ihm vorgeworfen, vor zehn Jahren an 
einer Aktion der verbotenen DHKP-C in Istanbul 
teilgenommen zu haben. Elmas lebte seit 1998 als 
politischer Flüchtling in der Schweiz. Mit mehreren 
Hungerstreiks hatte er sich gegen eine Auslieferung 
an die Türkei gewehrt. Unterstützt wurde er auch von 
zah lr eichen Organisationen. 

(Azadi/jw, 1.2.2007) 


Keine Abschiebung von 
Engin Celik in die Türkei! 

Am 7. Januar 2007 war der kurdische 
Schauspieler, Dichter und Musiker Engin Celik 
während einer Zugfahrt von Frankfurt nach 
Düsseldorf bei Gießen festgenommen, weil sein 
Asylfolgeantrag abgelehnt worden sei. Zuerst brachte 
man ihn in die JVA Gießen und am 17. Januar ins 
Abschiebegefängnis nach Offenbach. Um gegen seine 
drohende Abschiebung zu protestieren, hat er am 15. 
Januar einen Hungerstreik begonnen. 

Der Kurde floh auf Anraten von Anwälten im 
November 2003 in die BRD und beantragte Asyl, weil 
er in der Türkei mehrfach verhaftet und gefoltert 
worden war und mit weiterer Verfolgung zu rechnen 
hatte. So sei er in der Türkei während seines Studiums 
mehrmals von Mitgliedern der türkisch¬ 
nationalistischen “Grauen Wölfe” bedroht worden. 
Weil sich der Künstler auch in Deutschland durch 
seine Kritik an der Unterdrückungspolitik des 
türkischen Staates öffentlich geäußert hat, hatte sein 
Anwalt Peer Frank einen Asylfolgeantrag gestellt. 
“Sollte er in die Türkei ausgewiesen werden, befindet 
er sich in großer Gefahr,” äußerten seine 
Künstlerkollegen Yasir Dagdeviren und Latif Duran. 
Dass gerade auch Künstler im Fadenkreuz der 
Behörden stehen, schildert der Schauspieler Murat 
Batgi von der Istanbuler Theatergruppe Jiyana Nü 
(Neues Leben): “Viele von uns sind so oft 
festgenommen worden, dass wir gar nicht mehr 
mitzählen.” Dass die Gefahr für Leib und Leben sehr 
real ist, zeigt auch die Ermordung des armenischen 
Journalisten Hrant Dink. 

Wer Engin Celik schreiben möchte: Einrichtung 
für Abschiebehaft, Luisenstr. 24, 63067 Offenbach. 

(Azadi/jw/ND, 25.,26.1., 1.2.2007) 

Es bleibt dabei: Zuwanderer unerwünscht 

Wegen des Widerstands der unionsregierten 
Länder steht das von der Koalition ausgehandelte 
Bleiberecht für Flüchtlinge wieder auf der Kippe. Die 
Länder sperren sich dagegen, dass das geplante 
Bundesgesetz beim Bleiberecht an einigen Stellen 
großzügiger ist als der Kompromiss, den die 
Innenministerkonferenz im November 2006 
beschlossen hatte. Dies gilt insbesondere im Hinblick 
auf langjährig geduldete Flüchtlinge, denen bis Ende 
2009 ermöglicht werden soll, eine Arbeit zu finden, 
die sie dann zur Aufenthaltserlaubnis berechtigen 
würde. Das stößt auf Widerstand der Unions- 
Ministerpräsidenten. Die IMK hatte ihnen nur eine 
Frist bis Ende September 2006 zugestanden. SPD- 
Innenpolitiker Dieter Wiefelspütz: „Wir haben uns mit 
der CDU/CSU und Schäuble auf einen Gesetzentwurf 
verständigt. Wenn die Union ihren Innenminister 
beschädigen will, bitte schön.“ Er verlange 
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„Vertragstreue“, sonst drohten „unabsehbare 
Kollateralschäden“. 

Pro Asyl fordert erneut eine weitergehende 
bundesgesetzliche Regelung mit dauerhafter Wirkung, 
die insbesondere die Erteilung einer zweijährigen 
Aufenthaltserlaubnis vorsieht, o hn e dass ein 
Arbeitsangebot vorliegt, weil die bislang lediglich 
erteilte Duldung „ein schwer überwindbares 
Hindernis bei der Arbeitssuche“ darstelle. Das „Elend 
der Kettenduldungen“ (§ 25 Abs. 5 Aufenthaltsgesetz) 
müsse beendet werden. 

(Azadi/ND/FR/Pro Asyl, 22.,23.2.2007) 
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Vom Geist der Abschottung geprägt: „Reform“ 
des Ausländerrechts 

Die Bundesregierung plant im Zusammenhang mit 
der (äußerst restriktiven) Umsetzung von 11 EU- 
Richtlinien in nationales Recht drastische 
Verschärfungen im Ausländerrecht. In einem 400 
Seiten umfassenden Gesetzestext sind Änderungen 
des Aufenthaltsrechts enthalten, wonach u. a. 
Bußgelder bis zu 1000 Euro vorgesehen sind für 
Zuwanderer, die ihrer Pflicht zu Integrationskursen 
nicht nachkommen. Oder: Ausländer, die zu Hass 
aufstacheln und Teile der Bevölkerung „böswillig 
verächtlich machen“ oder beschimpfen, sollen 
ausgewiesen werden können. Auch sollen künftig 
Ehegatten erst ab dem 18. Lebensjahr zu ihren 
Partnern nach Deutschland ziehen dürfen. Außerdem 
müssen sie schon vor ihrer Einreise über einfache 
Deutschkenntnisse verfügen. Zur ärztlichen 
Feststellung des Alters oder der Identität ist laut 
Gesetzentwurf auch „körperliche Eingriffe“ zulässig. 
Flüchtlinge, die hinter der Grenze aufgegriffen 
werden, sollen künftig in „Zurückweisungshaft“ 
genommen werden und keine Möglichkeit mehr 
haben, hiergegen in anderen EU-Staaten Rechtsmittel 
einzulegen. Beim Bleiberecht ist geplant, 
Angehörigen bestimmter „Risiko“-Staaten pauschal 
das Bleiberecht zu verwehren. 

Pro Asyl, DGB und der Interkulturelle Rat 
kritisieren, dass diese Art der Umsetzung von EU- 
Recht „von grundsätzlichem Misstrauen und dem 
Geist der weiteren Abschottung geprägt“ sei. 

(Azadi/FR, 26.2.2007) 


Flüchtlinge des Lebens nicht sicher 

Die Antirassistische Initiative e.V. veröffentlichte 
am 18. Februar die 14. aktualisierte Auflage der 
Dokumentation „Bundesdeutsche Flüchtlingspolitik 
und ihre tödlichen Folgen“. Danach kamen im 
Zeitraum vom 1.1.1993 bis zum 31.12.2006 durch 
staatliche Maßnahmen 351 Flüchtlinge ums Leben, 
durch rassistische Übergriffe oder bei Bränden in 
Unterkünften starben 80 Menschen. 

327 Flüchtlinge wurden durch 
Zwangsmaßnahmen oder Misshandlungen während 
der Abschiebung verletzt, 669 haben sich aus Angst 
vor der Abschiebung oder aus Protest gegen die 
drohende Abschiebung selbst verletzt oder 
versuchten, sich umzubringen; 399 davon befanden 
sich in Abschiebehaft. 411 Flüchtlinge wurden im 
Herkunftsland von Polizei oder Militär misshandelt 
und gefoltert oder kamen aufgrund schwerer 
Erkrankungen in Notsituationen. 67 Menschen 
verschwanden nach der Abschiebung spurlos. 

Wie ARI in ihrer Pressemitteilung ausführt, 
können sich selbst die wenigen anerkannten 
Flüchtlinge „ihres Lebens nicht sicher“ fühlen. 
Aufgrund von Auslieferungsersuchen „speziell der 
Türkei“, werden „Menschen aus ihren Wohnungen 
geholt und in Untersuchungs- bzw. Auslieferungshaft 
genommen“ und geraten plötzlich in die „akute 
Gefahr, in den Verfolgerstaat ausgeliefert zu werden“. 
Weitere Informationen über 
www. ari-berlin. org / doku/titel, htm, 
email: ari-berlin-dok@gmx.de , 

_ Tbl mn.t 
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„Eine fremde Sprache lernen und gut sprechen, gibt der Seele eine innere Toleranz; 
man erkennt, dass alles innerste Leben sich auch noch anders fassen und darstellen 
lasse: man lernt, fremdes Leben zu achten. “ 

(Berthold Auerbach, dt. Philosoph und Schriftsteller, 1812-1882) 


Nationalistischer Terror in der Türkei 

“(...) Auf der Istiklal Caddesi, genau im Zentrum 
Istanbuls, ist schlagartig der Verkauf weißer Mützen 
angestiegen. Die weiße Mütze, die der mutmaßliche 
Mörder von Hrant Dink getragen hat, ist Mode 
geworden. (...) Die Straße gibt die Antwort auf die 
Frage, wer Hrant ermordet hat: die Menschenmassen. 
Das hochgepeitschte chauvinistische, nationalistische, 
fanatische gesellschaftliche und soziale Klima. Das 
gemeinsame Abgleiten nach rechts. (...) Auf die 
Kolumne, die ich nach Hrants Tod unter großen 
Schwierigkeiten geschrieben habe, sind über 400 e- 
mails gekommen. Warum ich das sage? Um zu sagen, 
dass 200 dieser mails von nationalistischen 
Jugendlichen waren und neben Warnungen, ich solle 
aufpassen, was ich schreibe, jede Menge sexistische 
Beleidigungen erhielten. (...)”. Derlei Warnungen 
erhielt auch der Schriftsteller und 
Literatumobelpreisträger Orhan Pamuk, der deshalb 
eine Lesereise durch Deutschland absagte. “Der 
nationalistische Terror in der Türkei scheint sein Ziel 
zu erreichen, Angst zu verbreiten,” musste selbst 
Faruk Sen, 

Direktor des 
Zentrums für 
Türkeistudien, 
einräumen. 

Wolfgang 
Thierse (SPD) 
meinte, “dass die 
Türkei 

offensichtlich faktisch kein Rechtsstaat ist, wie wir 
ihn uns wünschen und fordern.” Der forderte von der 
Türkei die Abschaffung des Artikels 301. 

Die Tageszeitung Radikal schrieb, dass “alle in 
Trabzon” gewusst hätten, “dass Dink erschossen 
werden sollte - nur die Polizei nicht”. So der Student 


Erhan Tuncel, der seit 2004 als Polizeispitzel 
gearbeitet habe und nun als mutmaßlicher Komplize 
des Attentats in U-Haft sitze, berichtete die Zeitung 
Hürriyet. 17 Mal habe Tuncel die Behörden in 
Trabzon über Mordpläne informiert. Und Yasin Hayal 
habe sich schon vor Monaten damit gebrüstet, dass er 
Hrant Dink ermorden lassen werde. 

Ministerpräsident Tayyip Erdogan hat inzwischen 
Schutzmaßnahmen für alle Intellektuelle angeordnet, 
doch denke er nicht daran, an dem umstrittenen 
Artikel 301 des Türkischen Strafgesetzbuches 
(Herabwürdigung des “Türkentums”), mit dem 
sowohl Hrant Dink als auch Pamuk Orhan 
konfrontiert waren, etwas zu ändern. 

(Azadi/Milliyet, Kommentar von Ece 
Temelkuran/FR/taz/ND, 24.1 .-2.2.2007) 

Verschleppungen in der Türkei 


Der Vorsitzende des Istanbuler Kulturzentrums 
BEKSAV und Journalist der linken Zeitung Atilim, 
Haci Orman, ist nach zweitägiger Verschleppung 
wieder freigelassen worden. Wie Augenzeugen 
berichteten, war er von mehreren Personen in Zivil in 
ein Auto gezerrt worden. Die Entführer kamen - wie 
sich bestätigte - aus Kreisen paramilitärischer 
Gruppen. Sie hätten sich als Mitglieder des offiziell 
aufgelösten Geheimdienstes JITEM ausgegeben und 
gedroht, Haci Orman zu töten. Vermutlich wegen der 
öffentlichen Proteste habe man ihn freigelassen. 
Danach sei er bei der Antiterroreinheit verhört und 
ebenfalls bedroht worden. Auch Düriye Sezgin und 
Nahide Kilic von der Vereinigung werktätiger Frauen 
(EKD) waren in die Fänge der Antiterroreinheit 
geraten und verhört worden. Während Kilic wieder 
entlassen wurde, bleibt das Gründungsmitglied der 
Frauengewerkschaft, Sezgin, in Haft. Seit der 
Ermordung des armenischen Redakteurs Hrant Dink 
sehen sich linke Organisationen, 

Gewerkschafter/innen und Intellektuelle verstärkt 
Repression ausgesetzt. Seit den Razzien im 
September 2006 seien laut Angaben der 
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Migrantenvereinigung AvEG-Kon weit über 100 
Aktivist(inn)en festgenommen worden. 

Weitere Informationen: www.wewantfreedom.org 
(Azadi/jw, 7.2.2007) 



Türkischer 
Außenminister droht 
wegen Armenien- 
Resolution 

Die bilateralen Bezie¬ 
hungen würden schweren 
Schaden nehmen, falls der 
US-Kongress seine geplante 
Armenien-Resolution verabschiede, drohte der 
türkische Außenminister Abdullah Gül vor seinem 
USA-Besuch. Diese erhält die Aussage, dass die 
Tötung von etwa 1,5 Millionen Armeniern im Ersten 
Weltkrieg als Völkermord zu bezeichnen sei, was von 
der Türkei beharrlich abgestritten wird. 

(Azadi/jw, 8.,10.2.2007) 


Polizeispitzel als Anstifter zu Dink-Mord? 
Erdogan räumt die Existenz 
des „Tiefen Staates“ ein 


Der frühere Spitzel der türkischen Polizei, Erhan 
T. soll im Fall des ermordeten armenischen 
Journalisten Hrank Dink nach Aussagen eines 
Hauptverdächtigen die treibende Kraft hinter dem 
Verbrechen gewesen sein. Laut Presseberichten habe 
der vorbestrafte Rechtsextremist Yasin H., seine 
bisherigen Aussagen zur Vorgeschichte des Mordes an 
Dink revidiert haben. Danach sei die Tat zusammen 
mit dem verhafteten Ex-Spitzel T. ein Jahr lang 
geplant worden. Dieser habe ihn auch zu einem 
Bombenanschlag auf 
ein McDonalds- 
Restaurant in 

Trabzon im Jahre 
2004 angestiftet. 

Derweil 

berichteten türkische 
Medien über ein 
neues Video, in dem 
ein Polizist zu dem geständigen Dink-Mörder, Ogün 
S., kurz nach dessen Festnahme gesagt hat: „Gut 
gemacht, mein Bruder.“ Bereits in den 80er und 90er 
Jahren hatten Angehörige des Sicherheitsapparates 
mit Wissen und Billigung von Regierungspolitikem 
Killer aus dem organisierten Verbrechen angeheuert, 
um kurdische Bürgerrechtler ermorden zu lassen. 
Ministerpräsident Tayyip Erdogan räumte ein, es 
existiere der ,Tiefe Staat’, den man als „Banden 
innerhalb der staatlichen Institutionen“ beschreiben 
könne. 

Ah met Ilham Güler, Geheimdienstchef der Polizei 
in Istanbul, wurde von seinem Amt suspendiert, weil 
er frühe Hinweise auf eine Verschwörung gegen 
Hra nk Dink nicht weitergeleitet habe. 

(Azadi/FR/jw, 7., 9.2.2007) 



Verbände pro Türkentum - 
DISK kontra Artikel 301 

Zehn Verbände und Gewerkschaften wollen am 
umstrittenen Begriff des „Türkentums“ festhalten; 
dies soll auch in einer möglichen Neufassung des 
Paragrafen 301 ausdrücklich festgelegt werden und 
alle Staatsbürger einschließen, auch Angehörige von 
Minderheiten. Lediglich solle der Begriff 
„Herabwürdigung“ durch „Beleidigung und 
Verächtlichmachung“ ersetzt sowie die Höchststrafe 
von drei auf zwei Jahre reduziert werden. Der 
linksgerichtete Gewerkschaftsbund DISK kritisierte 
die Änderungsvorschläge als unzureichend. Er fordert 
die Abschaffung des Artikels. Die türkische 
Menschenrechtsstiftung TIHV machte darauf 
aufmerksam, dass es mindestens 14 weitere 



Paragrafen im türkischen Strafgesetzbuch gebe, mit 
denen die Meinungsfreiheit eingeschränkt werde. 

(Azadi/FR, 9.2.2007) 

USA genehmigt Militäroperationen gegen PKK 

In einem Gespräch am 29. Januar zwischen dem 
„PKK-Sonderkoordinator“ der USA, Joseph Ralston, 
Mesut Barzani (KDP) und Barzanis Stellvertreter 
Kosrat Resul in Hewler soll der kurdischen 
Regionalregierung im Nordirak übermittelt worden 
sein, dass die USA 
grünes Licht für eine 

zeitlich auf einen « 

Monat befristete und 
räumlich begrenzte 
Militäroperation 
gegeben haben. Als 
Zeitpunkt für den 
Beginn einer solchen 
Operation soll Ende März genannt worden sein. Eine 
offizielle Reaktion der kurdischen Regionalregierung 
liegt noch nicht vor. Der Exekutivrat der 
Gemeinschaft der Kommunen Kurdistans hatte einen 
Tag zuvor in einer Erklärung daraufhingewiesen, dass 
die Amgriffsvorbereitungen der Türkei auf Hochtouren 
laufen. Der türkische Staat wolle einen kurdischen 
Frieden nicht akzeptieren und die Errungenschaften in 
Südkurdistan angreifen. 

(Azadi/ANF/ISKU, 22.2.2007) 
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U nterstützungsfälle 

Oktober/November 2006 und Januar /Februar 2007 


Im genannten Zeitraum hat AZADI Kurdinnen und Kurden insgesamt mit einem Betrag von 5.515,83 
€ unterstützt. Hierbei handelte es sich um Kosten für Zeitungsabos und Bücher für Gefangene, um 
Verfahrensgebühren im Zusammenhang mit einer abgelehnten Einbürgerung wegen politischer 
Betätigung, Anwaltskosten für die Abweisung einer Bewährungsverlängerung, Rücklieferung eines 
Kurden aus der U-Haft in den Niederlanden nach Deutschland, Anwaltsgebühren für ein 
Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht in Sachen Verstoß gegen das Vereinsgesetz 
(sog. Identitätskampagne von 2001), Kosten im Zusammenhang mit der Abwendung einer von der 
Türkei beantragten Auslieferung. 


“Ein Land mit nur einer Sprache und einer 
Sitte ist schwach und gebrechlich. Darum 
ehre die Fremden und hole sie ins Land. ” 

(Istvän 1 , Ungarn 975 - 1038) 




Ich möchte Fördermitglied des Vereins AZADI e. V. werden. Einzugsermächtigung: 

Name.:_ Bank.:_ 

Straße:._ BLZ:_ 

PLZ/Ortj_ Konto;_ 

Ort/Datum;_ 

Mein Beitrag beträgt (Euro im Monat) Unterschrift:_ 

Mindestbeiträge: Einzelpersonen E 5, Arbeitslose, Student/inn/en, 

Schüler/innen E 3, Organisationen (bundesweit) E 15, 

Bitte ausschneiden und einsenden an: AZADI e.V., Graf-Adolf-Str. 70A, 40210 Düsseldorf 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt 
per E-Mail. Auf Anfrage wird er 
gegen Kopier- und Portokosten 
auch per Post verschickt. Gefan¬ 
gene erhalten den infodienst 
kostenlos. Herausgeber ist 
AZADI e.V. Der Verein ist als ge¬ 
meinnützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheinigun¬ 
gen können ausgestellt werden. 
AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betätigung 
für das Selbstbestimmungsrecht 
des kurdischen Volkes mit Straf¬ 
verfolgung bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfahren, 
informieren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Graf-Adolf-Str. 70A 

40210 Düsseldorf 

Tel. 0211/83029 08 

Fax 0211/171 1453 

E-Mail azadi@t-online.de 

Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S. d. R: Monika Morres 

Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8 035 782 600 
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Prozess gegen den kurdischen Politiker und 
Journalisten Riza Erdogan: 


Kurdinnen und Kurden brauchen 
Organisations-, Gedanken- und 
Meinungsfreiheit 


A usgerechnet zum Beginn von NEWROZ, dem für Kurdinnen und Kurden so 
bedeutsamen Neujahrsfestes am 21. März, wurde das Hauptverfahren gegen 
den kurdischen Politiker und Journalisten Riza Erdogan vor dem Oberlan¬ 
desgericht (OLG) Düsseldorf eröffnet. Die Anklage wirft ihm vor, „von August 2004 
bis März 2006“ als hauptamtlicher Kader der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) für 
den Sektor Mitte tätig gewesen zu sein. Er habe als Verantwortlicher „typische Lei¬ 
tungsaufgaben“ erfüllt und sich als „Rädelsführer“ an einer in Deutschland als „kri¬ 
minell“ eingestuften Vereinigung (§129 Strafgesetzbuch) beteiligt. Seine Aktivitäten 
hätten der Aufrechterhaltung und dem Ausbau der Parteistrukturen sowie der Durch¬ 
setzung ihrer Ziele gedient. 

Der 38-Jährige war aufgrund eines Haflbefehls des Ermittlungsrichters des Bundes¬ 
gerichtshofes (BGH) am 9. August 2006 in Duisburg festgenommen worden. Seit¬ 
dem befindet er sich in Untersuchungshaft. 

Zum Auftakt gab Riza Erdogan eine Prozesserklärung ab, die wir nachfolgend leicht 
gekürzt dokumentieren: 


Fluchtgründe und Zukunftspläne 

In der Zeit vor meiner Verhaftung kümmerte ich mich gemeinsam mit meiner 
Frau um unseren damals zehn Monate alten Sohn. Außerdem besuchte ich 
einen Deutschkurs. (...) Nach dem ausreichenden Erlernen der deutschen Spra¬ 
che wollte ich an der Duisburger Universität im Fachbereich Soziologie meinen 
Master machen. Mittels akademisch-wissenschaftlicher Forschung will ich einen 
Beitrag zur Fösungsfindung hinsichtlich gesellschaftlicher Fragen und der kur¬ 
dischen Frage leisten. 

Mein Studium an der Fakultät für politische Wissenschaften der Istanbuler Uni¬ 
versität konnte ich mit einem guten Notendurchschnitt abschließen. Danach 
hatte ich mit dem Studium für den Mastertitel am Institut für Sozialwissen¬ 
schaften begonnen. Aufgrund der gegen das kurdische Volk angewandten Ver- 
botspolitik und seiner Unterdrückung nahm ich auf journalistischem Wege eine 
kritische Haltung ein. Nachdem ich eine zeitlang als Journalist gearbeitet hatte. 









sah ich mich repressiven Maßnahmen und Drohun¬ 
gen ausgesetzt, weshalb ich 1993 meine Heimat ver¬ 
lassen musste und nach Deutschland kam. Andere 
Beweggründe für meine unfreiwillige Immigration 
gab es nicht. (...) 

In den Jahren als politischer Flüchtling konnte 
ich weder meine Mutter noch meinen Vater, meine 
Geschwister oder Verwandten sehen. Diese von mir 
als tragisch empfundene Lebenssituation ist eine 
Folge der „kurdischen Frage“. Das gilt auch für 
meinen Aufenthalt hier. Menschen wie mich, die 
einen Beitrag zur Lösung der kurdischen Frage leis¬ 
ten wollen, lediglich als straffällige Mitglieder einer 
,kriminellen Vereinigung’ zu bewerten, ist mehr als 
kurzsichtig, wenn dabei die mit dieser Problematik 
verbundene Tragödie nicht mit einbezogen wird. 
Persönlich habe ich die universalen menschenrecht¬ 
lichen Kriterien und die deutschen Gesetze respek¬ 
tiert. (...) 

Ernsthafte Erschütterungen und Veränderungen 

Meine Bemühungen orientierten sich im Rahmen 
der Organisations-, Gedanken- und Meinungsfrei¬ 
heit darauf, dass sich auch in der kurdischen Bewe¬ 
gung die Demokratie verankert und sich eine demo¬ 
kratische Kultur verbreitet. (...) 

Wenn man die kurdische Bewegung, die in den 
letzten Jahren einen tief greifenden Wandel durch¬ 
lief, weiterhin im Rahmen ihres Erscheinungsbildes 
der 90er Jahre bewertet, würde dies zu irreführen¬ 
den Ergebnissen führen. Sowohl die kurdische 
Gesellschaft als auch die kurdische Bewegung erleb¬ 
ten in den letzten fünf bis sechs Jahren ernsthafte 
Erschütterungen und Veränderungen. Von einem 
einheitlichen und homogenen Aufbau ausgehend, 
wurde der Übergang zu einem Aufbau vollzogen, 
der die demokratischen Rechte und Freiheiten res¬ 
pektiert und individuelle Rechte und Freiheiten 
unterstützt. (...) 

Kriterien des Wandels 

Die kurdische Bewegung in Deutschland hat sich 
auf der Basis bestimmter Kriterien am Wandel 
orientiert und ihn weitgehend erfolgreich vollzogen. 
Diese Kriterien lassen sich in vier Hauptpunkten 
zusammenfassen: 

1 Das Hauptanliegen der kurdischen Bewegung 
in Deutschland ist die Aufhebung der Restrik¬ 
tionen gegenüber der kurdischen Identität, Kul¬ 
tur und Sprache sowie die Gewährleistung der 
freien Artikulation in ihrem eigenen Land. Der 
Adressat für diese Forderungen ist nicht 
Deutschland, sondern der türkische Staat. Wei¬ 
teres Ziel ist die Unterstützung der in Deutsch¬ 


land lebenden Kurden bei ihren kulturellen, 
sprachlichen und sozialen Belangen. Ihre aktive 
Teilnahme am System der Integration werden 
gefördert. Um diese Absichten erfolgreich ver¬ 
wirklichen zu können, wird das Recht auf 
Organisierung beansprucht. 

2 Statt an einer zentralistischen Organisierungs¬ 
weise orientiert man sich - inspiriert vom kon- 
föderalen Prinzip - an einem Aufbau, an dem 
sich jeder in seinem Bereich beteiligen und 
aktiv werden kann. Dies umfasst geschlechts¬ 
spezifische Gruppen, Altersgruppen, Glaubens¬ 
gemeinschaften oder Berufsbereiche. Auf loka¬ 
ler Ebene wird die zivilgesellschaftliche 
Organisierung durchgeführt. Das macht es not¬ 
wendig, dass sämtliche Bedürfnisse, insbeson¬ 
dere der Bedarf an Kadern, von der eigenen 
Basis befriedigt werden muss. Aus diesem 
Grunde besteht kein Bedarf an der Entsendung 
von Kadern. Bei einem solchen Aufbau gibt es 
keine „Aktivitäten“ - wie in der Anklage ausge¬ 
führt. (...) 

Ich kann nicht umhin, folgendes festzustellen: 
Nachdem sich zuerst die PKK und später auch 
der KADEK aufgelöst hatte, verließ eine nicht 
unerhebliche Zahl von Führungskadern und 
Organisationsangehörigen ihre Arbeitsbereiche, 
weil sie am neuen Prozess nicht teilnehmen 
wollten. Ein Teil blieb im Nordirak, die anderen 
wählten den Weg in die Türkei, nach Russland 
und nach Europa. (...) 

Nachdem Statut und die Regeln der alten 
Organisation nicht mehr gültig und verpflich¬ 
tend waren, entstand eine in humanitärer Hin¬ 
sicht dramatische Situation. (...) 

In Deutschland hat sich die kurdische Bewe¬ 
gung um Verständnis gegenüber dieser Situa¬ 
tion bemüht und dafür gesorgt, dass es nicht zu 
weiteren Problemen kommt. Diese Phase, die 
aufgrund eines radikalen Wandels entstand, 
gehört mittlerweile der Vergangenheit an. 

3 Die Bemühungen zur Überwindung des Zen¬ 
tralismus hin zur Entwicklung lokaler Initiati¬ 
ven, gehen einher mit Anstrengungen der inne¬ 
ren Demokratisierung. Demokratische 
Maßstäbe kommen sowohl innerhalb der 
Organisation als auch in ihrem Umfeld zur 
Anwendung. Unterschiede werden als Berei¬ 
cherung gewertet; Vielstimmigkeit und Mehr- 
heitsprinzip sind die Grundlage. (...) 
Freiwilligkeit ist die Grundlage sowohl für die 
Teilnahme am Kampf als auch für den Austritt. 
(...) Beweis hierfür sind Dutzende von Men- 
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sehen, die ausgetreten sind, ohne dass es zu 
Problemen kam oder sie deswegen behelligt 
wurden. 

Freiwilligkeit ist auch grundlegend für die 
Bereitstellung von materiellen Möglichkeiten 
für den Kampf des kurdischen Volkes. Diese 
werden im Rahmen von freiwilligen Spenden 
geschaffen. (...) Es gibt keinen Bedarf an unter 
Zwang eingetriebene Spenden. In sämtlichen 
Diskussionen, Versammlungen und Dokumen¬ 
ten wird diese Situation behandelt. Bestehende 
individuelle Fehler werden kritisiert und Vorge¬ 
hensweisen, die das Freiwilligkeitsprinzip verlet¬ 
zen, mit Überzeugungsarbeit und Kritik schon 
im Ansatz entgegengewirkt. 

Massenaktionen oder -Veranstaltungen werden 
mit behördlicher Erlaubnis durchgeführt, 
gesetzwidrige und gewaltsame Aktionen nicht 
akzeptiert. 

4 Oberstes Ziel der kurdischen Bewegung in 
Deutschland ist die Erlangung eines rechtlichen 
Status und die uneingeschränkte Möglichkeit 
der Durchführung ihrer Aktivitäten. Dieses Ziel 
wird mit der Organisierung der Volksräte ver¬ 
folgt. 

Aus der Pressemitteilung von AzadT vom 20.3.2007: 

Die gegen Riza Erdogan erhobenen Vorwürfe fallen 
in die Zeit nach Auflösung der PKK, der Gründung 
des „Freiheits- und Demokratiekongresses“ 
(KADEK) im Jahre 2002 und des „Völkskongresses 
Kurdistans“ (KONGRA-GEL) im November 
2003. Trotz einer grundlegenden Neuorientierung 
mit der eindeutigen Schwerpunktsetzung auf inner¬ 
organisatorische Demokratisierung, ausschließlich 
politische Konfliktlösung, eine auf zivilgesellschaftli¬ 
che Strukturen basierende Zukunftskonzeption, wei- 


Die Kurden wollen die Sympathie und Unter¬ 
stützung Deutschland und der anderen europäi¬ 
schen Länder für ihre Forderungen nach kultu¬ 
rellen Rechten und der Anerkennung ihrer 
Identität gewinnen. 

Ich muss jedoch betonen, dass sich die Kurden 
aufgrund der Verbote in Deutschland schwer¬ 
wiegenden Erschwernissen ausgesetzt sehen, 
weshalb sie ernste Probleme haben, sich zu arti¬ 
kulieren. Da sich die Vereine und ihre Mitglie¬ 
der unterdrückt fühlen, sorgt dies für soziale 
und psychische Probleme. Soziale, kulturelle 
und organisatorische Aktivitäten, die andere 
Volksgruppen und zivilgesellschaftliche Organi¬ 
sationen ohne Schwierigkeiten durchführen 
können oder hierfür sogar Anregungen erhal¬ 
ten, gestalten sich für Kurden aufgrund der Ver¬ 
bote und Vorurteile um einiges schwieriger. (...) 

Ich verteidige diese von mir beschriebenen und 
zusammengefassten Grundsätze, die sich mit mei¬ 
nem praktischen Leben decken. (...) 


gert sich die deutsche Politik konsequent, diese Ver¬ 
änderungen wahrzunehmen und anzuerkennen. 
Statt dessen weitete sie das PKK-Verbot auf 
KADEK und KONGRA-GEL aus, ohne sich der 
besonderen Mühe einer ernsthaften Analyse der 
Entwicklungen der letzten Jahre zu unterziehen. Es 
ist höchste Zeit, das nachzuholen, damit Prozesse 
dieser Art und die Kriminalisierung von Kurden 
und ihren Aktivitäten endlich der Vergangenheit 
angehören können. 
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Muharrem A. verhaftet wegen 
§ 129a-Vorwurf 

Laut Pressemitteilung vom 13. März hat die Bundes¬ 
anwaltschaft (BAW) aufgrund eines Haftbefehls des 
Ermittlungsrichters am Bundesgerichtshof (BGH) 
am 7. März den 57-jährigen Kurden Muharrem A. 
in Berlin festnehmen lassen, nachdem dieser sich 
zuvor den deutschen Behörden „freiwillig“ gestellt 
habe. Er sei dringend verdächtig, „von Februar 1994 
bis mindestens April 1995 als Verantwortlicher der 
PKK-Region Süd“ dem PKK-Funktionärskörper 
angehört und sich als Mitglied der seinerzeit beste¬ 
henden „terroristischen Vereinigung“ (§12 9a StGB) 
beteiligt zu haben. Er soll laut BAW 6 Brandan¬ 
schläge gegen Polizeidienststellen angeordnet haben. 
Muharrem A. befindet sich seit dem 8. März in 
Untersuchungshaft. 

(Azadi/Pressemitteilung der GBA, 13.3.2007) 

Kurdische Politikerin Sakine Can- 
siz in Hamburg festgenommen 

Türkei begehrt ihre Auslieferung 

Die Versuche der türkischen Strafverfolgungsbehör¬ 
den, mit Hilfe des internationalen Haftbefehls die 
Auslieferung von politisch Verfolgten aus Deutsch¬ 
land zum Zweck der Strafverfolgung zu erreichen, 
reißen nicht ab. So wurden am Abend des 19. März 
die kurdische Politikerin Sakine Cansiz und ihre 
Begleiter von einem 15-köpfigen Polizeiaufgebot in 
einem Cafe in Hamburg festgenommen und in 
Handschellen abgeführt. Die aus Dersim (türkisch: 
Tunceli) stammende Kurdin war aufgrund ihres 
Engagements für die kurdischen Interessen in der 
Schreckenszeit nach dem Militärputsch 1980 für 12 
Jahre in türkischer Haft, aus der sie 1991 entlassen 
wurde. 1998 erhielt sie politisches Asyl in Frank¬ 
reich. Sie setzte sich auch in Europa für die Rechte 
der Kurden ein. 

Gegen Sakine Cansiz besteht laut Haftbefehl des 
Staatssicherheitsgerichts in Malatya vom September 
2002 der Verdacht der „Zugehörigkeit zu einer ter¬ 
roristischen Organisation“, was nach türkischem 
Recht mit einem Höchststrafmaß von 22 Jahren und 
6 Monate Freiheitsstrafe bedroht wird. Sie soll als 
Hauptverantwortliche des KADEK bzw. der PKK 
im Jahre 1993 an einer Guerillaausbildung teilge¬ 
nommen haben, ein Jahr später im Lager Mahsum 
Korkmaz in Syrien tätig gewesen sein sowie 1998 
drei Monate lang dort Aktivistinnen ausgebildet 
haben. Ferner sei sie Mitglied des PKK-Zentralko- 
mitees und der „Frauenliga Kurdistans“ gewesen. 


Nach Auffassung des Hanseatischen Oberlandes¬ 
gerichts, das auf Ersuchen der türkischen Justizbe¬ 
hörden den Haftbefehl gegen Sakine Cansiz ausge¬ 
stellt hat, handelt es sich in ihrem Fall um eine 
„auslieferungsfähige Straftat“, womit die Ausliefe¬ 
rung der Verfolgten „grundsätzlich zulässig“ sei. 
Dies auch, „weil die PKK in der Bundesrepublik 
Deutschland und ihre Unterstützung strafbar“ ist. 

In ähnlichen Fällen hatten Senate von Oberlan¬ 
desgerichten die Auslieferung von politisch Verfolg¬ 
ten in die Türkei wegen bestehender Auslieferungs¬ 
hindernisse für unzulässig erklärt. In der Regel gebe 
es beachtliche Beweisanzeichen dafür, dass solchen 
Personen bei zu erwartenden Ermittlungsmaßnah¬ 
men politische Verfolgung bis hin zu Misshandlung 
und Folter drohen. In dem von der Türkei eingelei¬ 
teten Reformprozess seien eher Rück- als Fort¬ 
schritte festzustellen, so dass nach wie vor von einer 
Gefährdungslage bei Auslieferungen ausgegangen 
werden müsse. Außerdem entsprächen die von den 
türkischen Behörden vorgelegten Unterlagen hin¬ 
sichtlich der behaupteten Tatzeiten, Tatorte oder - 
handlungen in keiner Weise europäischen Rechts¬ 
standards. 

Azadi appelliert an das Hanseatische Oberlandes¬ 
gericht, eine kritische Haltung gegenüber der Türkei 
einzunehmen, das Ersuchen der türkischen Justizbe¬ 
hörden abzulehnen und Sakine Cansiz freizulassen. 

(Pressemitteilung Azadi v. 22.3.2007) 
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Nur weil die Dinge unerreichbar sind, wagen wir sie nicht. 
Weil wir sie nicht wagen, bleiben sie unerreichbar. 

Seneca 


Solidarität ist unsere Waffe 

Aus Anlass des „Tages der politischen Gefangenen“, 
fand am 18. März in Berlin ein internationaler Kon¬ 
gress mit rund 300 Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 
mern statt. Mit Redebeiträgen und Grußworten, 
konnten sich politische Gefangene oder inzwischen 
Entlassene aus allen Teilen der Welt zu Wort melden 
und ihre Sicht der neuen Weltordnung, der Folgen 
des sog. Antiterrorkampfes und der Kriminalisie¬ 
rung von Befreiungsbewegungen darstellen. 

Wir dokumentieren leicht gekürzt den Beitrag des ehe¬ 
maligen kurdischen politischen Gefangenen, Fuat Kav: 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

bevor ich meine Rede halte, möchte ich mich zuerst 
für eure Einladung bedanken. Es ist eine Ehre für 
mich, heute bei euch sein zu können. Als ein sozia¬ 
listisch- revolutionärer Kurde war ich selbst über 20 
Jahre als politischer Gefangener in türkischen 
Gefängnissen inhaftiert. 

Ich hätte mir gewünscht, dass die Vertreter und 
Vertreterinnen tausender politischer kurdischer 
Gefangenen aus der Türkei zu dieser Veranstaltung 
hätten eingeladen werden können. Nicht nur die 
inhaftierten, sondern auch die freigelassenen ehema¬ 
ligen Gefangenen werden weiterhin politisch ver¬ 
folgt. Deswegen wäre es gut gewesen, wenn sie hier 
selbst über ihre Verfolgung hätten berichten können. 

Wir als kurdische Gefangene legen viel Wert dar¬ 
auf zu betonen, dass eine zukünftige Zusammenar¬ 
beit in diesem Sinne wichtig ist und gestärkt werden 
soll. 

Es ist in den letzten Jahren nicht einfacher 
geworden, effektive und konkrete Lösungen für die 
Probleme der Globalisierung zu finden. Die ständig 
wachsenden globalen Märkte wirken sich auch auf 
die Situation der Freiheits- und Demokratiebewe¬ 
gungen aus. Die internationalen Abkommen und 
Rechte werden nach den Interessen der Weltkon¬ 
zerne neu geregelt und als Resultat überall die 
Grundrechte der Völker missachtet. Es muss 
befürchtet werden, dass wir erst am Anfang der 
Repressionen stehen und Menschenrechtsverletzun¬ 
gen künftig die Hauptprobleme der gesamten 
Menschheit darstellen. 


Wenn wir von dieser Feststellung ausgehen, können 
wir aber auch Vorhersagen, dass der Widerstands¬ 
kampf gegen eine dermaßen globale Unterdrückung 
entsprechend wachsen wird. Dabei werden die orga¬ 
nisierten Kräfte der Unterdrückten und Freiheits¬ 
kämpfer/innen eine große Rolle spielen. Deswegen 
müssen wir uns als Betroffene oder Benachteiligte 
dieser Verantwortung bewusst sein; organisierter 
Widerstand muss eine unserer Hauptaufgaben sein. 

Was wir auch wissen: Widerstandskampf bedeu¬ 
tet auch politische Verfolgung und Bestrafung von 
tausenden Menschen. Als ein Ex-Gefangener finde 
ich sehr wichtig, dass wir uns in Zukunft mit allen 
politisch verfolgten Gefangenen solidarisieren. Wir 
müssen unsere Kräfte vereinigen, organisieren und 
unsere Stimme erheben. 

Eine bittere Wahrheit: Politische Gefangene werden 
weltweit massiv gefoltert und misshandelt. Ich habe 
das wie viele andere in den türkischen Gefängnissen 
zwanzig Jahre lang erleiden müssen. Die Folterme¬ 
thoden, die sie gegen uns angewendet haben, sind 
unbeschreiblich und unmenschlich gewesen. Früher 
hatte jeder Staat seinen eigenen Verfolgungsapparat 
gegenüber den Gefangenen. Aber heute werden 
auch die Gefängnisse nach der neuen Weltordnung 
aufgebaut und geführt. Das heißt, die politischen 
Gefangenen oder die Gegner und Gegnerinnen der 
Globalisierung werden überall gleich beurteilt und 
behandelt - ob in der Türkei oder in einem anderen 
Land, spielt keine Rolle mehr. 

Dafür sind die F-Typ-Gefängnisse die besten Bei¬ 
spiele. Dort werden die politischen Gefangenen sys¬ 
tematisch verfolgt und von der Gesellschaft völlig 
isoliert. 

Über die Lage der Türkischen Gefängnissen 

Wenn eine unabhängige Kommission mit der Unter¬ 
suchung zur Lage in den türkischen Gefängnissen in 
den 1980er Jahren beauftragt würde, müsste sie fest¬ 
stellen, dass dort Foltermethoden angewendet wur¬ 
den, die weltweit ihresgleichen suchen. Alleine im 
Gefängnis von Diyarbakir wurden mehrere Gefan¬ 
gene durch Folter getötet und hunderte Hungerstrei¬ 
kende verloren ihr Leben. Über die tatsächliche 
Anzahl der Toten wurde von staatlicher Seite 
geschwiegen. 
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Nachfolgend möchte ich an diejenigen erinnern, 
die als politische kurdische Gefangene getötet wor¬ 
den sind, weil sie die türkische Sprache nicht 
beherrscht haben. Ich selbst habe miterlebt, als 
meine Mitgefangenen mit Holzstöcken geschlagen 
und getötet wurden. 

Ergänzend können noch die Gefangenen genannt 
werden, die in den letzten Jahren im Kampf gegen 
F-Typ-Gefängnisse in der Türkei gestorben sind. 
Trotz dieser hoch isolierten Gefängnisse gibt es in 
der Türkei ein zusätzliches Gefängnis, nämlich das 
auf der Insel Imrali, wo der kurdische PKK-Vörsit- 
zende Abdullah Öcalan alleine inhaftiert ist. Als ein¬ 
ziger Gefangner lebt er dort seit über acht Jahren 
unter äußerst schlechten Bedingungen und voll iso¬ 
liert von der ganzen Welt. 

Wie wir wissen, hat der türkische Staat wegen 
des EU-Beitritts die Todesstrafe formell abgeschaffi. 
Deswegen konnte er das Todesurteil von Öcalan 
nicht vollstrecken. Stattdessen wird versucht, dieses 
Urteil auf Zeit zu verschieben. 


Vor zwei Wochen haben die Anwälte von Öcalan 
einen Bericht veröffentlicht, in dem die Laborergeb¬ 
nisse der Haarproben Öcalans bekannt gemacht 
wurden. Danach ist zu befürchten, dass Öcalan vom 
türkischen Staat systematisch vergiftet wird. Auf 
diese Weise versucht der türkische Staat zu provo¬ 
zieren und den Krieg gegen Kurden voranzutreiben. 
Deswegen rufen wir alle demokratischen Kräfte auf, 
gegen die Vergiftung Öcalans einen Aktionsplan zu erar¬ 
beiten und umzusetzen. 

Zum Schluß rufe ich diese Plattform auf, in der 
Resolution dieser Veranstaltung einen besonderen 
Beschluss über die systematiche Verfolgung der poli¬ 
tischen Gefangenen, insbesonders über die Lage 
Öcalans, in der Türkei zu fassen. 

Mit der Hoffnung nach freier Zukunft, begrüße ich 
euch ganz herzlich. Vielen Dank. 

Fuat Kav 


Name der gestorbenen Gefangenen in türkischen Gefängnissen der 80er Jahre: 
(durch Selbstverbrennung, Selbsttötung und Todesfasten) 


Kemal Pir 
M. Hayri Durmufl 
Akif Yilmaz 
Ali Cigek 
Ali Erek 
Mazlum Dogan 
Orhan Keskin 
Cemal Arat 
Ismet Kara 
Emin Yavuz 
Ferhat Kurtay 
Necmi Öner 
Esref Anyik 
Mahmut Zengin 
Remzi Aytürk 
Yimaz Demir 
Hüseyin Yüce 

Durch Folter Getötete: 

Hüseyin Hüsnü Eroglu 
Mehmet Yalginkaya 
Cemal Kiligkaya 
Önder Emirok 
Mehmet Akpinar 


Aziz Özbay 
Ramazan Yayan 
Medet Özbadem 
Seyfettin Sak 
Kasim Qiftgi 
Ibifl Vuran 

Abdurrahman Qegen 
Ali Saribai 
Bedri Tan 

Necmettin Büyükkaya 
M. Ali Eraslan 
Ibrahim Batural 
Tahir Ahin 
Cemal Zengin 
Asker Demir 
Mahmut Güneri 
Sofi Abdurrahman 
Süleyman Alkin 
Halit Atalay 
Ahmet Taner 
Seyfettin Saki 
Aziz Büyükertafl 
Selahattin Kurtuz 
Kenan Qiftgi 
Ramazan Yaman 
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Der Kongress verabschiedete die folgende Resolution: 

Internationale Solidarität gegen Politik der Isolation organisieren 

Für die Aufrechterhaltung und Erweiterung der Ausbeutungsverhältnisse in imperialistischen und neo¬ 
kolonialen Ländern setzen die Herrschenden in verstärkterWeise ihre Angriffe fort. Spätestens seit 
dem I 1.9.2001 finden die Angriffe gegen die elementaren Grundrechte und Freiheiten mittels der 
„Schwarzen Listen“ und „Anti-Terror-Gesetze“ in international koordiniertem Rahmen statt.Weltweit 
werden die Repressionsapparate ausgebaut und immer weiter miteinander vernetzt. 

Der legitime Widerstand gegen Ausbeutung und Unterdrückung, gegen Folter, Krieg und Besatzung 
wird durch die herrschende Klasse als „Terrorismus“ diffamiert.Weltweit befinden sich Menschen auf¬ 
grund ihres Kampfes für Demokratie, Freiheit, Unabhängigkeit und Sozialismus in den Gefängnissen. Es 
sind politische Gefangene, die für dieselben Forderungen in unterschiedlichen Ländern der Erde gefol¬ 
tert und für Jahrzehnte eingesperrt werden. 

Um zu verhindern, dass sich unsere Kräfte organisieren und vernetzen können, setzt die herr¬ 
schende Klasse vermehrt die Politik der Isolation ein. Diese Politik wird sowohl gegen Nationen und 
politische Organisationen als auch gegen die Gefangenen angewendet. 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Kongresses sehen aufgrund der gegenwärtigen Lage die 
Notwendigkeit, die internationale Solidarität als Antwort gegen die Angriffe der herrschenden Klasse 
einzusetzen und beschließen: 

Die Antirepressions- und Solidaritätsarbeit mit den politischen Gefangenen sowohl national als auch 
international stärker zu vernetzen und die Aktionen und Aktivitäten untereinander zu koordinieren. 

Kampagnen gegen die „Schwarzen Listen“ und „Anti-Terror-Gesetze“ ins Leben zu rufen, und wenn 
möglich, geplante Kampagnen mit ähnlicher Zielsetzung (auch im internationalen Rahmen) zusammen¬ 
zulegen. 

Den Kampf für die Befreiung der politischen Gefangenen zum Bestandteil der politischen und sozi¬ 
alen Kämpfe für eine Welt frei von Ausbeutung und Unterdrückung zu machen. 

Für die Umsetzung dieser Ziele können das Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen und die 
Rote Hilfe international genutzt werden. 

V_ 



Gegen heimliche Computer-Razzia: 

Ex-Innenminister Baum schaltet 
Verfassungsgericht ein 

Der ehemalige Bundesinnenminister Gerhart Baum 
(FDP) hat Verfassungsbeschwerde gegen das Aus¬ 
spähen privater Computer in Nordrhein-Westfalen 
eingereicht. Er will das neue nordrhein-westfälische 
Verfassungsschutzgesetz, das den heimlichen Zugriff 
auf private Computer ohne richterliche Zustimmung 
erlaubt, vom Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe 
überprüfen lassen. Das Gesetz verstoße gegen drei 
Grundrechte: Unverletzlic hk eit der Wohnung, Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung und Garantie 
eines effektiven Rechtsschutzes. 

(Azadi/FR, 3.3.2007) 


Antiterrordatei: Gemeinsam sind 
sie unerträglich 

Am 30. März hat Bundesinnenminister Wolfgang 
Schäuble die gemeinsame „Antiterrordatei“ von 
Poüzei und Geheimdiensten freigeschaltet. Außer 
dem Bundeskriminalamt (BKA) sind an dieser 
Datenbank das Bundesamt für Verfassungsschutz, 
der Bundesnachrichtendienst (BND), die Bundespo¬ 
lizei, der Militärische Abschirmdienst, das Zollkri¬ 
minalamt und 16 Landesämter für Verfassungs¬ 
schutz beteiligt. 

(Azadi/div.Zeitungen, 24.3. und 31.3.2007) 
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Geplante Änderungen zum Zuwan¬ 
derungsgesetz in der Kritik 

Der UNHCR-Vertreter für Deutschland, Österreich 
und Tschechien, Gottfried Köfner, nannte es in Ber¬ 
lin besonders „bedauerlich“, dass die geplanten 
Änderungen am deutschen Zuwanderungsgesetz 
den Schutz insbesondere von Bürgerkriegsflüchtlin¬ 
gen vernachlässige. Auch werde die EU-Vorschrift 
nicht umgesetzt, nach der Gewalt- und Folteropfern 
sowie Minderjährigen ein Rechtsanspruch auf 
psychologische und medizinische Hilfe gegeben 
werden soll. Würde es bei den Gesetzesplänen blei¬ 
ben, könnten Flüchtlinge künftig an der Grenze 
abgewiesen werden, wenn nur Anhaltspunkte beste¬ 
hen, dass ein anderes EU-Fand für das Asylverfah¬ 
ren zuständig sein könnte, befürchtet Köfner. 

(Azadi/FR, 3.3.2007) 

«Humankapital» für die Wirtschaft 

Weil es in einigen Branchen einen spürbaren Fach¬ 
kräftemangel gibt, fordert der Deutsche Industrie- 
und Handelskammertag die Bundesregierung dazu 
auf, das Zuwanderungsrecht zu lockern, insbeson¬ 
dere im Hinblick auf die Zuzugsbedingungen für 
qualifizierte Ausländer. Der IT-Branche z. B. fehle es 
an 20 000 Spezialisten. Es seien 2005 aber lediglich 
900 Spitzenkräfte aus Nicht-EU-Fändern nach 
Deutschland gekommen. 

(Azadi/FR, 5.3.2007) 

Union erfreut über «großes 
Abschiebepotenzial» 

Fediglich 30 bis 40000 geduldete Flüchtlinge wer¬ 
den aufgrund des umstrittenen Bleiberechtskompro¬ 
misses der großen Koalition einen sicheren Dauer¬ 
aufenthalt erwarten dürfen. Hiervon gehen 
zumindest die Innenpolitiker der Union aus. Es gebe 
bei den meisten der rund 180000 Geduldeten, die 
die Bedingungen der neuen Regelung nicht erfüllten, 
ein „großes Abschiebepotenzial“, erklärte der innen¬ 
politische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 



tion, Hans-Peter Uhl. Ausländer hätten bei der Inte¬ 
gration auch eine „Holschuld“, verteidigte der 
CDU-Innenpolitiker Reinhard Grindel die im 
Gesetz geplanten Sanktionen gegen jene, die nicht 
an Integrationskursen teilnehmen. Mitte Juli wird 
das Gesetzespaket, das zuvor vom Kabinett verab¬ 
schiedet wird, in Kraft treten. 

(Azadi/FR, 22.3.2007) 

Februar: 

Nur 16 Flüchtlinge asylberechtigt 

Faut Bundesinnenministerium wurden im Februar 
lediglich 1299 Asylanträge gestellt - knapp 22 Pro¬ 
zent weniger als im Januar und sogar 27 Prozent 
geringer als vor einem Jahr. Die Tendenz, nur in 
Ausnahmefällen den Anträgen stattzugeben, hat sich 
fortgesetzt. So wurden im Februar nur 16 Flücht¬ 
linge als asylberechtigt anerkannt. Zumeist kamen 
die Antragsteller aus Serbien (155), der Türkei (130) 
und Irak (109). 

(Azadi/ND, 22.3.2007) 

Newroz als Werbung für CDU 

Wurden anderswo (z.B. in Halle/Saale) Newroz- 
Feiern verboten oder behindert, bittet der CDU- 
Ortsverband Köln-Ehrenfeld zum „kurdischen 
Frühlingsfest am 24.3.07“: 

„Wie Sie vielleicht wissen, ist der 21. März ,Newroz’ 
ein wichtiger Tag für die Menschen mit kurdischem 
Migrationshintergrund in Deutschland. Die Kurden 
feiern diesen Tag mit anderen iranischen Völkern als 
ihr Neujahrs- und Frühlingsfest. 

In Deutschland leben nach einem Report des Euro¬ 
parates ca. 800 000 Menschen mit kurdischem 
Hintergrund. Diese Zahl entspricht ca. 1/3 der 
Zugewanderten aus der Türkei. Wir möchten gerne 
die kurdischstämmigen Mitbürger für unsere Partei 
begeistern und laden zu einem Newroz-Empfang im 
Bezirksrathaus Köln-Ehrenfeld ein. (...) 

Jörg Uckermann, Vorsitzender CDU Köln-Ehrenfeld 
Kubilay Demirkaya, Integrationsbeauftragter CDU 
Köln -Ehrenfeld. 

Deutschland dritte Liga beim 
Flüchtlingsschutz 

Wie Pro Asyl berichtet, hat der UNHCR am 23. 
März die Asylzahlen für Europa vorgelegt. Danach 
wurden im vergangenen Jahr europaweit lediglich 
noch 199 000 neue Asylgesuche verzeichnet. Beim 
Fändervergleich (Anzahl der Asylanträge im Ver¬ 
hältnis zur Bevölkerungszahl) belegt Deutschland 
den 17. Platz. Dahinter rangieren nur noch die drei 
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baltischen Staaten sowie Polen, Ungarn, Spanien 
und Italien. „Deutschland hat sich beim Flüchtlings¬ 
schutz in Europa in die dritte Liga verabschiedet,“ 
kommentiert Karl Kopp, Europareferent von Pro 
Asyl diese Entwicklung. 

(Azadi/Presseerklärung Pro Asyl) 

Engin Celik darf nicht 
abgeschoben werden ! 

„Es ist offensichtlich, dass Engin Celik bei einer 
Abschiebung einer großen Gefahr ausgesetzt ist,“ 
fürchtet Ralf Lourenco von der „Karawane für die 
Rechte der Flüchtlinge und Migranten“ in Ham¬ 
burg. Während das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge in Lübeck den Asylantrag des kurdi¬ 
schen Künstlers positiv entscheiden wollte, hatte die 
Bundeszentrale in Nürnberg die Akten übernom¬ 
men und Celiks Asylbegehren abgelehnt. 

Engin Celik war am 7. Januar während einer 
Zugfahrt von Frankfurt nach Düsseldorf festgenom¬ 


men worden mit der Begründung, sein Asylverfah¬ 
ren sei durch das Verwaltungsgericht Schleswig 
negativ entschieden worden. Nach 30 Tagen Hun¬ 
gerstreik und einer breiten öffentlichen Unterstüt¬ 
zung durch Schauspieler und Parlamentarier wurde 
er am 13. Februar aus der Haft entlassen. 

Nunmehr beabsichtigen die Behörden, den kur¬ 
dischen Künstler am 27. März in die Türkei abzu¬ 
schieben. Als Jugendlicher war er im November 
2003 vor den Angriffen des Militärs mit seiner 
Familie nach Istanbul geflohen. Weil er eine regie¬ 
rungskritische Zeitung gegründet hatte, wurde er aus 
der Universität entfernt. Aufgrund seines gewerk¬ 
schaftlichen Engagements in einer Lederfabrik, 
wurde er inhaftiert und gefoltert. Für die Zentrale 
des Bundesamtes ist das jedoch „nicht bedeutsam“ 
und das Verwaltungsgericht Schleswig gar zieht 
seine Bedrohung gar in Zweifel. 

(Azadi/jw, 26.3.2007) 
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Öcalan-Anwälte fordern 
unabhängige Untersuchungen 

Nach der Bekanntgabe durch das Verteidigerteam 
von Abdullah Öcalan auf einer Pressekonferenz am 
1. März in Rom über Erkenntnisse einer schleichen¬ 
den Vergiftung ihres Mandanten mit Schwermetal¬ 
len, hatte das türkische Justizministerium lapidar 
erklärt, bei Abdullah Öcalan gebe es keine gesund¬ 
heitlichen Beschwerden und er werde regelmäßig 
ärztlich untersucht. Die Verteidiger warfen dem 
Ministerium „mangelnde Ernsthaftigkeit“ vor und 
forderten, es müsse dafür sorgen, dass sich ein Spe¬ 
zialistenteam aus Vertretern zuständiger Einrichtun¬ 
gen wie das Antifolterkomitee des Europarates 


(CPT) unverzüglich nach Imrali begibt, um eigene 
Untersuchungen der von unabhängigen Laboren 
erstellten Befunde von Haarproben Öcalans anzu¬ 
stellen. Es könne nicht damit getan sein, dass ledig¬ 
lich die Staatsanwaltschaft mit Ermittlungen beauf¬ 
tragt werden. 

(Azadi/ANF/ISKU, 2.3.2007) 

Befunde werden verheimlicht 

Neun Tage sind vergangen, seit Justizminister Cemil 
Cicek und der Vorsitzende des Medizinischen Insti¬ 
tuts in Bursa, Keramettin Kurt, die Ergebnisse der 
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Blut-, Haar-, Stuhl- und Urinproben Abdullah Öca- 
lans veröffentlichten und erklärten, dass die Befunde 
keinerlei Anzeichen auf eine Vergiftung aufgezeigt 
hätten. Deshalb stellten Öcalans Anwälte bei der 
Generalstaatsanwaltschaft in Bursa dreimal einen 
schriftlichen Antrag auf Aushändigung einer Kopie 
des Befundes, aus denen die Ergebnisse der Unter¬ 
suchungen hervorgehen. Den Anwälten wurde jedes 
Mal mitgeteilt, dass in diesem Fall geheim ermittelt 
werde und daher weder der Bericht noch die Befun¬ 
dresultate herausgegeben werden könnten. Rechts¬ 
anwalt Ibrahim Bilmez erklärte hierzu: „(...) Es ist 
offensichtlich, dass wir es hier mit einer den Geset¬ 
zen widersprechenden Situation zu tun haben. Wir 
sind noch nicht einmal sicher, ob es wirklich einen 
Beschluss gab, der belegt, dass im Fall unseres Man¬ 
danten geheim ermittelt wird. Ich kann das Vorge¬ 
hen der Behörden nicht nachvollziehen. Leider gibt 
es im Moment nichts, was wir tun können. Juris¬ 
tisch gesehen haben wir nicht mehr die geringste 
Möglichkeit.“ 

(Azadi/auszugsweise aus ANF, 20.3.2007) 

Brief an Bundeskanzlerin 

In einem Brief vom 16. März an Bundeskanzlerin 
Angela Merkel, bitten der Verein für Demokratie 
und internationales Recht (MAF-DAD), die Vereini¬ 
gung Demokratischer Juristinnen und Juristen sowie 
die Internationale Liga für Menschenrechte um 
Unterstützung zur Aufklärung des Verdachts der 
Vergiftung von Abdullah Öcalan. Als derzeitige EU- 
Ratspräsidentin möge sie „auf die türkische Regie¬ 
rung einwirken, damit diese eine unabhängige inter¬ 
nationale Ärzte- und Expertendelegation zur 
Gefängnisinsel Imrali vorlässt, um eine vollständige 
Untersuchung des Gesundheitszustands von Herrn 
Abdullah Öcalan durchzuführen und ihn ärztlich zu 
versorgen.“ 

Nachgefragt 

In vier schriftlichen Fragen wollte der Bundestagsab¬ 
geordnete Prof.Dr. Norman Paech von der Bundes¬ 
regierung wissen, ob diese Kenntnis habe von den 
Laboruntersuchungen. In ihrer Antwort vom 19.3. 
bejaht das Auswärtige Amt, hierüber informiert zu 
sein. Das Gutachten führe aber auch aus, dass die 
Haarproben von einer unbekannten Person stamm¬ 
ten. „Nach Ansicht der Bundesregierung ist damit 
nicht sichergestellt, dass die untersuchten Haarpro¬ 
ben - wie behauptet - tatsächlich von Abdullah 
Öcalan stammen.“ 

Die Frage, ob die Bundesregierung die türkische 
Regierung aufgefordert hat, den Fall aufzuklären. 


verneint sie, weil „die türkische Regierung umge¬ 
hend reagiert“ und „eine Untersuchung angeordnet“ 
habe. 

Ob die Bundesregierung beabsichtige, sich dafür 
einzusetzen, dass eine unabhängige deutsche bzw. 
europäische Ärztedelegation zwecks umfassender 
medizinischer Untersuchung zu dem Inhaftierten 
vorgelassen wird, beantwortete sie mit „Nein“. Die 
türkische Regierung habe Mediziner zur Untersu¬ 
chung nach Imrali gesandt und „deren Untersu¬ 
chungsergebnisse hätten keine erhöhten Werte nach¬ 
gewiesen“. Den Rechtsanwälten würde „der 
Rechtsweg“ offen stehen, „wenn sie Zweifel an den 
Ergebnissen durchgeführten medizinischen Untersu¬ 
chung“ hätten. 

Auf die „hypothetische Frage“, welche Konse¬ 
quenzen sich für eine Regierung ergeben für den 
Fall, dass ihr die Vergiftung eines Inhaftierten nach¬ 
gewiesen wird, „nimmt die Bundesregierung keine 
Stellung“. 


Ahmet Türk, der Vorsitzende der prokurdischen 
Partei DTP, wurde am 6. März von einem Gericht in 
Diyarbakir wegen „Verherrlichung“ es inhaftierten 
früheren Chefs der Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK), Abdullah Öcalan, zu einer sechsmonatigen 
Haftstrafe verurteilt. Anfang des vergangenen Jahres 
hatte er in einer Rede auf die von ihm kritisierte Iso¬ 
lationshaft von „Herrn Öcalan“ hingewiesen. Das 


Proteste gegen Angriffe auf 
Öcalan 

Europaweit demonstrierten am Wochenende Tau¬ 
sende Kurdinnen und Kurden für Abdullah Öcalan 
und forderten eine Aufklärung über die Vergiftungs¬ 
vorwürfe. In Deutschland fanden Demonstrationen 
und Kundgebungen in Berlin, Bonn, Hamburg, Kiel, 
Bremen, Düsseldorf, Darmstadt, Duisburg, Dort¬ 
mund, Frankfürt, Freiburg, Bielefeld, Halle, Heil¬ 
bronn, Nürnberg, Ulm, Hannover, Salzgitter, Stutt¬ 
gart und Saarbrücken statt. In Dortmund kam es ■ 
nach polizeilichen Provokationen zu mehreren leicht 
Verletzten sowie vier Festnahmen, als die Polizei 
gegen Ende der Demonstration Schlagstöcke und 
Tränengas einsetzte. 

In Hamburg besetzten kurdische Jugendliche am 
1. März während einer Live-Sendung den regionalen 
TV-Sender „Hamburg 1“ und verlasen in Anwesen¬ 
heit von Oberbürgermeister von Beust eine Erklä¬ 
rung. 

(Azadi/ANF/ISKU, 4.3.2007) 

Sechsmonatige Haftstrafe für 
«Herr Öcalan» 
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reichte, um ihn der „Verherrlichung eines Kriminel¬ 
len“ schuldig zu sprechen. Die Anwälte von Türk 
kündigten Berufung an. 

(Azadi/ND, 7.3.2007) 

Von deutschen Panzern, Fregat¬ 
ten, Schnell- und U-Booten 

Verteidigungsminister loben „intensive 
Zusammenarbeit“ 

Die türkische Regierung hat während eines Antritts¬ 
besuchs von Bundesverteidigungsministers Franz 
Josef Jung in Ankara die „intensive Zusammenar¬ 
beit“ beider Länder im Rüstungsbereich gewürdigt. 
So führte der türkische Verteidigungsminister Vecdi 
Gönül den Erwerb von 298 deutschen Leopard- 
Panzern im vergangenen Jahr an. Im Bereich der 
Marine belaufe sich die Kooperation bei der Her¬ 
stellung von Fregatten, Schnellbooten, Minensuch- 
und U-Booten auf einen Umfang von vier Milliar¬ 
den Euro. Jung lobte ebenfalls die Zusammenarbeit 
„gerade im Hinblick auf die Verteidigungs- und 
Sicherheitspolitik“. Es gebe eine breite Übereinstim¬ 
mung bei Operationen, „in denen wir gemeinsam 
für den Frieden tätig sind“. 

(Azadi/ND, 14.3.2007) 

Analphabetismus in der Türkei 

Eine in der Zeitung Milliyet veröffentlichte umfas¬ 
sende Studie zur Lage der türkischen Gesellschaft 
brachte zutage, dass 8,5 Prozent der Bevölkerung 
und gar 29 Prozent der Türkinnen weder lesen noch 
schreiben können. Besonders verbreitet ist das Pro¬ 
blem im Südosten des Landes. Dort ist fast jede/r 
vierte Erwachsene ein/e Analphabet/in. 

(Azadi/jw, 21.3.2007) 



Repression statt Feiern 

Im Vorfeld der Newroz-Feierlichkeiten, wurden in 
Istanbul und Diyarbakir verbotene Demonstratio¬ 
nen von der Polizei unter Einsatz von Tränengasgra¬ 
naten und Schüssen in die Luft aufgelöst. Über 100 
Mitglieder der „Partei für eine demokratische 
Gesellschaft“ (DTP) und ihres Jugendverbandes 
sind in den vergangenen Tagen landesweit bei 
Demonstrationen, Razzien in Parteibüros, Wohnun- ■ 
gen von Parteifunktionären oder auch dem Mesopo- 
tamischen Kulturzentrum in Istanbul festgenommen 
worden. 

Am 19. März verurteilte ein Gericht den Bürger¬ 
meister von Hakkari, Metin Tekcem, zu sieben Jah¬ 
ren Haft. Tekce, der sich im Ausland aufhalten soll, 
hatte erklärt, seiner Meinung nach sei die PKK 
keine terroristische Organisation. 

Weil sie angeblich die PKK unterstützt, beschlag¬ 
nahmte die Polizei vor einer Woche sämtliche 
Exemplare der Nachfolgezeitung Yasanda Gündem 
an den Kiosken und schloss die Druckerei. Zuvor 
war das Erscheinen der prokurdischen Zeitung 
Gündem für zwei Monate verboten worden, weil sie 
über eine mögliche Schwermetallvergiftung des ehe¬ 
maligen PKK-Vörsitzenden Abdullah Öcalan berich¬ 
tet hatte. 

(Azadi/jw, 21.3.2007) 



AZADI unterstützt Kurdinnen und Kurden im Gefängnis, vor Gericht 
und bei Ermittlungsverfahren. Wofür wir Ihre/Eure Spenden u.a. verwenden, 
soll nachfolgend eine Auswahl von Fällen von februar 2007 zeigen: 


In diesem Monat wurde ein Unterstützungsbetrag von insgesamt 1.040,— € zur Verfügung gestellt: in einem 
Fall wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz hat sich Azadi mit 40% an Verfahrens- und Pflichtverteidiger¬ 
kosten beteiligt. Der Kurde Faysal Y. war zu einer Freiheitsstrafe von 6 Monaten zur Bewährung (3 Jahre) B 
verurteilt worden. ■ 

Außerdem wurden die Abo-Gebühren für Zeitungen, die politischen Gefangenen zur Verfügung gestellt 
werden, übernommen. 
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Großrazzien gegen 
Kurden und ihre Institutionen 


N ur einen Tag, nachdem Bundeskanzlerin Angela Merkel gemeinsam mit 
dem türkischen Ministerpräsidenten Tayyip Erdogan die Industrie¬ 
messe in Hannover eröffnet und die positiven deutsch-türkischen Wirt¬ 
schaftsbeziehungen gelobt hat, wurden in den frühen Morgenstunden des 17. 
April in Köln die Räume des kurdischen Vereins «Mala Kurda» sowie 40 Woh¬ 
nungen von Vereinsmitgliedern durchsucht und zahlreiche Gegenstände 
beschlagnahmt. Diese Polizeiaktion gegen kurdische Objekte, in der Lokal¬ 
presse als «Großrazzia gegen die türkische Drogenmafia» beschrieben, sollte 
offenbar in der Öffentlichkeit den Eindruck vermitteln, dass die zeitgleich 
durchgeführten Durchsuchungen türkischer Kneipen und Wohnungen in einem 
direkten Zusammenhang stehen. Seit geraumer Zeit erinnert die Methode, die 
kurdische Bewegung und ihre Einrichtungen in ein kriminelles Milieu zu 
rücken, an die 1980/90er Jahre erinnert. Damals schon versuchten die Geheim¬ 
dienste und Strafverfolgungsbehörden - flankiert von einem Großteil der 
Medien - mit der Behauptung, die PKK finanziere sich aus dem Drogenhandel, 
die Organisation und ihre Aktivist(inn)en zu diffamieren und zu kriminalisieren. 

Aus dem Durchsuchungsbeschluss des Amtsgerichts Köln vom 1. März geht 
hingegen hervor, dass die Staatsanwaltschaft insbesondere gegen den kurdischen 
Aktivisten Mehmet E.D. wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz ermittelt. Er 
werde verdächtigt, «Gelder für die in der Bundesrepublik Deutschland mit 
einem Betätigungsverbot belegten Organisationen PKK und Kongra-Gel zu 
sammeln bzw. gesammelt zu haben.» Durch «eine Vielzahl von Telefonaten» 
habe dieser «Kontakt zu einer Vielzahl von Personen aufgenommen», die er «zu 
entsprechenden Zahlungen» bewegt haben soll. Die Durchsuchungen des Ver¬ 
eins und der Wohnungen solle dazu dienen, sowohl «Unterlagen über Spender, 
Spendenbeträge, Verwendung der Spenden, ggf. Quittungen und sonstiger 
Finanzunterlagen» aufzufinden als auch Belege «über die Verbindung des Ver¬ 
eins zu PKK und Kongra-Gel». Diese Vorwürfe basieren allesamt auf dem seit 
1993 geltenden Betätigungsverbot der PKK, dem Versuch, einen Teil der Kur¬ 
dinnen und Kurden auf diese Weise mundtot zu machen und ihre Selbstorgani¬ 
sierung zu torpedieren. Sie haben also einen handfesten politischen und keinen 
kriminellen Hintergrund. Bemerkenswert in dem Beschluss ist auch der Hin¬ 
weis, dass der der Föderation kurdischer Vereine in Deutschland YEK-KOM 
angehörende Verein «Mala Kurda» PKK-nah sei und «die derzeit noch nicht 
mit einem Betätigungsverbot belegte Organisation YEK-KOM, die ihrerseits 
direkt in den Völkskongress Kurdistan, Kongra-Gel, eingebunden» sei, «nun¬ 
mehr aber separat» auftrete. Damit ist schriftlich belegt, dass die Behörden 







offenbar darüber nachsinnen, auch die Föderation 
in das PKK-Verbot einzubeziehen. 

Nur einen Tag nach den Kölner Razzien folgte die 
nächste Polizeiaktion. Über 160 Polizisten des baye¬ 
rischen Landeskriminalamtes, der Polizeidirektion 
Ingolstadt, von Unterstützungskräften der bayeri¬ 
schen Bereitschaftspolizei, der Polizeipräsidien 
Mittelfranken und Niederbayern/Oberpfalz durch¬ 
suchten in den frühen Morgenstunden in Nürnberg, 
Ingolstadt und Regensburg 35 kurdische Wohnun¬ 
gen, Büros und Vereinsräume und beschlagnahmten 
laut Presseberichten Mobiltelefone, 12 Computer 
sowie 150 PKK-Publikationen. Nach Angaben des 
Polizeipräsidiums Mittelfranken habe sich diese 
Aktion gegen 32 Beschuldigte gerichtet, denen Ver¬ 
stöße gegen das Vereinsgesetz und somit die Unter¬ 
stützung der PKK bzw. ihrer Nachfolgeorganisation 
Kongra-Gel vorgeworfen werde. Sie hätten Spen¬ 
dengelder gesammelt, Busse angemietet und Propa¬ 
gandamaterial verbreitet. 

Begründet wurden 
die Durchsuchungen 
laut Beschluss des 
Amtsgerichts Nürnberg 
vom 6. März mit den 
Ermittlungen u.a. gegen 
drei kurdische politi¬ 
sche Aktivisten wegen 
des Verdachts der Mit¬ 
gliedschaft in einer kri¬ 
minellen Vereinigung 
(§129 StGB), deren Ver¬ 
fahren ursprünglich bei 
der Bundesanwaltschaft 

(BAW) anhängig waren, dann aber gern. §§154/154a 
Strafprozessordnung eingestellt und an die jeweils 
zuständigen Staatsanwaltschaften abgegeben worden 
sind. Diese führen die Ermittlungsverfahren nun¬ 
mehr wegen des Verdachts des Verstoßes gegen das 
Vereinsgesetz weiter. 

Nun mag man annehmen, dass es für die Betroffe¬ 
nen vorteilhaft sein könnte, von einer Anklage nach 
§129 verschont geblieben zu sein, obgleich die 
gegen sie erhobenen Vorwürfe eigentlich die klassi¬ 
schen Anklagepunkte in den vergangenen, laufen¬ 
den und bevorstehenden 129-Verfahren waren bzw. 
sind. Insofern ist die Abgabe von §129-Verfahren 
von der Bundes- auf die Ebene der «normalen» 
Staatsanwaltschaften ein durchaus erstaunlicher 
Vorgang. 

Es fragt sich also, welche Gründe den Ausschlag 
gegeben haben mögen, dass die Bundesanwaltschaft 
(BAW) die Verfahren eingestellt hat. 



Ein Grund könnte sein, dass die Bundesanwalt¬ 
schaft ihre Vörgehensweise in der strafrechtlichen 
Verfolgung von PKK bzw. Kongra-Gel umstruktu¬ 
riert. Vielleicht sind die §129-Verfahren vor den 
Oberlandesgerichten zu (kosten)aufwändig oder aus 
Sicht der Strafverfolgungsbehörden zu wenig effek¬ 
tiv, wenn sie von dem Gedanken geleitet werden, 
bestimmten kurdischen Organisationen und Institu¬ 
tionen den Garaus zu machen. Für verurteilte kur¬ 
dische Aktivisten bedeutet ein OLG-Verfahren 
mehr oder weniger das politische Aus, weil die 
meisten Betroffenen nach Haftverbüßung oder im 
Falle einer 2/3-Entlassung mit einer dreijährigen 
Bewährungszeit belastet werden, in der sie häufig 
nicht einmal mehr kurdische Vereine besuchen oder 
Kontakte zu politischen Freunden aufnehmen dür¬ 
fen. Anderenfalls droht ihnen eine erneute Inhaftie¬ 
rung. 

Das Ziel, politisch aktive Kurdinnen und Kurden 
mithilfe des § 129 kaltzustellen, wird zwar im Einzel¬ 
fall erreicht, doch sind hiervon eben «nur» einzelne 

Kader betroffen. Um 
aus dem Blickwinkel 
der Behörden effektiv 
die Strukturen der kur¬ 
dischen Bewegung tref¬ 
fen und ihr die Basis 
wegschlagen zu kön¬ 
nen, eignet sich die 
Strafverfolgung nach 
dem Vereinsgesetz 
(i.d.R. § 20 Abs. 1 - 4) 
weitaus besser, weil flä¬ 
chendeckender mög¬ 
lich. Einkalkuliert wird 
zudem ein gewisser Einschüchterungserfolg bei den 
einfachen Mitgliedern kurdischer Vereine, denen 
durch Wohnungsrazzien und sonstige Drangsalie¬ 
rungen die Lust am Engagement in ihren Einrich¬ 
tungen verleidet werden soll. Bleiben die Leute tat¬ 
sächlich den Vereinen fern, werden sie - so das 
Kalkül - deren Existenz wegen ausbleibender Mit¬ 
gliedsbeiträge gefährden, was auch YEK-KOM, der 
Dachverband der legal in Deutschland arbeitenden 
Vereine, zu spüren bekäme. 

Erinnert sei in diesem Zusammenhang daran, dass 
der Vizekoordinator des Antiterrorkampfes des US- 
Außenministeriums, Frank Urbancic, bei seiner 
Reise durch sechs europäische Länder und in die 
Türkei Ende des vergangenen Jahres, die PKK mit 
einem Kraken verglichen hatte, weshalb «jeder sei¬ 
ner Arme angegriffen» werden müsse. 

Am 11. Dezember trafen sich in Stuttgart die 
Anti-PKK-Koordinatoren Joseph Ralston, der türki- 
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sehe Ex-General Edip Baser und Vertreter deutscher 
Sicherheitsbehörden im U S-amerikanischen Militär¬ 
stützpunkt Vaihingen bei Stuttgart, um ein gemein¬ 
sames Vorgehen gegen die kurdische Bewegung - 
wie das Austrocknen der Finanzierungsquellen - 
abzustimmen. Auch die Festnahme hochrangiger 
Führungsmitglieder der PKK zwecks Auslieferung 
an die Türkei soll Gesprächsgegenstand dieser 
Runde gewesen sein. 

Zufall oder nicht: Am 10. Januar wurden in 
Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Bayern und 
im Saarland 25 Wohnungen, Geschäftsräume sowie 
kurdische Vereine durchsucht. 

Am 5. und 6. Februar fanden in Frankreich Raz¬ 
zien und Festnahmen von 15 teilweise prominenten 
kurdischen Politiker(inne)n statt wegen angeblicher 
«Finanzierung von Terrorismus, organisiertem Ver¬ 
brechen und Geldwäsche». 

Und schließlich wurde am Abend des 19. März 
die kurdische Politikerin Sakine Cansiz in Hamburg 
festgenommen. Grundlage hierfür war ein interna¬ 
tionaler Haftbefehl, ausgestellt vom Staats¬ 
sicherheitsgericht in Malatya, mit dem die Ausliefe¬ 
rung der Kurdin an die Türkei wegen des Verdachts 
der «Zugehörigkeit zu einer terroristischen Organi¬ 
sation» beantragt wird. 

Erfreulich ist, dass die Richter des 1. Strafsenats 
am 25. April den Auslieferungshaftbefehl vom 20. 
März 2007 aufgehoben hat und Sakine Cansiz aus 
der Haft entlassen worden ist. Wie in zahlreichen 
ähnlich gelagerten Fällen auch, wurde das Ausliefe¬ 
rungsersuchen der Türkei abgelehnt, weil «die Vor¬ 
aussetzungen für die Anordnung der formellen Aus¬ 
lieferungshaft nicht vorliegen» und eine Auslieferung 
«von vornherein unzulässig» erscheine. Die vorge¬ 
legten Unterlagen der türkischen Justizbehörden 
hätten nicht einmal die «Mindestanforderungen» 
erfüllt, weil es «an jeglicher Sachverhaltsschilde¬ 
rung» gefehlt habe. Der Haftbefehl hätte «keine 
nach Zeit, Ort und Art der Begehung konkret 
beschriebene Straftat, die der Verfolgten zur Fast 
gelegt wird» enthalten. Fediglich der Vorwurf der 
«Mitgliedschaft in der Organisation PKK/Kongra- 
Gel ab dem Jahr 1988» sei genannt worden, was für 
die gerichtliche Prüfung, ob tatsächlich eine ausliefe¬ 
rungsfähige Straftat vorliege, nicht ausreiche. 

So bleibt die Vermutung, dass auch dieses Manö¬ 
ver dazu dienen sollte, Unruhe und Verunsicherung 
zu erzeugen und innenpolitisch der Öffentlichkeit zu 
demonstrieren, wie mächtig und lang die Arme der 
türkischen Justizbehörden vermeintlich sind. 

Wenn auch solch einzelne gerichtliche Entscheidun¬ 
gen kleine Fichtblicke darstellen, so ist die Politik 
des konzertierten Vorgehens gegen die kurdische 



Bewegung, die keinen Spielraum lassen will für 
friedliche und konstruktive Konfliktlösungen, scharf 
zu verurteilen. Der Beschluss eines sog. «Runden 
Tisches», der im Januar unter Vorsitz der Sprecherin 
der US-Botschaft, Kathy Schalow, im Januar in Ist¬ 
anbul stattfand, interaktive Arbeitsgruppen aus den 
Justizministerien der U SA und der Türkei zu bilden, 
lässt keine andere Interpretation zu. Denn diese 
Gruppen sollen sich in den kommenden Monaten 
zentral mit den verschiedenen Ebenen des Kampfes 
gegen Geldwäsche, die Finanzierung von Terro¬ 
rismus, die PKK sowie die internationale 
Zusammenarbeit in der strafrechtlichen Verfolgung 
beschäftigen. 

Die Stigmatisierung von PKK und Kongra-Gel als 
terroristisch und kriminell, entspricht der Fogik des 
«Kalten Krieges», dient der Aufrechterhaltung des 
Status quo und unterstützt die Verfolgungspraxis des 
türkischen Staates, die in den letzten Monaten - vor 
allem seit Ausrufung des Waffenstillstandes der 
PKK zum 1. Oktober 2006 - ein erschreckendes 
Ausmaß angenommen hat und an die schlimmen 
Zeiten der 90er Jahre erinnert. Der Präsidentschafts¬ 
wahlkampf in der Türkei, die Entwicklung im Hin¬ 
blick auf den Nordirak/Südkurdistan, die US- und 
europäischen Interessen in der Region des Nahen 
und Mittleren Ostens müssen mitberücksichtigt wer¬ 
den. Die kurdische Frage ist deshalb nie ausschließ¬ 
lich ein innenpolitisches Thema, sondern hat stets 
auch eine außenpolitische, militärische und wirt¬ 
schaftliche Dimension. Wenn auch massiv versucht 
wird, auf verschiedenen Ebenen die kurdischen 
Stimmen zum Schweigen zu bringen, so bleibt es 
dennoch dabei: Der Wunsch nach Frieden und 
Freiheit lässt sich nicht ersticken. 

(Azadi) 
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Prozesserklärung 
von Dr. Nikolaus Brauns 

vor dem Amtsgericht München am 20. April 2007 in 
der Strafsache wegen versuchter Strafvereitelung in 
Tateinheit mit Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte 
und gefährliche Körperverletzung anlässlich einer 
Kundgebung am 1. April 2004 


Mit deutschen Panzern gegen 
kurdische Bevölkerung 

«Gestatten Sie mir, einige Worte zur Vorgeschichte 
und zum Inhalt der Kundgebung am 1. April letzten 
Jahres auf dem Stachus zu sagen: 

Im März letzten Jahres war ich zwei Wochen 
lang mit einer Menschenrechtsdelegation in den kur¬ 
dischen Landesteilen der Türkei. Ich sprach mit 
Flüchtlingen, Folteropfern und den Opfern von 
Bombenanschlägen des Militärgeheimdienstes. Ich 
sah die Ruinen der von der türkischen Armee zer¬ 
störten Dörfer. Ein Offizier bestätigte mir, dass seine 
gerade von einer Operation körnenden Panzer aus 
Deutschland stammen. Ich erlebte, wie Millionen 
Menschen sich weder von Militärkontrollen noch 
aufgefahrenen Panzern oder tief fliegenden Hub¬ 
schraubern davon abhalten ließen, ihr Frühlings¬ 
und Freiheitsfest Newroz zu feiern. 

Auf die millionenfache Beteiligung an den 
Newroz-Festen reagierte die Armee mit einer Pro¬ 
vokation. Zehn kurdische Freiheitskämpfer wurden 
in ihrem Winterlager mit völkerrechtlich geächtetem 
Giftgas ermordet, obwohl die Guerilla für die 
Newroz-Woche einen Waffenstillstand verkündet 
hatte. Als die Trauerfeierlichkeiten für die Getöteten 
von der Polizei bedrängt wurden, kam es zu Mas¬ 
senprotesten in allen kurdischen Städten. Die Polizei 
schlug mit voller Härte zurück. Gegen Steine wer¬ 
fende Jugendliche wurde scharf geschossen, Panzer 
rückten in die Innenstädte ein. Mehr als ein Dutzend 
Zivilisten wurden durch Polizeischüsse getötet und 
Hunderte verletzt. Unter den Toten waren mehrere 
Kinder. Der türkische Ministerpräsident Tayyip 
Erdogan rechtfertigte dies ausdrücklich. Hunderte 
Menschen wurden verhaftet, darunter viele Jugend¬ 
liche und auch Freunde von mir. Sie wurden zum 
Teil schwer misshandelt. Jetzt drohen ihnen mehr¬ 
jährige Haftstrafen. 

Proteste gegen Massaker der türkischen Armee 

Unter dem Eindruck meiner Kurdistanreise und der 
geschilderten Auseinandersetzungen, deren Beginn 
ich noch in der Türkei miterlebte, organisierte ich 


unmittelbar nach meiner Rückkehr nach München 
zusammen mit deutschen, kurdischen und türki¬ 
schen Freunden mehrere Protestversammlungen. 
Am 1. April 2006 demonstrierten unter dem Motto 
«Diyarbakir und München - Schulter an Schulter» 
rund 100 Personen auf dem Stachus gegen die Mas¬ 
saker der türkischen Armee sowie die deutsche 
Unterstützung dieser Politik. Mit dem PKK-Verbot, 
Waffenlieferungen und der Abschiebung von Flücht¬ 
lingen in die Türkei macht sich die Bundesrepublik 
mitschuldig an der blutigen Unterdrückungspolitik 
Ankaras gegenüber den Kurden. 

Verbotene rote Sterne 

Auf unserer Kundgebung wurden auch Plakate mit 
den Bildern der mit Giftgas ermordeten Freiheits¬ 
kämpfer gezeigt. Diese Plakate waren in diesen 
Tagen überall unbeanstandet in vielen europäischen 
Städten zu sehen. Der Fernsehsender Roj-TV zeigte 
Bilder einer kurdischen Demonstration in Frankfurt, 
auf der Polizisten ruhig neben diesen Plakaten liefen. 
Der Münchner Staatsschutz war jedoch der Mei¬ 
nung, die roten Sterne hinter den Märtyrern seien 
verbotene Symbole. Als Versammlungsleiter wies 
ich daher die Träger dieser Plakate mehrfach per 
Megaphon darauf hin, dass sie sich möglicherweise 
strafbar machten. 

Um den Zusammenhalt der Kundgebung auf 
dem sehr belebten Stachus zu wahren, hakten sich 
einige Kundgebungsteilnehmer unter - ein gängiges 


p KK 

Whbot 
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«Unsere Zeiten sind so aufregend, dass man die Leute eigentlich nur 
noch mit Langeweile schockieren kann.» 

(Samuel Beckett) 


Mittel zur Stärkung des Solidaritätsgefühls auf 
Demonstrationen. Dass damit eine konkrete Polizei¬ 
maßnahme behindert werden sollte, ist schon des¬ 
wegen abwegig, weil eine solche nicht ersichtlich 
war. Ich stand schließlich während der gesamten 
Kundgebung als Versammlungsleiter dem zuständi¬ 
gen Vertreter des Staatsschutzes Hauptkommissar 
(?) Eder als Ansprechpartner zur Verfügung. 

Gezielte Provokation 

Als Beamte des Unterstützungskommandos näher 
an die Kundgebung rückten, rief ich die Versamm¬ 
lungsteilnehmer dazu auf, ruhig zu bleiben und sich 
nicht provozieren zu lassen. Obwohl die Versamm¬ 
lung völlig friedlich war und keiner der Träger eines 
Märtyrerplakates Anstalten machte, den Platz zu 
verlassen, überrannten rund 20 USK-Beamte ohne 
Vorwarnung unsere Kundgebung, warfen mehrere 
Teilnehmer zu Boden und nahmen neun Personen 
fest. 

Völlig an den Haaren herbeigezogen ist der Vor¬ 
wurf, ich hätte mit dem Megaphon absichtlich Poli¬ 
zeihauptkommissar Schlegel in die Ohren gebrüllt. 
Nicht ausschließen kann ich freilich, dass Herr 
Schlegel während einer meiner Durchsagen an mir 
vorbeilief und sich dabei erschrak. 

Unmittelbar nach Beginn des Polizeieinsatzes gab 
ich mein Megaphon an einen anderen Versamm¬ 
lungsteilnehmer ab, um Fotos vom Vorgehen der 
Polizei zu machen. Als ich anschließend als Ver¬ 
sammlungsleiter verbal gegen die Festnahme eines 
kurdischen Demonstrationsteilnehmers protestierte, 
ordnete USK-Einsatzleiter Martin Schlegl meine 
Festnahme an. 

Gezielt gegen Versammlungsleiter 

Erstaunlicherweise war unter den Festgenommenen 
kein einziger Träger des Märtyrerplakates, das offi¬ 
ziell als Anlass des Polizeieinsatzes herhalten musste. 
Auch wurde keines dieser Plakate sichergestellt. 
Stattdessen wurden gezielt Versammlungsleiter, Red¬ 
ner und Journalisten gegriffen und abgeführt. Fedig- 
lich einem der Festgenommenen wurde ein Verstoß 
gegen das Vereinsgesetz - also das PKK-Verbot - 
vorgeworfen, den anderen dagegen Widerstand, 
Strafvereitelung oder mir eben noch gefährliche 
Körperverletzung. 

Ganz offensichtlich ging es beim dem USK-Ein¬ 
satz nicht um die Überprüfüng von Personalien der 


Plakatträger. Ziel war aus meiner Sicht die Auflö¬ 
sung einer ordnungsgemäß angemeldeten, friedlich 
verlaufenden Kundgebung. 

Das USK unter Feitung von Martin Schlegl hat 
sich in meinen Augen vorsätzlich der Sprengung 
einer demokratischen Versammlung schuldig 
gemacht. Nicht ich und andere Teilnehmer dieser 
Kundgebung gehören vor Gericht, sondern Polizei¬ 
hauptkommissar Schlegl und seine USK-Beamten. 

Bedenkliche Interpretation des bayerischen 
Geheimdienstes 

Zu Ende möchte ich noch einen Punkt anfügen, der 
mich stutzig macht. Im bayerischen Verfassungs¬ 
schutzbericht, der Ende März 2007 der Presse vor¬ 
gestellt wurde, heißt es über unsere Kundgebung 
vom April vorigen Jahres, es sei dort zu Wider¬ 
standshandlungen gegen Polizeibeamte gekommen. 
Ich war bislang der Meinung, es sei Aufgabe der 
Gerichte, festzustellen, ob es zu derartigen Straftaten 
kam, und nicht der Interpretation von Geheimdien¬ 
sten überlassen. Doch zum Zeitpunkt der Vorstel¬ 
lung des Verfassungsschutzberichts hatte noch kein 
Verfahren wegen der Kundgebung vom l.April 2006 
stattgefünden. Daher muss ich befürchten, dass 
rechtsstaatliche Grundsätze in Bayern nicht gelten 
und das Ergebnis schon vor der Gerichtsverhand¬ 
lung feststeht.» 

Das Gericht folgte der Forderung der Staatsanwalt¬ 
schaft und verurteilte den Journalisten zu einer Geld¬ 
strafe von insgesamt 2100 Euro plus Gerichtskosten. 
Von dem Vorwurf der Körperverletzung wurde er freige¬ 
sprochen. Der Einsatzleiter des USK, Martin Schlegl, 
hatte als Zeuge behauptet, Dr. Brauns hätte ihm durch 
ein zu lautes Megaphon Schmerzen im Ohr zugefügt. 

Prozesskostenhilfe: 

Rote Hilfe e.V., Konto-Nr. 191 100 462, BLZ: 440100 46, 
Postbank Dortmund, Stichwort: 1. April 
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Linksfraktions-Abgeordnete fragen - die 
Bundesregierung antwortet 

zum türkisch-kurdischen Konflikt 

Dr. Norman Paech und weitere Abgeordnete der 
Linksfraktion, erkundigten sich in einer Kleinen 
Anfrage an die Bundesregierung nach deren Beitrag 
«zur politischen Lösung des türkisch-kurdischen 
Kon flik ts». Neben hinreichend bekannten allgemein 
gehaltenen Antworten, die sich lesen wie Textbau¬ 
steine der vergangenen Bundesregierungen, antwor¬ 
tete das Auswärtige Amt auf die Frage nach der Lie¬ 
ferung von Kriegswaffen, Kleinwaffen und leichten 
Waffen sowie sonstigen konventionellen Rüstungs¬ 
gütern an türkische Sicherheitskräfte wie folgt: 

«Im Jahre 1998 wurden Genehmigungen im 
Wert von 619 Mio. Euro (davon 89 Prozent für 
Marine) und im Jahr 1999 im Wert von 976 Mio. 
Euro erteilt.» Des weiteren wird auf die Rüstungsex¬ 
portberichte für die Jahre 2000 bis 2005 verwiesen, 
die auch als Bundestagsdrucksachen veröffentlicht 
worden seien. 

Nachgefragt, in welcher Höhe und für welche 
Rüstungsprojekte seit 1998 staatliche Exportbürg¬ 
schaften - sog. Hermes-Kredite - für Rüstungsex¬ 
porte in die Türkei zugesagt bzw. vergeben worden 
sind, heißt es: 

«Seit 1998 wurden Deckungen für Rüstungsex¬ 
porte (ausführgenehmigungspflichtige Geschäfte an 
militärische Besteller/Endabnehmer) in Höhe von 


insgesamt 1,438 Mrd. Euro für Minenjagdboote, 
Materialpakete zum Bau von U-Booten, Materialpa¬ 
kete zum Bau von Patrouillenbooten sowie ein ferti¬ 
ges Patrouillenboot übernommen.» 

Ob die Bundesregierung angesichts des einseitigen 
Waffenstillstands der PKK eine Aufhebung der Ein¬ 
stufung der PKK als terroristische Vereinigung 
erwäge, um damit nationale und internationale Frie¬ 
densbemühungen zu unterstützen, besteht die 
Bundesregierung auf: 

«Die Klassifizierung der PKK beruht auf einer 
einstimmigen Entscheidung der zuständigen EU- 
Gremien. Eine Aufhebung der Entscheidung setzte 
ein ebenso einstimmiges Votum dieser Gremien 
voraus. In der Sache besteht zu einer solchen Auf¬ 
hebung keine Veranlassung: die PKK verfügt, unbe¬ 
schadet ihrer wiederholten Waffenstillstandserklä¬ 
rungen, über die Fähigkeit zu terroristischen 
Aktionen und die Entschlossenheit, sich dieser 
Mittel zu bedienen.» 

Auch macht die Bundesregierung die zugespitzte 
Menschenrechtslage in der Türkei und das «Wieder¬ 
aufflammen der Gewalt» einzig die «terroristische 
PKK» verantwortlich; die Tatsache des seit dem 1. 
Oktober 2006 erklärten und noch bestehenden Waf¬ 
fenstillstands der kurdischen Bewegung wird geflis¬ 
sentlich verschwiegen. 

(Azadi/Kleine Anfrage, Drucksachen-Nr. 16/4991 vom 5. April 
2007; unter www.bundestag.de kann der Text als PDF-Datei herunter- 

geladen werden.) 
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Menschenrechtsinstitut fordert mehr Kontrolle 
der Geheimdienste 

Warnung vor Folter nach 

Abschiebungen 

Das Deutsche Institut für Menschenrechte spricht 
sich in einer wissenschaftlichen Untersuchung unter 
dem Titel «Terrorismus und Menschenrechtsschutz 
in Europa» für eine stärkere parlamentarische Kon¬ 
trolle der Nachrichtendienste aus. Mehrfach seien 
mutmaßliche Terroristen nach ihrer Abschiebung 
trotz Schutzversprechen der aufnehmenden Länder 
gefoltert worden. Der Autor der Studie, Wolfgang 
Heinz, nannte es problematisch, dass die Bundesre¬ 
gierung daran festhalten wolle, Geheimdienstbeamte 
zu Gefangenenbefragungen in Länder zu entsenden, 
in denen diese gefoltert oder außerhalb geltenden 
Rechts festgehalten würden. Dies stärke den «Nach¬ 


fragemarkt nach Folter» und müsse eingestellt wer¬ 
den. Außerdem solle die Bundesregierung bei Folter¬ 
oder Misshandlungsfällen bei dem hierfür verant¬ 
wortlich zu machenden Staat vorstellig werden. 

Heinz schlug die Ernennung eines Beauftragten 
des Bundestages vor, der mit erweiterten Kontrollbe- 
fügnissen gegenüber den Geheimdiensten ausgestat¬ 
tet werden solle. Darüber hinaus fordert das Institut 
bessere Kontrollmöglichkeiten ausländischer 
Geheimdienste in den Mitgliedsstaaten des Europa¬ 
rates. 

Mehr Informationen: www.institut-fuer-menschen- 
rechte.de 

(Azadi/div.Zeitungen, 13.4.2007) 
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Demo gegen ausufernde 
Überwachung der Bevölkerung 

«Im Bestreben, mehr Sicherheit herzustellen, wur¬ 
den in den letzten Jahren zunehmend Grundrechte 
eingeschränkt. Es häufen sich Fälle, in denen es zu 
Fehlern und Missbrauch kommt. Bei der Einreise in 
die USA zum Beispiel. Oder in Schleswig-Holstein: 
Dort gerieten bei einer Handy-Überwachung sehr 
viele Feute unter Verdacht. Alle 300 Menschen, die 
sich zum Tatzeitpunkt in einem bestimmten Gebiet 
aufhielten, wurden überprüft.» Dies äußerte Patrick 
Breyer, Jurist im «Arbeitskreis Vorratsdatenspeiche¬ 
rung», im Vorfeld einer Demonstration unter dem 
Motto «Freiheit statt Angst», die am 14. April in 
Frankfurt/M. stattfindet. Er finde «vor allem die 
Vorhaben schlimm, in denen jeder verdachtslos kon¬ 
trolliert» werde. Mit der Vorratsspeicherung solle 
das «Kommunikationsverhalten der kompletten 
Bevölkerung über Monate hinweg auf Vorrat aufge¬ 
zeichnet werden». Er werte die staatliche Überwa¬ 
chung als eine große Gefahr. Das habe die «Opera¬ 
tion Mikado» gezeigt, in der die «Kreditkartendaten 
sämtlicher Deutscher durchsucht» worden seien. 
Der Staat verwende gesammelte Daten insbeson¬ 
dere gegen anders denkende Personen, gegen die er 
gezielt ermittle und diese «im Auge behalte». 

(Azadi/ND, 13.4.2007) 

Vom Otto- zum Wolfgang-Horror¬ 
katalog: Weg in den Überwa¬ 
chungsstaat 

Guido Westerwelle (FDP): Verfall rechtsstaatlicher Sitten 

Nach der Kritik von Datenschützern und der Oppo¬ 
sition, äußerten sich auch SPD-Abgeordnete ableh¬ 
nend zu den Plänen der Koalition hinsichtlich der 
Novellierung des Passgesetzes. SPD-Rechtsexperte 
Klaus Uwe Benneter warnte davor, das Passregister 
zu einer Auskunfts- und Fahndungsdatei auszu¬ 
bauen. Schleswig-Holsteins Innenminister Ralf Steg- 
ner (SPD) äußerte, der Vorschlag aus dem Schäu¬ 
ble-Ministerium lasse jedes Augenmaß vermissen. 
Der Gesetzentwurf sieht vor, der Polizei in Zukunft 
direkten und jederzeitigen Zugriff auf die Passbildda¬ 
teien der 5300 Meldeämter in Deutschland zu 
gewähren. Bisher werden die Fotos nur nach vorhe¬ 
riger begründeter Anfrage per Fax an die jeweiligen 
Dienststellen versandt. «Wer, wie der Bundesinnen¬ 
minister, aus Meldeämtern polizeiliche Strafregister 
machen will, der stellte alle Bürger unter kriminellen 
Pauschalverdacht. Wer Fotos und Fingerabdrücke 


aller Bürger der Polizei und den Ordnungsämtern 
übergibt, der ist auf dem Weg zum Überwachungs¬ 
staat,» warnte der FDP-Chef Guido Westerwelle. 

Im Januar 2007 einigte sich das Kabinett auf ein 
neues Passgesetz. Es soll die Grundlage für die Nut¬ 
zung von biometrischen Merkmalen wie Fingerab¬ 
drücken in Reisepässen bilden. 

Im März wurde im Bundesrat über den Gesetz¬ 
entwurf beraten und zusätzlich beschlossen, künftig 
nicht nur bei Verkehrsordnungswidrigkeiten, son¬ 
dern auch bei der Strafverfolgung einen Online- 
Zugriff auf die Register der Meldeämter zu gewäh¬ 
ren - inklusive der dort gespeicherten Fichtbilder. 

Was fordern Schäuble und weitere Politiker der 
Union? 

Online-Durchsuchung privater Computer: Das Bundes¬ 
kriminalamt (BKA) soll heimlich private PCs mit 
Hilfe von «Trojaner»-Viren durchsuchen können. 
Rasterfahndung: Zur ,Terrorabwehr’ soll das BKA 
das Recht hierzu erhalten. 

Passfotos: Polizeibehörden sollen auf die bei den 
Meldeämtern gespeicherten digitalisierten biometri¬ 
schen Passfotos online zugreifen können. 
Fingerabdrücke: Die digitalisierten Fingerabdrücke, 
die ab November in den Chips der Reisepässe 
gespeichert werden, soll auch bei den Meldeämtern 
gespeichert werden, wodurch ein Online-Zugriff 
möglich würde. 

Bundeswehreinsatz im Inneren: Das Spektrum zulässi¬ 
ger Einsätze der Bundeswehr im Innern soll per 
Grundgesetzänderung um einen «Antiterroreinsatz» 
erweitert werden. 

Mautdaten: Die erhobenen und gespeicherten Fkw- 
Mautdaten sollen zur Verfolgung schwerer Straftaten 
und evtl, zur Gefahrenabwehr verwendet werden 
dürfen; hierzu bedarf es einer Gesetzesänderung. 
Abschuss entführter Passagierflugzeuge: Der 
Abschuss von entführten Passagierflugzeugen soll 
doch noch ermöglicht und als «Quasi-Verteidigungs¬ 
fall» ins Grundgesetz aufgenommen werden. 

FDP-Partei- und Fraktionschef Guido Wester¬ 
welle sagte, derzeit sei ein bedenklicher Verfall 
rechtsstaatlicher Sitten festzustellen. Innenminister 
Schäuble sei dabei, «rechtsstaatliche Fundamental¬ 
gewissheiten bis hin zur Unschuldsvermutung» in 
Frage zu stellen. Die Grenzen zwischen Strafverfol¬ 
gung und Gefahrenabwehr, Polizei und Nachrichten¬ 
diensten, Polizei und Militär sowie äußerer und 
innerer Sicherheit verschwommen zusehends. 

Der Hauptgeschäftsführer des Bundesverbandes 
Informationswirtschaft, Telekommunikation und 
neue Medien, Bernhard Rohleder, betonte, dass ver- 





zu seite 1 


7 


REPRESSION 






deckte Zugriffe der Behörden PC-Anwender verun¬ 
sichern würden und der IT-Industrie großen Scha¬ 
den zufügen würde. Deshalb stießen die Pläne des 
Innenministers bei der IT-Wirtschaft auf Ablehnung. 

(Azadt/FR/ND v. 13.,14.,23., 24.4.2007) 

Bundesdatenschutzbeauftragter 
warnt vor «Totalüberwachung» 

Harsche Kritik übt der Bundesdatenschutzbeauf¬ 
tragte, Peter Schaar, am Umgang der gegenwärtigen 
Regierung mit den Daten von Bürgerinnen und Bür¬ 
gern. Er befürchtet eine drohende «Totalüberwa¬ 
chung». Die Politik vernachlässige sträflich, die 
Menschen «vor Ausforschung, Registrierung, Mani¬ 
pulation und Missbrauch» zu schützen. Der Staat 
habe auch das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung zu achten. Heftige Vorwürfe 
erhob Schaar insbesondere gegen die von Bundesin¬ 
nenminister Schäuble geplanten Online-Durchsu- 
chungen: «Weder ist klar, was genau bei diesen 
Durchsuchungen passieren soll, noch wie sie über¬ 
haupt technisch ablaufen könnten.» Klar sei nur, 
dass auch Unverdächtige ausgeforscht würden. 

(Azadi/FR, 25.4.2007) 

Schilys illegale Dienstanweisung 
zu Online-Durchsuchungen 

Wolfgang Wieland (Grüne): rechtsstaatliches Abbruch¬ 
unternehmen 

Wie sich in einer Sitzung des Bundestagsinnenaus¬ 
schusses herausstellte, hatte der damalige SPD- 
Innenminister Otto Schily bereits per Dienstanwei¬ 
sung vom 21. Juni 2005 trotz fehlender 
Rechtsgrundlage geheime Online-Durchsuchungen 
genehmigt, obwohl erst Anfang Februar dieses Jah¬ 
res der Bundesgerichtshof entschieden hatte, dass 
die Durchsuchung fremder PC-Festplatten durch 
die Polizei unzulässig sind, weil nicht durch die 
Strafprozessordnung gedeckt. 

Der grüne Innenpolitiker Wölfgang Wieland 
sprach von einem «rechtsstaatlichen Abbruchunter¬ 
nehmen», sprach von und Jan Körte von der Finks¬ 
fraktion forderte, «dass diese Praxis sofort ausgesetzt 
und die Haushaltsmittel dafür gesperrt werden». 

Hingegen verteidigte das Bundesamt für Verfas¬ 
sungsschutz das Vorgehen, weil es sich seiner 
Ansicht nach beim Internet um eine technische 
Fortentwicklung der Telekommunikation handele, 
weshalb eine Dienstvorschrift ihre Befugnisse auf 
diesen Bereich einfach ausweite. Der Inlandsge¬ 
heimdienst sei nicht an die Strafprozessordnung 
gebunden, sondern allein an das Verfassungsschutz¬ 
gesetz, das der Gefahrenabwehr diene. 

(Azadi/ND/FR, 26.4.2007) 


Instrumentalisierte Menschenrechte 

(...) Wer sich den Blick nicht verstellen lässt, ent¬ 
deckt meist knallharte politische und wirtschaftliche 
Interessen, die mit dem Verweis auf die Menschen¬ 
rechte nur moralisch aufgeladen oder karitativ mas¬ 
kiert werden. Nicht auf die Freiheit aller zielt ein sol¬ 
cher Diskurs, sondern auf die Sicherung von 
Privilegien und ökonomischer Vorherrschaft.» 

(Azadi/zitiert aus einem Beitrag von Thomas Gebauer, medico inter¬ 
national, FR v. 16.4.2007) 

Tagung «Feind oder Bürger - Sonder¬ 
recht für Staatsfeinde als Mittel im 
Kampf gegen Terrorismus?» 

Vom 15. - 17. Juni 2007 führt die Evangelische Aka¬ 
demie Hofgeismar in Zusammenarbeit mit dem 
Institut für Grundlagen des Rechts an der Uni Feip- 
zig und dem Republikanischen Anwältinnen- und 
Anwälteverein (RAV) eine Tagung durch, die sich 
mit unterschiedlichen Fragen der sog. Terrorismus¬ 
bekämpfung beschäftigt. Experten (Fachfrauen sind 
nicht dabei) referieren u.a. über die Einführung einer 
Anti-Terror-Datei, die Entgrenzung des Tatbegriffs 
durch die §§ 129a/b, die Folter-Debatte, die Hinter¬ 
gründe um das sog. Feindstrafrecht und den Rechts¬ 
status mutmaßlicher terroristischer Kämpfer/innen 
im geltenden Völkerrecht. 

OVG Hamburg untersagt illegale 
Überwachungsmethoden 

Das Oberverwaltungsgericht Hamburg setzte dem 
Treiben des Bezirksamtes Nord ein Ende, das, um 
einer angeblichen Scheinehe auf die Spur zu kom¬ 
men, gegen eine Frau aus Bosnien mit verdeckter 
Videoüberwachung, Peilsender und verdeckter 
Beschaffung einer Handynummer ermittelt hat. Die 
Überwachung, vorgenommen durch einen Privatde- 
dektiv, dauerte neun Tage. Das Gericht entschied, 
dass für die Prüfung, ob ein Ausländer eine Aufent¬ 
haltserlaubnis erhalten könne, nur gesetzlich zuge¬ 
lassene Informationsquellen genutzt werden dürften. 
Die Frau lebt seit 1993 in Deutschland und ist mit 
einem Deutschen verheiratet. 2004 lehnte es die 
Ausländerbehörde ab, ihre Aufenthaltserlaubnis zu 
verlängern und forderte sie zur Ausreise auf, weil 
das Paar angeblich nicht mehr zusammenlebte. 
Gegen diese Entscheidung wehrte sich die Frau. 
Aktenzeichen: OVG Hamburg - 3 Bs 396/05. 

(Azadi/FR, 26.4.2007) 
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Einbürgerungen rückläufig 

2006:13 894 Menschen abgeschoben 

Die Zahlen der Einbürgerungen sinken seit Einfüh¬ 
rung des neuen Einbürgerungsrechts im Jahre 2000, 
wo noch 186 688 Menschen die deutsche Staatsan¬ 
gehörigkeit erhielten, beständig. So waren es fünf 
Jahre später nur noch 117 241. 

Im vergangenen Jahr sind insgesamt 13 894 
Menschen aus Deutschland abgeschoben worden: 
13 060 auf dem Luftweg, 829 auf dem Land- und 
fünf auf dem Seeweg. Am häufigsten wurden Men¬ 
schen nach Serbien und Montenegro (1884) und in 
die Türkei (1834) abgeschoben, gefolgt von Vietnam 
(929), Rumänien (732) und Bulgarien (569). Laut 
einer Antwort der Bundesregierung auf Fragen der 
Linksfraktion sind dem Bund für die Sicherheitsbe¬ 
gleitung bei Abschiebungen Kosten von 8,9 Millio¬ 
nen Euro entstanden; hinzu kommen die Kosten der 
Bundesländer. 

(Azadi/ND, 3.4.2007) 

Hessischer Innenminister 
verhängt Abschiebestopp für 
geduldete Flüchtlinge 

164 Anträge von Menschen, die nach einer von der 
Bundesregierung geplanten neuen Bleiberechtsrege¬ 
lung dauerhaft in Deutschland leben könnten, liegen 
derzeit allein der Offenbacher Ausländerbehörde 
vor. Wenn im Sommer die gesetzliche Neuregelung 
in Kraft trete, würden diese Anträge einzeln geprüft. 
Bis dahin werde aus diesem Personenkreis ohnehin 
niemand abgeschoben - so der Leiter des Auslän¬ 
deramtes. Bei diesen Menschen handele es sich 
zumeist um Familien, «bei denen sowohl die 
Erwachsenen als auch die Kinder gute Integrations¬ 
leistungen vorweisen können», erklärt die Sozialde¬ 
zernentin Birgit Simon. 

Der hessische Innenminister Volker Bouffier 
hatte am 10. April einen hessenweiten Abschiebe¬ 
stopp für insgesamt rund 15 000 geduldete Auslän¬ 
der im Land verhängt, die von der neuen Bleibe¬ 
rechtsregelung profitieren könnten. Ausländerbeiräte 
und Hessischer Flüchtlingsrat begrüßen diese Ent¬ 
scheidung: «Wir hätten uns das allerdings schon frü¬ 
her gewünscht», sagt Timmo Scherenberg vom 
Flüchtlingsrat. Seiner Auffassung nach sollten 
jedoch nicht nur Geduldete die neue Aufenthaltser¬ 
laubnis erhalten, sondern auch Flüchtlinge, die Asyl 
genießen. Marei Pelzer, Juristin von Pro Asyl, meint, 
es sei nur selbstverständlich, wenn vor Inkrafttreten 
des Gesetzes niemand mehr abgeschoben werde. 

Im November 2006 hatte sich die Innenminister¬ 
konferenz zur Bleiberechtsregelung darauf geeinigt. 


dass geduldete Flüchtlinge bis Ende 2009 ihren 
Lebensunterhalt selbst bestreiten müssen. Der 
Gesetzentwurf zur Änderung des Zuwanderungsge¬ 
setzes muss noch von Bundestag und Bundesrat 
beschlossen werden. Am 1. Juli soll es in Kraft tre¬ 
ten. 

(Azadi/FR, 12.4.2007) 

Irakischen Flüchtlingen wird 
Asylschutz entzogen 

Während vier Millionen Iraker derzeit vor Terror 
und Chaos auf der Flucht sind - zumeist in die 
Nachbarländer Jordanien oder Syrien -, erreichten 
lediglich 20 000 von ihnen Europa. Der UN-Flücht- 
lingskommissar, Amnesty International, Flüchtlings¬ 
gruppen, Gewerkschaften und Kirchen drängen die 
EU-Staaten, den irakischen Flüchtlingen einen 
sicheren Schutz in Europa zu gewähren. Doch ins¬ 
besondere in Deutschland erkennen die Behörden 
derzeit auch bereits seit Jahren hier lebenden Ira¬ 
kern den Flüchtlings- und Asylschutz wieder ab. 
Seit Beginn des Irak-Krieges hat das Bundesamt für 
Flüchtlinge und Migration die Asylgewährung für 18 
000 Iraker widerrufen. Allein 2006 verloren 4200 
Iraker durch Entzug des Status ihre sichere Aufent¬ 
haltsgenehmigung und damit zumeist auch die 
Arbeitserlaubnis. Deutschland - so Pro Asyl - 
spiele «mit dieser europaweit einzigartigen Widerruf¬ 
spraxis eine besonders unrühmliche Rolle im 
Umgang mit irakischen Schutzsuchenden». Doch 
auch andere EU-Staaten - darunter die Mitglieder 
der Rriegs-»Koalition der Willigen» - entziehen sich 
der Verantwortung für die humanitäre Krise. Gegen¬ 
über dem Vorjahr sind die Zahlen der Asylsuchen¬ 
den aus Irak um 77 Prozent gestiegen. Mit 9000 
Menschen nahm allein Schweden fast die Hälfte auf. 
Hier erhalten die Menschen einen Schutz «auf 
hohem Niveau». Griechenland weist irakische 
Flüchtlinge ab, andere europäische Länder bereiten 
Abschiebungen vor, obwohl Experten davor war¬ 
nen, dass auch in den noch relativ sicheren Nordirak 
auf absehbare Zeit keine Rückführungen möglich 
sind. 

(Azadi/FR, 13.4.2007) 

Innenminister erklären 
Flüchtlingen den Krieg 

Zur Abwehr von Flüchtlingen haben die EU-Innen- 
minister am 20. April die Bildung einer schnellen 
Eingreiftruppe beschlossen: 450 Polizisten der euro¬ 
päischen Grenzschutzbehörde Frontex sollen künftig 
zum «Schutz» der Grenzen schon in diesem Som- 
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mer in jedem Mitgliedstaat eingesetzt werden kön¬ 
nen. Ab Ende Mai sollen außerdem ständige Patrou¬ 
illen im Mittelmeer beginnen. Der Personalstamm 
soll kontinuierlich aufgebaut werden. Als Ausrüs¬ 
tung dienen künftig bis zu 116 Schiffe, 27 Hub¬ 
schrauber und 21 Flugzeuge, die den Mitgliedstaaten 
«unter außergewöhnlichem Migrationsdruck» auf 
Anfrage zur Verfügung gestellt werden sollen. 

(Azadi/FR, 21.4.2007) 

Gegen Abschiebeknäste - 
für Bleiberecht und Partizipation 

Am Samstag, 23. Juni 2007, wird in Ingelheim bei 
Mainz eine Demonstration gegen das dortige seit 
fünf Jahren existierende Abschiebegefängnis stattfin¬ 
den. Sie wird organisiert von einem Vorbereitungs¬ 
kreis, in dem auch die Aktion 3. Welt Saar mitarbei¬ 
tet. Das zentrale Motto der Demonstration lautet 
«Abschiebehaft abschaffen - Gegen das unmenschliche 
Migrationsregime von EU und G 8». 

Gefordert wird 

• die Abschaffung von Abschiebeknästen und - 
lager 

• ein Bleiberecht und Partizipation statt Ausgren¬ 
zung und Rassismus 

Aktuell werden im Ingelheimer Knast laut Demo- 
Aufruf «ca. 40 bis 50 sogenannte ,Ausreisepflichtige’ 
von 60 Wärtern und 7 Hunden bewacht». 

Wie im Aufruf weiter ausgeführt wird, werden 
«Kriege, Ausbeutung und Unterdrückung, Perspek- 
tivlosigkeit und Armut Menschen immer zur Flucht 
bewegen». Täglich verlieren zahlreiche Flüchtlinge 
ihr Feben beim Versuch, «die militärisch überwach¬ 
ten EU-Außengrenzen zu überwinden.» Durch die 
«Kumpanei mit Unrechtsregimen, Raubbau, 
Umweltzerstörung, Rüstungsexporte und das unge¬ 


rechte Wirtschafts- und Finanzsystem» ist die EU 
verantwortlich für die Vielzahl von Fluchtgründen. 

Die ohnehin wenigen Flüchtünge, denen es 
gelingt, nach Deutschland zu gelangen, erwartet 
«eine gesetzlich legitimierte Repressions- und 
Abschreckungspolitik». 

Aufruftext zur Demo, Unterstützungserklärung, 
aktuelle Infos oder Rückfragen unter: 
A3wsaar@t-online.de oder ingelheim07@jd-jl-rlp.de 
bzw. www.abschiebeknast-ingelheim.de 

Nurcan Gülabi: Nach Einreise in 
die Türkei festgenommen 

Die Rechtsanwältin Nurcan Gülabi, die im Novem¬ 
ber 2001 in das Bundesgebiet eingereist ist, wurde 
mit Bescheid des Bundesamtes für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge vom 6. Februar 2002 als 
asylberechtigt anerkannt. Nachdem sie durch 
Anwaltskollegen in der Türkei hatte ermitteln lassen, 
dass sie wegen der vor ihrer Ausreise aus der Türkei 
gegen sie anhängigen Strafverfahren keine Bestra¬ 
fung mehr befürchten muss, kehrte sie am 13. April 
dieses Jahres auf dem Fuftweg in die Türkei (Istan¬ 
bul) zurück. Dort wurde sie - offenbar aufgrund 
eines Haftbefehls - festgenommen und 2 bis 3 Tage 
in Gewahrsam gehalten, ehe sie in eine Haftanstalt 
überstellt wurde. Inzwischen soll sie in einem 
Gefängnis in Gebze inhaftiert sein. 

Ihr Rechtsanwalt Eduard Abbrent bringt in 
einem Schreiben an das Auswärtige Amt seine 
Sorge zum Ausdruck, dass seine Mandantin men¬ 
schenrechtswidrig behandelt wird. Er und seine Kol¬ 
legen fordern insbesondere die deutsche Auslands¬ 
vertretung in der Türkei dazu auf, sich bei den 
türkischen Justizbehörden «nach dem Schicksal 
unserer Mandantin zu erkundigen» und «das weitere 
Verfahren» dort zu beobachten. 

(Azadi/RA Abbrent, 20.4.2007) 
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Seferi Yilmaz frei 

Am 4. April wurde Seferi Yilmaz nach zehnmonati- 
ger Haft aus dem F-Typ-Gefängnis Van entlassen 
und am folgenden Tag von Hunderten Menschen in 
Semdinli empfangen. Yilmaz, bereits zuvor viele 
Jahre politischer Häftling, ist Besitzer des Buchla¬ 
dens UMUT, der im November 2005 von Unterof¬ 
fizieren der Jandarma in die Luft gesprengt wurde. 
Seine Verhaftung wegen mutmaßlicher Mitglied¬ 
schaft in einer terroristischen Organisation (gemeint 
ist die PKK, Azadi) beruhte auf den Aussagen von 
Überläufern. 

(Azadi/ANF/ISKU, 5.4.2007) 

Giftbriefe 

Nach den DTP-Bürgermeistern der Städte Hakkari, 
Kayapinar und Diyarbakir hat auch der Bürgermeis¬ 
ter von Bostanici einen Brief mit der Unterschrift 
Laz Direnc erhalten, in dem eine giftige Substanz 
enthalten war. Zwei Angestellte der Stadtverwaltung, 
die hiermit in Berührung kamen, wurden ins Kran¬ 
kenhaus eingeliefert. Auf dem Brief stand neben 
einer abgebildeten türkischen Fahne lediglich der 
Satz «Tod der DTP». 

(Azadi/ANF/ISKU, 10.4.2007) 

Gefängnis und Prozesse für 
Bürgermeister 

Die DTP Istanbul hat mit einer Kundgebung gegen 
die Festnahme- und Verhaftungswelle gegen die Par¬ 
tei protestiert. Wie der Vorsitzende des Provinzver¬ 
bandes Istanbul, Dogan Erbas, erklärte, befinden 
sich derzeit fünf Provinzvorsitzende und über 50 
Vorstandsmitglieder im Gefängnis. Weiterhin ver¬ 
wies er auf den Prozess gegen 56 Bürgermeister, 
weil sich diese in einem Brief an den dänischen 
Ministerpräsidenten Rasmussen gewandt hatten, um 
eine Schließung des von Dänemark aus sendenden 
kurdischen Fernsehkanals Roj TV zu verhindern. 
«Es gibt keinen DTP-Bürgermeister mehr, gegen 
den kein Ermittlungs- oder Strafverfahren eingeleitet 
worden ist,» so Dogan Erbas. 

(Azadi/ANF/ISKU, 9.4.2007) 

Hungerstreik für Untersuchung 
von Abdullah Öcalan 

Am 11. April begann in Straßburg ein unbefristeter 
Hungerstreik für die Forderung nach einer Untersu¬ 
chung von Abdullah Öcalan durch eine unabhängige 
internationale Ärztedelegation. Die Aktion wurde 
mit einer Kundgebung vor dem Europarat eingelei¬ 
tet. Die Hungerstreikenden forderten das Komitee 


zur Verhinderung von Folter (CPT) dazu auf, aktiv 
zu werden. Die Vergiftung Öcalans sei vor vierzig 
Tagen öffentlich gemacht worden und die kurdische 
Bevölkerung in großer Sorge, erklärte Ahmet Dere 
vom Nationalkongress Kurdistans (KNK). 

Im Anschluss an die Kundgebung wurde dem Euro¬ 
parat ein Informationsdossier übergeben und erneut 
dringend dazu aufgerufen, Initiativen zu ergreifen. 
Danach gingen die Aktivist(inn)en zum Französisch- 
Kurdischen Kulturzentrum, wo der Hungerstreik 
durchgeführt wird. Von 70 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern werden 17 Personen unbefristet hun- 
gerstreiken, die weiteren 53 im Wechsel jeweils fünf 
Tage. 

(Azadi/ANF/ISKU, 11.4.2007) 

TIHV: Menschenrechtsverletzungen 
an der Tagesordnung 

Nach einer Erklärung der Menschenrechtsstiftung 
der Türkei (TIHV) in Izmir haben zwischen dem 1. 
März und dem 7. April dieses Jahres 17 Menschen 
Hi lf e aufgrund erlittener Folter gesucht. Vor und 
nach den Newrozfeiern Ende März wurden allein in 
Izmir mehr als 80 Menschen angeklagt und 26 
inhaftiert. «Wieder einmal hat sich die Realität die¬ 
ses Landes offen gezeigt: Gewalt, Folter und Men¬ 
schenrechtsverletzungen sind an der Tagesordnung», 
so der TIHV. Unter den Angeklagten und Verhafte¬ 
ten befinden sich zahlreiche Funktionäre und Mit¬ 
glieder der prokurdischen Partei DTP (Partei für 
eine demokratische Gesellschaft). 

(Azadi/Bianet/ISKU, 12.4.2007) ■ 

■ 

Blühende Wirtschaftsbeziehungen 

In diesem Jahr war die Türkei das Partnerland der 
Hannover Industrie-Messe. Europäische Unterneh¬ 
men setzen voll auf diesen Wachstumsmarkt. So hat 
sich innerhalb von fünf Jahren das Bruttoinlandspro¬ 
dukt auf 400 Milliarden Dollar verdreifacht. Im 
ersten Quartal dieses Jahres stiegen die Direktinves¬ 
titionen von 10 Milliarden Dollar im Jahre 2005 und 
20 Milliarden im vergangenen Jahr auf 12 Milliar¬ 
den. Bislang haben sich etwa 2300 deutsche Unter¬ 
nehmen in der Türkei etabliert, vorzugsweise in den 
Bereichen Banken, Telekommunikation, Autoher¬ 
stellung oder Immobilien. Auch Einzelhandelsketten 
wie Tchibo oder Metro verbreiten sich rasend 
schnell. Ein Großteil der türkischen Exporte in die 
EU geht nach Deutschland. Autokonzerne lassen 
inzwischen in der Türkei produzieren, so Ford, Mer¬ 
cedes, MAN oder Fiat. 

(Azadi/ND, 16.4.2007) 
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Polizeikiller freigesprochen 

Mit acht Schüssen hatten im November 2004 Poli¬ 
zisten Ahmet Kaymaz mit acht Schüssen und seinen 
12jährigen Sohn mit 13 Schüssen vor ihrer Haustür 
erschossen und anschließend behauptet, es habe 
sich bei den Getöteten um bewaffnete Anhänger der 
PKK gehandelt. 

Nun wurden vier türkische Polizisten am 18. 
April vom Strafgerichtshof in Eskisehir freigespro¬ 
chen mit der Begründung, sie hätten im Rahmen 
der Selbstverteidigung korrekt gehandelt. Die Fami¬ 
lie hingegen bestritt, dass die Ermordeten bewaffnet 
gewesen seien. Diese Auffassung teilte auch der 
Menschenrechtsausschusses des Parlaments, nach 
der es keine Anzeichen für ein Gefecht gegeben 
habe. 

(Azadi/jw, 20.4.2007) 


Neu erschienen 


< Antite rro rkam pf > 
an der <Heimatfront> 

Neues Buch von Rolf Gössner 

Unter dem Titel «Menschenrechte in Zeiten des Ter¬ 
rors» hat der Rechtsanwalt, Publizist und Präsident 
der Internationalen Liga für Menschenrechte, Dr. 
Rolf Gössner, ein neues Buch herausgegeben, das 
Anfang Mai im Konkret Literatur Verlag, Hamburg, 
erscheinen wird. 

«Mit diesem Buch wird erstmals das ganze Aus¬ 
maß der staatlichen Terrorismusbekämpfüng und 
ihrer fatalen Auswirkungen auf Demokratie, Men¬ 
schenrechte und Rechtsstaat in der Bundesrepublik 
Deutschland herausgearbeitet und anschaulich dar¬ 
gestellt. Es liefert auch den rechtspolitischen Hinter¬ 
grund für die aktuelle Debatte um die neuesten 
Überwachungspläne von Bundesinnenminister 
Wolfgang Schäuble». 


Gössner deckt in seiner Publikation - laut Verlag 
- «die oft skandalösen Kollateralschäden dieses 
staatlichen <Antiterrorkampfes> an der <Heimat- 
front>» auf und analysiert, «was sich seit dem 
11.9.2001 im Namen der Freiheit und Sicherheit 
hierzulande verändert hat und wohin die Entwick¬ 
lung geht.» 

Das Buch umfasst 288 Seiten und kostet 17Euro. 
Näheres: www.konkret-literatur-verlag.de 
info@konkret-literatur-verlag.de 

Wer Interesse an einer Buchbesprechung oder 
Lesung mit dem Autor hat, kann sich direkt an ihn 
wenden unter: goessner@uni-bremen.de oder fax: 
0421/70 32 90 

Das Terrorismus-Lexikon 

Zu ähnlicher Thematik ist ein weiteres Buch erschie¬ 
nen, das zwar den Titel «Das Terrorismus-Lexikon» 
trägt, von dem aber die Autoren einräumen, dass 
hier «kein im strengen Wörtsinn lexikalisches Werk» 
entstanden sind, sondern eine Art «Feature-Lexi¬ 
kon», in dem komplexe Themen untersucht werden. 
Sie setzen sich ausführlich und differenziert ausein¬ 
ander mit Selbstmordanschlägen, Flugzeugentfüh¬ 
rungen oder Bombenanschlägen, informieren über 
Widerstandsgruppen in diversen Konflikten (PLO, 
PKK, ETA oder IRA), setzen sich mit Islamismus 
und Dschihadismus auseinander und analysieren die 
Formen von Staatsterrorismus. Eine These der 
Autoren ist, dass Gewaltideen nicht mit Gewaltmaß¬ 
nahmen bekämpft werden können. Hierdurch 
werde der Rechtsstaat nicht geschützt, sondern 
demontiert. 

Wilhelm Dietl, Kai Hirschmann, Rolf Tophoven: Das 
Terrorismus-Lexikon. Täter, Opfer, Hintergründe. Eich- 
born-Verlag, Frankfurt/Main 2006, 455 Seiten, 24,90 
Euro. 

(Azadi/aus jw, 23.4.207) 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt 
per E-Mail. Auf Anfrage wird er 
gegen Kopier- und Portokosten 
auch per Post verschickt. Gefan¬ 
gene erhalten den infodienst 
kostenlos. Herausgeber ist 
AZADI e.V. Der Verein ist als ge¬ 
meinnützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheinigun¬ 
gen können ausgestellt werden. 
AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betätigung 
für das Selbstbestimmungsrecht 
des kurdischen Volkes mit Straf¬ 
verfolgung bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfahren, 
informieren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 


Identitätskampagne von 2001 »Auch ich bin PKK’ler»: 

Beschwerde beim Europäischen Gerichts¬ 
hof für Menschenrechte eingereicht 

Einschränkung der Meinungsfreiheit 
durch deutsche Gerichte überschritten 


I m Zusammenhang mit der so genannten Identitätskampagne „Auch ich bin 
PKK’ler“ aus dem Jahre 2001, unterschrieb auch die Kurdin Aysel A. diese 
Selbsterklärung. Darüber hinaus organisierte und koordinierte sie landge¬ 
richtlichen Feststellungen zufolge die Unterzeichnung und Sammlung von 
Unterschriften, welche sie zusammen mit anderen Personen der Staatsanwalt¬ 
schaft übergeben hatte. Zuvor waren auf Kundgebungen, auf denen gegen das 
Betätigungsverbot für die PKK protestiert wurde, abgehalten worden. 

Wegen dieser Aktivitäten erhob die zuständige Staatsanwaltschaft gegen die 
Kurdin Anklage wegen des Verstoßes gegen das Vereinsgesetz, die jedoch 
zunächst durch die Staatsschutzkammer unbearbeitet blieb, weil die strafrecht¬ 
liche Bewertung der „Identitätskampagne“ unter den Staatsanwaltschaften in 
der BRD zunächst umstritten war. 

Mehrere Staatsanwaltschaften vertraten die Auffassung, dass die Abgabe der 
Selbsterklärung von der freien Meinungsäußerung geschützt sei. 


AZADI e.V. 

Graf-Adolf-Str. 70A 

40210 Düsseldorf 

Tel. 0211/83029 08 

Fax 0211/171 1453 

E-Mail azadi@t-online.de 

Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S. d. R: Monika Morres 

Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8 035 782 600 

Aus dem Inhalt: 

1 «ldentitäts»kampagne 

3 Verbotspraxis 
5 Repression 
8 Gerichtsurteil 

10 Asyl-& Migrationspolitik 

11 Zur Sache: Türkei 
14 Unterstützungsfälle 


Nachdem der Bundesgerichtshof (BGH) in einem vergleichbaren Fall durch 
Urteil vom 27. März 2003 entschieden hatte, dass die Meinungsfreiheit einer 
Kriminalisierung der Beteiligung an der Kampagne nach dem Vereinsgesetz 
nicht entgegenstehe, wurde das Strafverfahren gegen Aysel A. fortgesetzt. Das 
Landgericht Berlin verurteilte sie zu einer Geldstrafe von insgesamt 1.200,- 
Euro. Dieses Urteil griff die Kurdin mit der Revision zum Bundesgerichtshof 
(BGH) an. Sie rügte insbesondere die Verletzung der freien Meinungsäußerung. 
Weder habe sie durch die massenhaft gleichlautenden Erklärungen die unter¬ 
stellte Funktionsfähigkeit der Justiz sabotieren wollen, noch sei sie persönlich 
davon ausgegangen, dass ihre Beteiligung an der Kampagne strafrechtliche Kon¬ 
sequenzen habe. 

Der BGH verwarf die Revision als unbegründet. 

Daraufhin reichte Aysel A. Verfassungsbeschwerde ein, die jedoch vom 
Bundesverfassungsgericht mit Entscheidung vom September 2006 zurückge¬ 
wiesen wurde u.a. mit der Begründung, dass die Meinungsfreiheit hinter den in 
der Verfügung zum Betätigungsverbot (der PKK) verfolgten Interessen zurück¬ 
zutreten habe. 










Weil mit dieser Entscheidung sämtliche gerichtliche 
Instanzen in der BRD durchlaufen waren, reichte 
die Kurdin nunmehr am 16. April 2007 Beschwerde 
beim Europäischen Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte in Straßburg ein. 

In ihrer Beschwerde macht sie die nach der Ver¬ 
schleppung von Abdullah Öcalan aus Kenia in die 
Türkei im Jahre 1999 erfolgten strategischen Ände¬ 
rungen der PKK geltend, wonach u. a. der bewaff¬ 
nete Kampf als einseitig beendet erklärt und der 
Rückzug der Guerilla aus der Türkei angeordnet 
wurde. Außerdem zeichneten die Beschlüsse des 7. 
außerordentlichen Parteikongresses im Januar 2000 
eine neue als „Friedensinitiative“ bezeichnete politi¬ 
sche Zielrichtung aus. In der Folge entstanden die 
aus der PKK hervorgegangenen Organisationen 
KADEK und KONGRA-GEL, die sich die Demo¬ 
kratisierung der Türkei und eine Lösung der kurdi¬ 
schen Frage mit politisch-friedlichen Mitteln zur 
zentralen Aufgabe gemacht haben. 

Die angegriffenen Entscheidungen der nationalen 
Gerichte werden in der Hauptsache gerügt, weil 
diese nach Auffassung der Beschwerdeführerin 
gegen Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention („Jeder hat Anspruch 
auf freie Meinungsäußerung. “), auch in Verbindung 
mit Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 EMRK („Niemand 
kann wegen einer Handlung oder Unterlassung verur¬ 
teilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach inländi¬ 
schem oder internationalem Recht nicht strafbar war. “), 
verstoßen. 

Obwohl sich Aysel A. in sämtlichen Verfahren 
durchgängig darauf berufen hat, dass sie mit der 


unterschriebenen Erklärung keineswegs einen straf¬ 
baren Zweck verfolgen wollte, stand bei den natio¬ 
nalen Gerichten der Nachweis einer strafwürdigen 
Äußerung im Vordergrund. Hierzu ist in der 
Beschwerde ausgeführt: 

„In einer Demokratie müssen die Handlungen 
und Unterlassungen der Regierung Gegenstand 
einer freien Debatte der öffentlichen Meinung sein 
können, was vorliegend im besonderen Maße für 
die Beschwerdeführerin gilt, welche nicht deutsche 
Staatsbürgerin ist, sondern hier als Flüchtling lebt. 
Als Wahlbürgerin kann sie sich (ebenso wenig wie 
viele andere an der Kampagne beteiligte Personen) 
in der Bundesrepublik Deutschland mithin nicht in 
die politische Diskussion einbringen, sondern ist auf 
die Wahrnehmung der Freiheit der Meinungsäuße¬ 
rung und verwandter Freiheitsrechte beschränkt.“ 

Ferner wird kritisiert, dass die Vörgehensweise der 
Strafjustiz „das in einer demokratischen Gesellschaft 
für Einschränkungen in die Meinungsfreiheit erträg¬ 
liche Maß“ überschreitet: 

„Die im Rahmen der Identitätskampagne angegebe¬ 
nen Selbsterklärungen zielten sowohl auf die öffent¬ 
liche Meinung als auch auf die Haltung staatlicher 
Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger, 
stehen mithin unter dem besonderen Schutz der 
Freiheit der Meinungsäußerung.“ 

Weder werde mit der Selbsterklärung zu Gewalt 
gegen den Staat oder Personen aufgerufen, noch 
solche auch nur begünstigt: „Das Betätigungsverbot 
für die PKK diente zum Zeitpunkt der mündlichen 
Verhandlung vor dem Landgericht Berlin bereits 
nicht mehr der Abwendung schwerwiegender Ein¬ 
bußen für die innere Sicherheit in der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland etwa in Gestalt von gewalttätig 
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verlaufenden Massendemonstrationen, Anschlagsse¬ 
rien oder Angriffen auf Repräsentantinnen und 
Repräsentanten der Türkischen Republik. Ungeach¬ 
tet des Rechts der Bundesrepublik Deutschland, 
konkreten militanten Aktionen oder den Aufruf 
dazu mit strafrechtlichen Mitteln entgegenzutreten, 
ist die Kriminalisierung der Identitätskampagne und 
der in diesem Zusammenhang abgegebenen Selbst¬ 
erklärungen, auch soweit sie positiv auf die PKK 
Bezug nehmen, nicht unentbehrlich in einer demo¬ 
kratischen Gesellschaft (.. 

Schlussendlich wird hervorgehoben, dass es nicht 
akzeptabel sein könne, dass sich die umstrittene 
Auslegung der Selbsterklärung zwischen Aysel A. 
und der nationalen Justiz negativ auf sie auswirke: 
„Gerade weil die inkriminierte Selbsterklärung 
mehrdeutig ist - wie schon die schwankende Hal¬ 
tung der deutschen Justiz vor der Entscheidung des 
BGH vom 27. März 2003 zeigte -, kann aber das 
Interpretationsrisiko nicht zu Lasten der Beschwer¬ 
deführerin gehen. In der Sache hat die nationale Jus¬ 
tiz unter mehreren Interpretationen der Selbsterklä¬ 
rung eine derjenigen gewählt, die sie für strafbar 
halten konnte.“ 

Aysel A., die sich aktiv am Kampf der 
Kurd(inn)en gegen die Unterdrückung des türki¬ 
schen Staates beteiligt hat, wegen dieses Engage- 


Kurde als «Gefährdet*» der inneren 
Sicherheit eingestuft 

Behörde: Einbürgerung von PKK-Aktivisten auch ohne 
konkreten Hinweise auf jeden Fall verhindern 

Gegen eine Verwaltungsgebühr der Landeshaupt¬ 
stadt Stuttgart von 191,— Euro musste ein Kurde den 
ablehnenden Bescheid seiner beantragten Einbürge¬ 
rung entgegennehmen, obwohl er bereits seit 27 
Jahren in der Bundesrepublik lebt. Begründet wurde 
die Ablehnung damit, dass er „die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland gefährdet“ habe. Um 
zu verdeutlichen, wie ernst es der Behörde ist, wird 
er darauf hingewiesen, dass hierbei „alle Gefahren 
für die Sicherheit des Staates, die sich aus der 
Anwesenheit eines Ausländers ergeben“, erfasst 
würden. Denn die „Fähigkeit des Staates, sich nach 
innen und außen gegen Angriffe und Störungen zur 
Wehr zu setzen“, werde bereits durch die Anwesen¬ 
heit „möglicher ausländischer Helfer terroristischer 


ments in Untersuchungshaft kam und dort der Fol¬ 
ter ausgesetzt war, floh 1997 aus der Türkei nach 
Deutschland. Noch im selben Jahr wurde sie als 
asylberechtigt anerkannt. 

(Azadi/Rechtsanwalt Sänke Hilbrans) 

Innerstaatliche Gerichtsentschei¬ 
dungen zum Komplex „Identitäts¬ 
kampagne“: 

Beschluss des Bundesgerichtshofes vom 27. März 

2003, Aktenzeichen: 3StR377/02; 

Urteil Landgericht Berlin vom 17. Juli 2003, 
Aktenzeichen: 502-2/02; 

Beschluss des Bundesgerichtshofs vom 15. Januar 

2004, Aktenzeichen: 3 StR 481/03; 

Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 26. 
September 2006, Aktenzeichen: 1 BvR 674/04 u.a.; 

Der gesamte Text der Selbsterklärung „Auch ich bin 
PKK’ler“ kann nachgelesen werden in den AZADI- 
Informationen Nr. 24, April/Juni 2001, 

www.nadir.org/azadi/ 



Gewalttäter“ beeinträchtigt. Somit bestehe bei dem 
Antragsteller ein Ausweisungs- aber kein Einbürge¬ 
rungsgrund. 

Was soll das „Gefährliche“ an M.V. gewesen 
sein? 

Er war im Vorstand des Deutsch-Kurdischen 
Freundschaftsvereins, von dem die Behörde 
behauptet, dass dieser „die PKK/ERNK unter¬ 
stützt“ und so die „innere Sicherheit“ gefährdet 
habe. Außerdem habe der Antragsteller - laut 
Erkenntnissen des Landesamtes für Verfassungs¬ 
schutz - an (seitenlang detailliert aufgelisteten) Ver¬ 
anstaltungen teilgenommen, auf Kundgebungen 
gesprochen oder sich an Demonstrationen beteiligt. 
Alles dies mache ihn „zum Kreis der Anhänger, die 
es der PKK ermöglicht haben, entgegen dem verein¬ 
srechtlichen Verbot aus dem Untergrund heraus zu 
operieren und ihre illegalen, die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland beeinträchtigenden 
und ihre auswärtigen Belange gefährdenden Tätig- 
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keiten fortzusetzen“. Damit könne nicht von seiner 
„Loyalität gegenüber dem deutschen Staat“ ausge¬ 
gangen werden. Von Einbürgerungsbewerbern for¬ 
dere man nicht nur eine Befürwortung von „Demo¬ 
kratie und Rechtsstaatlichkeit“ im Hinblick auf 
„materielle und sonstige Vorteile“, sondern auch, 
„die Sicherheitsinteressen und die auswärtigen 
Belange der Bundesrepublik Deutschland zu respek¬ 
tieren und zu wahren“. Dies hätte der Kurde jedoch 
„missachtet“, indem er der „PKK und ihren Zielen 
den Vorzug“ gegeben habe: „Die Verfolgung ihrer 
vornehmlich auf die Türkei bezogenen Anliegen ist 
Ihnen so wichtig, dass Sie sich dafür bedenkenlos 
über ein deutsches staatliches Betätigungsverbot und 
deutsche Interessen hinwegsetzen,“ so in der Ableh¬ 
nungsbegründung. 

Weiter wird betont, dass die PKK dem „interna¬ 
tionalen Terrorismus zuzurechnen“ und auf die EU- 
Terrorliste aufgenommen worden sei. Wer eine sol¬ 
che Vereinigung unterstütze, hat laut Bescheid 
„keinen Anspruch auf Einbürgerung“. 

Schlussendlich weist die Behörde darauf hin, dass 
sich „in den letzten Jahren“ die Anforderungen an 
die Gewährleistung der inneren Sicherheit „deutlich 
verschärft“ hätten. Und weil es „Nachweisprobleme 
gegenüber vielfach verborgen agierenden Aktivis¬ 
ten“ gebe, solle „die Einbürgerung von PKK-Akti- 
visten selbst dann verhindert werden“, wenn „ent¬ 
sprechende Bestrebungen nicht sicher nachgewiesen 
werden“ könnten. 

(Azadi) 

Verfassungsschutzbericht 2006: 

PKK/KADEK/KONGRA-GEL weiter 
«sicherheitsgefährdend» 

Azadi: Kriminalisierung muss beendet werden 

Obwohl im heute von Bundesinnenminister Schäu¬ 
ble vorgelegten Verfassungsschutzbericht 2006 aner¬ 
kannt wird, dass die kurdische Bewegung „bereits 
mehrfach einen Gewaltverzicht“ angeboten und 
zum 1. Oktober einen Waffenstillstand erklärt habe 
und dass sich die „etwa 11.500 Anhänger“ des 
KONGRA-GEL „seit 1999 überwiegend gewalt- 
frei“ verhalten hätten, wird das seit 1993 geltende 
PKK-Betätigungsverbot aufrechterhalten. Die Auf¬ 
zählung der zahlreich durchgeführten legalen 


„zumeist friedlichen“ Veranstaltungen und Demon¬ 
strationen aus Anlass von Massakern der türkischen 
Armee an der kurdischen Zivilbevölkerung, wegen 
der Haftbedingungen von Abdullah Öcalan, der 
Festnahme kurdischer Politiker oder wegen der 
anhaltenden Kriminalisierung, wird nicht etwa als 
Inanspruchnahme demokratischer Grundrechte 
gewertet, sondern gilt den „Hütern der Verfassung“ 
als eine Gefährdung der inneren Sicherheit. Insbe¬ 
sondere wird beklagt, dass KONGRA-GEL bei sei¬ 
nen Aktivitäten „die ständige Forderung“ wieder¬ 
hole, dass „die europäischen Regierungen stärkere 
Beiträge zur Lösung der Kurdenfrage leisten (müs¬ 
sten)“. Damit verfolgen die Kurden nicht etwa ein 
legitimes politisches Anliegen, sondern betreiben 
nach Auffassung der Verfassungsschützer auf diese 
Weise „Agitation“. 

Ferner ist ihnen ein Dorn im Auge, dass die 
Organisation über ein „Medienwesen“ verfügt, u.a. 
über die Zeitung Özgür Politika (Freie Politik), von 
der der damalige Bundesinnenminister Otto Schily 
glaubte, sie im September 2005 verbieten lassen zu 
können. Ein Strich durch diese Rechnung machte 
ihm allerdings wenige Wochen später das Bundes¬ 
verwaltungsgericht. Seit Anfang 2006 erscheint die 
Zeitung als Yeni Özgür Politika (Neue Freie Politik). 

Die Ignoranz der deutschen Politik gegenüber 
den komplexen Problemen, die den Hintergrund des 
türkisch-kurdischen Ko nflik ts bilden, ist unerträglich 
und scharf zu verurteilen. Nicht der fortdauernde 
staatliche Terror gegen die kurdische Bevölkerung 
und zivilgesellschaftliche Einrichtungen in der Tür¬ 
kei oder die (para)militärischen Angriffe trotz anhal¬ 
tenden Waffenstillstands werden kritisiert, sondern 
der Protest dagegen kriminalisiert. Und wer die Kur¬ 
dinnen und Kurden bei ihren Forderungen unter¬ 
stützt, über ihre Aktivitäten und Probleme infor¬ 
miert, wird - wie die Tageszeitung junge weit, die 
Linkspartei/-fraktion, die Rote Hilfe oder das 
Gefangeneninfo - in die Kriminalisierung mit einbe¬ 
zogen. Solidarität mit der kurdischen Bewegung soll 
so erschwert oder unmöglich gemacht werden. 

Azadi fordert ein Ende der Repression und die 
Aufhebung des sog. PKK-Verbots, das die Grund¬ 
lage bildet für Ausgrenzung und politische Verfol¬ 
gung eines Teils der hier lebenden Bevölkerung. Das 
darf nicht zugelassen werden. 

(Pressemitteilung Azadi v.15.5.2007) 


r 'i 

„Ich meine, dass Krieg, Unterdrückung und Folter fürchterlich sind, Geißeln der 
Menschheit, aber schlimmer ist, dass diese Geißeln — und vor allem diejenigen, die sie 
schwingen — nicht bemerkt, nicht angeklagt, nicht bekämpft werden." 

(Eva Forest, Internatienalistin, versterben am 19.5.2007 im Baskenland) 

L. J, 
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Prozesseröffnung gegen 
kurdischen Politiker und 
Journalisten Muzaffer A. 

Am 24. Mai wird vor dem Oberlandesgericht 
Frankfurt/M. der Prozess gegen den kurdischen 
Politiker und Journalisten Muzaffer A. wegen ange¬ 
blicher „Rädelsführerschaft in einer kriminellen Ver¬ 
einigung“ (§129 Strafgesetzbuch) eröffnet. 

Die Anklage wirft ihm vor, dass er vom Juli 2005 
bis zum Tag seiner Festnahme - am 8. August 2006 
- für den „PKK-Sektor Süd“ in einer Führungs- 
fünktion für die PKK bzw. den Volkskongress Kur¬ 
distans (KONGRA-GEL) tätig gewesen sei. Laut 
Bundesanwaltschaft (BAW) soll er in dieser Eigen¬ 
schaft u.a. daran beteiligt gewesen sein, Kadern und 
Aktivist(inn)en die illegale Einreise in die Bundesre¬ 
publik ermöglicht, Anweisungen an nachgeordnete 
Gebietsverantwortliche erteilt sowie „organisatori¬ 
sche, finanzielle und propagandistische Angelegen¬ 
heiten“ koordiniert zu haben. 


Muzaffer A., der im Januar 2002 in die Bundes¬ 
republik eingereist war, verfügt über eine Aufent¬ 
haltserlaubnis für Deutschland. Eine zeitlang fün¬ 
gierte der Kurde als Europa-Vertreter der 
pro-kurdischen HADEP/DEHAP in Deutschland . 
Parallel setzte er sich auch journalistisch - so u.a. für 
die Tageszeitung Özgür Politika - in zahlreichen Bei¬ 
trägen, Analysen und Kommentaren für einen Dia¬ 
log und eine friedlich-politische Lösung des Kurden- 
Ko nf liktes ein. 

Aufgrund seiner politischen Arbeit verbrachte 
Muzaffer A. bereits über 20 Jahre in verschiedenen 
Gefängnissen der Türkei. 

Nach der Verlesung der Anklageschrift durch die 
Vertreter der Bundesanwaltschaft in der morgigen 
Eröffnung der Hauptverhandlung, wird sich auch 
der Angeklagte in einer Erklärung zu Wort melden. 









mm<r 


Abgehört 2006 

Im vergangenen Jahr sind auf Anordnung deutscher 
Gerichte rund 36 000 Mobiltelefone und 5000 Fest¬ 
netzanschlüsse überwacht worden. Die Telekommu¬ 
nikations-Unternehmen kritisierten, sie würden 
durch die Überwachungsmaßnahmen im zweistelli¬ 
gen M ill ionenbereich belastet. 

(Azadi/ND, 27.4.2007) 

Schluss mit Esspaketen in Bayerns 
Knasten 

Der Entwurf eines neuen Strafvollzugsgesetzes sieht 
vor, dass künftig Gefangene in Bayerns Justizvoll¬ 
zugsanstalten keine Pakete mit Nahrungs- und 
Genussmitteln mehr empfangen dürfen. Begründet 
wird dieses Verbot mit dem Bemühen um mehr 
Sicherheit in den Gefängnissen. 

(Azadi/FR, 2.5.2007) 

EU-Datenschützer warnt vor 
Vernetzung 

Der europäische Datenschutzbeauftragte, Peter Hus- 
tinx, hat vor der geplanten Vernetzung der Polizeida¬ 


tenbanken aller EU-Staaten gewarnt. Es gebe bislang 
nicht einmal gemeinsame Regeln und Standards für 
den Datenschutz. Insbesondere der Austausch von 
DNA- Daten stößt auf seine Kritik; auch sei hin¬ 
sichtlich der Aufnahme biometrischer Daten in Päs¬ 
sen Vorsicht geboten. „Das ist eine enorm komplexe 
Angelegenheit, mit der wir sehr wenig Erfahrung 
haben,“ warnte Hustinx. Mitte Februar hatten sich 
die 27 EU-Innenminister darauf geeinigt, den bisher 
auf Deutschland, Frankreich und fünf weitere EU- 
Staaten beschränkten Austausch von polizeilichen 
Daten auf die gesamte EU auszuweiten. 

(Azadi/FR, 3.5.2007) 

Grundrechte auch 2007 in Gefahr 

Bürgerrechtsorganisationen präsentieren Report 

Am 21. Mai 2007 wurde der seit 1997 von verschie¬ 
denen Bürgerrechtsorganisationen herausgegebene 
GRUNDRECHTEREPORT 2007 in Karlsruhe der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Mit diesem jährlich 
erscheinenden Bericht soll laut einer Würdigung der 
früheren Präsidentin des Bundesverfassungsgerichts, 
Jutta Limbach, deutlich gemacht werden, „dass die 
Geltung der Grundrechte in unserer Republik nicht 
allein durch die Gerichte gewährleistet wird“. Viel- 
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mehr sei es „Sache der Gesellschaft, auf deren 
Wirksamkeit zu achten“. Bei der Vorstellung des 
Berichts bezeichnete Bundesverfassungsrichter a.D. 
Jürgen Kühling den Befund als „insgesamt beunru¬ 
higend“. So nannte er als Beispiel den staatlichen 
Umgang mit Ausländern, insbesondere mit illegal 
eingereisten Migrantinnen und Migranten. Gewis¬ 
sermaßen stellvertretend würden die Humanistische 
Union, die Gustav-Heinemann-Initiative, das Komi¬ 
tee für Grundrechte und Demokratie, der -Bundes¬ 
arbeitskreis Kritischer Juragruppen, Pro Asyl, der 
Republikanische Anwältlnnenverein, die Vereini¬ 
gung demokratischer Juristinnen und Juristen, die 
Internationale Liga für Menschenrechte und die 
Neue Richtervereinigung dieses gesellschaftliche 
Wächteramt versehen. 

In zahlreichen Beiträgen beschäftigen sich die 
Autorinnen und Autoren mit dem Komplex der 
schleichenden Auflösung datenschutzrechtlicher 
Schutzbestimmungen, dem ausufernden Verlangen 
des Staates nach den Daten der Bürger/innen, dem 
sorglosen Umgang mit Auslieferungsanträgen der 
Türkei, den menschenunwürdigen Kettenduldungen, 
der geheimdienstlichen Überwachungsmethoden 
oder auch den Problemen von Hartz IV. 

Der Grundrechtereport ist zu beziehen über den S. 
Fischer Taschenbuchverlag, Frankfurt/M. 2007,250 Sei¬ 
ten, 9,95 Euro 

(Azadi/jw, 22.5.2007) 

Aushöhlung des Zeugnis- 
verweigerungsrechts 

Gesetzentwürfe der Bundesregierung zur „Neurege¬ 
lung der Telekommunikationsüberwachung“ sehen 
vor, nun auch das Zeugnisverweigerungsrecht fak¬ 
tisch abzuschaffen. Diese geplante Ausweitung staat¬ 
licher Überwachung stößt bei Anwälten, Ärzten und 
Journalisten auf Widerstand. Der Bundesverband 
der Freien Berufe spricht von einem „Einbruch in 
angestammte Bürgerrechte“. Christoph Fuchs, 
Hauptgeschäftsführer der Bundesärztekammer, 
befürchtet eine Zerstörung des Vertrauensverhältnis¬ 
ses zwischen Arzt und Patient. Der Vorsitzende des 
Deutschen Journalisten-Verbandes, Michael Kon- 
ken, warnte vor einer weiteren Aushöhlung des 
Informatenschutzes, welcher ein „wesentlicher 
Bestandteil der Pressefreiheit“ sei. Hartmut Kliger, 
Präsident des Deutschen Anwaltvereins, sprach von 
der Gefahr, dass der Rechtsstaat in einen „Präven¬ 
tivstaat“ verwandelt werde. Das Zeugnisverweige¬ 
rungsrecht für Geistliche, Strafverteidiger und Abge¬ 
ordnete soll erhalten bleiben. 

(Azadi/FR/ND, 8.5.2007) 


Kriminalisierung des Gipfel- 
Widerstands: 

900 Polizist(inn)en durchsuchen 40 Objekte 

Unter dem Motto „Wir sind alle Terroristen“, pro¬ 
testierten etwa 5000 Menschen in Berlin gegen die 
Großrazzia von rund 900 Polizist(inn)en, die am 10. 
Mai in Berlin, Hamburg, Bremen, Schleswig-Hol¬ 
stein und Niedersachsen über 40 Treffpunkte, Läden 
und Wohnungen vermeintlicher Gegner des G-8- 
Gipfels in Heiligendamm durchsuchten. Mit dem 
Vorwurf des Verdachts auf „Bildung einer terroristi¬ 
schen Vereinigung“ (§129a StGB) hatte die Bundes¬ 
anwaltschaft (BAW) in Karlsruhe diese Polizeiaktion 
angeordnet. Der BAW seien drei mutmaßliche 
Anhänger der „militanten Gruppe“ bekannt; darü¬ 
ber hinaus habe sie 18 weitere Personen im Visier, 
die angeblich aus Anlass des G-8-Gipfels eine „ter¬ 
roristische Vereinigung“gebildet hätten. 13 Personen 
wurden vorübergehend festgenommen, Computer, 
Telefone und persönliche Unterlagen beschlag¬ 
nahmt. „Die wollen sämtliche Gipfelproteste krimi¬ 
nalisieren“, erklärte Tim Laumeyer von der Antifa¬ 
schistischen Linken Berlin. Dies habe sich allein 
schon daran gezeigt, wie unterschiedlich die durch¬ 
suchten Projekte seien: „Die einzige Gemeinsamkeit 
heißt G8 - nicht Terrorismus.“ Der für einige 
Betroffene tätige Rechtsanwalt Christoph Kliesing 
äußerte den Verdacht: „Die wollen den Leuten ein¬ 
fach ein bißchen Angst machen und die Organisa¬ 
tion des G8-Protestes schwieriger machen.“ Es sei 
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„gut möglich“, so Christoph Kleine von der Inter¬ 
ventionistischen Linken, dass der Widerstand gegen 
den G8 durch diese Polizeiaktion erst richtig 
geweckt worden sei. 

Rechtsanwalt Sven Lindemann, der zu den 18 
der BAW namentlich bekannten Personen gehört, 
gegen die sie wegen §129 ermittelt, geht davon aus, 
dass die Verfahren mit „an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit eingestellt“ werden. „Es geht 
hier, wie auch sonst in §129a-Verfahren darum, linke 
Gruppen und Organisationen auszuforschen und 
Angst zu verbreiten.“ Doch habe die Mobilisierung 
durch diese Razzien „offensichtlich an Schwung 
gewonnen“, wofür „man sich fast beim BKA bedan¬ 
ken“ könnte, dass es soviel dazu beigetragen hätte. 

(Azadi/FR/jw/ND, 10.,11.5.2007) 

Datenschützer: Gefährliche Maßlosigkeit 

Wirtschaft soll stärker Hilfsdienste 
für Staat leisten 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz, Peter 
Schaar, hat sich besorgt über die zunehmende Über¬ 
wachung der Bevölkerung geäußert. Es gebe in der 
Terrorabwehr, bei der immer mehr gefordert werde, 
eine gefährliche Tendenz zur Maßlosigkeit, erklärte 
er gegenüber der Zeitschrift „Publik Forum“. Er 
betonte zudem, dass die Wirtschaft immer stärker 
zu Hilfsdiensten für die Strafverfolgung und andere 
staatliche Stellen herangezogen werde. Ganze Wirt¬ 
schaftszweige lebten inzwischen davon, möglichst 
viel über die Kunden zu wissen. Gleichzeitig lasse in 
der Bevölkerung die Bereitschaft zu einem sensiblen 
Umgang mit den eigenen Daten nach. 

(Azadi/ND, 12.5.2007) 



Kabinett beschließt neue Kronzeu¬ 
genregelung 

Staat macht sich zum «Kumpanen 
von Verbrechern» 

Das Bundeskabinett beschloss am 16. Mai die 
Wiedereinführung der Kronzeugenregelung, die 
1999 von der rot-grünen Regierung abgeschafft wor¬ 
den war. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass so 
genannte „Terroristen“ oder Täter aus dem Bereich 
der so genannten organisierten Kriminalität bzw. bei 
allen schweren Straftaten mit einer geringeren Strafe 
rechnen können, wenn sie aktiv dazu beitragen, eine 
Straftat zu verhindern oder aufzuklären. Hierbei 
müssen die künftigen Kronzeugen nicht mehr nur 
im gleichen Deliktbereich straffällig geworden sein, 
sondern können auch in anderen Verfahren auftre- 
ten. Voraussetzung ist, dass ein Kronzeuge sein Wis¬ 
sen vor der Eröffnung des Hauptverfahrens preisge¬ 
ben muss. Dessen Hinweise müssen allerdings 
tatsächlich zu einem Aufklärungserfolg führen und 
nicht lediglich zur Aufklärung beitragen. Feste Zusa¬ 
gen über ein Strafmaß dürfen die Ermittlungsbehör¬ 
den den Kronzeugen nicht machen, sondern nur 
Vorteile in Aussicht stellen. Mörder haben jedoch 
nach dieser Regelung keine Aussicht darauf, straffrei 
davonzukommen. Bestenfalls kann eine lebenslange 
Haftstrafe auf zehn Jahre verringert werden. „Ich 
denke, es ist ein faires Angebot, um Leute zu moti¬ 
vieren, aus der Szene auszusteigen,“ erklärte 
Bundesjustizministerin Brigitte Zypries (SPD). 

Bundesinnenminister Schäuble sekundierte, dass 
die Neuregelung mit dem Bundesjustizministerium 
„sehr gut abgestimmt“ worden sei. 

Zum Auftakt des 58. Deutschen Anwaltstages 
appelliert der Deutsche Anwaltsverein (DAV) in 
einer Resolution eindringlich vor der geplanten Ver- 
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schärfung von Sicherheitsgesetzen: „Die in den letz¬ 
ten Jahren angehäufte Summe der Eingriffe in die 
Freiheitsrechte ist schon jetzt unerträglich.“ Der 
Berufsverband sprach sich vor allem auch gegen die 
beschlossene Kronzeugenregelung aus. Der Staat 
mache sich zum „Kumpanen von Verbrechern“, so 
der DAV-Präsident Hartmut Kilger. 

„Wer mit einer belastenden Aussage Strafnach¬ 
lass anstrebt, ist allein schon deswegen häufig nicht 
glaubwürdig“, erklärte der rechtspolitische Sprecher 
der Linksfraktion und ehemalige Richter, Wolfgang 
Neskovic und hält Kronzeugen für ein „untaugliches 
Beweismittel“. 

Claudia Roth, Parteivorsitzende der Grünen, 
fürchtet, dass die geplante Regelung „Tür und Tor 
öffnet für Deals mit Schwerstverbrechern“ und den 
Rechtsstaat unterhöhlt. 

Bundesjustizministerin Zypries wies die harschen 
Vorwürfe zurück. 

Der Deutsche Richterbund äußerte grundsätzli¬ 
che Bedenken gegen die Wiedereinführung der 
Regelung: „Es darf nicht zum Prinzip des Strafpro¬ 
zesses werden, dass der Täter mit dem Staat über 
sein Wissen verhandelt. Es darf keine Aufklärung 
um jeden rechtsstaatlichen Preis geben,“ kritisierte 
Christoph Frank, Vorsitzender des Richterbundes. 
Zudem bestehe die Gefahr von Falschaussagen und 
unrichtigen Urteilen. 

(Azadi/FR/ND,16.,18.,19.,22-5.2007) 

V-Mann bricht zusammen 

Wie es Rronzeug(inn)en oder V-Männern/-frauen 
so ergehen kann, zeigt sich in einem Prozess gegen 
drei Iraker vor dem Oberlandesgericht (OLG) Stutt¬ 
gart: Die Vernehmung eines V-Manns des Verfas¬ 


sungsschutzes Mecklenburg-Vorpommern aus der 
„Islamistenszene“, die für den 15. Mai geplant war, 
scheiterte, weil der Mann nach Angaben seines 
Anwalts „nervlich zusammengebrochen“ war. 

Angeblich sollen die drei Iraker einen Anschlag 
auf den früheren irakischen Regierungschef Ijad 
Allawi im Dezember 2004 in Berlin geplant haben. 

(Azadi/FR, 16.5.2007) 

Schäuble im Ausnahmezustand: 

Schon eine Person soll „terroristische Vereinigung“ 
werden 

Medienberichten zufolge will 
Bundesinnenminister Wolfgang 
Schäuble den § 129a Strafgesetz¬ 
buch erweitern. Danach sollen 
künftig auch Einzelpersonen wie 
„terroristische Vereinigungen“ 
verfolgt werden können. In 
einem Gespräch mit der jungen 
weit, erklärte der rechtspolitische 
Sprecher der Linksfraktion im 
Bundestag, Wolfgang Neskovic 
u. a.: „Sollten nun auch Einzelpersonen wegen Ter¬ 
rorismusverdachts verfolgt werden können, bedeutet 
dies, dass für die Durchführung von Ermittlungs¬ 
maßnahmen wie Hausdurchsuchungen ein Verdacht 
gegen die Einzelperson ausreicht, ohne dass es noch 
irgendwelcher Anhaltspunkte für eine Verbindung 
zu anderen Verdächtigen bedürfe. Nimmt man 
hinzu, dass Ermittlungen nach § 129a häufig den 
Eindruck erwecken, sie dienten auch dazu, unbe¬ 
queme politische Zusammenhänge auszukundschaf¬ 
ten, bedeuten Schäubles Pläne in der Tat eine neue 
Qualität der Strafverfolgung.“ 

(Azadl/jwm 18.5.2007) 



EU-Kommission: Europäischer 
Haftbefehl erfolgreich und legal 

Klage belgischer Anwälte abgewiesen/Bilanz für 2006 
im Juli 

Die EU-Kommission begrüßte die vom EuGH 
gefällte Entscheidung hinsichtlich des im Juni 2002 
eingeführten Europäischen Haftbefehls über die 
Auslieferung mutmaßlicher Straftäter. Er habe 
„wachsende Bedeutung“ im Kampf gegen Terro¬ 
rismus und das organisierte Verbrechen. Außerdem 
dauere der gesamte Vorgang im Schnitt nur elf Tage, 
sofern der Tatverdächtige mit seiner Überstellung 
einverstanden sei. Der EU-Haftbefehl werde zuneh¬ 
mend genutzt, erklärte ein Sprecher von EU-Justiz¬ 


kommissar Franco Frattini. 2005 seien auf seiner 
Grundlage EU-weit fast 1800 Verdächtige festge¬ 
nommen worden. 

Der Europäische Gerichtshof in Luxemburg hat 
eine Klage belgischer Anwälte gegen den EU-Rah- 
menbeschluss abgewiesen. Das Verfahren sei laut 
Urteil vom 3. Mai legal und nicht zu beanstanden. 
Somit sind die in dem Beschluss zustande gekom¬ 
mene Höchststrafe von bis zu drei Jahren und der 
Verdacht auf eine von 32 zum Teil äußerst vage for¬ 
mulierten Straftaten nach dem jeweiligen nationalen 
Recht für die Ausstellung eines Europäischen Haft¬ 
befehls ausreichend, auch wenn die vorgeworfenen 
Taten im Heimatland nicht strafbar sind. Im Juli soll 
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die Bilanz zum EU-Haftbefehl für das Jahr 2006 
vorgelegt werden. Aktenzeichen: C-3 03/05 

(Azadi/FR/ND, 4.5.2007) 

Kein Kindergeld für Geduldete 

Ausländer mit Duldungsstatus haben keinen 
Anspruch auf Kindergeld, selbst wenn sie seit länge¬ 
rer Zeit in Deutschland leben und erwerbstätig sind. 
Dies entschied der Bundesfinanzhof (BFH) in Mün¬ 
chen am 9. Mai. Ein Imbissbetreiber aus Bosnien 
und fünffacher Vater hatte geklagt, weil er einen Ver¬ 
stoß gegen den Gleichheitsgrundsatz des Grundge¬ 
setzes geltend machen wollte, weil Ausländer mit 
einer längerfristigen Aufenthaltsgenehmigung laut 
Bundesverfassungsgericht Kindergeld beziehen 
könnten. 

Aktenzeichen: BFH Urteil vom 15.3.07, III R 93/03. 

(Azadi/jw, 10.5.2007) 

OLG Stuttgart lehnt Auslieferung 
an die Türkei ab 

Das Oberlandesgericht (OLG) Stuttgart hat am 14. 
Mai die Auslieferung eines anerkannten Asylbewer¬ 
bers an die Türkei gestoppt. Wie das OLG mitteilte, 
war der Mann 1995 durch ein türkisches Staatssi¬ 
cherheitsgericht zu zwölfeinhalb Jahren Haft wegen 
Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung 
verurteilt worden. 1996 reiste er nach Deutschland 
ein und wurde als asylberechtigt anerkannt, weil das 
türkische Strafverfahren als politische Verfolgung 
gewertet wurde. Nachdem ein türkisches Gericht die 
Strafe 2005 auf sechs Jahre und drei Monate herab¬ 
gesetzt hatte, hatte die Türkei die Auslieferung des 
Mannes zwecks Vollstreckung der Strafe beantragt. 
Das Bundesjustizministerium hatte mitgeteilt, in der 
Bundesregierung bestünden keine Bedenken, die 
Auslieferung zuzulassen, wenn sie gerichtlich für 


zulässig erklärt werde. Das OLG lehnte aber die 
Auslieferung mit der Begründung ab, die damalige 
türkische Verurteilung hätte „nicht mit den völker¬ 
rechtlich verbindlichen Mindeststandards“ im Ein¬ 
klang gestanden. Es sah begründete Anhaltspunkte 
dafür, dass der Mann „1993 in türkischem Polizeige¬ 
wahrsam gefoltert wurde und seine Verurteilung auf 
einem hierdurch erzwungenen Geständnis beruhte“. 
Zudem gebe es Hinweise, dass „die früheren türki¬ 
schen Staatssicherheitsgerichte keine unabhängigen 
und unparteiliche Gerichte waren, weil einer der 
drei Richter dem Militär angehörte“. 

Das OLG ließ jedoch offen, ob der Mann poli¬ 
tisch verfolgt wurde und ob ihm dies auch heute 
noch droht. 

(Azadi/yahoo/ISKU, 14.5.2007) 

Verfassungsgericht: Großer 
Lauschangriff verfassungsgemäß 

Das Bundesverfassungsgericht veröffentlichte am 
25. Mai einen Beschluss zur Neuregelung des Gro¬ 
ßen Lauschangriffs auf Wohnungen, die nach Auf¬ 
fassung der Richter nicht gegen die vom Grundge¬ 
setz geschützte Unverletzlichkeit der Wohnung 
verstößt. Mit dieser Begründung wurde die Klage 
der Humanistischen Union nicht zur Entscheidung 
angenommen. Das Gesetz zur akustischen Wohn- 
raumüberwachung werde den Anforderungen 
gerecht, die das Gericht im Jahre 2004 gefordert 
hatten. Dies betrifft u.a. den von der Bürgerrecht¬ 
sorganisation beanstandeten § 100c der Strafprozes¬ 
sordnung, der regelt, unter welchen Voraussetzun¬ 
gen Wohnungen abgehört werden dürfen. U.a. ist 
nun vorgeschrieben, dass das Abhören zu unterbre¬ 
chen ist, wenn Äußerungen des Kernbereichs priva¬ 
ter Lebensgestaltung erfasst werden können. 
Aktenzeichen: 2 BvR 543/06. 

(Azadi/FR, 26.5.2007) 
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Gegen Abschiebeknäste - 
Für Bleiberecht und Partizipation 

Am Samstag, 23. Juni 2007, wird in Ingelheim bei 
Mainz eine Demonstration gegen das dortige seit 
fünf Jahren existierende Abschiebegefängnis stattfm- 
den. Sie wird organisiert von einem Vorbereitungs¬ 
kreis, in dem auch die Aktion 3. Welt Saar mitwirkt. 
Das zentrale Motto der Demonstration lautet: 
„Abschiebehaft abschaffen - Gegen das unmensch¬ 
liche Migrationsregime von EU und G 8“. 
Aufruftext zur Demo, Unterstützungserklärung, 
aktuelle Infos oder Rückfragen unter: 
A3wsaar@t-online.de oder ingelheim07@jd-jl-rlp.de 
bzw. www.abschiebeknast-ingelheim.de 

Asylrecht und Lafontaines 
Vergangenheit 

In einer Veranstaltung an der Freien Universität Ber¬ 
lin u. a. mit dem Vorsitzenden der Linksfraktion im 
Bundestag, Oskar Lafontaine, wurde dieser auch mit 
seiner SPD-Vergangenheit konfrontiert. Angespro¬ 
chen darauf, dass er 1993 zusammen mit der CDU 
für die faktische Abschaffung des Asylrechts 
gestimmt habe, verteidigte er sich: „Wir müssen die 
Zuwanderung und den Zugang zu unseren Sozial¬ 
systemen begrenzen.“ Außerdem bezeichnete er 
Forderungen nach „globalen sozialen Rechten“ oder 
„vollständiger Bewegungsfreiheit“ in Bezug auf 
Flüchtlinge als unrealistisch. 

(Azadi/jw, 10.5.2007) 

April: Nicht einmal ein Prozent 
Asylanerkennungen 

Im April 2007 beantragten nur 1203 Flüchtlinge 
Asyl in Deutschland und nicht einmal ein Prozent 
der Anträge wurden anerkannt. Von Januar bis 
April sank laut Bundesinnenministerium im Ver¬ 
gleich zum Vorjahr die Zahl der Asylanträge um fast 


ein Viertel. Die meisten Asylbewerber/innen kamen 
aus Serbien, dem Irak und der Türkei. 

(Azadi/FR, 11.5.2007) 

Innenministerium: Keine Abschie¬ 
bungen von Tamilen 

Wegen der zugespitzten politischen Lage in Sri 
Lanka entschied das Bundesinnenministerium für 
einen Abschiebestopp für in Deutschland lebende 
Tamilen, zunächst einmal für die Dauer von drei 
Monaten. Im Norden und Osten Sri Lankas drohe 
rückgeführten Flüchtlingen aus dieser Region 
„erhebliche konkrete Gefahr wegen fehlender Exis¬ 
tenzmöglichkeiten“. Nur unter Lebensgefahr könn¬ 
ten sie in ihre Heimat gelangen und müssten dann 
mit Zwangsrekrutierungen rechnen. In anderen Lan¬ 
desteilen hätten die Flüchtlinge jedoch keine Exis¬ 
tenzmöglichkeit . 

Über die Situation der tamilischen Flüchtlinge 
soll auch auf der nächsten Innenministerkonferenz 
Ende Mai beraten werden. 

(Azadi/FR, 11.5.2007) 

Bleiberechts-Bilanz 

Laut Bundesinnenministerium beantragten von 
November 2006 bis Ende März dieses Jahres 
bundesweit rund 58 000 der 160 000 geduldeten 
Ausländer ein sicheres Bleiberecht. 6 100 Personen 
wurde es gewährt. In Zweidrittel aller entschiedenen 
Fälle erfüllten die Antragsteller neben der geforder¬ 
ten Bedingung eines mindestens sechsjährigen Auf¬ 
enthalts auch nicht jener nach einem festen Arbeits¬ 
platz. Insgesamt wurden 12 Prozent aller Anträge 
negativ beschieden. Die meisten Anwärter scheiter¬ 
ten laut Innenministerium daran, dass die Behörden 
ihnen Verzögerung oder Täuschung im bisherigen 
Aufenthaltsverfahren vorwarfen oder dass sie straf¬ 
fällig geworden waren. Am großzügigsten von allen 
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Bundesländern ging Bayern mit der Bleiberechtsre¬ 
gelung um. 

(Azadi/FR, 14.5.2007) 

Abschiebungen nach Irak «nicht 
vertretbar» 

Menschenrechtsgruppen und Politiker haben Bestre¬ 
bungen des Bundesinnenministeriums, Flüchtlinge 
trotz einer bürgerkriegsähnlichen Situation in den 
Irak abzuschieben, kritisiert. „Das darf nicht sein“, 
sagte der SPD-Berichterstatter im Menschenrechts¬ 
ausschuss des Bundestages, Christoph Strässer. 
Auch Florian Toncar (FDP) bezeichnete die Rück¬ 
führungen als „nicht vertretbar, solange der Irak der¬ 
art unsicher ist.“ Gefordert wird ein Abschiebe- 
stopp. 

(Azadi/jw, 14.5.2007) 


Jesuiten: Flüchtlingssituation in 
EU alarmierend 

Der Jesuitische Flüchtlingsdienst hat die Situation 
von Flüchtlingen in Deutschland und anderen EU- 
Staaten als alarmierend bezeichnet. Der Verband 
präsentierte am 15. Mai in Brüssel eine Studie mit 
Fallanalysen aus sieben europäischen Staaten. Kriti¬ 
siert wird, dass in Deutschland für Flüchtlinge ein 
generelles Arbeitsverbot bestehe und Geduldete 
oder als illegal stigmatisierte Einwanderer kaum 
Zugang zu medizinischer Versorgung hätten. 

(Azadi/ND,16.5.2007) 
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«Bunkerstrafe» für 
Abdullah Öcalan 

Erneut wurde Abdullah Öcalan mit einer 20-tägigen 
“Bunkerstrafe” belegt. Sein Radio und seine Bücher 
wurden beschlagnahmt und ihm die von seinen Ver¬ 
teidigern mitgebrachten Zeitungen nicht ausgehän¬ 
digt. 

Dies teilten seine Anwälte mit, die ihren Man¬ 
danten am 1. Mai nach drei Wochen erstmalig wie¬ 
der besuchen konnten. Der Grund für die angeord¬ 
nete Strafe sei ihnen nicht bekanntgegeben worden. 
Entsprechende Anfragen an das zuständige Gericht 
in Bursa hätten zu keinem Ergebnis geführt. Gegen 
diese Maßnahme wurde Widerspruch eingelegt. Im 
Falle der Erfolglosigkeit des Widerspruchs werde 
Abdullah Öcalan diesen Fall vor den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte bringen. 

(Azadi/ANF/ISKU, 2.5.2007) 

Öcalan: Leben und widerstehen ist 
wichtiger 

In dem Verteidigergespräch vom 2. Mai erklärte 
Abdullah Öcalan zu den unbefristet Hungerstreiken¬ 
den: „Den Freunden, die sich im Hungerstreik 
befinden, sage ich folgendes: Sie sollen es auf keinen 
Fall so weit bringen, dass ihr Leben gefährdet wird 
und ihnen Schaden entsteht. Und auch als Reaktion 
auf die Bunkerstrafe soll niemand Aktionen wie 


Selbstverbrennung oder ähnliches machen. Ich bin 
ganz klar gegen so etwas. Widerstand wird geleistet, 
indem man lebt und sich anstrengt. Im übrigen ist 
offensichtlich, wie gefährlich die momentane Zeit ist. 
Die militärischen und zivilen Freunde, die in der 
Türkei, in Europa und anderswo leben, sollen sich 
selbst gut schützen. Und ich tue hier, was ich kann. 
Ich grüße alle voller Liebe.“ 

(Azadi/ANF/ISKU, 4.5.2007) 

CPT: Situation Öcalans wird ernst 


Am 10. Mai ist eine Abordnung der Hungerstreiken¬ 
den - darunter auch Remzi Kartal - mit dem Gene¬ 
ralsekretär des Antifolterkomitees des Europarates 
(CPT), Trevor Stevens, zusammengetroffen, um ihn 
über alle Einzelheiten des Hungerstreiks und dessen 
Ziele zu informieren. Man habe erklärt, dass der 
Hungerstreik solange fortgesetzt werde, bis eine 
positive Antwort auf die Forderungen vorliege. Ste¬ 
vens habe laut Remzi Kartal darauf verwiesen, dass 
das CPT schon vor dem 1. März die gesundheitliche 
Lage Öcalans sowie die verweigerten Familien- und 
Verteidigerbesuche verfolge und die Angelegenheit 
ernst nehme. 

Derweil finden europaweit Besetzungsaktionen 
statt, um auf Öcalans Situation aufmerksam zu 
machen. Ein Sprecher von Amnesty International 
teilte nach Beendigung einer Besetzung des Büros in 


genommen 
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Bern mit, dass man dem Thema die nötige Auf¬ 
merksamkeit widme und die Al-Zentrale in London 
dazu bereits arbeite. 

(Azadi/ANF/ÖP/ISKU, 10.5.2007) 

Was müssen diese Leute noch 
alles tun? 

Zu dem Hungerstreik nachfolgend in Auszügen ein 
Leserbrief von Karl-Heinz Schuster in der jungen 
weit v. 14. Mai 2007: 

„(...) Warum wird diese - einfache - Forderung 
(Entsendung einer Ärztedelegation auf die Insel 
Imrali, Azadi) seitens Europa nicht erfüllt? Punkt I: 
Es ist einfach ein Fakt, dass die demonstrierenden 
Kurden Abdullah Öcalans Wirken anders wahrneh¬ 
men als Europäer. Für sie ist Öcalan kein Terrorist, 
sondern ein Freiheitskämpfer bzw. ihr Präsident. 
Punkt II: Wenn sich die Europäische Gemeinschaft 
gegen die Todesstrafe ausspricht, kann sie nicht 
parallel die langsame Tötung eines Verurteilten 
durch Gift akzeptieren. Abgesehen davon, welch 
„Terror“ laut Information vieler Medien scheinbar 
von Öcalan ausging, ist es erschreckend zu sehen, 
wie im Prinzip vor unserer Haustür die Würde von 
Menschen - in dem Fall von Kurden - sinnbildlich 
mit Füßen getreten wird. Warum? Politiker und 
Medien nehmen keine Notiz davon und ignorieren 
diese Aktion. Bei meinem Besuch vor Ort sah ich 
Kurden, denen man ihre Verzweiflung ansah. Män¬ 
ner mit Tränen in den Augen oder junge Leute mit 
angestauter Wut. Sie demonstrieren schon mehrere 
Tage friedlich und werden einfach ignoriert. Und das 
mitten in Europa. (...) 

Was müssen diese Leute noch alles tun, um von 
europäischen Politikern und Medien ernsthaft wahr¬ 
genommen zu werden? (...)“ 

Hungerstreik in Straßburg beendet 

Am 39. Tag des Hungerstreiks wegen des Vorwurfs, 
die Türkei beabsichtige die schleichende Vergiftung 
von Abdullah Öcalan und der Forderung nach Ent¬ 


sendung einer unabhängigen Arztedelegation auf die 
Gefängnisinsel Imrali, haben die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer ihre Aktion für beendet erklärt. Sie 
wollten mit ihrem zeitlich unbefristeten Hunger¬ 
streik die „Stille der verantwortlichen europäischen 
Institutionen“ brechen und insbesondere das Euro¬ 
päische Antifolterkomitee (CPT) auffordern, das 
Notwendige zu unternehmen. 

Die Hungerstreikenden beriefen sich auch dar¬ 
auf, dass Abdullah Öcalan dazu aufgerufen hatte, 
„lebend Widerstand zu leisten“ statt das eigene 
Leben zu gefährden: „Dass Öcalan trotz seiner ver¬ 
schärften Haftbedingungen und obwohl sein Leben 
auf dem Spiel steht, den Streikenden davon abrät 
und an das Leben anderer denkt, hat uns alle sehr 
gerührt.“ 

Zur Entscheidung beigetragen habe auch, dass 
gewisse Punkte erreicht worden wären. So das Ver¬ 
sprechen von Abgeordneten des EU-Parlaments, 
das Bekunden des CPT und auch von Amnesty 
International, die Angelegenheit ernst zu nehmen 
und „in kürzester Zeit eine Delegation nach Imrali“ 
zu schicken. Erwartet werde, dass diese Ansprech¬ 
partner „ihre Versprechen in die Praxis umsetzen“. 
Man werde - „wie bisher auch schon“ - das Recht B 
wahrnehmen, „demokratische Aktionen“ durchzu- ■ 
führen. 

(Azadi/Erklärung der Hungerstreikenden v. 19.5.2007) 

CPT-Delegation besuchte Abdullah 
Öcalan 

Nach Beendigung des Hungerstreiks, hat eine Dele¬ 
gation des Europäischen Antifolterkomitees (CPT) 
unter der Leitung des Rechtsanwalts und CPT-Mit- 
glieds, Marc Neve sowie Jean-Pierre Restellini, 
einem Internisten und Spezialisten für forensische 
Medizin, Abdullah Öcalan auf der Gefängnisinsel 
Imrali besucht. Nach deren Aussagen wollten sie 
alle Aspekte der Haftsituation des Gefangenen prü¬ 
fen, insbesondere hinsichtlich des Besuchsrechts der 
Familienangehörigen von Abdullah Öcalan und sei¬ 
ner Rechtsanwälte sowie seines Gesundheitszustan¬ 
des. 

Die Delegationsteilnehmenden haben außerdem 
Gespräche mit dem türkischen Justizminister Fahri 
Kasirga geführt und ihn über die Ergebnisse des 
Gefangenenbesuchs informiert. 

(Azadi/AFP, 25.5.2007) 
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50 000 Soldaten operieren gegen 
PKK 

Mit rund 50 000 Soldaten geht die türkische Armee 
im Südosten des Landes gegen Kämpfer der PKK 
vor. Übereinstimmend meldeten die Medien, dass 
an den Operationen auch Hubschrauber und 
Kampfflugzeuge beteiligt sowie Spezialeinheiten an 
der Grenze zum Irak eingesetzt seien. Kommentar 
des türkischen Generalstabschefs Yasar Büyükanit: 
„Eine Operation im Irak ist notwendig.“ 

(Azadt/jw, 9.5.2007) 

Türkischer Anti-PKK-Koordinator 
gefeuert 

Aufgabe übernimmt Ex-Staatssekretär Ratet Akgünay 

Die türkische Regierung hat nach nur neun Mona¬ 
ten den „Sonderkoordinator im Kampf gegen die 
PKK“, Ex-General Edip Baser, des Amtes enthoben 
und an seiner Stelle Rafet Akgünay eingesetzt, der 
bisher stellvertretender Staatssekretär im Außenmi¬ 
nisterium war. Baser hatte kurz zuvor den Medien 
gegenüber seinen Rücktritt für Juni angekündigt, da 
„dieser Mechanismus vorbei“ sei. Die Pressestelle 
des türkischen Ministerpräsidenten erklärte dazu, 
die Verlautbarungen Basers in den Medien hätten 
die Arbeit negativ beeinflusst. 

Das System der „PKK-Koordinatoren“ war im 
vergangenen Jahr installiert worden, um die 
Zusammenarbeit der Türkei, der USA und Iraks 
zum Thema zu koordinieren. 

(Azadi/ANF/ISKU, 21.5.2007) 

Regierung und Militär vereint 
gegen kurdische Parlaments- 
kandidat(inn)en 

Wie die DTP im Vorfeld zu den Parlamentswahlen 
in der Türkei am 22. Juli mitteilt, reißt die Repres¬ 
sion gegen die Partei und ihre Aktivisten nicht ab. 
So sind seit dem 15. Februar 398 Mitglieder verhaf¬ 
tet worden, davon elf Vorsitzende der Provinzver¬ 
bände. Gegen über einhundert Personen laufen 
Strafverfahren. 

So soll verhindert werden, dass kurdische Abge¬ 
ordnete ins Parlament einziehen. Die DTP hatte 
bekundet, mit unabhängigen Kandidat(inn)en in die 
Wahlen zu gehen. Umgehend wurde daraufhin in 
großer Einmütigkeit vom Parlament ein Gesetz ver¬ 
abschiedet, wonach künftig unabhängige 
Kandidat(inn)en auf einem gemeinsamen Wahlzettel 


aufgeführt sein müssen, womit das Finden der 
jeweiligen Kanidaten erschwert werden soll. 

Ferner entschied der Revisionsgerichtshof in 
Ankara, dass 120 Personen die Mitgliedschaft in der 
DTP wegen Vorstrafen entzogen werden müsse. 
Hiervon betroffen sind insbesondere die ehemaligen 
DEP-Abgeordneten Leyla Zana, Hatip Diele, Selim 
Sadak und Orhan Dogan. Unterstützt wird das Vor¬ 
gehen gegen die kurdischen Politiker/innen auch 
von Kreisen des Militärs. So wurden über falsche 
Meldeadressen ca. 13 000 Soldaten auf die Wähler¬ 
listen in Sirnak und Hakkari gesetzt, obwohl sie in 
diesen Regionen nicht über das Wahlrecht verfügen, 
weil sie dort nur vorübergehend stationiert sind. 
Außerdem sind Ortsvorsteher, die für die Registrie¬ 
rung von Meldeadressen zuständig sind, von Mili¬ 
tärs unter Druck gesetzt. 

Kamuran Yüksek vom DTP-Vorstand erklärte 
dazu, man werde diese Vorfälle untersuchen und 
Anzeige erstatten. In Sirnak und Hakkari bestehen 
30 Prozent der Bevölkerung aus Militärs. 

(Azadi/ÖP/ISKU, 22.5.2007) 


Nach den tödlichen Bombenanschlägen in Ankara 
am 22. Mai, für die der türkische Staat umgehend 
die PKK verantwortlich gemacht hatte, die sich 
ihrerseits aber von diesem Gewaltakt distanzierte, 
fordert die Militärführung sämtliche zur „Bekämp¬ 
fung des Terrorismus“ nötigen Ermächtigungen und ■ 
Mittel durch das Parlament. Somit wird der Druck 
auf die Regierung erhöht, den insbesondere von 
Generalstabschef Yasar Büyükanit geforderten 
Angriff auf die Stellungen der PKK im Nordirak 
zuzustimmen. „Falls von der Militärführung eine 
Operation jenseits der Grenzen gewünscht wird, so 
werden wir diese auch durchführen“, erklärte Minis¬ 
terpräsident Tayyip Erdogan. 

Drei Tage nach dem Anschlag in Ankara nahm 
die Poüzei am 25.5. in der 500 km südlich gelegenen 
Stadt Konya 26 mutmaßliche PKK-Sympathisanten 
fest, die meisten von ihnen Studenten. Festgenom¬ 
men wurde auch der örtliche Vorsitzende der legalen 
DTP. 

(Azadi/jw/ND, 26.5.2007) 


Angeordneter Staatsterrorismus 
Ministerpräsident Erdogan 
ermächtigt türkisches Militär 
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AZADI unterstützt Kurdinnen und Kurden im Gefängnis, vor Gericht 
und bei Ermittlungsverfahren. Wofür wir Ihre/Eure Spenden u.a. in den Monaten 

März, April und Mai 2007 verwendet haben, 
soll nachfolgend eine Auswahl von Fällen zeigen: 


Azadi hat in dem genannten Zeitraum Kurdinnen und Kurden mit insgesamt 1.951,-Euro unterstützt. Hier¬ 
bei handelte es sich um die Übernahme der Kosten von Zeitungsabonnements für die politischen Gefan¬ 
genen, Verfahrens- und Pflichtverteidigergebühren sowie Anwaltsgebühren für (eingestellte) Ermittlungs¬ 
verfahren wegen des Verstoßes gegen das Vereinsgesetz. 



Ich möchte Fördermitglied des Vereins AZADI e.V. werden. 

Name: 

Einzugsermächtigung: 

Bank: 

X 

Straße: 

BLZ: 


PLZ/Ort: 

Konto: 


Mein Beitrag beträgt € im Monat 

Ort/Datum: 

Unterschrift: 


Mindestbeiträge: Einzelpersonen € 5,— Arbeitslose, Student/inn/en, 

Schüler/innen € 3,— Organisationen (bundesweit) € 15,— 

Bitte ausschneiden und einsenden an: AZADI e.V., Graf-Adolf-Str. 70A, 40210 Düsseldorf 
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infodienst nr.55 

juni 2007 


In eigener Sache: 

Der AZADI infodienst 
erscheint regelmäßig. Der Ver¬ 
sand erfolgt per E-Mail. Auf 
Anfrage wird er gegen Kopier¬ 
und Portokosten auch per Post 
verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. 
Herausgeber ist AZADI e.V. 
Der Verein ist als gemein¬ 
nützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheini¬ 
gungen können ausgestellt 
werden. AZADI e.V. 
unterstützt diejenigen Per¬ 
sonen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betä¬ 
tigung für das Selbstbestim¬ 
mungsrecht des kurdischen 
Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. Die praktische 
Arbeit von AZADI ist die 
finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfah¬ 
ren, informieren Sie uns 
bitte werden Sie Förder¬ 
mitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestella¬ 
dresse: 

AZADI e.V. 
Graf-Adolf-Str. 70A 
40210 Düsseldorf 
Tel. 0211/8302908 

E-Mail:azadi@t-online.de 
Internet: www.nadir.org/ azadi/ 

V. i. S. d. P.: Monika Morres 
Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8035 782 600 


Aus dem Inhalt: 

1-3 Verbotspraxis 

4 Repression 

5 Gerichtsurteile 

6-8 Asyl- und Migrationspolitik 
9 Auslieferungsersuchen 
10-12 Zur Sache: Türkei 
13 Unterstützungsfalle 


" Wer sich nicht mit Politik befasst, hat die politische 
Parteinahme, die er sich sparen möchte, bereits vollzogen: 

Er dient der herrschenden Partei." 

(Max Frisch) 


Politiker Riza Erdogan von OLG Düsseldorf verurteilt 


Am 2. Juli 2007 verurteilte das Oberlandesgericht Düsseldorf den kurdi¬ 
schen Politiker und Journalisten Riza Erdogan wegen Rädelsführerschaft in 
einer kriminellen Vereinigung (§129 StGB) zu einer Freiheitsstrafe von 2 
Jahren und 9 Monaten und folgte damit der Forderung der Bundesanwalt¬ 
schaft. 

Das Gericht sah es als erwiesen an, dass sich der Angeklagte in der Zeit 
von August 2004 bis zum März 2006 als Sektorleiter Mitte der PKK bzw. des 
KONGRA-GEL politisch betätigt habe und in dieser Funktion in die Struktu¬ 
ren der Bewegung eingebunden gewesen sei. Die Mitgliedschaft in der Orga¬ 
nisation allein rechtfertige eine Anklage nach § 129 Strafgesetzbuch. Auf¬ 
grund dessen trage er eine Mitverantwortung für "heimatgerichtete 
Aktivitäten" wie Schleusungen von Personen oder Fälschen von Ausweispa¬ 
pieren. Zudem müsse er Kenntnis von organisiert durchgeführten Bestra¬ 
fungsaktionen von Abtrünnigen oder Erpressungen im Zusammenhang mit 
unwilligen Spendern gehabt haben, wobei ihm persönlich keine konkrete 
Straftatbeteiligung nachgewiesen worden ist. 

Der Vorsitzende Richter Klein bezog sich hierbei nicht nur auf etliche 
Jahre zurückliegende Vorgänge, sondern bemerkte, dass sich bis heute an 
dem Strafsystem nichts geändert habe. Einen Beweis für diese Behauptung 
ist er allerdings schuldig geblieben. In seiner Prozesserklärung hatte Riza 
Erdogan dieser Sichtweise des Gerichts widersprochen und den "tief greifen¬ 
den Wandel" der kurdischen Bewegung in den letzten Jahren betont. Dies 
beinhalte auch, dass sowohl Statut als auch die Regeln der "alten Organisa¬ 
tion nicht mehr gültig und verpflichtend" seien. 

"Freiwilligkeit" biete die "Grundlage sowohl für die Teilnahme am Kampf 
als auch für den Austritt". Als Beweis seien "Dutzende von Menschen, die 
ausgetreten sind", zu nennen, "ohne dass es zu Problemen kam oder sie des¬ 
wegen behelligt" worden seien. Dies treffe auch auf die Freiwilligkeit hin¬ 
sichtlich der "Bereitstellung von materiellen Möglichkeiten für den Kampf 
des kurdischen Volkes" zu. Diese würden "im Rahmen von freiwilligen 
Spenden geschaffen", weshalb es einen "Bedarf an unter Zwang eingetriebe¬ 
nen Spenden" nicht gebe. In allen "Diskussionen, Versammlungen und 
Dokumenten" werde diese Situation behandelt und vorhandenen Fehlern 
"mit Überzeugungsarbeit entgegengewirkt". 










Dass Riza Erdogan unter seinem Klarnamen journalistisch tätig war 
und sowohl in Fernsehauftritten als auch in zahlreichen Zeitungsartikeln 
eine auf friedlicher Basis zu suchende Lösung des türkisch-kurdischen 
Konflikts gefordert habe, sei nicht von Belang. Eine Person könne ein 
legales Leben führen und gleichzeitig in illegale Strukturen eingebunden 
sein - so der Vorsitzende Richter Klein. Als Beleg dafür, dass dem Ange¬ 
klagten als Mitglied einer kriminellen Organisation der Charakter des § 
129 StGB bekannt gewesen sein musste, beweise die Tatsache, dass er 
sich telefonisch nach dem Ausgang eines vor dem Oberlandesgericht 
(OLG) Celle geführten § 129-Verfahrens gegen zwei Kurden erkundigt 
habe - für einen Journalisten ein wahrlich außergewöhnlicher Vorgang. 

In diesem wie in den zahlreichen anderen § 129-Verfahren gegen politisch aktive Kurden auch, wer¬ 
den die Erklärungen der Angeklagten während ihrer Prozesse zu den geschichtlichen und aktuellen 
Hintergründen des sog. Kurdenkonfhkts, zu den strukturellen Veränderungen der kurdischen Bewe¬ 
gung, der ernsthaften Auseinandersetzung um die Suche nach politischen Lösungen, den Bestrebun¬ 
gen, zu einem Dialog mit den politisch Verantwortlichen auch in der Bundesrepublik zu gelangen, 
konstant ignoriert. Mit keinem Wort wird eingegangen auf die ganz normale politische, kulturelle und 
soziale Aufgaben und Arbeit einer Organisation. Nicht gewürdigt wird das Bemühen um die Fortent¬ 
wicklung einer stark in Traditionen verhafteten Gesellschaft, um die Befreiung der Frau, das Vermit¬ 
teln von Bildung und Aufklärung oder die Entwicklung von Perspektiven für die kommenden Gene¬ 
rationen. 

Statt dessen werden kurdische Organisationen, Einrichtungen und politisch Aktive von den Gerich¬ 
ten und Anklagebehörden einzig darauf reduziert, kriminell und sicherheitsgefährdend zu sein. Eine 
unermesslich hohe Zahl abgehörter Telefongespräche, ermittelter Kurzmitteilungen und sonstiger 
Observationsmethoden kommen hierbei zum Einsatz, wobei ein Angeklagter keineswegs persönlich 
einer persönlichen Straftatbeteiligung bezichtigt werden muss, was dem Sinn des § 129 entspricht. 
Um diese Kriminalisierungspraxis aufrechterhalten zu können, bleibt der Blick rückwärts gewandt, 
ignorant und spekulativ auf Gegenwart und Zukunft gerichtet. Indem das PKK-Betätigungsverbot von 
1993 umstandslos auf KADEK/KONGRA-GEL/KKK/CDK/YDK ausgeweitet wurde, müssen sich 
folglich die für diese Politik Verantwortlichen einer ernsthaften Auseinandersetzung mit den realen 
Gegebenheiten nicht stehen. Das hatte die Verteidiger von Riza Erdogan veranlasst, ein Sachverstän¬ 
digengutachten von Politikwissenschaftlern zu beantragen, das sich konkret mit der Frage der sub¬ 
stanziellen organisatorischen und politischen Änderungen beschäftigen sollte. 

Insbesondere damit, "dass es sich bei dem auf dem 3. Kongress des Kongra-Gel am 17. Mai 2005 
beschlossenen System des Demokratischen Konföderalismus Kurdistans (Koma Komalen Kurdistan - 
KKK) um ein Programm mit dem Ziel handelt, einen konföderalen Bund der kurdischen Siedlungsge¬ 
biete in der Türkei sowie in Syrien, Iran und im Irak zu bilden." Außerdem hätten sie den Beweis 
erbringen sollen, "dass sich an den Organisationsstrukturen der Demokratischen Vereinigung der Kur¬ 
den (CDK) in Europa in diesem Zusammenhang grundsätzliche Änderungen gegenüber alten Organi¬ 
sationsstrukturen im Hinblick auf die Umsetzung des Demokratischen Konföderalismus ergeben 
haben." 

Selbstverständlich wurden die Anträge in der Verhandlung am 5. Juni vom OLG abgelehnt. An 
einer derartigen Klarstellung besteht nicht das leiseste Interesse. 

Fakt ist aber auch, dass es eine relevante Öffentlic hk eit und Bewegung fehlt, die sich hör- und 
sichtbar gegen das Vorgehen von Politik, Polizei und Justiz gegenüber den Kurdinnen und Kurden 
einsetzt. Die Gründe hierfür mögen multifaktoriell sein, doch bieten sie insbesondere den Strafverfol¬ 
gungsbehörden die beruhigende Gewissheit, bei ihren Maßnahmen nicht behelligt zu werden. Und die 
Gerichte können ebenso beruhigt ihre Urteile gegen Menschen verkünden, die nicht selten viele Jahre 
in türkischen Gefängnissen verbringen mussten und nun in Deutschland ihrer Freiheit beraubt werden. 
Und die politische Karawane zieht weiter. 
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Türkische Vereine meiden Stadtfest 


Das Internationale Stadtfest wird ohne offizielle Beteiligung der türkischen Vereine stattfinden. 
Acht Vereine, die zuletzt zwölf Verkaufshütten stellten, haben ihre Teilnahme in einem Brief an den 
Oberbürgermeister zurückgezogen. Hintergrund ist ein politischer Konflikt um die Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK). 

Das haben sich die Veranstalter des 17. Internationalen Stadtfestes am 23. und 24. Juni ganz anders 
vorgestellt: Statt der Präsentation des guten Miteinanders verschiedener Kulturen und Nationalitäten 
in Friedrichshafen mussten sie auf der Pressekonferenz zum Stadtfest einräumen, dass ein seit Jahren 
schwelender politischer Konflikt voll auf das bunte Treiben im Uferpark durchschlägt. Acht türkische 
Vereine, die einen Großteil der 3000 Einwohner mit türkischen Wurzeln repräsentieren, zogen ihre 
Anträge auf Teilnahme am Stadtfest 2007 zurück. Begründet wird der Rückzug mit der Aufnahme der 
Deutsch-Kurdischen Gesellschaft in den Integrationsausschuss der Stadt Friedrichshafen. Besonders 
stört die Türken, dass die Deutsch-Kurdische Gesellschaft bislang nicht bereit gewesen sei, sich 
"öffentlich auf Vörstandsebene von den ethnisch-terroristischen Aktivitäten der PKK" zu distanzieren, 
deren Führungsebene in Deutschland vom Landesamt für Verfassungsschutz tatsächlich als kriminelle 
Vereinigung betrachtet wird. 

Diese Meinung vertritt auch Ömer Alemdaroglu, selbst Mitglied im Integrationsausschuss und an 
der Vorbereitung des Stadtfestes beteiligt. Gäbe es die Distanzierung, hätte man der Aufnahme der 
Deutsch-Kurdischen Gesellschaft sogar zugestimmt. Schließlich wolle man die bisher friedliche und 
funktionierende Zusammenarbeit zwischen türkisch und kurdisch stämmigen Menschen in Frie¬ 
drichshafen sicherstellen. Ob wegen der gewünschten Distanzierung jemals jemand von Verwaltung, 
Politik oder Ausschuss mit kurdischen Gruppen oder Vereinen gesprochen hat, ist allerdings nicht 
bekannt. 


Gloria Tirapegui Rojas, seit Jahren eine der Säulen des Integrationsprozesses in der Stadt, ist sehr 
unglücklich über die Entwicklung. "Dieser Konflikt ist politischer Natur und schlägt sich zwischen¬ 
menschlich kaum nieder." Eine Aussage, die Bürgermeisterin Margarita Kaufmann bestätigt. "Das ist 
schon seit Jahren ein Riesenproblem. Seit es den Integrationsausschuss gibt, kennen wir dasThema." 
Man könne in Friedrichshafen aber nicht das türkisch-kurdische Problem grundsätzlich lösen. Ande¬ 
rerseits habe die Verwaltung die Entscheidung der Kommunalpolitik, Kurden ein Mitspracherecht im 
Integrationsausschuss einzuräumen, zu beachten. 


Oberbürgermeister Josef Büchelmeier sagte der SZ, dass er die Entwicklung bedauere. "Ich hoffe, 
dass das nicht unsere insgesamt gute Integrationsarbeit in Frage stellt." Er habe bis zuletzt versucht, 
dieTürken zur Teilnahme am Stadtfest zu bewegen. Leider vergeblich. Und 
Amtsleiter Wolfgang Fleiner betont, dass der Sozialausschuss die Deutsch-Kurdische Gesellschaft 
als Verein gar nicht zugelassen habe, sondern nur die kurdische Migrationsgemeinschaft. Dies lasse 
die Satzung auch zu. Spätestens im Herbst soll das Thema wieder auf die Tagesordnung der Politik 
kommen.(Azadi/Schwäbische Zeitung, 14.6.2007) 


Das Orakel des Bundeskriminalamtes 

Laut einer Meldung in der FAZ vom 13. Juni soll das Bundeskriminalamt (BKA) 
in einem internen Lagebericht zu dem Schluss gekommen sein, dass der als beendet 
erklärte Waffenstillstand der PKK vom Oktober 2006 auch Konsequenzen für 
Deutschland habe. Danach sei die Stimmung der PKK-Anhänger gereizt und 
Anschläge könnten nicht ausgeschlossen werden. Bereits Anfang Januar sei es nach 
Durchsuchungen und Festnahmen in Süddeutschland zu scharfen Protesten gekom¬ 
men (zu denen der kurdische Bevölkerungsteil der BRD offenbar kein Recht hat, Azadi). 

"Nachdem der Europarat im Februar entschieden habe, dass eine Neuaufnahme des Prozesses 
gegen den in der Türkei inhaftierten PKK-Chef Abdullah Öcalan juristisch nicht notwendig sei, habe 
dieser über seine Anwälte verbreiten lassen, dass Deutschland an dieser Entscheidung ein hohes Maß 
an Mitschuld trage. Darüber hinaus werfe Öcalan der Bundesrepublik vor, seit 1985 Waffen an die 



Buniks- 

kriminalamt 
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Türkei zu liefern, PKK-Abtrünnige aufzunehmen und den Nationalismus in der Türkei zu unterstüt¬ 
zen." So die FAZ. 

Nachdem Öcalans Anwälte auf einer Pressekonferenz am 1. März aufgrund von Laboruntersu¬ 
chungen die Vermutung äußerten, ihr Mandant werde durch Schwermetalle vergiftet, hätten u. a. füh¬ 
rende Kurdenfünktionäre in Europa Protestaktionen angekündigt. Danach habe es - laut Lagebericht - 
eine Reihe angemeldeter Demonstrationen gegeben, (ja und: was ist daran verwerflich oder gefähr¬ 
lich? Azadi) 

Für den Fall einer militärischen Intervention der türkischen Streitkräfte im Nordirak müsse in der 
Türkei mit einer Eskalation durch terroristische Aktivitäten in den Tourismusgebieten gerechnet wer¬ 
den. Darüber hinaus - so orakeln die BKA-Beamten - werde es zu Rückwirkungen auf das Verhalten 
der PKK in Deutschland kommen. (Denkt man hier auch wieder an terroristische Aktionen wie ange¬ 
meldete Demonstrationen oder scharfe Proteste? Azadi) 


G8: Grenzen dicht 

Nach Angaben des Sprechers des Bundesinnenministeri¬ 
ums, hat die Polizei seit der Aussetzung des Schengener 
Abkommens an den Grenzen 35 Haftbefehle vollstreckt und 
85 Personen die Einreise verweigert. Insgesamt seien bislang 
500 000 Personen kontrolliert worden. Aus Anlass des G8- 
Gipfels war das Verfahren, innerhalb der Schengen-Staaten 
Dänemark, Benelux, Frankreich, Österreich und Deutsch¬ 
land, keine Grenzkontrollen durchzuführen, Ende Mai aus¬ 
gesetzt worden. (Azadi/FR, 5.6.2007) 



Datenschutzbeauftragter: Sicherheitsbehörden verstoßen gegen Gesetze 


Der Bundesdatenschutzbeauftragte Peter Schaar 
hat bei Vorstellung seines Tätigkeitsberichts 
2005/2006 den deutschen Sicherheitsbehörden, ins¬ 
besondere dem Gemeinsamen Terrorabwehrzentrum 
(GTAZ), "schwerwiegende datenschutzrechtliche 
Verstöße" vorgeworfen. So hätten Bundeskriminal¬ 
amt und Bundespolizei eine Vielzahl von Daten an 
den Verfassungsschutz übermittelt, die zum Antiter- 
ror-Kampf gar nicht benötigt würden. Nach seiner 
Beanstandung seien inzwischen die Daten beim Ver¬ 
fassungsschutz gesperrt worden und würden nicht 
mehr verwendet. Dabei handele es sich um Daten 
über "ganz normale Bürger". 

Schaar berichtete darüber hinaus, dass sich die 
Zahl der Eingaben an seine Behörde im Vergleich mit dem vorherigen Berichtszeitraum um mehr als 
28 Prozent erhöht habe, auf insgesamt 5516. (Azadi/t-online-news, 9.6.2007) 
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Verfassungsgericht: Abhören von Verteidiger-handys unzulässig 

Nach einer am 30. Mai veröffentlichten Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ist das Abhö¬ 
ren zwischen einem Verdächtigen und seinem Strafverteidiger 
nicht zulässig. Eine Abhöraktion kann auch nicht durch nachge¬ 
schobene Gründe rückwirkend gerechtfertigt werden. Generell 
müsse die Vertrauensbeziehung zwischen einem Beschuldigten 
und seinem Verteidiger nach außen abgeschinnt werden. 

Im konkreten Fall hatte das Amtsgericht Frankfurt/M. die 
Überwachung des Mobiltelefons eines Rechtsanwaltes gebilligt. 
Auf diese Weise sollte der Aufenthaltsort seines Mandanten, der 
des schweren Raubes beschuldigt wurde und sich nach Italien 
abgesetzt hatte, ermittelt werden. Das Landgericht Frankfurt/M. 
äußerte Bedenken hinsichtlich der Telefonüberwachung, rechtfer¬ 
tigte dennoch die Maßnahme im Nachhinein, weil später gegen den Rechtsanwalt wegen Geldwäsche 
ermittelt wurde. Das Bundesverfassungsgericht entschied dagegen. Aktenzeichen: 2 BvR 2094/05. 

(Azadi/taz, 31.5.2007) 

Angeklagte müssen selbst sprechen 

Richter müssen es nicht zulassen, dass Angeklagte Geständnisse oder Angaben zur Sache durch 
ihren Anwalt verlesen lassen. Der Bundesgerichtshof (BGH) in Karlsruhe entschied am 20. Juni, dass 
dies nach der Strafprozessordnung sogar unzulässig ist. (Azadi/FR, 21.6.2007) 

Abschiebeschutz für türkische Arbeitnehmer 

Türkische Arbeitnehmer, die mindestens zehn Jahre in Deutschland leben, 
genießen unter bestimmten Voraussetzungen einen Abschiebeschutz wie Bürger 
der Europäischen Union. Das entschied der Hessische Verwaltungsgerichtshof 
(VGH) in Kassel. Nach den Vereinbarungen des europäischtürkischen Assozia¬ 
tionsrates müsse auch Türken ein "erhöhter Ausweisungsschutz" zuerkannt wer¬ 
den. Geklagt hatten drei Straftäter türkischer Herkunft. (Azadi/R, 26.6.2007) 


EU-Gerichtshof verurteilt Türkei 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat die Türkei 
für den gewaltsamen Tod eines Kurden verantwortlich gemacht, der 
nach seiner Festnahme durch Soldaten mit sieben Schusswunden auf¬ 
gefunden wurde. Die Richter wiesen die Regierung in Ankara an, den 
Hinterbliebenen des Toten 80 000 Euro Entschädigung und Schmer¬ 
zensgeld zu zahlen, weil keine plausible Erklärung für den Tod des 
Kurden abgegeben worden sei. Die türkische Justiz habe das Leug¬ 
nen der Soldaten akzeptiert, ohne belastende Zeugenaussagen zu 
überprüfen. (Azadi/jw, 27.6.2007) 
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Pro Asyl: Kampagne gegen Abschottung und Abschiebungen 

Mit einer neuen Kampagne gegen die Abschottung der EU und Abschiebungen in Bürgerkriegsre¬ 
gionen, will Pro Asyl protestieren. Die Aktion steht unter dem Motto "Schäuble-Reisen - Der One- 

way-Spezialist". Günter Burkhardt beklagte, dass sich die 
Regierungen "ihren menschenrechtlichen und humanitären 
Verpflichtungen entziehen". 

Im vergangenen Jahr wurden in der BRD rund 600 Flücht¬ 
lingen aus Afghanistan und über 4200 Menschen aus dem 
Irak der Flüchtlingsstatus entzogen. Gesammelte Unterschrif¬ 
ten dieser Kampagne soll der nächsten Innenministerkonfe¬ 
renz im November übergeben. (Azadi/ND, 1.6.2007) 


PRO ASYL 

hörderverein PRO ASYL e. V. 

DER EINZELFALL ZÄHLT. 


Das Recht auf einen Ort 

Vom 7. bis 9. September 2007 veranstaltet das Komitee für Grundrechte und Demokratie im Bil- 
dungs- und Begegnungszentrum "Clara Sahlberg" in Berlin-Wannsee seine Jahrestagung, die unter 
dem Motto "Das Recht auf einen Ort - Migration, Bleiberecht und repressive Integration" steht. "Ziel 
der Tagung soll es sein, eine menschenrechtlich politische Ortsbestimmung in den aktuellen Ausein¬ 
andersetzungen mit der deutschen Ausländer- und der europäischen Migrationspolitik vorzunehmen." 
Außerdem soll "die eigene Urteilskraft und die Konturen menschenrechtlicher Kritik" geschärft und 
"angemessene Initiativen" angestoßen und verfolgt werden. (Azadi/Infonnationen des Komitees für 
Grundrechte und Demokratie, Nr. 3/2007) 

Karawane zur G8-Demo: Den Flüchtlingen eine Stimme gegeben 

Claudia Roth zur persona non grata erklärt 

Mit der Teilnahme an der G8-Demonstration in Rostock am 2. Juni 2007 und dem Migrationstag 
am 4. Juni, ging die Karawane für die Rechte von Flüchtlingen nach einer 2-wöchigen Tour durch die 
BRD zu Ende. "Wir wollten die Aktionen rund um den G8-Gipfel nutzen, um Flüchtlingen eine 
Stimme zu geben," erklärte Ralf Lorenzo von der Karawane Hamburg. Es sollte der "Zusammenhang 
zwischen der Zerstörung der Herkunftsländer der Flüchtlinge und der Politik der G8-Staaten sicht¬ 
bar" gemacht werden. Außerdem sei es das Anliegen gewesen, "die Öffentlic hk eit auf die menschen¬ 
feindlich Lager- und Abschiebepolitik in unserem Land aufmerksam" zu machen. So wurde in Kiel 
ein Tribunal gegen die Menschenrechtsverletzungen in der Türkei und der BRD abgehalten und 
gegen die drohende Abschiebung des kurdischen Künstlers Engin Celik protestiert. Yüksel Koc von 
der Föderation kurdischer Vereine in Deutschland, YEK-KOM, ging scharf mit der türkischen Regie¬ 
rung wegen ihrer Vertreibungspolitik gegen die kurdische Bevölkerung ins 
Gericht. Gleichzeitig bezichtigte er die BRD der Kollaboration wegen der 
wirtschaftlichen und militärischen Hilfe, den Abschiebungen in die Türkei 
und der geplanten Finanzierung des umstrittenen Hasankeyf-Staudammes. 
In verschiedenen Städten wurden sowohl Asylheime und Abschiebelager 
aufgesucht, um sich ein Bild von den Zuständen dort zu machen. Höhe¬ 
punkt war die Teilnahme an der Demonstration in Rostock. Dort protestier¬ 
ten dieKarawane-Aktivisten gegen die Grünen-Vorsitzende Claudia Roth, 
die sich vor die Spitze des Zuges setzen wollte. Kurz entschlossen wurde 
sie zur unerwünschten Person erklärt. "Die Grünen sind mitverantwortlich 
für Krieg und Zerstörung sowie die unmenschlichen Bedingungen, unter denen Flüchtlinge hier zu 
leben gezwungen sind," so Ralf Lorenzo. (Azadi/ND, 6.6.2007) 
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EU plant Bleiberecht für Millionen von Flüchtlingen 


Nach Plänen der EU-Kommission sollen mehr als eine Million Flücht¬ 
linge ein Bleiberecht in Europa bekommen. Voraussetzung ist, dass dieser 
Personenkreis über ein regelmäßiges Einkommen verfügt und eine umfas¬ 
sende Krankenversicherung nachweisen kann. Außerdem müssen die Kan¬ 
didaten erfolgreich einen Sprachkurs absolviert haben. Wer hingegen Sozi¬ 
alhilfe in Anspruch nimmt oder die öffentliche Sicherheit und Ordnung des 
Gastlandes gefährdet, soll von einer dauerhaften Aufenthaltsberechtigung 
ausgeschlossen bleiben. Gleichzeitig soll die Flüchtlingsabwehr im Mittel¬ 
meer verstärkt werden. (Azadi/ND, 7.6.2007) 

Illegalisierte Kinder und Jugendliche ohne Zukunft 

Schätzungen zufolge gibt es in Deutschland etwa 10 000 illegalisierte Kinder und Jugendliche, die 
deshalb die Schule nicht besuchen und folglich ohne Schulabschluss bleiben. "Sie bleiben Analphabe¬ 
ten und können wichtige soziale Kompetenzen nicht erlernen", so Ute Koch, Geschäftsführerin des 
Katholischen Forums "Leben in der Illegalität". Auf die Frage der FR, wie die Schulen mit den illegali- 
sierten Kindern umgehen, erläutert sie, dass die Schulleiter "extrem verunsichert" seien, "da sie zwi¬ 
schen dem Wohl der Kinder und den Vorschriften (in elf Bundesländern besteht weder die Pflicht noch 
das Recht, die Schule zu besuchen. Dort muss die Schulleitung "Illegale" den Ausländerbehörden mel¬ 
den) stehen. Wie sind die Kinder versichert, wenn was passiert? Wer trägt die Kosten für eine Klassen¬ 
fahrt? Was habe ich zu befürchten, wenn ich meldepflichtige Kinder der Behörde verheimliche? Das 
sind Fragen, die dazu führen, dass viele Schulleiter das Risiko nicht auf sich nehmen und diese Kinder 
gar nicht aufnehmen." 

Das Bundesinnenministerium plant, dass künftig "illegale" Kinder auch dann gemeldet werden sol¬ 
len, wenn ein Lehrer es auf dem Pausenhof oder im Unterricht mitbekommt. Die katholische Kirche 
befürchtet, der Minister plane die Übermittlungspflichten "weiter zu verschärfen". 
(Azadi/FR, 8.6.2007) 

Schäuble will Fingerabdrücke von Ausländern 

Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble will laut Spiegel-Bericht die Fin¬ 
gerabdrücke von allen Ausländem, die keinen EU- oder Schweizer Pass haben, 
im Ausländerzentralregister speichern lassen. Betroffen hiervon sind u. a. 1,7 
Millionen Türken, auch dann, wenn sie schon viele Jahre in der BRD leben. 
Außerdem: Wer ein Visum für die Einreise nach Deutschland in einer Bot¬ 
schaft beantragt, muss den ministeriellen Plänen zufolge ebenfalls seine Fin¬ 
gerabdrücke hinterlegen. (Azadi/t-online.Meldungen, 9.6.2007) 




Neufassung des Zuwanderungsgesetzes "schäbig, schädlich und schändlich" 

Am 14. Juni wurde gegen die gesamte Opposition und die Stimmen einiger SPD-Parlamentarier die 
überarbeitete Fassung des Zuwanderungsgesetzes im Bundestagsplenum beschlossen. Die Neufassung 
folgt der Pflicht zur Überführung von elf EU-Richtlinien im Ausländer- und Asylrecht in die nationale 
Rechtsprechung. Die Novelle sieht eine Reihe von Verschärfungen bei der Zuwanderung und für die 
Integration von Ausländem vor. 

Die Linksfraktion kritisierte, dass Asylbewerber durch die Novelle schlechter gestellt würden und die 
Einbürgerung erschwert werde. Der migrationspolitische Sprecher der Grünen, Josef Winkler, nannte 
das Gesetz "schäbig, schädlich und schändlich". 

Für Pro Asyl ist das Gesetzespaket ein "zum Teil rechtsstaatswidriges Abschottungswerk". 
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Die Änderungen 


Bleiberecht: 

Langjährig geduldete Flüchtlinge bekommen ein Aufenthaltsrecht, wenn sie sich zum Stichtag 1. Juli 
2007 seit mindestens acht Jahren (Alleinstehende) oder sechs Jahren (Familien mit minderjährigen Kin¬ 
dern) in Deutschland aufhalten und ihren Lebensunterhalt selbst bestreiten, nicht straffällig geworden 
sind und Deutsch können. Anderenfalls erhalten sie die Aufenthaltserlaubnis "auf Probe" und bekom¬ 
men bis Ende 2009 Zeit, Arbeit zu finden. 

Ehegattennachzug: 

Ehepartner aus Nicht-EU-Staaten dürfen künftig nur nachziehen, wenn sie mindestens 18 Jahre alt 
sind. Außerdem müssen sie bereits vor der Einreise über einfache Deutschkenntnisse verfügen. 

Innere Sicherheit: 

Von allen visumpflichtigen Staatsangehörigen sollen künftig Fotos und Fingerabdrücke genommen 
werden können. Daneben wird es rechtlich erlaubt, im Zweifel die Identität eines Ausländers durch eine 
elektronische Gesichtsbilderkennung festzustellen,. 

Integration: 

Wer nicht an einem verpflichtenden Integrationskurs teilnimmt, wird künftig mit Geldbußen bis zu 
1000 € bestraft. Wer die Integration anderer behindert, muss mit Ausweisung rechnen. 

Einbürgerung: 

Migranten unter 23 Jahren müssen ihren Lebensunterhalt komplett selbst finanzieren, um den deut¬ 
schen Pass zu erhalten. Vor der Einbürgerung müssen "Kenntnisse der deutschen Rechts- und Gesell¬ 
schaftsordnung und der Lebensverhältnisse" nachgewiesen werden. 

(Azadi/ND/FR/jw, 15.6.2007) 


Doku zu deutscher Flüchtlingspolitik jetzt auch auf CD-ROM 



Die 14. aktualisierte Auflage der Dokumentation "Bundesdeutsche Flüchtlingspolitik und ihre töd¬ 
lichen Folgen (1993 bis 2006)" ist jetzt auch als CD-ROM erhältlich: Sie umfasst Todesfälle und Ver¬ 
letzungen bei Grenzüberquerungen, Selbsttö¬ 
tungen, Selbsttötungsversuche und 
Verletzungen von Flüchtlingen aus Angst und 
auf der Flucht vor Abschiebungen; Todesfälle 
und Verletzungen vor und während Abschie¬ 
bungen, Misshandlungen und Folter nach 
Abschiebungen. Die beschriebenen knapp 
5000 Einzelschicksale machen deutlich, dass 
die Chance, in der BRD Schutz und Sicher¬ 
heit zu finden, gegen Null läuft. Die Lebens¬ 
bedingungen für Flüchtlinge sind heute bruta¬ 
ler denn je." 

Zusätzlich zum Gesamttext sind auf der 
CD-ROM Einzelthemen herausgegriffen, um 
das Arbeiten mit dem Inhalt entsprechend der 
Zielthematik zu erleichtern. Alle Themen lie¬ 


gen in pdf- und rtf-Formaten vor. 


Die CD-ROM kostet 15 € plus 1,60 € Porto & Verpackung und ist erhältlich bei: 

Antirassistische Initiative e.V. Berlin, Mariannenplatz 2 -Haus Bethanien-Südflügel-10997 Berlin 
Tel. 030-61740440, e-mail: ari-berlin-dok@gmx.de; Internet: www.ari-berlin.org/doku/titel.htm 
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Freiheit für Binali Yildirim ! 


Organisiert von der Konföderation Demokratischer Rechte Europas (ADHK), fand vor dem spa¬ 
nischen Konsulat in Hamburg eine Kundgebung für die Freilassung des aus Dersim stammenden 
Binali Yildirim statt. Er befindet sich aufgrund eines Haftbefehls von Interpol in Spanien in Ausliefe¬ 
rungshaft. 

Am 29. Mai hat ihn die spanische Polizei in einem Hotel auf der Insel Mallorca verhaftet, wo er 
sich mit seiner Fußballmannschaft Dersimspor aufgehalten hatte. Dort war er als Vorstandsmitglied 
des Vereins mit Vorbereitungen für ein Trainingslager beschäftigt. Nach seiner Festnahme wurde er 
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zwecks Haftprüfüng nach Madrid überführt. Gegen den 34-Jährigen, der seit vier Jahren als aner¬ 
kannter Asylbewerber in Hamburg lebt, liegt ein Auslieferungsantrag der Türkei vor. 

1995 wurde Yildirim als Anhänger der TKP(ML) verhaftet und ein Jahr später zu "lebenslanger 
harter Gefängnisstrafe" verurteilt, weil er angeblich an verschiedenen Gefechten mit der türkischen 
Armee beteiligt gewesen sein sollte. Bis 2002 befand er sich im türkischen Isolationsgefängnis 
Edirne und wurde dort schwer gefoltert. Er hatte sich - wie zahlreiche andere Gefangene - an Hun¬ 
gerstreiks gegen die Einführung der sog. F-Typ-Gefängnisse beteiligt. Nach einem insgesamt 78 Tage 
dauernden Hungerstreik wurde seine Haftstrafe für 6 Monate ausgesetzt. Dies nutzte Binali Yildirim 
für seine Flucht nach Deutschland. Er ist verheiratet und hat zwei Kinder. 

"Es ist ein Skandal, dass unser Freund Binali Yildirim trotz seines legalen Status von der spani¬ 
schen Polizei verhaftet wurde. Bei einer möglichen Auslieferung macht sich der spanische Staat mit¬ 
schuldig. Wir fordern alle Menschenrechtsorganisationen dazu auf, sich für die sofortige Freilassung 
Binali Yildirims einzusetzen", erklärte eine Sprecherin der "Freundinnen und Freunde Binalis". Wei¬ 
tere Informationen: www.freebinali.tk 

(Azadi/ÖP/ISKU/Freunde Binalis v. 4.,5.6.2007) 


Freiheit für Binali Soydan 

Am 30. Juni fand vor dem Gefängnis in Köln eine Solidaritätskundgebung für den aus der Türkei 
stammenden kurdischen Emigranten Binali Soydan statt. Als dieser seine Duldungspapiere im Ein¬ 
wohnermeldeamt verlängern lassen wollte, war er kurzerhand von der Polizei festgenommen und in 
das Gefängnis von Köln-Ossendorf gebracht worden. Grund für die Verhaftung ist ein Ausliefe¬ 
rungsantrag der türkischen Behörden, die dem 35jährigen Kurden "Mitgliedschaft in einer terroristi¬ 
schen Vereinigung" vorwerfen und ihn in der Türkei anklagen wollen. 

Die "Plattform für die Einheit der Arbeiter und Freundschaft der Völker", der Soydan angehört, 
sieht in dieser Vorgehensweise eine systematische Aushöhlung des Rechts auf politisches Asyl. In 
einer gemeinsamen Erklärung mehrerer linker Migrantenorganisationen protestieren diese gegen die 
Inhaftierung des Aktivisten. Im Falle einer Auslieferung drohten ihm Folter und eine langjährige 
Haftstrafe. Sie werfen den deutschen Behörden die Unterstützung des türkischen Folterregimes vor 
und wenden sich gegen die Einschränkung des Rechts auf Meinungsfreiheit und politische Betäti¬ 
gung von Flüchtlingen und Migranten in Deutschland. 

(Azadi/jw, 30.6.2007) 


AUSLIEFERUNSGERSUCHEN 


"Sie, unsere Feinde, können alle Blumen abschneiden. 

Aber sie haben keine Herrschaft über den Frühling." 

(Pablo Neruda) 


Generalstab erklärt Ausnahmezustand in kurdischen Gebieten 

Der Generalstab der türkischen Armee hat in seiner Internet-Seite in der kurdischen Region den 
Ausnahmezustand (OHAL) ausgerufen. Die so genannten "Sicherheitsgebiete" umfassen Sirnak, 
Hakkari und Siirt. Zwischen dem 9. Juni und 9. September werden für dieses Gebiet, dessen genaue 
Koordinaten in der Mitteilung bekannt gegeben wurden, erhöhte Sicherheitsmaßnahmen und Betre¬ 
tungsverbote gelten. 

Der türkische Generalstabschef Yasar Büyükanit fordert eine groß angelegte Militäroffensive 
gegen PKK-Basen im Nordirak. Ministerpräsident Tayyip Erdogan hingegen zögert noch, solche 
militärischen Operationen zu autorisieren, weil diese mit großen politischen und militärischen Risi¬ 
ken verbunden wären. Sowohl die EU als auch die USA haben die Türkei zur Zurückhaltung 
gemahnt. (Azadi/ANF/ISKU/FR, 6.,8.6.2007) 

Angriffe auf Kurden und Parteibüro 


Zwei kurdische Arbeiter aus Diyarbakir sind in Sakarya (Westtür¬ 
kei) auf der Straße angegriffen worden, weil sie die Tageszeitung Gün- 
dem gelesen haben und einer von ihnen ein T-Shirt mit einem Bildauf¬ 
druck des Sängers Ahmet Kaya trug. Es kam zum Streit mit den 
MHP-Anhängern und einem Lynchversuch durch eine Menschen¬ 
menge, die Parolen wie "Nieder mit den Kurden" oder "Die Märtyrer 
sind unsterblich, das Vaterland unteilbar" riefen. 

Einen ähnlichen Vorfall gab es nach Angaben von Handan Olcan, 

Anwältin des Menschenrechtsvereins IHD, in Sapanca, wo zwei kurdische Saisonarbeiter aus Bat- 
man angegriffen worden sind. Einer wurde bei diesem Angriff schwer verletzt. • 

In Eskisehir wurde das DTP-Gebäude wiederholt in Brand gesetzt. Die Innenausstattung ist hier¬ 
bei vollständig zerstört worden. In einer Erklärung verurteilte die DTP den Anschlag und erklärte, 
dass dieser im Zusammenhang mit den Parlamentswahlen stehe. "Im Vorfeld der Wahlen werden auf 
der einen Seite gegen Vorstandsmitglieder unserer Partei und unsere Abgeordnetenkandidaten Pro¬ 
zesse wegen Verlautbarungen eingeleitet, die unter die Meinungsfreiheit fallen. Auf der anderen Seite 
wird unsere Partei als Angriffsziel dargestellt, was wiederum zu Anschlägen wie diesen führt." 

Der Korrespondent der Nachrichtenagentur DIHA, Musa Askara, wurde festgenommen und im 
Anschluss gefoltert. Er hatte als Berichterstatter die Beerdigung der HPG-Guerillakämpferin Fatma 
Özer, die bei einem Gefecht in Siirt-Eruh ums Leben gekommen war, beobachtet. Die Festnahme 
erfolgte, nachdem die Polizei die anwesende Menschenmenge mit Schlagstöcken und Tränengas 
angegriffen hatte. Musa Askara sei gezwungen worden, in einen Wagen einzusteigen. Dort sei er 
beschimpft, auf den Kopf geschlagen und geohrfeigt worden. Im Anschluss habe man ihn zu einem 
Arzt gebracht, der ihm jedoch keine Verletzungen bescheinigt habe. Am nächsten Tag sei er von der 
Oberstaatsanwaltschaft zu Verbindungen zum kurdischen Fernsehsender Roj-TV befragt worden. 
Sollte dies zutreffen, werde man ihn wieder festnehmen. Ohnehin stehe er unter Beobachtung. 
(Azadi/ÖP/ISKU, 6.6.2007) 

Türkei muss Schmerzensgeld zahlen 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat die Türkei zur Zahlung von Schmerzensgeld 
in Höhe von 142 000 an die Angehörigen zweier Männer verurteilt. Diese waren 1999 nahe der ira- 
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kischen Grenze von Sicherheitskräften erschossen worden, weil sie angeblich PKK-Mitgliedem beim 
Grenzübertritt geholfen hätten.(Azadi/ND, 6.6.2007) 

Sarkozy: Nein zur Türkei in der EU 

Frankreichs Präsident Nicolas Sarkozy will die Beitritts Verhandlungen der EU mit der Türkei 
stoppen: "Der Platz der Türkei ist nicht in Europa", sagte der der Tageszeitung Figaro. Doch werde er 
sich noch nicht beim kommenden EU-Gipfel am 21. und 22. Juni in Brüssel entgegenstellen. Bei die¬ 
sem Treffen wolle er nach dem Scheitern der EU-Verfassung einen "vereinfachten" Vertrag errei¬ 
chen. (Azadi/jw, 8.6.2007) 

Artillerieangriff auf Südkurdistan 

Türkisches Militär schürt Bürgerkrieg 

Am 7. Juni hat die türkische Armee die Gebiete Haftanin, Hap, Cemco, Avasin und Xakurke in 
Südkurdistan/Nordirak unter starken Artilleriebeschuss genommen. Derweil ist das Grenzgebiet zwi¬ 
schen Uludere und Beytüssebap (Simak) für Journalisten "bis auf weiteres" geschlossen worden. 
Zeitgleich zum Artillerieangriff veröffentlichte der Generalstab auf seiner Internetseite eine aus sie¬ 
ben Punkten bestehende Erklärung zur PKK, in der "die hohe türkische Nation" dazu aufgerufen 
wird, sich "massenweise gegen den PKK-Terror" zu stellen. 

Unterdessen trafen sich in Südkurdistan der irakische Staatspräsident Jelal Talabani und der Präsi¬ 
dent der Region, Barzani. Im Anschluss erklärten sie, dass eine Militäroperation der türkischen 
Armee auf irakischem Territorium unter keinen Umständen toleriert werde. Barzani betonte, die 
Türkei wolle eine Beteiligung der südkurdischen Kräfte am Krieg gegen die PKK erreichen, doch sei 
eine Lösung nur auf politischem Weg erreichbar. 

Der KCK-Exekutivrat erklärte zu den jüngsten Entwicklungen u.a.: "Auf der einen Seite wird in 
einem Teil Kurdistans der Ausnahmezustand ausgerufen und in Südkurdistan der Angriff gestartet. 

Auf der anderen Seite wird versucht, bestimmte Kreise, die in langer Vorbereitung mit einer rassis¬ 
tisch-chauvinistisch-faschistischen De nk weise vergiftet wurden, gegen die kurdische Bevölkerung in 
Bewegung zu setzen. Mit Aufrufen dieser Art sollen die Angriffe und Lynchversuche, die in den • 
Metropolen der Türkei auf unterschiedlichem Niveau stattfinden, in einen komplexen, gewalttätigen 
Kampf zwischen Türken und Kurden ausgeweitet werden." Mit der Truppenkonzentration an der 
Grenze zu Südkurdistan werde bezweckt, die politischen Kräfte im Süden unter Druck zu setzen und 
eine Verschiebung des Referendums zur Kerkuk-Frage zu erzwingen. 

(Azadi/ANF/ISKU, 7.6.2007) 

Zunehmende Konterguerillatätigkeit in kurdischen Städten 

Laut einer Erklärung der Vereinigten Gemeinschaften Kurdistans (KCK), ist in den kurdischen Städten eine 
zunehmende Konterguerillatätigkeit festzustellen. Mit dem Bombenanschlag in Diyarbakir vom 14. Juni habe 
die kurdische Bewegung nichts zu tun: "Wir protestieren ausdrücklich gegen diesen niederträchtigen Anschlag 
(...) und rufen unser Volk dazu auf, sich nicht von dieser Art von Angriffen entmutigen zu lassen, sondern ihre 
Proteste noch lauter werden zu lassen. 

Zweck der Konterguerilla-Aktionen sei es, die kurdische Bevölkerung einzuschüchtem und Einfluss auf die 
bevorstehenden Parlamentswahlen am 22. Juli zu nehmen. Auch der DTP-Vorstand äußerte sich zu dem 
Anschlag. Hierbei könne es einen Zusammenhang geben mit den "dunklen Szenarien", die auf einer Sitzung 
unter Beteiligung hochrangiger Militärs in den USA behandelt worden seien. Über undemokratische Hand¬ 
lungsweisen solle das Land in Chaos gestürzt werden, um einer grenzüberschreitenden Militäroperation in den 
Nordirak den Boden zu bereiten. 

Mehrere DTPler, darunter der Oberbürgermeister Osman Baydemir sowie der ehemalige DEP-Abgeordnete 
Hatip Diele, hatten die bei dem Bombenanschlag Verletzten im Kra nk e nh aus besucht. 

(Azadi/ANF/ISKU, 16.6.2007) 

Lynchversuch an verletztem Guerillakämpfer 


Ein Guerillakämpfer, der bei einem Gefecht zwischen der türkischen Armee und den Volksverteidigungs¬ 
kräften (HPG) verletzt in Gefangenschaft geraten ist, ist im Krankenhaus in Erzincan von einem Lynchmob 
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angegriffen worden. Eine Gruppe MHPler drang in die Notaufnahme ein und stürzte sich auf den Verletzten, 
der auf einer Trage lag. Er wurde von der Polizei in einen Krankenwagen gebracht, woraufhin die Menschen¬ 
menge die Scheiben des Wagens einschlug. Warnschüsse der Polizei in die Luft konnten den Mob schließlich 
stoppen. 

(Azadi/ANF/ISKU, 19.6,.2007) 

Innenministerium sperrt Konten von Amnesty International 

Das Innenministerium in Ankara hat alle Ba nk konten der türkischen Sektion von Amnesty International 
(AI) gesperrt. Die Organisation habe - so die Begründung - Spenden 
gesammelt, ohne die erforderliche Genehmigung des Ministeriums 
einzuholen. "Das ist eine massive Einschränkung der Organisations¬ 
freiheit," sagt Ai-Vorsitzender Levent Korkut. Man habe rechtliche 
Schritte eingeleitet und werde notfalls den Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte anrufen. 

(Azadi/FR, 20.6.2007) 

Todesfälle auf Polizeirevieren 

Nach Änderungen im Polizeigesetz, mit denen die polizeilichen Befugnisse erheblich ausgeweitet wurden, 
ist es innerhalb von zwei Wochen zu drei zweifelhaften Todesfällen in Polizeigewahrsam in Canakkale, Istan¬ 
bul und Izmir gekommen. Die offizielle Version lautet "Selbstmord durch Erhängen". In einem Fall wurden 
durch ein medizinisches Attest Schlagspuren am Körper des Toten belegt. Die Familie erstattete Anzeige. Die 
Menschenrechtsstiftung TIHV gab eine schriftliche Stellungnahme zu den verdächtigen Todesfällen ab, in der 
sie darauf verwies, dass die Ausweitung polizeilicher Befugnisse die Todesfälle vermehrt habe. Dies zeige, 
dass die Ansage der Regierung "Null Toleranz der Folter" nicht ernst zu nehmen sei. 

(Azadi/ÖP/ISKU, 23.6.2007) 

Kriegsgeschrei und Hetzjagd auf vermeintliche PKK-Unterstützer 

Zur Mobilisierung der Öffentlic hk eit für einen Feldzug gegen die Guerilla der PKK im Nordirak, wurden 
Vertretern der Presse in einem Militärcamp vorgeführt, wie Kommandoeinheiten in den Kurdenregionen vor- • 
bereitet werden. Bei dieser Gelegenheit attackierte der Generalstabschef Yasar Büyükanit verbal auch die 
"Unterstützer des Terrorismus" im Ausland. Hierbei zielte er insbesondere auf die EU, die durch ihre Forde¬ 
rungen nach Einhaltung der Menschenrechte den Militärs bei der "Lösung des Kurdenproblems" angeblich in 
den Arm falle. Weiter drohte er, dass es für jeden "Terroristen in den Bergen" zehn zivile Unterstützer gebe, die 
"auszuschalten" seien. Warnungen richtete er auch gegen die "Partei der gerechten Gesellschaft" (DTP). Der¬ 
zeit wagt es keine der bürgerlichen Parteien, sich gegen dieses Klima der Hetze und des Kriegsgeschreis zu 
positionieren. 

In den meisten Parteiprogrammen für die anstehenden Parlamentswahlen am 22. Juli gibt es laut DTP kei¬ 
nerlei Ansätze zur friedlichen Lösung des Konflikts. (Azadi/jw/ISKU, 27.6.2007) 

MHP fordert den Tod von Abdullah Öcalan 

Seit Wochen werfen die ultrarechte Partei der Nationalistischen Bewegung (MHP) und ihr Chef, Devlet 
Bahceli, dem türkischen Ministerpräsidenten Tayyip Erdogan vor, die PKK zu schonen und dazu beigetragen 
zu haben, dass der seit 8 Jahren inhaftierte ehemalige PKK-Vorsitzende Abdullah Öcalan noch am Leben ist. 

Auf einer Wahlversammlung in Erzurum am 30. Juni beschuldigte er Erdogan, dass unter dessen Amtszeit die 
Todesstrafe auf Druck der EU abgeschafft worden sei. Dann zog er ein Seil unter dem Rednerpult hervor und 
warf es in die Menschenmenge: "Hier ist der Strick, Herr Ministerpräsident! Hängt Öcalan doch auf, wenn ihr 
es könnt!" 

Jüngsten Meinungsumfragen zufolge hat die MHP Aussichten, bei den Parlamentswahlen am 22. Juli als 
drittstärkste Partei die 10%-Hürde zu überspringen und ins Parlament zu kommen. Geht es nach ihr, wird die 
Türkei in der Zukunft auf die Forderungen der EU nach mehr Rechten für die Kurden keine Rücksicht mehr 
nehmen: "Die EU kann sich ihre Kopenhagener Kriterien an den Hut stecken und nach Hause gehen," so Bah¬ 
celi. (Azadi/FR, 5.7.2007) 
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Insgesamt hat Azadi Kurdinnen und Kurden mit einem Gesamtbetrag von 691,98 € unterstützt. Es 
wurden Kosten für ein Zeitungsabo sowie Bücher und CDs für Gefangene sowie die Gebühren für 
10 Knastbesuche eines Anwalts bei seinem Mandanten übernommen. 
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Vereins- und Wohnungsdurch¬ 
suchungen in Gießen und Marburg 

Rechtsanwalt: Polizeieinsatz »äußerst mysteriös» 


A m frühen Morgen des 26. Juli stürmten und durchsuchten Sonderein¬ 
satzkommandos des hessischen Landeskriminalamtes (LKA) in den 
Kreisen Gießen und Marburg die Privatwohnungen von vier Mitglie¬ 
dern des Mezopotamischen Kulturvereins, darunter die des Yereinsvorsitzenden 
Ali Aktas. Sie wurden festgenommen, am selben Tag wieder freigelassen. 

Die örtliche Presse schien verwundert. So schrieb der „Gießener Anzeiger“ in 
seiner Ausgabe vom 31. Juli, dass Polizei und Staatsanwaltschaft „für gewöhn¬ 
lich“ nach Abschluss einer größeren Durchsuchungsaktion die Öffentlichkeit 
i nf ormiere. Das sei in diesem Fall ausgeblieben. 

Angeordnet hatte diese Polizeiaktion das Amtsgericht Frankfurt/M. mit der 
Begründung, dass gegen die Beschuldigten der Verdacht bestünde, „dass sie die 
Tötung des Polizeibeamten Klaus B. planen und diesen hierfür an einen nicht 
näher bekannten Ort locken wollen“. Es handele sich „um eine Art Abstra¬ 
fungsaktion aufgrund eines dienstlichen Handelns des Polizeibeamten in den 
90er Jahren“. Zu vermuten sei, dass bei der Durchsuchung „Notizen über den 
Aufenthaltsort des Opfers, Lichtbilder, Skizzen bzgl. seines Wohnsitzes und son¬ 
stige Unterlagen“ aufgefunden werden könnten. 

Das „dienstliche Handeln“, auf das sich das Gericht beruft, bezieht sich auf den 
29. Juni 1994. An diesem Tag wurde der kurdische Jugendliche Halim Dener 
von zwei Zivilpolizisten beim Kleben von Plakaten der verbotenen ERNK 
überrascht und durch einen Schuss in den Rücken getötet. Der Polizist, der 
geschossen hatte, war im Juni 1997 vom Landgericht Hannover vom Verdacht 
der „fahrlässigen Tötung“ freigesprochen worden. 

Während eine Sprecherin der Staatsanwaltschaft Frankfurt/M. den Polizeiein¬ 
satz bestätigte und rechtfertigte, sprach der Gießener Rechtsanwalt Bernhard 
Gerth, der die Kurden vertritt, von einem „relativ mysteriösen und undurch¬ 
sichtigen Vorgang“. So würde bei einem derartigen Verdacht normalerweise 
„locker eine Untersuchungshaft von sechs Monaten“ angeordnet. Tatsächlich 
seien die Beschuldigten aber nicht einmal einem Haftrichter vorgeführt worden. 
„Staatsanwaltschaft und LKA haben selbst die Freilassung verfügt,“ wunderte 
er sich. Er vermutet, dass den Behörden lediglich der anonyme Hinweis einer 
„denunziatorischen Quelle“ vorliege. Die Beweislage sei „mehr als dürftig“. 

Die Sprecherin der Frankfurter Staatsanwaltschaft, Doris Müller-Scheu, verstieg 
sich zu der Äußerung, dass aufgrund der Durchsuchungen „die Sache aufge¬ 
deckt“ worden sei, die Verdächtigen „gewarnt“ seien, so dass für den angeblich 
bedrohten Polizisten aktuell keine Gefahr mehr bestünde. 









Bei der Razzia wurden Türen und Fenster zerstört, 
Frauen und Kinder von den Polizisten brutal behan¬ 
delt und mit Schusswaffen bedroht. Das Vereinsmit¬ 
glied Ekrem Esiyok berichtete, dass ihm, obgleich er 
bei seiner Festnahme keinen Widerstand geleistet 
habe, die Augen verbunden worden seien und man 
ihn im Schlafanzug zu einem Polizeifahrzeug 
gebracht habe. „Man wollte mich vor meinen Nach¬ 
barn als Terrorist vorführen. Ich lebe seit 29 Jahren 
in Deutschland und bin bereits 1996 eingebürgert 
worden. Diese Behandlung akzeptiere ich nicht,“ 
erklärte er. In einer Pressemitteilung wies der Ver¬ 
einsvorsitzende Ali Aktas die Vorwürfe scharf 
zurück und warf den Strafverfolgungsbehörden 
„Staatsterrorismus“ vor. Dieser Angriff müsse als 
„Kampfansage gegen die kurdische demokratische 
Bewegung“ betrachtet werden, durch die das 
„demokratische, friedliche Zusammenleben der 


Kurden in Deutschland sabotiert“ und „nicht zuletzt 
die Kurdenfeindlichkeit geschürt“ werde. 
Unterstützung erführen die kurdischen Aktivisten 
von der Gießener LINKSPARTEI. Deren Kreisvor¬ 
sitzende Michaela Pukownick und der Stadtverord¬ 
nete Tjark Sauer, erklärten während eines gemeinsa¬ 
men Gespräches mit der Presse, die Umstände des 
Polizeiübergriffs ließen „eher auf eine politische 
Aktion als auf kriminalistische Arbeit“ schließen. 

Ali Aktas erklärte, dass sich die Kurden trotz dieser 
Vorfälle weiterhin für „Dialog statt Frontbildung, für 
Freundschaft statt Feindschaft und für Demokratie 
statt Unterdrückung“ einsetzen werden. 

(Azadi/Presseerklärung Mezopot.Kulturzentrum, 28.7./Gießener All¬ 
gemeine, 31.7./Frankfurter Rundschau, 1.8.2007) 


Kurdenverfolgung in der Türkei - 
Repression in Deutschland 


Kaum ein halbes Jahr ist vergangen seit den letzten 
bundesweit organisierten Durchsuchungsaktionen 
kurdischer Objekte. In den frühen Morgenstunden 
des 5. Juli haben ca. 190 Polizeibeamte in Bayern, 
Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen die 
Privatwohnungen und Geschäftsräume von «mut¬ 
maßlichen Anhängern der verbotenen Organisation 
KONGRA-GEL» durchsucht und handys, Bücher, 
Kassetten, PCs und andere Unterlagen beschlag¬ 
nahmt. Nach Angaben des Polizeipräsidiums Mün¬ 
chen und der Staatsanwaltschaft waren allein im 
Großraum München hiervon 23 Objekte betroffen. 
Ziel der polizeilichen Aktion sollte das Auffinden 
von Beweismaterial zum Nachweis der Unterstüt¬ 
zung von KONGRA-GEL sein, der auf Druck der 
Türkei im Jahre 2004 auf die EU-Terrorliste gesetzt 
worden war. Begründet wurden die Razzien in Mün¬ 
chen ferner mit der Behauptung, es werde am Auf¬ 
bau einer PKK-nahen Jugendorganisation gearbei¬ 
tet. 

Unter den mindestens 22 festgenommenen Per¬ 
sonen befand sich auch der 69-jährige kurdische 
Schriftsteller und Publizist, Haydar Isik, gegen den 
wegen des Vorwurfs der Mitgliedschaft in der «Füh¬ 
rungsriege der verbotenen Vereinigung» ein Haftbe¬ 


fehl durch das Amtsgericht München erlassen wor¬ 
den war. 

In einer gemeinsamen Presseerklärung des Poli¬ 
zeipräsidiums und der Staatsanwaltschaft München 
I vom 5. Juli wurde ausgeführt, dass der Völkskon- 
gress Kurdistan (KONGRA-GEL) «mit massiver 
Waffengewalt» für einen «autarken kurdischen 
Staat» kämpfe und eine «Separation von der Türkei» 
anstrebe. Diese Behauptung ist eine glatte Verleum¬ 
dung und gibt das wieder, was der türkische Staat 
unablässig erklärt. Vor dem Hintergrund der Parla¬ 
mentswahlen am 22. Juli überboten sich die Parteien 
in der Hetze gegen die kurdische Bevölkerung, 
gegen Mitglieder der prokurdischen DTP und insbe¬ 
sondere gegen den früheren PKK-Vörsitzenden 
Abdullah Öcalan. So forderte die ultrarechte «Partei 
der Nationalistischen Bewegung» (MHP) auf öffent¬ 
lichen Wahlversammlungen dessen Hinrichtung, 
proklamierte den Verzicht auf die Gewährung von 
Rechten für die kurdische Bevölkerung sowie eine 
Abkehr von den Kopenhagener Kriterien, die die 
EU als Voraussetzung für einen Beitritt der Türkei 
verlange. Mit derartigen Forderungen konnte sich 
die MHP der Unterstützung der militärischen Elite 
des Landes sicher sein. 
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So warf Generalstabschef Yasar Büyükanit insbe¬ 
sondere dem europäischen Ausland vor, den «Terro¬ 
rismus» (der PKK u.a.) zu unterstützen und forderte 
zu einer politischen Offensive gegen die «Unterstüt¬ 
zer des Terrorismus» auf. Außerdem falle die EU 
der Türkei bei der «Lösung des Kurdenproblems» 
durch ihre Forderungen nach Einhaltung der Men¬ 
schenrechte in den Rücken. 

Deutschland hat wieder einmal verstanden. Die 
Durchsuchungsaktionen dürften auf große Zustim¬ 
mung dieser nationalistisch-chauvinistischen Polit- 
und Militärkreise gefallen sein. Die deutschen Straf¬ 
verfolgungsbehörden haben ihnen einen Bärendienst 
erwiesen und müssen sich den Vorwurf gefallen las¬ 
sen, Handlanger dieser schmutzigen Politik zu sein. 

Azadi und die Föderation kurdischer Vereine in 
Deutschland (YEK-KOM) verurteilten das Vorge¬ 
hen der Behörden und forderten die Freilassung 
aller Festgenommenen. Das Grundübel der staat¬ 
lichen Kriminalisierungs- und Strafverfolgungspraxis 
liege in dem 1993 erlassenen Betätigungsverbot der 
PKK begründet, das in den folgenden Jahren ohne 
großen Aufhebens und ungeachtet jeglicher grundle¬ 
genden Veränderungen der kurdischen Freiheitsbe¬ 
wegung auf KADEK, KONGRA-GEL und KICK 
ausgeweitet worden ist. 

Gerne würden wir darauf verzichten wollen, seit 
Jahren immer wieder auf diese Tatsache hinzuwei¬ 
sen. Dies mag manche/n langweilen - insbesondere 


vor dem Hintergrund der drastischen sozialen Ein¬ 
schnitte und einem rasant fortschreitenden Abbau 
bürgerlicher Grundrechte. Doch darf die dramati¬ 
sche politische Gesamtentwicklung nicht dazu füh¬ 
ren, dass länger zurückliegende Ereignisse, die nach 
wie vor für eine Vielzahl von Menschen einschnei¬ 
dende Folgen haben, nicht mehr im Fokus des allge¬ 
meinen Interesses stehen. Was gestern von der herr¬ 
schenden Politik gegen Migrantinnen und Migranten 
«reformiert» wurde, wird sich zweifellos morgen 
gegen alle richten. Deshalb muss die Forderung 
nach Aufhebung des sog. PKK-Verbots unvermin¬ 
dert erhoben werden. 

Kundgebung gegen Repression 

Gegen die jüngste Repressionswelle haben in Mün¬ 
chen der Kurdisch-Deutsche Freundschaftsverein, 
DIDF, die GEW, Marxistische Initiative, Libertad, 
DKP und die LINKSPARTEI auf einer Kundge¬ 
bung protestiert. In einem gemeinsamen Flugblatt 
wurde Deutschland aufgefordert, nicht weiter Teilha¬ 
ber im schmutzigen Krieg des türkischen Staates 
gegen die Kurden zu sein. Brigitte Wölf (LINKS¬ 
PARTEI) forderte in einem Redebeitrag die Aufhe¬ 
bung des PKK-Verbots sowie die sofortige Freilas¬ 
sung von Haydar Isik. 

(Azadi/ANF/ÖP/ISKU, 9.7.2007) 
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Interview Interview Interview Interview Interview Interview 


Am 17. Juli wurde auch der kurdische Schriftsteller Haydar Isik aus der Haft entlassen. Aus diesem Anlass sprach 
AZADf mit dessen Verteidiger, Rechtsanwalt Hartmut Wächtler. 


Was wurde Herrn Isik konkret vorgeworfen? 

Herrn Isik wird im wesentlichen vorgeworfen, 
die kurdische PKK unterstützt zu haben. Dafür 
soll er Geld gesammelt und an die PKK weiter¬ 
geleitet haben. Das ist ein Verstoß gegen das 
deutsche Vereinsgesetz, da die PKK hier verbo¬ 
ten ist. 

Was führte dazu, dass Herr Isik aus der Haft entlassen 
wurde? 

Nachdem ich Beschwerde gegen den Haftbefehl 
eingelegt hatte, hätte nun das Landgericht über 
die Stichhaltigkeit der Vorwürfe zu befinden 
gehabt. Dem ist die Staatsanwaltschaft zuvorge¬ 
kommen, indem man beantragt hat, Herrn Isik 
gegen Auflagen aus der Untersuchungshaft zu 
entlassen. 

War die Entlassung mit Auflagen verbunden? 

Es gibt Meldeauflagen. Die wichtigste andere 
Auflage ist, dass Herr Isik mit einer Reihe von 
Personen keinen Kontakt haben darf. Unter 
anderem wird er auch selbst auf der Namensliste 
der Kontaktverbote genannt! Diese Liste der 
angeblich konspirativen Menschen, mit denen 
Herr Haydar nicht sprechen darf, enthält Men¬ 
schen, die seinen Verein «Dersim-Gesellschaft 
für Wiederaufbau e.V.» unterstützen, deswegen 
steht er auch selbst mit 20,- Euro monatlich dar¬ 
auf. Dieser ganz offizielle Verein, dessen home- 
page jedermann im Internet bewundern kann, 
h ilf t sozialen und kulturellen Projekten in seinem 
Heimatort Dersim (Tunceli). 

Die dortige Bürgermeisterin Frau Songül war 
schon oft in Deutschland und wurde 2004 von 
Oberbürgermeister Christian Ude (SPD) im 
Münchner Rathaus begrüßt. Es ist absurd, aus 
dieser offenen und offiziellen Hilfsaktion für sei¬ 
nen Geburtsort Dersim eine PKK-Unterstützung 
zu konstruieren. Da wundert es nicht mehr, 
wenn er nun auch laut richterlicher Verfügung 
nicht mehr mit sich selbst Kontakt halten darf! 
Natürlich habe ich auch gegen diese Auflagen 
Beschwerde eingelegt. 

Das war tatsächlich alles? 

Ihm wird zum Beispiel auch vorgehalten, dass er 
vor dem Newroz-Fest der Kurden im März 2007, 
das vom Kulturreferat der Stadt München mit 


3000 Euro unterstützt wurde, die Parolen auf den 
Flugblättern und Transparenten kontrolliert habe. 
Jeder Eingeweihte weiss, dass es eine der Aufla¬ 
gen der Ordnungsbehörden ist, dass auf solchen 
Festen keine Parolen für die PKK und Öcalan 
gezeigt werden, weil das in Deutschland verboten 
ist. Wenn er also nicht kontrolliert hätte und sol¬ 
che Parolen zu sehen gewesen wären, wäre das 
für die Behörden der «Beweis», dass hinter den 
Newroz-Feiern die PKK steckt. Kontrolliert aber 
ein Mann wie Haydar Isik die erreichbaren Flug¬ 
blätter und Transparente, soll das auch gegen ihn 
verwendet werden. Eine solche Argumentation 
kann ich nicht mehr ernst nehmen. 

Auf der anderen Seite saß Herr Isik jetzt 12 Tage 
in Untersuchungshaft, das muss man ernst neh¬ 
men. Ich bin sicher, dass in diesem Verfahren das 
letzte Wort noch nicht gesprochen ist. 

Gab es Unterstützung für Herrn Isik ? 

Glücklicherweise haben sich viele Organisatio¬ 
nen, die Haydar Isik kennen, nicht davon abhal¬ 
ten lassen, sich mit ihm zu solidarisieren. Die 
GEW Bayern, der Herr Isik als ehemaliger Leh¬ 
rer angehört, hat schon wenige Tage nach seiner 
Verhaftung dagegen protestiert, weil sie seine 
politische Haltung seit Jahren erlebt haben. 
Ebenso haben seine Schriftsteller-Kollegen vom 
PEN-Club gegen die Verhaftung protestiert und 
eine Runde von internationalen Persönlichkeiten 
aus aller Welt, vor allem Intellektuelle und 
Schriftsteller, unter ihnen so bekannte Leute wie 
der Nobelpreisträger Istvän Kertesz. 

Wie bewerten Sie das Vorgehen der Strafverfolgungsbehör¬ 
den und was muss sich Ihrer Meinung nach ändern? 

Ich kann die Aktion der Strafverfolger gegen 
Herrn Isik nicht ganz ernst nehmen- zu abwegig 
sind manche Vorwürfe. 

Die deutsche Politik und die deutschen Strafver- 
folger sollten Augenmass bewahren. Wir waren 
vor einigen Jahren schon einmal so weit, dass ein 
vernünftiger Umgang mit der Kurdenfrage, die 
durch die vielen Mitbürgerinnen kurdischer 
Abstammung in Deutschland natürlich auch 
hier ein Problem ist, in Sicht schien. Dadurch, 
dass man auf Ausgleich bedachte Männer wie 
Haydar Isik einsperrt, kommt man einer Lösung 
keinen Schritt näher. 
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Hasan Kartal entlassen 

Der 52jährige Kurde Hasan Kartal, der am 12. Juni 
2006 von Österreich an die Bundesrepublik über¬ 
stellt worden war und am 16. Januar 2007 vom 
Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt/M. zu einer 
Haftstrafe von 2 Jahren und 3 Monaten verurteilt 
wurde, konnte am 10. Juli 2007 die JVA Darmstadt 
verlassen und nach Frankreich ausreisen, wo er als 
asylberechtigt anerkannt ist. 

Hasan Kartal war aufgrund eines Haftbefehls des 
Ermittlungsrichters des Bundesgerichtshofs (BGH) 
in Auslieferungshaft genommen worden. Ihm wurde 
Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung 
(§129a StGB) vorgeworfen. In seiner Eigenschaft als 
Führungsfünktionär der PKK sei er von Mai 1993 
bis April 1994 für die Region Nordwest (Hamburg, 
Bremen, Kiel) verantwortlich gewesen. 

(Azadi) 

Ahmet Celik entlassen 

Ahmet Celik, der am 10. Januar 2007 im Zuge der 
länderübergreifenden Polizeirazzia in Räumen kurdi¬ 
scher Vereine und Privatwohnungen in Stuttgart ver¬ 
haftet worden war, wurde am 10. Juli aus der Haft 
entlassen werden. Das Landgericht (LG) Stuttgart 
hatte ihn wegen des Verstoßes gegen das Vereinsge¬ 
setz (Betätigung für PKK/KONGRA-GEL, Spen¬ 
densammeln) zu einer Haftstrafe von 8 Monaten auf 
3 Jahre Bewährung (zzgl. 1.500,- Euro Geldstrafe) 
verurteilt. Wegen angeblicher Fluchtgefahr musste 
Ahmet C. auf richterliche Anordnung bis zur 
Urteilsverkündung in Haft bleiben - bei Verstoß 
gegen das Vereinsgesetz eine ungewöhnlich drasti¬ 
sche Entscheidung. 

(Azadi) 

Kurdischer Politiker Riza Altun 
konnte in Nordirak entfliehen 

Diplomatischer Streit zwischen Türkei und Österreich 
Deutschland auch involviert 

Die österreichische Zeitung Der Standard berichtet in 
ihrer Ausgabe vom 19. Juli über die Flucht von Riza 
Altun wie folgt: 

Die Flucht des PKK-Akti¬ 
visten Riza Altun führt zu 
diplomatischen Verwick¬ 
lungen zwischen der Tür¬ 
kei und Österreich. Der 
Grund: Es bestanden 
mehrere türkische Haftbe¬ 
fehle gegen den Mann, 
der nach neun Tagen Haft 
in Österreich freigelassen 
worden ist und sich dar¬ 



aufhin in den Irak abgesetzt hat. Ursprünglich hatten 
Innen- und Justizministerium nur vage Angaben dazu 
gemacht, warum der Mitbegründer der kurdischen 
Arbeiterpartei bei der Ausreise am Flughafen Wien- 
Schwechat festgenommen worden ist. Tatsächlich 
waren die Haftbefehle und weniger sein verfälschter 
Reisepass das Problem, erläutert der Korneuburger 
Staatsanwalt Walter Geyer im Gespräch mit dem 
Standard. «In so einem Fall wird das Auslieferungs¬ 
verfahren routinemäßig eingeleitet,» meint der Jurist. 
Zunächst entscheidet das Justizministerium, ob dem 
Staat, der den Haftbefehl ausgestellt hat, überhaupt 
eine Auslieferung angeboten wird. Was im Fall Altun 
nicht passiert ist. Möglicher Grund: Die Haftbefehle 
sind alt und betreffen eher politische Delikte. Erst 
2005 hat der Europäische Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte in Straßburg den Prozess gegen PKK-Führer 
Abdullah Öcalan als unfair und menschenrechtswidrig 
verurteilt. 

Der Botschafter Österreichs wurde Mittwochmor¬ 
gen ins türkische Außenministerium zitiert, wo man 
offziell protestierte. Es sei «inakzeptabel, dass ein EU- 
Mitglied wie Österreich einen per Interpol gesuchten 
Terroristen in den Irak reisen lässt», sagte der türki¬ 
sche Außenminister Abdullah Gül laut CNN-Türk. 
Der türkische Botschafter in Wien brachte am Mitt¬ 
woch im heimischen Außenressort die Causa vor. 

Westeuropa tut sich im Umgang mit PKK-Aktivis¬ 
ten schwer: Deutschland hat gegen Altun zwar ein 
Ermittlungsverfahren eingeleitet, aber nie einen Haft¬ 
befehl ausgestellt. Frankreich, wo er sieben Jahre lang 
geduldet war, hat ihn offenbar auf US-Druck im 
Februar verhaftet, aber bald wieder auf freien Fuß 
gesetzt, so dass er entkommen konnte. Haftbefehl 
wurde keiner ausgestellt, dafür habe Frankreich ver¬ 
sucht, ihn nach der Landung im Irak verhaften zu las¬ 
sen, berichtet ein Insider. 
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Verfassungsminister gefährdet 
Verfassung 

Bundespräsident rügt Schäuble 

Die «Art von Stakkato», in der Bundesinnen- und 
zugleich Verfassungsminister Schäuble neue Vor¬ 
schläge zur inneren Sicherheit vorlege, sei nicht 
«optimal», erklärte Bundespräsident Horst Köhler 
im ZDF-Sommerinterview. Insbesondere kritisierte 
er Schäubles Überlegungen zur gezielten Tötung 
mutmaßlicher Terroristen: «Ich selber habe so 
meine Zweifel, ob man zum Beispiel Dinge wie die 
Tötung eines vermeintlichen Terroristen ohne 
Gerichtsurteil so von der leichten Hand machen 
kann.» Der Innenminister wiegelte ab und meinte, 
bei seinen Gedanken sei es doch nur «um den 
hypothetischen Fall der Auffindung Osama bin 
Ladens in Afghanistan» gegangen. Für den SPD- 
Innenexperten Wiefelspütz ist Schäuble «eine große 
Belastung für die Koalition geworden» und die bay¬ 
erische SPD verlangte, der Innenminister müsse 
«seinen Posten räumen». CDU-Politiker Bosbach 
bedauerte hingegen die Abwendung der SPD von 
der Schilyschen Politik und machte hierfür das 
Bundesjustizministerium verantwortlich, das immer 
wieder «Sand ins Getriebe» streue. 

(Azadi/FR, 16.7.2007) 

Und weiter gehts mit neuen 
^«Vorschlägen» 

SPD zeigt Entgegenkommen 

Im Hinblick auf den großen Lauschangriff, den das 
Bundesverfassungsgericht im März 2004 als zu aus- 
ufernd gerügt hatte, signalisierten die Sozialdemo¬ 
kraten ihre Bereitschaft zum Kompromiss mit dem 
Koalitionspartner. Sie könnten sich ein sog. Richter¬ 
band vorstellen. Hierbei müsse der Richter eine 
Abhöraktion nicht nur zuvor genehmigen, sondern 
das mitgeschnittene Gespräch anschließend auch 
abhören. Die Polizei erhielte danach nur jene Teile, 
die nicht die Privatsphäre der belauschten Person 
betreffen. Das Bundesverfassungsgericht hatte sei¬ 
nerzeit den großen Lauschangriff nur unter äußerst 
strengen Auflagen als rechtmäßig eingestuft. Von 
einer Abhöraktion müsse der Privatbereich ausge¬ 
nommen werden. Während sich Schäuble von dem 


Kompromissvorschlag überzeugt zeigt, befürchtet 
Bundesjustizministerin Brigitte Zypries, dass auch 
das «Richterband» nicht mit den Auflagen der Ver¬ 
fassungsjuristen vereinbar sei. 

Grundsätzliche Bereitschaft demonstriert die 
SPD hinsichtlich der Einführung von Online- 
Durchsuchungen, wenn - wie beim großen Lausch¬ 
angriff - die Privatsphäre der Verdächtigen geschützt 
würde und die Betroffenen hinterher informiert wer¬ 
den. 

Laut Welt am Sonntag soll das Innenministerium 
bereits einen entsprechenden Gesetzentwurf fertig 
haben. Danach soll der Präsident des Bundeskrimi¬ 
nalamtes (BKA) zur «Terrorabwehr» bei «Gefahr im 
Verzüge» die heimliche Durchsuchung privater 
Computer beantragen können. Darüber hinaus will 
Schäuble hinsichtlich so genannter Vörfeldhandlun- 
gen wie die Ausbildung in «Terror-Camps», das 
Sammeln von Spenden für «Terrororganisationen» 
sowie den Besitz und die Verbreitung von Anleitun¬ 
gen zum Bombenbau unter Strafe stellen. 

(Azadi/FR/jw, 16.7.2007) 

Verwanztes Handy 

Laut dem Nachrichtenmagazin Der Spiegel können 
von der Polizei manipulierte handys auch als Wan¬ 
zen zum Abhören Verdächtiger eingesetzt werden. 
Dabei wird die Software der Mobiltelefone so 
umprogrammiert, dass die Freisprecheinrichtung 
ohne Wissen der Benutzer aktiviert wird. Mehrere 
Landeskriminalämter sowie das Bundeskriminalamt 
räumten ein, diese Technik zu kennen. Zur Anwen¬ 
dung käme sie derzeit aber nicht. 

(Azadi/jw, 16.7.2007) 

Bürgerrechtsorganisationen: 

Vorratsdatensammlung verfas¬ 
sungswidrig und überflüssig 

Im Herbst soll im Bundestag über den Gesetzent¬ 
wurf zur Neuregelung der Telekommunikations¬ 
überwachung und zur Einführung einer allgemeinen 
Vörratsspeicherung abgestimmt werden. Am 21. 
September plant der Rechtsausschuss des Parla¬ 
ments eine öffentliche Sachverständigen-Anhörung. 

Der Arbeitskreis Vörratsdatenspeicherung, das 
Netzwerk Neue Medien und die Neue Richterverei¬ 
nigung haben wiederholt vor der Umsetzung der 
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EU-Richtlinie zur Vorratsspeicherung von Telekom¬ 
munikations-Verbindungsdaten ins deutsche Recht 
gewarnt. Dieses Vorhaben sei verfassungswidrig und 
außerdem überflüssig. Aus einer Studie des Bundes¬ 
kriminalamtes (BKA) gehe hervor, dass eine Vor¬ 
ratsdatenspeicherung die durchschnittliche Aufklä¬ 
rungsquote «von derzeit 55 Prozent im besten Fall 
auf 55,006 Prozent erhöhen» könne. Es sei nicht 
erkennbar, dass so die Sicherheit der Bevölkerung 
gestärkt werde. Stattdessen würde die Datenspeiche¬ 
rung «Millionen von Euro kosten, die Privatsphäre 
Unschuldiger gefährden, vertrauliche Kommunika¬ 
tion beeinträchtigen und den Weg in eine immer 
weiterreichende Massensammlung von Informatio¬ 
nen über die gesamte Bevölkerung ebnen», heißt es 
in der Stellungnahme der verschiedenen Bürger¬ 
rechtsorganisationen. Gefordert wird, das Vorhaben 
zumindest solange auszusetzen, bis der Europäische 
Gerichtshof über eine Nichtigkeitsklage gegen die 
Richtlinie entschieden hat. 

(Azadi/ND,17.7.2007) 

Justizministerium zum § 129b StGB: 

Verfolgte unter Druck setzen und 
ausländische Partner zufrieden 
stellen 

Zu den beabsichtigten Verschärfungen der Sicherheits¬ 
gesetze durch die Einführung der §§ 129c und 129d, 
reichte die LINKSFRAKTION eine Kleine Anfrage an 
die Bundesregierung ein. Die Antworten des Bundesmi¬ 
nisteriums der Justiz vom 20. Juni 2007 in Auszügen: 

«Die Bundesregierung prüft derzeit darüber hinaus, 
inwieweit Änderungen im Bereich des/r §§ 129 a/f 
erforderlich sind. Dies geschieht vor dem Hinter¬ 
grund, dass infolge der sich ändernden Strukturen 
gerade von islamistischen Terrororganisationen die 
Ausgestaltung des § 129a als Organisationsdelikt zur 
Folge hat, dass - organisatorisch nicht gebundene - 
terroristische Einzeltäter von dieser Vorschrift nicht 
erfasst werden.» 

Auf die Frage der Effizienz des 2002 geschaffe¬ 
nen § 129b (deutschlandbezogene Aktivitäten von 
Unterstützern und Mitgliedern ausländischer terro¬ 
ristischer Vereinigungen), heisst es: «Die Ermitt¬ 
lungsverfahren des Generalbundesanwalts nach 
§129b StGB erweisen sich dabei im Ergebnis als 
sehr effizient. Die Betroffenen stehen unter erhebli¬ 
chem Verfolgungsdruck, den sie bislang nicht auszu¬ 
halten hatten. Die ausländischen Partner registrieren 
ebenfalls sehr aufmerksam, dass organisationsge¬ 
bundene Terroristen in Deutschland nunmehr keine 
strafrechtlichen Freiräume mehr in Anspruch neh¬ 
men können.» 


Danach gefragt, gegen welche ausländischen 
Gruppierungen sich Ermittlungen, Anklagen und 
Verurteilungen gerichtet haben, zählt das Ministe¬ 
rium in der Mehrzahl als terroristisch eingestufte 
islamistische Gruppierungen auf. Ein Ermittlungs¬ 
verfahren läuft gegen ein mutmaßliches Mitglied der 
palästinensischen Hamas und 13 Verfahren sind 
gegen die marxistisch-leninistische Revolutionäre 
Völksbefreiungsfront (DHKP-C) aus der Türkei ein¬ 
geleitet. Dann gibt es noch Verfahren, «die besonde¬ 
rer Geheimhaltung unterliegen» und deswegen nicht 
aufgeführt sind. 

Befragt, wer darüber entscheidet, ob es sich bei 
einer ausländischen, im Ausland tätigen Organisa¬ 
tion um eine terroristische Organisation nach § 129b 
handelt, erklärt sich zuerst das Bundesjustizministe¬ 
rium zuständig, das die Ermächtigung erteilt. An der 
Entscheidung werde zuvor das Kanzleramt, das 
Auswärtige Amt und das Innemninisterium beteiligt. 
Die «letztendlich verbindliche Entscheidung» treffen 
die zuständigen Gerichte. 

Bundestags-Drucksache 16/5820. 

Agierte Bundesanwaltschaft im 
rechtsfreien Raum? 

Anwalt kritisiert Razzien vor G8-Gipfel und fordert Auf¬ 
klärung 

Der Hamburger Rechtsanwalt Armin Fiand hat in 
einem Schreiben die Generalbundesanwaltschaft 
(GBA) in Karlsruhe an die Aufklärung der von ihr 
angeordneten Hausdurchsuchungen am 9. Mai 2007 
im Vorfeld des G 8-Gipfels erinnert. Die gegen zahlrei¬ 
che Personen in Hamburg und Umgebung gerichtete 
Aktion begründete die GBA seinerzeit mit dem Ver¬ 
dacht auf die angebliche «Bildung einer terroristischen 
Vereinigung» (§129a StGB). Der Wortlaut in Auszü¬ 
gen: 

«(...) Die Behörde des Generalbundesanwalts hatte 
die Aktion mit einem großen Aufgebot - eingesetzt 
waren ca. 900 Polizeibeamte - publikumswirksam, 
unter Einschaltung der Medien, in Szene gesetzt. 
Gehört habe ich bisher von Ihnen nichts. Für meine 
Begriffe gibt es drei Möglichkeiten: entweder hat 
sich der Verdacht erhärtet, und es ist Beweismaterial 
sichergestellt worden, das für die Erhebung einer 
öffentlichen Klage ausreicht. Das kann man wohl 
ausschließen, weil die Bundesanwaltschaft, wenn sie 
etwas in der Hand hätte, dies schon längst an die 
große Glocke gehängt hätte. Oder der Verdacht hat 
sich nicht bestätigt. Dann wäre es nach den Regeln, 
die in einem Rechtsstaat gelten, angebracht, dies 
auch mitzuteilen. Die dritte - wahrscheinlichste - 
Variante ist, dass es überhaupt keine hinreichenden 
Verdachtsmomente gab, sondern die Aktion aus 
politischen Gründen durchgeführt worden ist, um 
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die Kritiker des G 8-Gipfels möglichst schon im 
Vorfeld einzuschüchtern und mundtot zu machen. 
Dieser Umstand wäre allerdings nicht geeignet, an 
die Öffentlichkeit zu dringen, weil er deutlich 
machen würde, dass sich die BRD polizeistaatlicher 
Methoden bedient, also das gleiche getan hat, näm¬ 
lich sich nicht an das Recht und die Gesetze gehal¬ 
ten, sondern sich willkürlich verhalten zu haben, 
indem man politischen Vorgaben gefolgt sei. 

(...) Es darf nicht sein, dass sich die Bundesan¬ 
waltschaft auf Kosten des Staatsbürgers in einem 
rechtsfreien Raum bewegt und, losgelöst von Recht 
und Gesetz, das tut, was sie im Staatsinteresse für 
richtig oder angebracht hält. 

(...) Sollte die Behörde des Generalbundesan¬ 
walts zu einer Stellungnahme nicht bereit sein, bitte 
ich schon jetzt, meine Eingabe als ,Dienstaufsichts- 
beschwerde 1 anzusehen, die der Vorgesetzten 
Behörde vorgelegt werden müsste.» 

(Azadi/jw, 19.7.2007) 

Bericht des Parlamentarischen Kontrollgremiums: 

Geheimdienste nutzen 
Auskunftsrechte angeblich kaum 

Verfassungsschutz, Bundesnachrichtendienst (BND) 
und der Militärische Abschirmdienst (MAD), die 
nach den Anschlägen vom 11. September 2001 
umfangreiche Möglichkeiten zur Ausforschung von 
Verdächtigen erhielten, nutzen diese erweiterten 
Auskunftsrechte laut einem Bericht des Parlamenta¬ 
rischen Kontrollgremiums (PKG) kaum. So wurden 
im Jahre 2006 - ausschließlich vom Verfassungs¬ 
schutz (BfV) - über 89 Personen Auskünfte bei Ban¬ 
ken, Poststellen, Luftfahr- und Telekommunikations¬ 
unternehmen eingeholt. Der sog. IMSI-Catcher 
kam 2006 zwölfmal zum Einsatz, wobei hiervon 48 
Personen betroffen waren. Den Hintergrund bilde¬ 
ten Ermittlungen des BfV gegen ausländische extre¬ 
mistische bzw. terroristische Organisationen. Dem 
Bericht zufolge haben sowohl BND als auch MAD 
gar nirgends nichts abgefragt. Nach Auffassung des 
Kontrollgremiums seien folglich die Befugnisse 
«maßvoll genutzt» worden. Man habe einen 
«zurückhaltenden und verantwortungsvollen 
Umgang» feststellen können. 


(Wo bleibt da angesichts dieser Zahlen Schäubles per¬ 
manent herbeigeredete und überall lauernde Terrorge¬ 
fahr? Oder geheimdiensten sich die Geheimdienste was 
in die eigene geheime Lügentasche?) 

(Azadi/ND, 21.7.2007) 

Demonstration gegen Überwachung 
durch Staat und Wirtschaft 

Unter dem Motto «Freiheit statt Angst» rufen Bür¬ 
gerrechtler/innen bundesweit zu einer Demonstra¬ 
tion am 22. September in Berlin gegen die «aus- 
ufernde Überwachung durch Wirtschaft und Staat» 
auf. Diese soll sich vor allem gegen die geplante 
Vörratsspeicherung des Telekommunikationsverhal¬ 
tens der Bevölkerung sowie gegen verdeckte Online- 
Durchsuchungen von Computern wenden. Zu den 
Veranstalter/innen gehören die Humanistische 
Union, Journalistenverbände, LabourNet sowie die 
Evangelische Konferenz für Telefonseelsorge. Auf 
der Abschlusskundgebung soll u. a. der schleswig¬ 
holsteinische Datenschutzbeauftragte Thilo Weichert 
sprechen. 

(Azadi/jw, 24.7.2007) 

Der Tod ist ein Meister aus 
Deutschland 

BRD drittgrößter Waffenexporteur 

Wie das schwedische Friedensforschungsinstitut 
SIPRI errechnete, steigerte Deutschland den Export 
konventioneller Waffen von 1,5 Milliarden Dollar im 
Jahre 2005 auf 3,8 Milliarden Dollar im Jahre 2006 
und avancierte so zum drittgrößten Waffenexporteur 
der Welt, gleich hinter den USA und Russland. Füh¬ 
rende Empfänger deutscher Waffen sind Staaten, die 
kriegerische Ko nf likte führen. Ein großer Anteil geht 
in Entwicklungsländer, die gleichzeitig Entwick¬ 
lungshilfe beziehen. In beträchtlichem Umfang wur¬ 
den deutsche Waffen an Länder in Krisen- und 
Kriegsgebiete des Nahen Ostens, Asiens und Afri¬ 
kas verkauft. Der Grundsatz, nicht in Spannungsge¬ 
biete und nicht an menschenrechtsverletzende Staa¬ 
ten zu liefern, wird zunehmend missachtet. Mit 
großer Sorge werden auch Lizenzvergaben zum 
Nachbau deutscher Waffen verfolgt (z.B. an die Tür- 
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kei). Laut Schätzungen des Internationalen Roten 
Kreuzes sterben rund 95 Prozent aller Opfer durch 
sog. Kleinwaffen, Gewehre, Pistolen, Mörser und 
Minen. Seit Jahren zählt Deutschland zu den füh¬ 
renden Kleinwaffenexporteuren weltweit. 

Vertreter verschiedener Organisationen wollen das nicht län¬ 
ger hinnehmen und rufen in der «Waldkircher Erklärung» Poli¬ 
tik und Wirtschaft zur Umkehr auf. Daten und Links: 
www.sipri.org,www.ruestungsexport.info, 
www.iansa.org 

Rückmeldungen neuer Unterstützer/innen: 
Sabine.woelfle@spd-wahldkirch.de, Tel. 07681 -4914 85 


Online-Schnüffelei am 10. Oktober 
vor Gericht 

Während Innenminister Wolfgang Schäuble mit 
Unterstützung von Kanzlerin Angela Merkel darauf 
dringen, dem Bundeskriminalamt, Bundesnachrich¬ 
tendienst und dem Bundesamt für Verfassungs¬ 
schutz die Online-Durchsuchung von Privatcompu¬ 
tern zu erlauben, wird darüber das 
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe am 10. Okt¬ 
ober verhandeln. In Nordrhein-Westfalen nämlich 
darf der Verfassungsschutz seit Dezember 2006 
diese Kontrollmethode anwenden. Eine Journalistin, 
ein Mitglied der Linkspartei, drei Rechtsanwälte und 
der frühere Bundesinnenminister Gerhart Baum hat¬ 
ten hiergegen Verfassungsbeschwerde eingelegt, weil 
diese heimliche online-Durchsuchung den Schutz 
der Wohnung und das Recht auf informationeile 
Selbstbestimmung verletze. 

(Azadi/jw, 28.7.2007) 
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Verwaltungsgericht Karlsruhe: 

Keine Gebühren für Demos 

Laut einem Urteil des Verwaltungsgerichts Karls¬ 
ruhe dürfen Behörden für den Verwaltungsaufwand 
bei der Genehmigung einer Demonstration keine 
Gebühren erheben. Die Stadt Pforzheim hatte 
wegen verschiedener Anordnungen zu angemelde¬ 
ten Protesten eine Gebühr von 100 Euro verlangt. 
Dies widerspreche nach Auffassung der Richter 
jedoch dem Recht auf Versammlungsfreiheit: ,»’An 
die Ausübung dieses Grundrechtes darf keine 
Gebührenpflicht geknüpft werden.» Anderenfalls 
könnten Bürger auf Demonstrationen verzichten, 
was aber «ein erheblicher Schaden für die Demo¬ 
kratie wäre». Aktenzeichen: 2 K 1163/05 

(Azadi/ND, 10.7.2007) 

Stiftung und Einzelperson erfolg¬ 
reich gegen EU-Terrorliste 

PKK und K0NGRA-GEL immer noch aufgeführt 

Der Europäische Gerichtshof hat erneut die Anti- 
Terror-Politik der EU-Regierungen kritisiert. Die 
Richter in Luxemburg erklärten am 11. Juli in erster 
Instanz die Aufnahme der niederländischen Stiftung 
Al-Aqsa sowie des in den Niederlanden ansässigen 
philippinischen Kommunistenführers Jose Maria 
Sison in die EU-Liste mutmaßlicher Terrororganisa¬ 
tionen für nichtig. Der Gerichtshof kritisierte, die 


Betroffenen hätten für den EU-Beschluss keine hin¬ 
reichende Begründung erhalten. Auch seien ihre 
Verteidigungsrechte missachtet worden. 
Aktenzeichen: T-47/03 und T-327/03 

Im Dezember 2006 hatte das Gericht der Klage 
der iranischen Völksmudschaheddin stattgegeben 
und Ende Juni eine überarbeitete Liste veröffent¬ 
licht. Danach befinden sind dort 48 Organisationen 
aufgeführt, u. a. die Arbeiterpartei Kurdistans PKK 
sowie der Völkskongress Kurdistans KONGRA- 
GEL, die kolumbianische FARC-Guerilla, die türki¬ 
sche Revolutionäre Völksbefreiungspartei/Front 
DHKP-C, die baskische ETA sowie ihre angebliche 
Teilorganisation Batasuna. Unter den auf der Liste 
genannten 54 Einzelpersonen sind insbesondere 
ETA-Aktivisten und Islamisten. Für die Aufnahme 
einer Organisation oder Person in die Liste ist Ein¬ 
stimmigkeit unter den 27 EU-Mitgliedstaaten erfor¬ 
derlich. 

(Azadi/FR/ND/jw, 2.,12.7.2007) 

Verfassungsgericht: 
Kontenschnüffeln rechtmäßig 

Auch Finanzämter und Sozialbehörden dürfen seit 
April 2005 bei Verdacht auf Steuerhinterziehung 
oder Missbrauch von Sozialleistungen (oder auch 
gerne beim sog. Kampf gegen den Terrorismus) die 
Stammdaten von Kontoinhabern abfragen; Einsicht 
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in den Kontostand gibt es bei den automatisierten 
Abfragen jedoch nicht. Das Bundesverfassungsge¬ 
richt (BVerfG) erklärte am 12. Juli die entsprechen¬ 
den gesetzlichen Bestimmungen im wesentlichen für 
verfassungsgemäß. 

Pro Jahr nehmen die Finanzämter rund 25 000 
Abfragen vor. Verfassungsbeschwerden von Banken, 
Anwälten und zweier Sozialhilfeempfänger blieben 
weitestgehend erfolglos. 

Der erste Senat des BVerfG machte in seiner 
Entscheidung deutlich, dass Abfragen nur zielgerich¬ 
tet und nicht als «Rasterfahndung» oder «Ermittlun¬ 
gen ins Blaue» erfolgen dürften. 

Der Bundesbeauftragte für Datenschutz, Peter 
Schaar, forderte unter Berufung auf das Karlsruher 
Urteil die Klärung, welche Behörden Kontoabfragen 
beantragen dürfen. Volker Wissing, finanzpolitischer 
Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion, erklärte, dass 
die Bundesregierung «die Grenzen der Einschrän¬ 
kung bürgerlicher Freiheiten immer wieder austes¬ 
ten» würde. 

Aktenzeichen: 1 BvR 1550/04 

(Azadi/FR, 13.7.2007) 


BGH: Gezieltes Ausfragen verdeck¬ 
ter Ermittler künftig tabu 

Einsatz von V-Leuten bleibt dennoch legal 

Der Bundesgerichtshof (BGH) in Karlsruhe hat in 
einem Grundsatzurteil vom 27. Juli den Einsatz ver¬ 
deckter Ermittler eingeschränkt. Danach dürfen ein¬ 
geschleuste Ermittler der Polizei einen Tatverdächti¬ 
gen nicht bedrängen und gezielt ausfragen. Dies gilt 
jedenfalls dann, wenn sich der Beschuldigte zuvor 
gegenüber der Polizei auf sein Aussagerecht berufen 
hat. Derartige Geständnisse dürfen vor Gericht 
nicht verwendet werden. Das Schweigerecht müsse 
gewahrt bleiben, so die Richter. Verboten hat das 
Gericht den Einsatz von verdeckten Ermittlern 
jedoch nicht, sofern Beschuldigte gegenüber dem 
Ermittler freiwillige Aussagen machen, die dann 
auch verwertet werden dürfen. Laut dem Vorsitzen¬ 
den des Dritten Strafsenats, Klaus Tolksdorff, dass 
diese Entscheidung keine eindeutige Antwort auf 
künftige Fälle geben könne. Es sei Grundsatz der 
Europäischen Menschenrechtskonvention, dass sich 
Angeklagte nicht selbst belasten dürften. 

Der Vertreter der Bundesanwaltschaft (BAW), 
Ralf Wehowsky, meinte, das BGH-Urteil werde den 
Einsatz verdeckter Ermittler erschweren. 
Aktenzeichen: 3 StR 104/07 

(Azadl/General-Anzeiger Bonn, 2 7.7.2007) 
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Wieder weniger Flüchtlinge 

Im ersten Halbjahr 2007 beantragten knapp 8500 
Menschen in Deutschland Asyl. Laut Innenministe¬ 
rium seien dies rund 22 Prozent weniger als im Vör- 
jahreszeitraum. Hauptherkunftsländer: Serbien, der 
Irak und die Türkei. 

Von Januar bis Juni 2007 wurde über rund 13 
500 Anträge entschieden. Lediglich 0,9 Prozent der 
Antragsteller wurden anerkannt. 

(Azadi/FR, 10.7.2007) 

Deutschland diskriminiert Zuwan¬ 
derer auf dem Arbeitsmarkt 

Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenar¬ 
beit und Entwicklung (OECD) fordert größere 
Anstrengungen im Kampf gegen verdeckte Diskri¬ 
minierung von Zuwanderern am deutschen Arbeits¬ 
markt. So sollte es speziell auf Zuwanderer zuge¬ 
schnittene Praktikumsprogramm geben, sagte 


OECD-Migrationsexperte Thomas Liebig: «Es ist 
wichtig, dass Migranten zeigen können, was sie leis¬ 
ten können.» Nur in wenigen Ländern ist einer 
OECD-Studie zufolge die Qualifikationsstruktur der 
Zuwanderer im Verhältnis zur übrigen Bevölkerung 
so ungünstig wie in Deutschland. Um z.B. zu einem 
Vörstellungsgespräch eingeladen zu werden, müs¬ 
sten Zuwanderer drei bis vier Mal mehr Bewerbun¬ 
gen verschicken als Deutsche. Als Grund für diesen 
Zustand vermutet Liebig Vorurteile der Arbeitgeber. 
Auch müsse festgestellt werden, dass die Arbeitslo¬ 
senquote bei studierten Zuwanderern fast drei Mal 
höher sei als die von deutschen Akademikern. 

(Azadi/FR, 11.7.2007) 

Mustafa Alcali tötet sich aus Angst 
vor Abschiebung in die Türkei 

Aus Angst, in die Türkei abgeschoben und inhaftiert 
zu werden, hat sich Mustafa Alcali am 27. Juni in 
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der JVA Frankfurt/M. das Leben genommen. Der 
30-Jährige war vom türkischen Militär desertiert 
und in Deutschland in den vergangenen Jahren 
mehrfach in psychiatrischer Behandlung gewesen, 
auch, weil er sich auf einer Straße mit Benzin über¬ 
gossen und versucht hatte, sich und andere anzuzün¬ 
den. Die Diagnose des behandelnden Arztes in 
Hanau hatte auf schizophrene Psychose gelautet. 
Einen Monat lang wurde Alcali in der Psychiatrie 
behandelt und dann in Sicherungshaft nach Kassel 
geschickt. «Ich verstehe nicht, dass ein Arzt behaup¬ 
ten konnte, er sei völlig normal und reisefähig», sagt 
Johannes Hartmann vom Verein Internationales 
Zentrum Friedberg. Ein dort tätiger Arzt hatte 
Alcali für völlig gesund erklärt; einer Abschiebung 
stünde nichts entgegen. Das Landgericht Hanau 
ordnete dann die Abschiebung an. «Wie leichtfertig 
unser Staat mit Menschenleben umgeht, ist völlig 
unvorstellbar», sagt Hartmann. 

(Azadi/FR, 11.7,2007) 

14 Millionen Menschen auf der 
Flucht 

Die Zahl der Flüchtlinge ist weltweit auf dem höch¬ 
sten Stand seit 2001. Etwa 14 Millionen Menschen 
sind lt. Angaben des US-Komitees für Flüchtlinge 
und Immigranten zur Zeit auf der Flucht, zwei Milli¬ 
onen Menschen mehr als im vergangenen Jahr. Die 
meisten flüchteten noch immer aus dem Irak. 

(Azadi/FR, 13.7.2007) 

Kaltschnäuzig und ignorant 

Im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung 
bezüglich des zweiten «Integrationsgipfels» und der 
abgesagten Teilnahme türkischer Verbände aufgrund 
der Änderungen des Zuwanderungsgesetzes, doku¬ 
mentieren wir den Leserbrief von Otto Jaenisch aus 
der jungen weit vom 16. Juli 2007: 

«Der Vorstand deutsch-ausländische Solidarität 
(VDAS) Rüsselsheim hat in seiner Sitzung am 10. 
Juli eine Erklärung zur Änderung des so genannten 
Zuwanderungsgesetzes und zum «Integrationsgip¬ 
fel» bei Frau Merkel beschlossen. 


Wir sind entsetzt über die Kaltschnäuzigkeit 
und Ignoranz, mit der dieses Thema in der Öffent¬ 
lichkeit, auch von den meisten Medien, behandelt 
wird. In den letzten Tagen wird der Eindruck 
erweckt, als ob Widerstand gegen die verfassungs¬ 
widrigen Machenschaften nur von türkischen Ver¬ 
bänden ausginge und als ob es ,nur’ um die Ein¬ 
schränkung des Ehegattennachzugs ginge. Es wird 
verschwiegen, dass energischer Protest gegen das 
Gesetz von den Menschenrechtsorganisationen 
Amnesty International, Pro Asyl, vom UNHCR, 
von den Wohlfahrtsorganisationen Arbeiterwohl¬ 
fahrt, Caritas, Diakonie, vom DGB und von 
Anwalts- und Richtervereinigungen usw. kommt 
und dass es um Dutzende Rechtsverstöße in dem 
neuen (und im bisherigen) Gesetz geht! Es würde 
zu weit führen, dieses hier im einzelnen darzule¬ 
gen. (...) Das ,Zuwanderungsgesetz’ und die ent¬ 
sprechende Praxis der Behörden ist ein Schlag ins 
Gesicht all derer, die in gutem Glauben und in ver¬ 
nünftiger Weise sich um ,Integration’ bemühen. 
Diese Gesetzgebung und ihre Durchsetzung ent¬ 
larvt das Geschwätz der Machthaber über Integra¬ 
tion als pure Heuchelei. (...)» 

Verfassungsklage gegen Zuwande¬ 
rungsgesetz angekündigt 

«Dieses Gesetz der Abschottung und des Misstrau¬ 
ens ist eine schwere Belastung für den Integrations¬ 
prozess, für den man Vertrauen und Toleranz benö¬ 
tigt,» sagte DGB-Vor Standsmitglied Annelie 
Buntenbach zu den Verschärfungen des Zuwande¬ 
rungsgesetzes. Der Vorsitzende der Türkischen 
Gemeinde in Deutschland, Kenan Kolat, kündigte 
an, gegen das Zuwanderungsgesetz vor dem 
Bundesverfassungsgericht eine Klage anzustreben: 
«Wir sind der festen Überzeugung, das das Gesetz 
verfassungswidrig ist.» Als einzige Möglichkeit, an 
diesem Gesetz noch etwas zu ändern, sieht auch der 
migrationspolitische Sprecher der Grünen, Josef 
Winkler, den Gang zum Verfassungsgericht. Bereits 
vor dessen Verabschiedung im Parlament hatten 
Abgeordnete von Grünen und LINKSPARTEI ver¬ 
fassungsrechtliche Bedenken formuliert. 

(Azadi/ND, 13.7.2007) 
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Mustafa Atalay in JVA-Klinik verlegt 

Auf Weisung der Generalbundesanwaltschaft wurde 
der schwer herzkranke Journalist Mustafa Atalay 
aus der Untersuchungshaft in Hannover in das Jus¬ 
tizvollzugskrankenhaus nach Hohenasperg bei Stutt¬ 
gart verlegt. Zuvor hatte die Bundesanwaltschaft auf 
Anfrage der Linksfraktion im Bundestag keine Ver¬ 
anlassung gesehen, Atalay in ein Krankenhaus zu 
verlegen. 

Der 50-Jährige war im November 2006 nach 
einer Bypass-Operation während einer anschließen¬ 
den Rehabilitation in Bad Bevensen unter dem Ver¬ 
dacht der Mitgliedschaft in der als terroristisch ein¬ 
gestuften und in Deutschland mit einem 
Betätigungsverbot belegten Organisation DIIKP-C 
in U-Haft genommen worden. Atalay, der 1980 
während des Militär-Putsches in der Türkei verhaftet 
worden war, verbrachte 20 Jahre in türkischen 
Gefängnissen und wurde schwer gefoltert. Nach sei¬ 
ner Flucht in die BRD erhielt er hier eine Anerken¬ 
nung als politisch Verfolgter. 

(Azadi/jw/TA YAD, 4.,13.7.2007) 


Bilanz 2006 der hessischen 
Kommission für Härtefälle 

Die Härtefallkommission des Innenministers hat in 
den ersten 20 Monaten ihres Bestehens in 36 Fällen 
ein Bleiberecht für Ausländer empfohlen, wovon 
129 Menschen profitierten. Die meisten waren Per¬ 
sonen aus Serbien-Montenegro (68) und der Türkei 
(35). In 32 Fällen erkannte das Innenministerium 
den Betroffenen ein Bleiberecht zu. In drei Fällen 
folgte das Ministerium der Empfehlung der Kom¬ 
mission nicht, weil «die Vorgaben zur Sicherung des 
Lebensunterhaltes nicht erfüllt» worden seien. 14 
Fälle hatte die Kommission bereits abgelehnt. 
Anders als in anderen Bundesländern, wo unabhän¬ 
gige Fachleute der Kommission angehören, besteht 
sie in Hessen ausschließlich aus Abgeordneten des 
Landtags. 

(Azadi/FR, 27.7.2007) 



MAN und Mercedes produzieren in Eren Keskin zu Haftstrafe verurteilt 
der Türkei Menschenrechtlerin sieht ihr Leben bedroht 


Beschäftigte billig und motiviert 


Derzeit liegt die Türkei auf Platz 16 der Weltrangliste 
der Autoproduktion, erklärt Ercan Tezer., General¬ 
sekretär des Verbandes der türkischen Automobilin¬ 
dustrie. Der deutsche Lastwagenhersteller MAN fer¬ 
tigt im Werk bei Ankara jährlich rund 4000 Busse 
und Laster. Mercedes betreibt im zentralanatoli- 
schen Aksaray eine auf 16 000 Einheiten jährlich 
ausgelegte Lkw-Produktion. Die Reisebus-Produk¬ 
tion wurde sogar vollständig nach Hosdere bei Ist¬ 
anbul verlegt: «Die Lohnkosten liegen hier bei sie¬ 
ben bis neun Euro pro Stunde gegenüber 34 bis 35 
Euro im EU-Durchschnitt», betont Jürgen Ziegler, 
Präsident von Mercedes-Benz Türk. Für die Türkei 
spreche die überdurchschnittliche Qualifikation und 
Motivation der Beschäftigten, erklärt Andreas 
Glunz, Türkei-Koordinator der Beratungsfirma 
KPMG. 


(Azadi/FR, 10.7.2007) 


Wegen eines Redebeitrags auf einer DEHAP-Veran- 
staltung zum Thema Menschenrechte im Februar 
2005, wurde die Rechtsanwältin und Menschen¬ 
rechtlerin Eren Keskin zu einer Haftstrafe von 
einem Jahr verurteilt. Ihr wurde zur Last gelegt, das 
Wort «Kurdistan» verwendet und «Die Geschichte 
der Türkei ist eine schmutzige Geschichte» gesagt zu 
haben. 

Ein weiteres Ermittlungsverfahren wurde gegen 
sie aufgrund einer vom türkischen Generalstab 
gestellten Strafanzeige eingeleitet. Der Grund: In der 
deutschen Tageszeitung «Tagesspiegel» vom 24. Juni 
2006 hatte sie sich in einem Interview zu einem 
Anschlag auf das Oberste Verwaltungsgericht in der 
Türkei und eine mögliche Verwicklung des Gene¬ 
ralstabs geäußert. 

In einer Pressekonferenz zu der Haftstrafe und 
das eingeleitete Ermittlungsverfahren, erklärte Eren 
Keskin in Istanbul, dass ihr Leben bedroht sei. Sie 
verwies auf Lynchversuche der jüngsten Zeit sowie 
die mafiosen Strukturen in der Türkei. Polizeiopera¬ 
tionen hätten ihre These bestätigt, dass es Militärs 
seien, die hinter den Bandenstrukturen steckten. Sie 
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bekräftigte dennoch: «Ich werde das Wort Kurdistan 
weiter benutzen. Dieses Wort wurde bereits in jener 
Zeit verwendet, als die Republik Türkei gegründet 
wurde.» 

(Azadi/ÖP/ISKU, 11.7.2007) 

Deutsch-türkische Beziehungen in 
Zahlen 

Laut der Frankfurter Rundschau vom 18. Juli 2007 
dürften die ausländischen Direktinvestitionen der 
türkischen Wirtschaft von knapp über eine M illi arde 
Dollar im Jahre 2002 in diesem Jahr auf fast 30 
Milliarden geklettert sein. Fast 3000 deutsche Unter¬ 
nehmen sind dort tätig, davon kamen im vergange¬ 
nen Jahr allein 500 nach Anatolien. Das bilaterale 
Handelsvolumen zwischen der Türkei und Deutsch¬ 
land erreichte 2006 mit 23,5 Milliarden Euro einen 
neuen Rekord. 

Osman Murat Ülke: 

Unendliche Serie von Verfolgung 
und Bestrafung 

Kriegsdienstverweigerer muss «legalisiert» werden ! 

Erneut soll Osman Murat Ülke, der im September 
1995 seine Kriegsdienstverweigerung erklärt und die 
Einberufungspapiere öffentlich verbrannt hatte, ins 
Gefängnis. «Wir wollten den allgegenwärtigen Mili¬ 
tarismus mit gewaltfreien Methoden des zivilen 
Ungehorsams in Frage stellen,» hatte er damals 
betont. Kriegsdienstverweigerung gilt in der Türkei 
als schwere Straftat und wird verfolgt. Murat Ülke 
wurde mit einer Unzahl von Prozessen und Inhaftie¬ 
rungen wegen Befehlsverweigerung und Fahnen¬ 
flucht überzogen. Bis 1999 verbrachte er 701 Tage in 
Haft. Dann wurde er freigelassen und schien «ver¬ 
gessen». Er blieb illegalisiert, hatte keine gültigen 
Papiere und musste jederzeit mit erneuter Verhaf¬ 
tung rechnen. Im Januar 2006 entschied der Euro¬ 
päische Gerichtshof für Menschenrechte, dass die 
Türkei dem Pazifisten eine Entschädigung über 10 
000 Euro zu zahlen habe, weil die türkische Militär¬ 
justiz «unverein» sei «mit dem Strafrecht einer 
demokratischen Gesellschaft». Ülke sei Opfer 
«einer unendlichen Serie von Verfolgung und 
Bestrafung geworden, die seine Persönlichkeit unter¬ 
drücken und ihn entwürdigen». Weil nichts geschah, 
hat das Ministerkomitee des Europarates im 
Februar 2007 die Türkei deshalb kritisiert. Im Juni 
versicherte die Regierung, es sei ein Gesetz in Vor¬ 
bereitung, das Mehrfachbestrafüngen von Kriegs¬ 
dienstverweigerern vermeiden solle. Stattdessen 


erhielt Osman Murat Ülke nun die Aufforderung, 
eine angeblich noch ausstehende Haftstrafe über 17 
Monate und 15 Tage anzutreten. Ülkes Anwalt 
Kevin Boyle fordert die Aufhebung des Bescheides. 

(Azadi/jw, 18.7.2007) 


«Heute ist für uns ein Festtag», kommentierte Selma 
Irmak, Beauftragte der Vizechefin der DTP (Partei 
für eine demokratische Gesellschaft), das Ergebnis 
der Wahlen in der Türkei am 22. Juli. Danach zie¬ 
hen 22 von der DTP unterstützte unabhängige Kan¬ 
didatinnen und Kandidaten des Bündnisses «1000 
Hoffnungen» ins Parlament. Diese Zahl wird ihnen 
die Gründung einer eigenen Fraktion erlauben. 
Gleichzeitig wurde bekannt, dass die ehemalige Par- 
lamentsabgeordnete und langjährige politische 
Gefangene, Leyla Zana, mit mehreren Ermittlungs¬ 
verfahren überzogen wird. Die Staatsanwaltschaften 
werfen ihr vor, auf Wahlveranstaltungen eine Gene¬ 
ralamnestie für alle politischen Gefangenen sowie 
die Lösung der Kurdischen Frage u. a. innerhalb 
eines Provinzsystems die Schaffung einer «Provinz 
Kurdistan» gefordert zu haben. Dies auszusprechen, 
sei zwar «ein Tabu», doch sei sie davon überzeugt, 
dass die heutigen Kritiker «in 5 oder 10 Jahren die- ■ 
jenigen sein werden», die «das umsetzen und prakti¬ 
zieren». Weiter erklärte sie, dass die Errichtung von 
Provinzen «keinen Separatismus» darstelle, «son¬ 
dern ein Lösungsmodell», welches in vielen Ländern 
existiere. 

Unmittelbar nach den Wahlen hat das Justizmi¬ 
nisterium eine Änderungen der Bestimmungen zu 
Besuchen bei Gefangenen bekannt gegeben. Hatten 
zuvor Abgeordnete das Recht, Gefangene sogar 
ohne Trennscheibe zu besuchen, ist dies ab sofort 
im Falle von «Terroristen» abgeschafft. Die neuen 
Bestimmungen scheinen unmittelbar für Abdullah 
Öcalan erlassen worden zu sein, betreffen aber auch 
alle anderen Untersuchungs- und Strafgefangene, 
denen Straftaten nach dem Antiterrorgesetz vorge¬ 
worfen werden. 

(Azadi/ANF/DIHA/ISKU, 28.7.2007) 


Wahlen 2007: Kurdinnen und Kur¬ 
den im türkischen Parlament 

Ermittlungen gegen Leyla Zana / Gefangenenbesuche 
von Abgeordneten erschwert 
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AZADI unterstützt Kurdinnen und Kurden im Gefängnis, vor Gericht 
und bei Ermittlungsverfahren. Wofür wir Ihre/Eure Spenden u.a. verwenden, 
soll nachfolgend eine Auswahl von Fällen aus Juli 2007 zeigen: 


In diesem Monat hat Azadi Kurdinnen und Kurden mit einem Gesamtbetrag von 1.539, 59 Euro unter¬ 
stützt. Hierbei handelte es sich um die Anwaltskosten in zwei Fällen von Zeugenbeistand in einem §129a- 
Yerfahren. Außerdem übernahm Azadi die Gebühren für anwaltliche Mandantenbesuche in der JYA (§129- 
Gefangener), beteiligte sich an dem von einem Rechtsanwalt beantragten Vorschuss im Falle der 
mündlichen Anhörung vor dem zuständigen VG in einem Wiedereinbürgerungsverfahrens und zahlte die 
Abo-Kosten für einen Gefangenen. 



Ich möchte Föndermitglied des Vereins AZADI e.V. werden. 

Name: 

Einzugsermächtigung: 

Bank: 

>; 

Straße: 

BLZ: 


PLZ/Ort: 

Konto: 


Mein Beitrag beträgt € im Monat 

Ort/Datum: 

Unterschrift: 


Mindestbeiträge: Einzelpersonen € 5,— Arbeitslose, Student/inn/en, 

Schüler/innen € 3,— Organisationen (bundesweit) € 15,— 

Bitte ausschneiden und einsenden an: AZADI e.V., Graf-Adolf-Str. 70A, 40210 Düsseldorf 
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infodienst nr.57 

august 2007 


ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt 
per E-Mail. Auf Anfrage wird er 
gegen Kopier- und Portokosten 
auch per Post verschickt. Gefan¬ 
gene erhalten den infodienst 
kostenlos. Herausgeber ist 
AZADI e.V. Der Verein ist als ge¬ 
meinnützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheinigun¬ 
gen können ausgestellt werden. 
AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betätigung 
für das Selbstbestimmungsrecht 
des kurdischen Volkes mit Straf¬ 
verfolgung bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfahren, 
informieren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Graf-Adolf-Str. 70A 
40210 Düsseldorf 
Tel. 0211/83029 08 
Fax 0211/171 1453 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 
V. i.S.d. R: Monika Morres 

Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8 035 782 600 

Aus dem Inhalt: 

1 Anfrage der Linksfraktion 
im Bundestag 
5 Repression 
8 Asyl- & Migrationspolitik 
11 Zur Sache: Türkei 
13 Internationales 
15 Unterstützungsfälle 


EU-Terrorlisten sind undemokratisch 
und verhindern Konfliktlösungen 

Linksfraktion fragte - Bundesregierung antwortete 


W ie wir in nahezu jedem Info berichten, verweisen Ausländerbehör¬ 
den oder Verwaltungsgerichte bei der Ablehnung von Asylanerken¬ 
nungen, bei Asylwiderrufen oder Einbürgerungsverweigerungen 
immer wieder darauf, dass die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) oder die aus ihr 
hervorgegangenen Organisationen - zuletzt der Volkskongress Kurdistans 
(KONGRA-GEL) - auf der EU-Liste „terroristisch“ eingestufter Personen und 
Organisationen verzeichnet sind. Damit werden häufig auch Durchsuchungen 
kurdischer Vereine und Privatwohnungen begründet oder Festnahmen legiti¬ 
miert. Dem Dachverband YEK-KOM wiederum, dem die kurdischen Vereine 
als Mitglieder angehören, wird von den Sicherheits-, Strafverfolgungs- und Aus¬ 
länderbehörden vorgeworfen, der legale Arm von PKK/KONGRA-GEL zu 
sein. Und weil diese Organisationen durch die EU-Listung stigmatisiert sind, 
führt das dazu, dass die gesamte kurdische Struktur gemeinhin als „terroris¬ 
tisch“ eingestuft und als ein innenpolitisches Sicherheitsrisiko bewertet wird, 
obgleich es die Kategorie „terroristisch“ im Hinblick auf die Strafverfolgung 
von Kurd(inn)en in Deutschland seit vielen Jahren überhaupt nicht mehr gibt. 
Somit macht nicht nur das seit 1993 geltende Betätigungsverbot von PKK, 
ausgeweitet auf die aus ihr hervorgegangenen Organisationen wie KADEK/ 
KONGRA-GEL/KKK, die Kriminalisierung mit Hilfe des Vereinsgesetzes das 
politisch-kulturelle Leben und Arbeiten der aktiven Kurdinnen und Kurden 
schwer bis unmöglich, sondern auch die Existenz der hu Dezember 2001 einge¬ 
richteten EU-Liste. Das führt für einen großen Teil der kurdischen Bevölkerung 
zu massiven Einschränkungen fundamentaler Grundrechte. 

So hat beispielsweise die Stadt Stuttgart einem Kurden die Einbürgerung ver¬ 
weigert, weil dieser u. a. an einer „Versammlung von KONGRA-GEL-Anhän¬ 
gern“ teilgenommen habe, in der ein Redner über die Lage der Organisation im 
Irak referiert habe, wobei der Veranstaltungsraum mit Bildern von Öcalan 
dekoriert gewesen sei. Mit Verweis auf die EU-Terrorliste müsse deshalb davon 
ausgegangen werden, dass der Betreffende die Organisation aktiv und bewusst 
unterstütze und dadurch die „Sicherheit des Bundes“ sowie die „auswärtigen 
Belange der Bundesrepublik Deutschland“ gefährde. 

Erst am 28.Juni 2007 wurde die EU-Liste aktualisiert - PKK und KONGRA- 
GEL als „terroristisch“ bzw. „kriminell“ eingestufte Organisationen. Mithin ist 
zu erwarten, dass weder das PKK-Betätigungsverbot aufgehoben noch ein Ende 
der gegen die kurdische Bewegung gerichteten restriktiven Maßnahmen abzuse- 









hen sind. Gerade deshalb gilt: Beide Unterdrückungsinstrumentarien - inklusive der §§ 129/a/b Strafgesetz¬ 
buch - gehören unbedingt abgeschafft. 

Die Linksfraktion im Bundestag nahm sich dieses Themas in einer Kleinen Anfrage (BT-Drucksachen-Nr. 
16/6179) an und versuchte, die Haltung und Einschätzung der Bundesregierung zur „ Umsetzung der EU-Liste ter¬ 
roristischer Organisationen“ in Erfahrung zu bringen. Wir zitieren in Auszügen aus den zentralen Fragen und den 
namens der Bundesregierung erfolgten Antworten des Auswärtigen Amtes vom 14. August 2007. 


Listung entsteht in konsensueller Vertraulichkeit 


Eingangs erläutert die Regierung, dass in der mit 
EG-Verordnung Nr. 2580/2001 beschlossenen Liste 
„Personen, Vereinigungen oder Körperschaften 
geführt werden, die zum Zwecke der Terrorismusbe¬ 
kämpfung und -prävention mit Finanzsanktionen 
(Einfrieren von Geldern und wirtschaftlichen Res¬ 
sourcen, Bereitstellungsverbot von Geldern und 
wirtschaftlichen Ressourcen) belegt werden“. 
Anträge zur Listung würden „unter den Bedingun¬ 
gen der Vertraulichkeit diskutiert“ und entspre¬ 
chende „Entscheidungen über Aufnahmen in die 
Liste vom Rat der Europäischen Union im Kon¬ 
sens“ gefällt. 

Auf die Frage, als wie verpflichtend die Bundes¬ 
regierung die Maßnahmen gegen die als „terroris¬ 
tisch“ eingestuften Organisationen und Personen für 
deutsche Behörden und Banken“ betrachte, wurde 
u.a. ausgeführt: 

„Die Verordnung ist gern. Artikel 249 Satz 2 EG- 
Vertrag in allen ihren Teilen verbindlich und hat 
unmittelbare Geltung in jedem Mitgliedsstaat. Es 
bedarf dazu keines weiteren Umsetzungsaktes. Die 
Finanzsanktionen der Verordnung sind daher in 
Deutschland von Behörden ebenso wie von privaten 
und juristischen Personen zu beachten.“ 

Frage nach Geheimdiensten bleibt geheim 

Die Frage, welche „Folgerungen sich aus diesen Lis¬ 
ten für die Arbeit der Nachrichtendienste“ ergeben, 
blieb unbeantwortet. In solchen Fällen zieht sich die 
Bundesregierung darauf zurück, dass sie darüber 
nur in den „für die Kontrolle der Nachrichtendienste 
bestellten Gremien des Deutschen Bundestag“ Stel¬ 
lung nehme. 

Wer ist gelistet? 

Welche auf den EU-Listen aufgeführten Organisa¬ 
tionen und Einzelpersonen bislang in der BRD in 
Erscheinung getreten seien und z.B. Gelder zur 
Unterstützung ihrer Gruppe gesammelt hätten, 
nannte das Auswärtige Amt: 

• Völkskongress Kurdistans (KONGRA-GEL), 


vormals Arbeiterpartei Kurdistans (PKK), Frei- 
heits- und Demokratiekongress Kurdistans 
(KADEK) 

• Völksmojahedin Iran-Organisation (MEK) 

• Revolutionäre Volksbefreiungspartei - Front 
(DHKP-C) 

• Babbar Khalsa International (BKI) 

• International Sikh Youth Federation (ISYF) 

• Federation Tigers of Tamil Eelam (LTTE) 

• HAMAS 

• bis zu seinem Verbot auf Grundlage von Art. 9 
GG und § 3 Vereinsgesetz durch den Bundes¬ 
minister des Innern am 31. Juli 2002: Al Aqsa 
e.V. 

Näheres über diese Vereinigungen könne den jähr¬ 
lichen Verfassungsschutzberichten entnommen wer¬ 
den. 

Unbeantwortet blieb auch die Frage danach, in 
wie vielen und welchen Fällen Gelder oder sonstige 
Vermögenswerte der auf den Listen genannten 
Organisationen, Körperschaften und Einzelpersonen 
von deutschen Banken oder Behörden eingefroren 
worden seien. 

Hier verweist die Regierung plötzlich auf den 
Datenschutz, den sie ansonsten bei jeder sich bieten¬ 
den Gelegenheit als Hinderni s im sog. Kampf gegen 
den Terrorismus brandmarkt. 

Fälle strafrechtlicher Schritte „gegen in Deutschland 
ansässige Firmen wegen geschäftlicher Beziehungen 
mit auf den Listen genannten Organisationen, Perso¬ 
nen oder Körperschaften“, sind der Bundesregie¬ 
rung auf Frage der Linkspolitiker/innen nicht 
bekannt. 

Rechtliche Möglichkeiten gegen die Listung? 

Befragt, welche rechtlichen oder sonstigen Möglich¬ 
keiten Personen haben, deren Vermögenswerte oder 
Gelder eingefroren wurden, antwortete die Bundes¬ 
regierung u.a., dass Betroffene „eine Begründung 
der Listungsentscheidung beim Ratssekretariat 
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anfordern“ können. Neben einer Darlegung der 
Gründe, die zu der Aufnahme in die Liste geführt 
haben, werden die einschränkenden Maßnahmen 
erläutert und es wird auf die Möglichkeit von Aus¬ 
nahmegenehmigungen hingewiesen.“ Ferner werde 
in der Begründung „auf das Klagerecht vor dem 
Gericht erster Instanz der Europäischen Gemein¬ 
schaft“ hingewiesen. So erhielten die gelisteten Per¬ 
sonen die Gelegenheit, „zu ihrer Aufnahme in die 
Liste Stellung zu nehmen“ und könnten die „Rats¬ 
entscheidung überprüfen lassen sowie jederzeit 
einen Antrag auf Streichung von der Liste stellen.“ 
Des weiteren gebe es die Möglichkeit, gegen die Lis- 
tung als solche Klage bei dem Europäischen Gericht 
zu erheben. Ansonsten stünde Betroffenen hinsicht¬ 
lich des Handelns deutscher Behörden der Rechts¬ 
weg zu den deutschen Gerichten offen. 

Ermittlungsverfahren wegen EU-Listung? 

Eher ein Instrument der Ausforschung 

Zu den Lragen nach der aufgrund der EU-Listung 
eingeleiteten Ermittlungsverfahren bzw. Verurteilun¬ 
gen von Personen nach den §§ 129, 129a, 129b 
StGB, wurde u. a. ausgeführt: 

Die Aufnahme in die genannte Liste führe „nicht 
automatisch zu einem strafrechtlichen Ermittlungs¬ 
verfahren“. Für eine strafrechtliche Verurteilung 
durch ein deutsches Gericht komme es „allein dar¬ 
auf an, dass das Gericht zu der Überzeugung gelangt 



ist, dass der Straftatbestand der Bildung einer krimi¬ 
nellen oder terroristischen Vereinigung erfüllt“ sei. 

Im Zeitraum „vom 28. Dezember 2001 bis 29. 
Juni 2007“ seien „im Zuständigkeitsbereich des 
Generalbundesanwalts beim Bundesgerichtshof 70 
Ermittlungsverfahren gegen Personen wegen der 
Mitgliedschaft oder Unterstützung von Gruppen 
oder Organisationen eingeleitet“ worden, „die in der 
Liste enthalten sind“. Ursächlich für eine Verfah¬ 
renseinleitung sei jedoch „nicht die Listung, sondern 
das Vörliegen eines entsprechenden Anfangsver¬ 
dachts“. 

Verurteilungen wegen Listung? 

Nennung nicht „ausschlaggebend“ 

In wie vielen Fällen es zu einer Verurteilung von 
Mitgliedern oder Unter Stützern der auf den Listen 
aufgeführten Gruppierungen wegen einschlägiger 
Straftaten gekommen sei, heißt es in der Antwort 
u.a.: In dem o.g. Zeitraum habe es „im Zuständig¬ 
keitsbereich des Generalbundesanwalts beim 
Bundesgerichtshof 21 Verurteilungen von Mitglie¬ 
dern oder Unterstützern“ der auf den Listen aufge¬ 
führten Gruppen gegeben. Auch hier sei für eine 
Verurteilung die Nennung auf den Listen „nicht aus¬ 
schlaggebend“ gewesen. 

Darüber, in wie vielen Fällen Personen ausländi¬ 
scher Herkunft des Bundesgebietes verwiesen wor¬ 
den seien, hat die Bundesregierung keine Erkennt¬ 
nisse, „da das Ausländerrecht von den Ländern als 
eigene Angelegenheit“ ausgeführt werde. 




„Direkte Eingriffe in die Grund¬ 
rechte der Bürger begannen 
nicht erst mit dem so genannten 
Kampf gegen den Terrorismus, 
sondern früher, schon 1968, 
also vor dem Deutschen Herbst 
und auch ohne direkten Bezug 
zu der Studentenbewegung." 

Rechtstheoretikers Prof. Erich Buchholz, aus einem 
Gespräch mit dem Neuen Deutschland vom 
18./19.8.2007 
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EU-Listung bei Widerruf von Flüchtlingsanerkennung ein 
Aspekt 

Auf die Frage nach der Anzahl der Fälle verweiger¬ 
ter oder widerrufener Einbürgerungen, äußerte die 
Bundesregierung, dass dies Angelegenheit der Län¬ 
der sei. Deshalb könne sie keine „Einzelheiten zu 
Art oder Umfang von Ablehnungen oder Rücknah¬ 
men von Einbürgerungen“ nennen. 

In wie vielen Fällen der Flüchtlingsstatus wider¬ 
rufen wurde, wollten die Linkspolitiker/innen wis¬ 
sen, worauf die Bundesregierung antwortete: „Die 
Nennung auf der EU-Liste ist ein Aspekt, der beim 
Widerruf einer Flüchtlingsanerkennung berücksich¬ 
tigt wird.“ Jedoch bedürfe es „einer sorgfältigen Prü¬ 
fung im Einzelfall, ob der Ausländer aus schwerwie¬ 
genden Gründen als eine Gefahr für die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland anzusehen ist oder 
eine Gefahr für die Allgemeinheit bedeutet, weil er 
wegen eines Verbrechens oder besonders schweren 
Vergehens rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von 
mindestens drei Jahren verurteilt worden ist.“ 

Europäischer Gerichtshof rügt Verfahrensmängel bei 
Listenerstellung 

Zu der Frage, welche Organisationen oder Personen 
gegen ihre Klassifizierung als „terroristisch“ rechtli¬ 
che Mittel vor einem europäischen Gericht eingelegt 
hätten, führte das Auswärtige Amt aus: „Beim Euro¬ 
päischen Gericht Erster Instanz haben folgende Per¬ 
sonen, Vereinigungen bzw. Körperschaften Klage 
gegen den Rat der EU eingereicht: M. El Morabit, 
S.Y. Fahas, A. Hamdi, N. El Fatmi, J.M. Sison, 
OMPI, Stichting Al Aqsa, PKK, KONGRA-GEL. 

Wie die Bundesregierung die Vörgehensweise des 
EU-Rates bei der Klassifizierung als „terroristisch“ 
angesichts der mehrfachen Rügen des EuGH beur¬ 
teile, z.B. hinsichtlich der Verletzung der Verteidiger¬ 
rechte von Betroffenen, heißt es in der Antwort u. 
a., dass das Gericht Erster Instanz „mit Urteilen 
vom 12. Dezember 2006 und vom 11. Juli 2007 
Beschlüsse des Rates für nichtig erklärt, mit denen 


Personen und Organisationen in die Liste (...) aufge¬ 
nommen wurden.“ Das Gericht habe „Verfahrens¬ 
mängel bei der Erstellung der Liste“ gerügt und for¬ 
dere eine „stärkere Berücksichtigung der 
Verteidigerrechte der Betroffenen“. Die neuen Ver¬ 
fahrensvorschriften seien vom Rat „mit Beschluss 
vom 28. Juni 2007 in Kraft gesetzt“ worden. 

Sanktionierung „leider“ oftmals notwendig 

Inwieweit die Aufnahme der palästinensischen 
Hamas, die Tamil Tigers, die PKK oder FARC in 
die EU-Terrorliste einem Friedensprozess in den 
betroffenen Regionen förderlich sei, wollte die 
Linksfraktion wissen. 

«Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass 
die Sanktionierung jeglichen gewalttätigen politi¬ 
schen Extremismus, einschließlich des Terrorismus, 
unabdingbar für die Förderung von Friedensprozes¬ 
sen ist. Sie ist eine oftmals notwendige, leider jedoch 
nicht immer hinreichende Voraussetzung der Kon¬ 
fliktbeilegung.» 

Listung der libanesische Hisbollah noch nicht 
entschieden 

Laut Bundesregierung gibt es im Zusammenhang 
mit der „seit längerem“ beantragten Listung der liba¬ 
nesischen Hisbollah bisher im Entscheiderkreis „kei¬ 
nen Konsens“. Natürlich diskutieren die EU-Partner 
auch hier „unter den Bedingungen der Vertraulich¬ 
keit“. 

Linksfraktion: Friedliche Konfliktlösungen durch 
EU-Listung „eher erschwert“ 

Im Hinblick auf diese regierungsamtliche Sichtweise 
auf die Thematik sieht die Linksfraktion friedenspo¬ 
litische Konfliktlösungsprozesse in den entsprechen¬ 
den Ländern eher erschwert. So werde beispiels¬ 
weise „behindert, dass EU-Mitglieder als Vermittler 
auftreten oder EU-Länder als neutrale Orte für Frie¬ 
densgespräche zwischen Bürgerkriegsparteien 
genutzt werden können.“ 


„Und ich weiß, auch aus meinen Erfahrungen, dass Innenressorts, vornehmlich 
die Polizei, überall mehr oder weniger darauf aus sind, sich Eingriffsmöglichkei¬ 
ten in die Rechte der Bürger zu verschaffen. Es ist verbreitet, solche Eingriffe in 
Grund- und Menschenrechte auch ohne gesetzliche Grundlage zu praktizieren, 
um sie sich dann nachträglich vom Gesetzgeber legalisieren zu lassen. Das ist 

beängstigend." 

(Prof. Erich Buchholz im Neuen Deutschland) 
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Bündnis gegen Einschüchterung 

dringend notwendig 

Anwälte werfen BAW rechtsstaatliche Skrupellosigkeit 
vor 

„Es gibt keine Beweise“, sondern lediglich „eine 
Reihe von Spekulationen, Zirkelschlüssen und 
unhaltbaren Vorwürfen“, kommentierte Sven Linde¬ 
mann, Verteidiger von Oliver R. die Verhaftungen 
von vier mutmaßlichen Mitgliedern der „militanten 
gruppe“ (mg), die die Bundesanwaltschaft (BAW) 
für rund zwei Dutzend Brandanschläge gegen Fahr¬ 
zeuge sowie Pohzei-, Justiz- und Verwaltungsge¬ 
bäude seit Juni 2001 verantwortlich macht. Der Vor¬ 
wurf lautet auf „Bildung einer terroristischen 
Vereinigung“ (§ 129a Strafgesetzbuch). 

Als „völlig überkandidelt“ kritisierte Lindemann 
auch den Abtransport der Verdächtigen per Hub¬ 
schrauber. Ein weiterer Mann (Andrej H) sei zudem 
nur deshalb in Verdacht geraten, weil er als promo¬ 
vierter Politologe fähig sei, die „anspruchsvollen 
Texte“ der mg zu verfassen. 

In einer gemeinsamen Erklärung bezichtigen die 
acht Anwälte der Beschuldigten die BAW, „ohne 
rechtsstaatliche Skrupel“ zu handeln. Es zeige sich 
„einmal mehr, wie deutsche Strafverfolgungsbehör¬ 
den mit den Terrorismus-Sondergesetzen in unver¬ 
hältnismäßiger und rechtlich haltloser Weise gegen 
missliebige Tatverdächtige“ vorgegangen werde. 

Die Bundeskoordination Internationalismus 
(BUKO) bekennt in ihrer Presseerklärung vom 8. 
August: „Wenn es als terroristisch gilt, Meinungen 
frei zu äußern, kritische Forschung zu betreiben 
oder sich für gesellschaftliche Veränderungen zu 
engagieren - dann sind wir alle Terroristlnnen.“ 

Die BUKO fordert die Bundesanwaltschaft auf, 
„die Beschuldigten freizulassen und die Verfahren 
wegen 129a StGB einzustellen“. 

(Azadi/FR/BUKO, 3., 8.8.2007) 

Drei Beschuldigte in dem 
129a-Verfahren erklären: 

Am Morgen des 31.7.2007 durchsuchte das BKA 
auf Anweisung des Generalbundesanwalts unsere 
Wohnungen. Der Vorwurf lautet auf Mitgliedschaft 
in einer terroristischen Vereinigung namens militante 
gruppe (mg) nach § 129a. 

Erst jetzt haben wir erfahren, dass das Ermitt¬ 
lungsverfahren gegen uns schon seit knapp einem 
Jahr läuft. Mit Hilfe dieses Verfahrens haben das 
BKA und andere Bundesbehörden unsere Privat¬ 
sphäre bis in intimste Bereiche detailliert ausge¬ 
forscht. Betroffen von der Überwachung sind unsere 
Lebenspartnerinnen, unsere Freunde, unsere Fami¬ 
lien sowie unsere Kolleginnen und Kollegen. Unser 


langjähriger Freund und Kollege Andrej H. wurde 
verhaftet. Der Vater dreier Kinder befindet sich seit¬ 
dem in U-Haft in Berlin-Moabit. Diese massiven 
Angriffe auf unsere bürgerlichen Rechte begründet 
die BAW im Haftbefehl mit einer Reihe von empö¬ 
renden Konstruktionen (...) 

Aus diesen Vorwürfen ergibt sich für uns: Wer 
wissenschaftliche und journalistische Publikationen 
zu bestimmten Themen verfasst und Bibliotheken 
nutzt, macht sich verdächtig. Wer Kontakt zu Men¬ 
schen hat, die die BAW für verdächtig hält, macht 
sich auch verdächtig. Wer versucht, sein Recht auf 
Privatsphäre und Anonymität aktiv zu schützen, 
macht sich durch die Ausübung dieses Rechts eben¬ 
falls verdächtig. Kommen bei einem Personenkreis 
alle drei Verdachtsmomente zusammen, muss es 
sich in dieser Logik um eine terroristische Vereini¬ 
gung handeln. 

So absurd das klingen mag, aber die Folgen für 
unseren Alltag sind verheerend: Seit einem Jahr 
werden unsere Telefone abgehört, alle e-mails über¬ 
wacht, unsere gesamte Internet-Nutzung protokol¬ 
liert, unsere Wohnungen werden beobachtet, unsere 
Bewegungen anhand der Handy-Daten aufgezeich¬ 
net. Möglicherweise wurden Spitzel auf uns ange¬ 
setzt. Das gesamte Ausmaß der Bespitzelung kön¬ 
nen wir bisher unmöglich überschauen. 

Während wir noch auf freiem Fuß sind, wird 
unser Freund und Kollege Andrej H. aufgrund 
gleicher Beschuldigungen gefangen gehalten. Er sitzt 
unter verschärften Haftbedingungen in Einzelhaft, 
kann seine Familie nur alle zwei Wochen für eine 
Stunde sehen und mit Besuchern nur durch eine 
Trennscheibe reden. 

Diese Art der Gesinnungsschnüffelei hat in 
Deutschland eine lange Geschichte. Als ehemalige 
DDR-Bürger sind wir dafür besonders sensibilisiert. 
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Wir fordern die sofortige Einstellung des Straf¬ 
verfahrens nach 129a StGB, die Herausgabe und 
Löschung aller erhobenen Daten und die Entlassung 
aller Beschuldigten aus der ET-Haft. Das gilt auch für 
die frei wegen versuchter Brandstiftung Festgenom¬ 
menen. Denn diese dürften in einem rechtsstaat¬ 
lichen Verfahren gar nicht in U-Haft sitzen, da kei¬ 
nerlei Fluchtgefahr besteht. Ihre Inhaftierung ist nur 
aufgrund der Konstruktion einer terroristischen Ver¬ 
einigung möglich geworden. 

(jw-Ausgabe vom 13.8.2007) 

Andrej H. konnte das Gefängnis Berlin-Moabit am 
22.8. gegen Auflagen und Zahlung einer Kaution 
verlassen, nachdem der Ermittlungsrichter am 
Bundesgerichtshof (BGH) Haftverschonung 
gewährt hatte. Nach Auskunft seiner Verteidigerin, 
Anwältin Christina Klemm, hat die Bundesanwalt¬ 
schaft gegen die Entscheidung Beschwerde einge¬ 
legt; ihrer Meinung nach bestehe der Verdacht der 
Mitgliedschaft in einer „terroristischen“ Vereinigung 
fort. 

Am Abend des 22.8. veranstaltete das „Bündnis für 
die Einstellung des § 129a-Verfahrens“ unter dem 
Motto „Alle raus jetzt!“ eine Kundgebung vor dem 
Gefängnis in Berlin-Moabit, in dem drei der derzeit 
sieben Beschuldigten sitzen. Mehr als 300 Men¬ 
schen haben an dieser Solidaritätsaktion teilgenom¬ 
men. „Obwohl keiner der Beschuldigten vorbestraft 
ist und alle in stabilen sozialen Verhältnissen leben, 
verhängte der Richter am Bundesgerichtshof Unter¬ 
suchungshaft mit Sonderhaftbedingungen,“ kriti¬ 
sierte das Bündnis. 

Rüstungsexporte: Staaten pfeifen 
auf Moral und Grundsätze 

„Waldkircher Erklärung zum Rüstungsexport“ fordert 
Verzicht 

In unserem Juli-info berichteten wir u. a. über den 
Bericht des schwedischen Friedensforschungsinsti¬ 
tuts SIPRI zu weltweiten Rüstungsexporten. Hierbei 
kam zutage, dass Deutschland den dritten Rang in 
der Liste der größten Waffenexporteure der Welt 
einnimmt, gleich hinter den U SA und Russland. In 
beachtlichem Umfang werden deutsche Waffen an 
Länder in Krisen- und Kriegsgebiete des Nahen 
Ostens, Asiens und Afrikas verkauft. Neben der 
Besorgnis erregenden Lizenzvergaben zum Nachbau 


deutscher Waffen, z.B. an die Türkei, soll an dieser 
Stelle ergänzt werden, dass laut amtlichem Rüs¬ 
tungsexportbericht der Bundesregierung im Jahre 
2005 insgesamt 11 855 Einzelanträge für eine end¬ 
gültige Ausfuhr von Rüstungsgütern genehmigt wor¬ 
den sind, 537 mehr als 2004. Der Gesamtwert 
betrug 4,216 Milliarden Euro, ein Anstieg gegenüber 
dem Vorjahr um elf Prozent. Die Hauptbestim¬ 
mungsländer waren die USA (630,7 Millionen 
Euro), Südafrika (614 Millionen Euro), die Vereinig¬ 
ten Arabischen Emirate (316,1 Millionen Euro) und 
an sechster Stelle lag die Türkei mit 213,1 Millionen 
Euro. 

In der EU gibt es einen allgemein verbindlichen 
Kodex für Rüstungsexporte, der an erster Stelle die 
Menschenrechte nennt, konkret: Wenn „eindeutig 
das Risiko besteht, dass das zur Ausfuhr bestimmte 
Gerät zur internen Repression benutzt werden 
könnte“, würden keine Rüstungsexporte zugelassen 
werden. Außerdem wären Waffenlieferungen tabu, 
wenn das Gerät „zu aggressiven Zwecken gegen ein 
anderes Land oder zur gewaltsamen Durchsetzung 
eines Gebietsanspruchs“ benutzt werden würde. 

Laut Amnesty International werden jährlich zwei 
Patronen pro Kopf der Weltbevölkerung hergestellt. 
In 85 Prozent der weltweit registrierten Todesfälle 
wurden so genannte Kleinwaffen (Revolver, Pisto¬ 
len, MPs, Gewehre und Karabiner - eine besonders 
deutsche „Spezialität“. Im Jahre 2005 exportierte die 
BRD für 35,98 Millionen Euro) benutzt. 

Gegen diese Tod bringenden Geschäfte wurde 
am 10. Juli 2007 auf einer Veranstaltung in Wald- 
kirch bei Freiburg die „Waldkircher Erklärung 
zum Rüstungsexport“ beschlossen, die i nz wischen 
von über 300 Unterschriften getragen wird. 
Meldungen können gerichtet werden an: 

Sabine Wölfle, Tel. 07681 - 491485 
Sabine.woelfle@spd-waldkirch.de 
Für inhaltliche Nachfragen: 

Prof. Dr. Wolfram Wette, wettewolfr@aol.com und 
Jürgen Grässlin, j.graesslin@gmx.de 

(Azadi/ND, 4.8.2007) 
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FDP-Politiker Max Stadler: 

Pressefreiheit gefährdet 

Fragwürdige Konstruktion gegen 17 Journalisten 

Gegen 17 Journalisten, die vertrauliche Informatio¬ 
nen aus dem BND-Untersuchungsausschuss veröf¬ 
fentlicht haben, sind - angezettelt vom Ausschuss¬ 
vorsitzenden Siegfried Kauder (CDU) 
staatsanwaltschaftliche Ermittlungen wegen „Beihilfe 
zum Geheimnisverrat“ eingeleitet worden. Hierzu in 
einem Gespräch mit der jungen weit vom 4. August 
der FDP-Abgeordnete Max Stadler, u. a.: 

Seiner Auffassung nach habe es „hier eine frag¬ 
würdige Konstruktion“ gegeben, denn schließlich sei 
Aufgabe von Journalisten, „die Öffentlichkeit zu 
informieren“. Dies dürfe nicht „als Beihi lf e zum 
Geheimnisverrat“ gewertet werden und müsse vom 
Gesetzgeber klargestellt werden. Vor allem müsste 
im vorliegenden Fall gegen Unbekannt ermittelt 
werden. Schließlich seien es Mitarbeiter bzw. Abge¬ 
ordnete, die vertrauliche oder geheime Informatio¬ 
nen an die Presse weitergegeben haben könnten. 

Er sehe aber, dass „solche Nachforschun¬ 
gen“ - wie in der Vergangenheit - 
„aber immer im Sande verlaufen“. 

Befragt, ob er derzeit einen 
Trend zur Einschränkung der 
Pressefreiheit sehe, äußerte 
Stadler mit Verweis auf Durch¬ 
suchungsaktionen (u.a. gegen 
die Zeitschrift Cicero im Sep¬ 
tember 2005) der letzten Zeit: 

„Durch solches Vorgehen wird 
der mit dem Grundrecht der 
Pressefreiheit verbundene 

Informantenschutz gefährdet. Dem 
muss man entgegentreten, indem in 
der Strafprozessordnung klargestellt 
wird, dass derartige Durchsuchungen von 
Redaktionsräumen und Beschlagnahmen von Akten 
nicht zulässig sind - insbesondere, da die Staatsan¬ 
waltschaften offenbar eine Rechtsauffassung zuun¬ 
gunsten der Medien vertreten.“ Mit Hinweis auf 
Schäubles Pläne für heimliche Online-Durchsu- 
chungen von Privatcomputern, meinte der FDP- 
Innenexperte, dass auch dadurch „die Pressefreiheit 
gefährdet“ werde, was „unbedingt verhindert wer¬ 
den“ müsse. 

Die FDP habe einen Gesetzentwurf zur Siche¬ 
rung der Pressefreiheit eingebracht, der derzeit im 
Rechtsausschuss zur Beratung liege. Er verwies auch 
auf entsprechende Initiativen der Grünen sowie der 
Linksfraktion. Es liege nun an CDU/CSU und 
SPD, „Taten folgen zu lassen“. 

(Azadi) 


Staatsanwaltschaft München stellt 
Ermittlungen ein 

Inzwischen hat die Staatsanwaltschaft München ihre 
Ermittlungen gegen vier Journalisten wieder einge¬ 
stellt, weil es bei ihnen keinen Ansatzpunkt dafür 
gebe, dass sie Geheimnisse verraten haben sollen. 
Die Journalisten könnten sich auf den Informanten¬ 
schutz berufen und seien keineswegs dazu gezwun¬ 
gen, die Namen ihrer Informanten zu nennen. 

(Azadi/ND, 11.8.2007) 

Stützen des NS-Systems gründeten 
BKA 

56 Jahre danach Versuch der „Aufarbeitung“ 

Die Nachkriegsgeschichte des Bundeskriminalamtes 
(BKA) beginnt am 8. März 1951, die Aufarbeitung 
der eigenen Historie erst jetzt, 56 Jahre nach seiner 
Gründung. „Durch Sensibilisierung für Vergangenes 
sollten Mitarbeiter stark gemacht werden, zu wider¬ 
sprechen“, führte Jörg Ziercke, Präsident des 
BKA auf einer Veranstaltung in seiner 
Behörde in Wiesbaden aus. Er 
erinnerte daran, dass leitende 
Beamte bis in die späten 1950er 
Jahre hinein fast ausnahmslos 
aus dem Reichssicherheits¬ 
hauptamt der Nazis kamen. 
Es habe sich hierbei nicht 
um Mitläufer gehandelt, 
sondern um „Stützen“ des 
NS-Systems. Die Polizei sei 
automatisch in den Völker¬ 
mord einbezogen gewesen“, 
spätere BKA-Verantwortliche 
hätten Erschießungskommandos 
geleitet oder Transporte in die Kon¬ 
zentrationslager begleitet. 

Selbst auf der 50-Jahr-Feier des BKA wurde kein 
Wort über dessen braune Traditionslinien verloren. 
So hatte 2001 die Bundesregierung auf eine Anfrage 
der PDS-Fraktion geantwortet: „Das Bundeskrimi¬ 
nalamt hat keine nationalsozialistische Vergangen¬ 
heit. Es ist im Jahre 1951 gegründet worden.“ Dem 
ehemaligen BKA-Mitarbeiter Dieter Schenk, dessen 
Buch über die „braunen Wurzeln“ des Amtes im 
Jahre 2001 erschien, wurde für seine Recherchen 
noch Akteneinsicht verwehrt: „Die Nazivergangen¬ 
heit wurde zu einem Dienstgeheimnis erhoben“, 
äußerte er. Erstmals habe er das Gefühl, nicht als 
„vaterlandsloser Geselle“ betrachtet zu werden. 

Die Debatte zur NS-Vergangenheit soll im Sep¬ 
tember und Oktober fortgesetzt werden. 

(Azadi/FR, 10.8.2007) 
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SPD gegen § 129-Verschärfung 

Der Widerstand innerhalb der SPD-Bundestagsfrak¬ 
tion gegen Schäubles geforderte Verschärfung des § 
129 verfestigt sich. „Der Innenminister muss die 
Kirche im Dorf lassen,“ erklärte SPD-Fraktionsvize 
Fritz-Rudolf Körper. Er müsse der SPD „schon sehr 
präzise darlegen, wo die Lücken im Strafrecht sind 
und warum wir neue Vorschriften brauchen“. Nach 
den Vorstellungen Schäubles soll der Aufenthalt in 
Trainingslagern von Terroristen sowie die Beschaf¬ 
fung und Verbreitung von Bombenbauanleitungen 
über das Internet strafbar sein. 

(Azadi/ND, 15.8.2007) 

Haydar Isik darf sich und andere 
wieder kontaktieren 

Wie wir in unserem infodienst vom Juli 2007 (Nr. 
56) berichteten, wurden in einer Großrazzia vom 5. 
Juli in Bayern, Baden-Württemberg und Nordrhein- 
Westfalen nicht nur kurdische Vereine, Privat- und 
Geschäftsräume durchsucht, sondern auch über 20 
Personen festgenommen, darunter in München der 
69jährige kurdische Schriftsteller Haydar Isik. Ihm 
warfen die Strafverfolgungsbehörden vor, die PKK 


zu unterstützen, weshalb das Amtsgericht München 
gegen ihn einen Haftbefehl erlassen hatte. Als einzi¬ 
ger der Festgenommenen musste er in U-Haft ver¬ 
bleiben, bis er aufgrund der Beschwerde seines Ver¬ 
teidigers am 17. Juli das Gefängnis verlassen konnte. 
Allerdings unter Auflagen: So musste er sich regel¬ 
mäßig polizeilich melden. Außerdem wurde ihm 
eine Liste mit Namen von angeblich konspirativen 
Personen übergeben, mit denen er keinen Kontakt 
aufnehmen durfte. Unter anderem war darauf auch 
sein Name genannt. Wie sein Verteidiger, Rechtsan¬ 
walt Hartmut Wächtler, in einem Gespräch mit 
AZADI ausführte, handelte es sich bei den aufgelis¬ 
teten Menschen um Unter stützer/innen des Vereins 
„Dersim-Gesellschaft für Wiederaufbau e.V.“, den 
Haydar Isik gegründet hatte und der soziale und kul¬ 
turelle Projekte in dessen Heimatort finanziell för¬ 
dert. Diesen Verein haben die gelisteten Personen, 
die auf diese Weise gleich mitkriminalisiert wurden, 
mit einem monatlichen Betrag unterstützt - Haydar 
Isik selbst auch mit 20,— €. 

Diese bizarren behördlichen Auflagen wurden 
inzwischen sämtlich aufgehoben, das Verfahren wird 
jedoch fortgesetzt. 

(Azadi/August 2007) 



Bundesamt eingebunden in „Terro¬ 
rismusbekämpfung“ 

Geheimdienste mischen mit/Datenweitergabe an Her¬ 
kunftsländer 

Wie sich die von der Bundesregierung betriebene 
“Terrorismusbekämpfung im Asyl- und Aufenthalts¬ 
recht“ auswirkt, wollte die Lraktion DIE LINKE in 
einer Kleinen Anfrage erfahren. Hierbei bezog sie 
sich in einer Vorbemerkung auf „Regelungen, die 
der Gesetzgeber im vergangenen Jahr erlassen hatte 
und die den zuständigen Behörden die Ausweisung 
von Personen erlaubt, die unter dem Verdacht ste¬ 
hen, terroristische oder extremistische Bestrebungen 
zu unterstützen oder selbst zu verfolgen bzw. in 
anderer Weise die Sicherheit der BRD zu gefähr¬ 
den“ (§ 54 Aufenthaltsgesetz u.a.). Diese dienten 
zudem als Grundlage dafür, „Anträge von Asylbe¬ 
werbern als offensichtlich unbegründet abzulehnen 
oder die Asylanerkennung bzw. die Anerkennung 
des Llüchtlingsstatus zu widerrufen“, wobei sich die 
Bundesregierung auf die Regelungen der Genfer 


Llüchtlingskonvention (GLK) berufe. Lraglich 
bliebe jedoch, „ob die deutsche Praxis hier tatsäch¬ 
lich mit Sinn und Zweck der dortigen Regelungen in 
Einklang“ stünden. Darüber hinaus kritisiert sie die 
deutsche Rechtspraxis, nach der „allein der Verdacht 
von Verfassungsschutzbehörden gegenüber von 
ihnen vermuteten Extremisten“ ausreiche, „um zum 
Widerruf der Asylanerkennung und letztlich zur 
Ausweisung“ zu führen. Es mache eine ernsthafte 
anwaltliche Vertretung „oft kaum möglich“, wenn 
die Begründungen „maßgeblich auf Geheimdienster¬ 
kenntnissen“ beruhten. 

In ihrer Antwort erklärte die Bundesregierung, 
dass in den Jahren 2005 und 2006 „insgesamt 48 
Personen kein Asyl oder Flüchtlingsschutz erhalten“ 
hätten, weil sie verdächtigt wurden, „Mitglieder oder 
Unterstützer terroristischer Gruppierungen im Aus¬ 
land“ zu sein. Im gleichen Zeitraum seien in „41 Ver¬ 
fahren der Asyl- bzw. Flüchtlingsstatus widerrufen“ 
worden. 
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Aus der Antwort geht weiter hervor, dass das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
inzwischen eng in die „Terrorismusbekämpfung“ 
eingebunden und an zehn Arbeitsgruppen auf Län¬ 
der- und Bundesebene beteiligt“ sei, in denen das 
aufenthaltsrechtliche Vorgehen gegen mutmaßliche 
so genannte Gefährder abgesprochen werde. 

Informationen aus Asylverfahren seien - so aus 
der Antwort der Bundesregierung - zwischen dem 
1. Januar 2004 und dem 31. Juni 2007 in 2379 Fällen 
an das Bundesamt für Verfassungsschutz weitergegeben 
worden. Bei ca. 19000 Personen haben Ausländer¬ 
behörden Daten an den Bundesnachrichtendienst 
(BND) zur Prüfung von Versagensgründen für Visa 
und Aufenthaltstitel weitergegeben. 

Zur Frage, ob Informationen dieser Art auch an 
die Herkunftsländer der Asylsuchenden weitergege¬ 
ben würden, antwortet die Bundesregierung „aus 
Rücksicht auf außenpolitische Interessen“ nicht ein¬ 
deutig. 

Aufgrund der seit längerem verstärkt festzustel¬ 
lenden Ersuchen der Türkei nach Auslieferung von 
ihr als „Terroristen“ eingestuften und im Exil leben¬ 
den Personen, darf davon ausgegangen werden, dass 
- neben dem Datenaustausch in Strafsachen - auch 
Informationen über Asylsuchende an das Her¬ 
kunftsland Türkei weitergegeben werden. Das dürfte 
ein Grund sein, warum sich die Bundesregierung 
hierzu nicht konkret äußern möchte. 
Bundestags-Drucksache 16/6087 

(Azadi/jw, 1.8.2007) 

Leistungen für Asylbewerber auf 
niedrigstem Stand 

Die Zahl der Asylbewerber, die in Deutschland 
Unterstützung für ihren Lebensunterhalt beziehen, 
ist auf den niedrigsten Stand seit 1994 gesunken. Im 
vergangenen Jahr haben laut Statistischem Bundes¬ 
amt 194 000 Menschen Leistungen nach dem Asyl¬ 
bewerbergesetz erhalten - 8,3 Prozent weniger als 
noch 2005. Das entsprach für 2006 einem Ausgabe¬ 
betrag von 1,17 Milliarden Euro - 6,9 Prozent weni¬ 
ger als im Vorjahr. 

(Azadi/ND, 2.8.2007) 


Freiheit für Binali und alle politi¬ 
schen Gefangenen 

8. September: Gegen Rassismus, Sondergesetze und 
Sonderbehandlung 

Am 8. September findet in Hamburg (12.00 Uhr, 
Hauptbahnhof) eine Demonstration unter dem 
Motto „Freiheit für Binali und alle politischen Gefange¬ 
nen“ statt. 

Den Hintergrund bildet die Verhaftung von 
Binali Yildirim am 29. Mai auf der spanischen Insel 
Mallorca, wo er gemeinsam mit seiner Fußball¬ 
mannschaft Dersimspor einen erfolgreichen Saison¬ 
abschluss gefeiert hatte. Gegen den 34-Jährigen, der 
seit vier Jahren als anerkannter Asylbewerber in 
Hamburg lebt, hatte die Türkei ein Auslieferungs¬ 
verfahren eingeleitet. Binali Yildirim war 1996 vom 
1. Staatssicherheitsgericht in Malatya zu einer 
„lebenslangen harten Gefängnisstrafe“ verurteilt und 
während der Haftzeit schwer gefoltert worden. 
Angeblich soll er als Mitglied der kommunistischen 
TIKKO-Guerilla an verschiedenen Gefechten mit 
dem türkischen Militär beteiligt gewesen sein. 

In einem Aufruf des „Komitees für die Freilassung 
Binali Yildirims“ wird gleichzeitig die „rassistische 
Migrations- und Flüchtlingspolitik der BRD und der 
anderen europäischen Staaten“ angeprangert, die 
sich vornehmlich „nach ökonomischen Interessen“ 
richte und deshalb auf die „Abschottung gegen 
Migrantlnnen und Flüchtlinge“ abziele. 

Hingewiesen wird auch auf all jene Menschen, die 
„aufgrund ihrer politischen Positionen und Aktivitä¬ 
ten“ verfolgt werden und deren Verfolgung keines¬ 
wegs an den „vermeintlich sicheren EU-Grenzen“ 
ende, sondern sich dort fortsetze. Insbesondere trage 
die BRD nichts dazu bei, Fluchtursachen zu 
bekämpfen. Im Gegenteil: Ihre Politik verursache 
„millionenfach Flucht und Migration“, für die aller¬ 
dings jede Verantwortung abgelehnt werde. 

Rassismus helfe, „Herrschaft zu sichern, gemein¬ 
samen Widerstand gegen Ausbeutung zu spalten 
und zu schwächen“. Mittel hierzu seien „Sonderge¬ 
setze und Sonderbehandlung“, Schikane und gesell¬ 
schaftliche Isolierung von Flüchtlingen und 
Migrant(inn)en. 

Kontakt: www. freebinali.tk, 
liberenbinali@hotmail.com 

(Azadt/Aufruf, 2.8.2007) 
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Endlich frei: Binali Soydan aus der 
Haft entlassen 

Am 19. Juni war der aus Kurdistan stammende 
Binali Soydan festgenommen worden, als er auf der 
Ausländerbehörde in Köln seine Aufenthaltspapiere 
verlängern lassen wollte. Die türkische Justiz hatte 
ein Auslieferungsersuchen wegen angeblicher Mit¬ 
gliedschaft in einer „terroristischen Vereinigung“ an 
die deutschen Behörden gerichtet. Vor seiner Flucht 
nach Deutschland war Binali Soydan mehrere Jahre 
in türkischen Gefängnissen inhaftiert und mehrfach 
schwer gefoltert worden. Weil die türkischen Behör¬ 
den auch in seinem Fall keine hinreichenden 
Beweise liefern konnte, musste das Mitglied der 
„Plattform für die Einheit der Arbeiter und Völker¬ 
freundschaft“ (BIR-KAR) aus der Auslieferungshaft 
entlassen werden. 

In einer Erklärung bedankte sich Binali Soydan 
für die ihm entgegengebrachte Solidarität. Neben 
Unken Migrant(inn)enorganisationen hatten sich Pro 
Asyl, die Rote Hilfe, Abgeordnete der Linksfraktion 
und kommunistische Gruppen aus mehreren euro¬ 
päischen Ländern für seine Freilassung eingesetzt. 

(Azadi/jw, 7.8.2007) 

UNHCR: Deutschland verstößt 
gegen Völker- und Europarecht 

Wohnsitzfreiheit für Flüchtlinge gefordert 

Das UN-Flüchtlingskommissariat (UNHCR) hat 
den deutschen Behörden in einer 15-seitigen Stel¬ 
lungnahme einen Bruch des Völkerrechts vorgewor¬ 
fen. Asylberechtigte Flüchtlinge und Ausländer, die 
aus menschenrechthchen Gründen vor Abschiebung 
geschützt werden, müssten ihren Wohnort frei wäh¬ 
len können. Den Menschen dies zu verweigern, 
wenn sie öffenthche Sozialleistungen beziehen, sei 
„unvereinbar mit dem Völker- und Europarecht“ 
und verstoße gegen die Genfer Flüchtlingskonven¬ 
tion. Die gängige Praxis, dass sich dieser Personen¬ 
kreis nur in dem Bezirk oder Landkreis aufzuhalten 
habe oder die Aufenthaltserlaubnis gar auf einzelne 
Gemeinden beschränkt werde, wie z.B. seit 2005 in 
Nordrhein-Westfalen und Sachsen, führe „zur fast 
vollständigen und zeitlich nicht beschränkten Aufhe¬ 
bung des Rechts auf Wohnsitzwahl“. Diese 
Beschränkung sei nicht nur rechtswidrig, sondern 


auch integrationsfeindlich, argumentiert der 
UNHCR weiter. So mache auch der Zwangsaufent¬ 
halt in einer Sammelunterkunft die Chance von 
Flüchtlingen, eine Arbeit zur Finanzierung ihres 
Lebensunterhalts zu finden, nahezu unmöglich. 

(Azadi/FR, 11.8.2007) 

Fluchtgrund Irak 

Im Vergleich zum Vormonat stieg die Zahl der Asyl- 
Erstanträge um 210 auf 345. Deutlich mehr irakische 
Flüchtlinge haben laut Bundesinnenministerium 
einen Antrag auf Asyl gestellt und damit Serbien als 
Herkunftsland auf Platz eins verdrängt. An dritter 
Stelle hegt seit Monaten die Türkei 

(Azadi/jw, 15.8.2007) 

Präsidiale Zustimmung zum 
Zuwanderungsgesetz 

Bundespräsident Horst Köhler hat das geänderte 
Zuwanderungsgesetz unterschrieben, weil eine Prü¬ 
fung „keine durchgreifenden verfassungsrechtlichen 
Bedenken ergeben“ hätten. Die Novelle setzt 11 
EU-Richtlinien um und ändert das 2004 noch von 
Rot-Grün initiierte Zuwanderungsgesetz. Vor der 
Sommerpause war das Gesetz von Bundestag und 
Bundesrat verabschiedet worden und war bei der 
Opposition, in den Ländern und bei 
Migrant(inn)en-Organisationen auf heftige Kritik 
gestoßen. 

(Azadi/FR, 22.8.2008) 

Müntefering an Unternehmen: Stellt 
geduldete Flüchtlinge ein 

„Gerade in dieser Zeit deutlicher Bewegung am 
Arbeitsmarkt sollte dies möglich sein, auch zum 
Nutzen der Unternehmen selbst,“ heißt es in einem 
Schreiben von Bundesarbeitsminister Franz Münte¬ 
fering an die Wirtschaftsverbände. Er appelliert 
damit an die Unternehmen, vermehrt auch gedul¬ 
dete Flüchtlinge einzustellen. Etwa 175 000 von 
ihnen leben derzeit in Deutschland. Nach dem 
neuen Zuwanderungsgesetz wird ihnen ein Bleibe¬ 
recht eingeräumt. Die Verlängerung der Aufenthalts¬ 
erlaubnis über 2009 hinaus ist allerdings an eine 
eigenständige Sicherung des Lebensunterhalts 
geknüpft. 

(Azadi/FR, 24.8.2007) 
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Bundesamt droht Kurden mit Asyl¬ 
widerruf 

Angeblich „weitreichende“ Reformen in der Türkei 

Dem Kurden Kemal Y. kündigte das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge den Widerruf seiner 
„asylrechtlichen Begünstigung“ an. Die Behörde 
begründet ihre Maßnahme damit, dass sich „die 
innenpolitische Situation in der Türkei“ seit 1995 
aufgrund „weitreichender“ Reformen „wesentlich 
verändert“ habe, weshalb dem Asylbewerber „keine 
Verfolgung mehr“ drohe. Obwohl dieser in jenem 


Jahr wegen Unterstützungsleistungen für die PKK 
zu einer Haftstrafe von 3 Jahren und 9 Monaten 
verurteilt worden war, weswegen er vom Bundesamt 
eine asylrechtliche „Begünstigung“ erhalten hatte. 

Das Bundesamt stelle zudem fest, dass „auch 
keine Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 1 Auf¬ 
enthaltsgesetz (AufenthG) vorliegen“ würden. Nun 
soll Kemal Y. hierzu „in deutscher Sprache“ darle¬ 
gen, welche Gründe seiner Meinung nach einer 
„Rückkehr in Ihr Heimatland“ entgegenstehen. Dies 
wird seine Anwältin nun tun. 

(Azadi) 



USA planen gezielte Tötung kurdi¬ 
scher Kommandeure im Nordirak 

„Wir sind bereit für einen Militärschlag gegen den 
Nordirak“, verkündete Egemen Bagis, außenpoliti¬ 
scher Berater von Ministerpräsident Tayyip Erdo- 
gan. Man werde selbst losschlagen, sollte der US- 
amerikanische Verbündete nicht gegen Stützpunkte 
der PKK-Guerilla im Nordirak vorgehen. Vor eini¬ 
ger Zeit hatte Matt Bryza, ein für die Region zustän¬ 
diger Beamter des US-Außenministeriums öffentlich 
geäußert, dass sich die Einstellung der USA zur 
PKK „grundlegend gewandelt“ habe und konkrete 
Schritte gegen die Guerilla unmittelbar bevorstün¬ 
den. In der Ausgabe der Washington Post vom 30. 
Juli sickerten Details der Planungen für einen gegen 
die PKK gerichteten Angriff durch. Danach soll Eric 
Edelman, Unter staats Sekretär des Verteidigungsres¬ 
sorts, bereits führende Kongressmitglieder vertrau¬ 
lich über ein geplantes Kommandounternehmen der 
Streitkräfte unterrichtet haben. Ziel sei die gezielte 
Ausschaltung der wichtigsten Kommandeure der 
Guerilla, womit man die PKK „führungslos“ 
machen wolle. Auf diese Weise könne die kurdische 
Freiheitsbewegung geschwächt und ein Einmarsch 
in den Nordirak vermieden werden. Auf Anfrage 
des Fernsehsenders CNN Türk hieß es, dass die 
USA „die Bedrohung durch die PKK sehr ernst 
nehmen und gemeinsam mit der Türkei und dem 
Irak an einer Beseitigung der Bedrohung“ arbeiteten. 

Türkei zur Zahlung von Schmer¬ 
zensgeld verurteilt 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in 
Straßburg hat die Türkei erneut wegen Folter verur¬ 
teilt. So gab es am 31. Juli u.a. einem Kläger Recht, 


der im Jahre 2000 in einem Hochsicherheitsgefäng¬ 
nis in Istanbul mit Schlägen auf die Füße gefoltert 
wurde. Dem inzwischen in der Schweiz lebenden 
Betroffenen muss die türkische Regierung laut Urteil 
15 000 Euro Schmerzensgeld zahlen. 

(Azadi/ND, 1.8.207) 


Türkisches Parlament konstituiert 

Kurdische Abgeordnete: Politische Lösung in vereinigter 
Türkei 

Anlässlich der konstituierenden Sitzung des Parla¬ 
ments in Ankara am 4. August, haben die 20 Abge¬ 
ordneten der prokurdischen Partei für eine Demo- ■ 
kratische Gesellschaft (DTP) - anders noch als 1991 
- darauf verzichtet, der Eidesformel abweichend in 
kurdisch etwas hinzuzufügen. Seinerzeit hatte u. a. 
Leyla Zana gesagt: „Es lebe die Aussöhnung zwi¬ 
schen dem kurdischen und dem türkischen Volk“. 
Wegen „Separatismus“ wurde gegen die Parlamenta¬ 
rier ein Strafverfahren eingeleitet, das für Leyla Zana 
mit einer 10-jährigen Haftstrafe endete. „Wir wollen 
keinen eigenen Staat“, versicherte der DTP-Abge- 
ordnete Sirri Sakik, sondern wollen „unsere Pro¬ 
bleme in einer vereinten Türkei lösen“. Ahmet Türk, 
DTP-Vörsitzender, betonte: „Wir wünschen, dass 
Gewalt und Kämpfe ein Ende haben. Wir wollen 
eine Lösung auf friedlichem und demokratischem 
Weg.“ 

Jedoch: Die Gefechte zwischen türkischer 
Armee und der kurdischen Guerilla sind Anfang 
August wieder aufgeflammt; mehr als ein dutzend 
Tote sind hierbei zu beklagen. 

Insbesondere von der ebenfalls im Parlament 
vertretenen extrem nationalistischen MHP („Graue 
Wölfe“) schlägt den kurdischen Abgeordneten 


zu seite 1 


11 


ZUR SACHE: TÜRKEI 











Feindschaft entgegen. Trotzdem gaben sich die 
Chefs der beiden Fraktionen, die im Parlament 
nebeneinander sitzen, am Eröffnungstag die Hand. 

(Azadi/FR, 6.8.2007) 

Türkei macht Druck auf irakische 
Regierung gegen PKK 

Iranische Armee bombardiert kurdische Region 

Im Zentrum der Gespräche zwischen dem türki¬ 
schen Ministerpräsidenten Tayyip Erdogan und sei¬ 
nem irakischen Kollegen Nuri al-Maliki am 7. 
August in Ankara stand ein bilaterales Sicherheits¬ 
abkommen gegen „interne und externe terroristische 
Aktivitäten“. In erster Linie sind damit die Operatio¬ 
nen der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) gemeint, 
die im nordirakischen Kandilgebirge über Stütz¬ 
punkte verfügt. So erwarte die Türkei den Aus¬ 
tausch geheimdienstlicher Aufklärung, Auslieferung 
von Führungskadern, verstärkte Sicherheitsvorkeh¬ 
rungen an den Grenzen und ein präventives Vorge¬ 
hen der irakischen Armee gegen die PKK. Außer¬ 
dem soll PKK-Angehörigen und -Anhängern der 
„Ruheraum“ im kurdischen Nordirak genommen 
und ihre Kommunikationsstrukturen zerstört wer¬ 
den. „Die irakische Regierung hat dazu gar nicht die 
Mittel“, kommentierte der Mitarbeiter in der Türki¬ 
schen Stiftung für Wirtschaft, Politik und Forschung, 
Nihat Ali Ozean, die Forderungen der türkischen 
Regierung. Masud Barsani, Chef der kurdischen 
Autonomieregierung in Nordirak, hat bisher ein 
militärisches Vorgehen gegen die PKK mehrfach 
abgelehnt. 

Am 8. August reist Nuri al-Maliki weiter nach 
Teheran, wo möglicherweise ebenfalls über den 
Umgang mit der PKK gesprochen wird. Nach 
Angaben kurdischer Medien hat die iranische 
Armee nach Gefechten mit der Guerilla die Region 
Haci Umran im iranisch-irakischen Grenzgebiet 
bombardiert. 

Weil zwei kurdische Journalisten im iranischen 
Meriwan zum Tode verurteilt worden sind, kam es 
zu heftigen Protesten und Straßenschlachten. 

Dr. Mahmud Osman: PKK ist keine 
Terrororganisation 

“Wir haben offen erklärt, dass wir gegen eine Mili¬ 
täroperation der Türkei gegen die PKK in Kurdistan 
sind,” äußerte der kurdische Abgeordnete im iraki¬ 
schen Parlament, Dr. Mahmud Osman hinsichtlich 
der Unterzeichnung des geschlossenen Abkom¬ 
mens. „Seit fast hundert Jahren terrorisiert die Tür¬ 
kei das kurdische Volk und gibt den Kurden nicht 
die ihnen zustehenden Rechte. Deshalb ist es unlo¬ 


gisch, die PKK als Terrororganisation zu bezeich¬ 
nen. Denn die PKK kämpft gegen den Terror des 
türkischen Staates“, begründete er seine ablehnende 
Haltung und verweist darauf, dass diese Vereinba¬ 
rung dem Konsens widerspreche, der vor Malikis 
Besuch in der Türkei getroffen worden sei. 

Keine Beteiligung südkurdischer 
Streitkräfte an Krieg gegen PKK 

Der für die südkurdischen Streitkräfte zuständige 
Minister Seyh Cafer Seyh Mustafa glaubt nicht 
daran, „dass sich das Problem mit der PKK über 
einen Krieg lösen lässt“. Sollte die irakische Regie¬ 
rung einen Krieg gegen die PKK beschließen, werde 
man sich diesem nicht anschließen. 

(Azadi/ND/ÖP/ANF, 8.,10.,11.8.2007) 


“Hunderte unserer Funktionäre und Mitglieder 
befinden sich unter fadenscheinigen Vorwänden in 
türkischen Gefängnissen. Obwohl sie nur ihr verfas¬ 
sungsmäßig garantiertes Recht auf Meinungsfreiheit 
und politische Betätigung ausübten, sind sie inhaf¬ 
tiert,“ heißt es in einer Pressemitteilung der „Partei 
für eine demokratische Gesellschaft“ (DTP). In ihr 
wehrt sie sich auch gegen die Mitte August erfolgten 
Verhaftungen des DTP-Vorsitzenden von Siirt, 
Abdurrahman Tasci, sowie neun weiteren Parteimit¬ 
gliedern. Sie hatten 2001 gegen die Ermordung von 
zwei HADEP-Mitgliedern in U-Haft protestiert. Die ■ 
DTP wirft den Justizbehörden vor, mit zweierlei 
Maß zu messen, weil sich die mutmaßlichen Mörder 
der Beiden weiterhin auf freiem Fuß befinden. Der 
Europäische Menschenrechtsgerichtshof hatte die 
Türkei 2005 deswegen verurteilt, doch sind Ermitt¬ 
lungen im Sande verlaufen. 

(Azadi/jw, 16.8.2007) 

Verfassungsrechtliche Garantien für 

Auf i hr er ersten Fraktionssitzung hat die DTP einen 
verfassungsrechtlichen Schutz der kurdischen Kultur 
und Organisierungsfreiheit gefordert. Der Fraktions¬ 
vorsitzende Ahmet Türk erklärte, dass der Präsi¬ 
dentschaftskandidat Abdullah Gül in einem gemein¬ 
samen Gespräch keine eindeutige Aussage gemacht 
habe hinsichtlich der Lösung der kurdischen Frage. 
Zum neuen Verfassungsentwurf äußerte Türk, dass 
diese keine ideologische Verfassung mehr sein 
müsse, sondern eine der gesellschaftlichen Realität. 
“Eine Verfassung, die die Freiheit, Kultur und das 


Türkei setzt Repression gegen 
Kurden fort 


Kurden gefordert 
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Recht auf Organisierung der Kurden verleugnet, ist 
nicht zeitgemäß. Auch die Rechte der alevitischen 
Bürger müssen verfassungsrechtlich gewährleistet 
werden.” 

Zum Thema Hasankeyf meinte er, die beschlos¬ 
sene Überflutung der historischen Stätte resultiere 
aus einer Logik, die versuche, das geschichtliche 
und kulturelle Erbe zu vernichten. 

(Azadi/ÖP/ISKU, 21,.8.2007) 

Es bleibt dabei: Alle sind Türken 

Auch im neuen Verfassungsentwurf der AKP wird 
die Existenz von Kurden und anderen Völkern in 
der Türkei ignoriert und alle Bürger als Türken 

AZADI I J AZADI 

ÖZGÜRLÜK I II ^ÖZGÜRLÜK 

Arnaldo Otegi: Politische Konflikte 
nur mit Mitteln der Politik lösbar 

Baskische Bewegung vor historischer Herausforde¬ 
rung 

In stark gekürzter Version dokumentieren wir nachfol¬ 
gend ein Gespräch, das Inaki Iriondo von der baski- 
schen Tageszeitung GARA am 29. Juli mit dem poli¬ 
tischen Gefangenen Arnaldo Otegi, Sprecher der 
linken baskischen Unabhängigkeitsbewegung, geführt 
hat und das die junge weit in ihrer Ausgabe vom 4./5. 
August abdruckte. 

Auf die Frage nach dem Grund seiner Verhaftung 
am 8. Juni in Donostia (San Sebastian) auf dem 
Weg zu einer Pressekonferenz, vermutet Otegi, 
dass es „offensichtlich“ darum gegangen sei, 
„einen medienwirksamen Schlag zu führen“, der 
den Eindruck „von entschlossenem Handeln“ ver¬ 
mitteln sollte. Wie sein Leben im Gefängnis aus¬ 
sehe, beteuerte er, „so wie das aller anderen 
Gefangenen hier auch“. Er sei „einer mehr in 
deren Kollektiv“. Befragt nach der aktuellen politi¬ 
schen Lage, antwortete Otegi, dass „das Wichtig¬ 
ste“ sei, „dass der Dialog wieder aufgenommen“ 
werde, „um letztlich über Verhandlungen definitiv 
und im demokratischen Sinne den politischen 
Konflikt im Baskenland zu lösen.“ Befragt nach 
der Rolle, die er als inhaftierte Führungsperson 
spielen könne, räumte er ein, dass ihm derzeit 
durch die Gefangennahme zwar „die Bewegungs¬ 
freiheit, aber nicht die Fähigkeit, politische Bei¬ 
träge zu leisten“, fehle. Er müsse sich allerdings 
zunächst einmal „in den neuen Komplex einfü- 
gen“, um sich dann darüber klar zu werden, „dass 


bezeichnet. Der von sechs Verfassungsrechtlern ver¬ 
fasste 140 Artikel umfassende Entwurf, der die 
Putschfassung von 1982 ablösen soll, ist Minister¬ 
präsident Erdogan vorgelegt worden. Statt des bis¬ 
herigen Artikels 66 mit dem Wortlaut: “Jeder, der 
über das Staatsbürgertum an den türkischen Staat 
gebunden ist, ist Türke”, heißt es im entsprechenden 
Artikel des neuen Entwurfs, der eine Rückkehr zur 
Verfassung von 1924 darstellt, “im Hinblick auf das 
Staatsbürgertum wird zu jedem in der Türkei ohne 
Unterscheidung von Religion und Rasse ‘Türke’ 
gesagt.” 

(Azadf/ANF/ISKU, 22.8.2007) 
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politische Führungsarbeit nicht aus dem Gefängnis 
zu leisten“ sei. Sie sollte vielmehr „mit dem gan¬ 
zen Gefangenenkollektiv dazu beitragen, eine 
gerechte und dauerhafte Lösung im politischen 
Ko nf likt herbeizuführen.“ 

Woran seiner Meinung nach der jüngste Ver¬ 
such, zu einer Verhandlungslösung im Konflikt um 
das Baskenland zu kommen, gescheitert sei, führte 
Otegi aus, dass er nicht von einem Scheitern spre¬ 
chen möchte. Es könne ebenso gut formuliert wer¬ 
den, „dass wir ein Stück weitergekommen sind - 
auch wenn wir eine Einigung noch nicht geschafft 
haben“. Dies liege zum einen daran, „dass es auf 
der Seite der spanischen Regierung noch an Ehr¬ 
geiz und nötiger Reife“ mangele, weswegen man 
aber nicht aufgeben dürfe. Es müsse „weiter mit¬ 
einander geredet und auf dem bisher Erreichten 
aufgebaut werden.“ Fest stehe, dass es zum „Frie¬ 
densprozess keine Alternative“ gebe. „Auf Repres¬ 
sion und Konfrontation zu setzen“ habe keine 
Zukunft. Der Ko nflik t könne tatsächlich nur gelöst 
werden „mit einem politischen Abkommen, das 
dem Baskenland einen demokratischen Rahmen 
für seine Entscheidungen garantiert.“ Hierfür 
müsse aber „ein echter Wille zur Beseitigung der 
Ursachen vorhanden sein“, denn ein solcher Pro¬ 
zess lasse sich „unmöglich führen, ohne dass sich 
die spanische Regierung, ihr Premier und die staat¬ 
lichen Massenmedien bewegen“. Der Öffentlich¬ 
keit müsse erklärt werden, dass es sich hier um 
„ein politisches Problem“ handele, das sie mit 
„politischen Mitteln“ zu lösen habe. Solange man 
jedoch ,„Terroristenhysterie’“ schüre und von 
einem „drohenden Zerfall ,Großspaniens’“ rede, 
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werde Jegliche Geste Madrids in die richtige Rich¬ 
tung als Beginn einer ,Kapitulation Spaniens’ angese¬ 
hen“ werden. 

Befragt nach den gemachten Fehlern der linken 
Unabhängigkeitsbewegung, antwortet Otegi, dass 
„wir nach einem Schema vorgegangen sind, das zu 
absolut, zu wenig differenziert war“. Auch „wir 
wären gut beraten, unsere eigenen Ansichten weiter¬ 
zuentwickeln“. Es müsse ein Prozess ohne „einfach¬ 
ste Schwarz-Weiß-Denkerei“ geführt werden kön¬ 
nen. Hierbei stehe „das Erreichen eines 
Abkommens“ ganz „oben in der Wichtigkeitsskala.“ 
Man stehe „vor einer historischen Herausforderung, 
nämlich der Entwicklung einer organisatorischen, 
politischen und institutionellen Alternative, die die 
Mehrheit der baskischen Gesellschaft erreichen“ 
müsse. 

Xanana Gusmao: 

Vom Rebell zum Premier 

17 Jahre lang hat er den Befreiungskampf der Ostti- 
moresen geführt, 7 Jahre war er inhaftiert, bis im 
1999 die Indonesier aus diesem Gebiet abzogen. 
Jose Alexandre Gusmao, genannt Xanana Gusmao, 
kam frei. Er führte sein Land in die Unabhängigkeit, 
er wurde Präsident. Es war ihm dennoch nicht 
gelungen, die Lebensverhältnisse der Menschen zu 
ändern. Unzufriedene Soldaten verweigerten 2006 
den Befehl und desertierten. Es folgten Unruhen, die 
Xanana mit einer unglücklichen Rede verschärfte. 
„Ich bedauere das sehr“, sagt er heute. 

Nun ist er der neue Premier von Osttimor. „Ich 
werde all meine Energie darauf verwenden, die 
Unabhängigkeit zu verteidigen und die nationale 
Einheit zu konsolidieren“, erklärte er anlässlich sei¬ 
nes Amtseides. 

(Azadi/FR, 9.8.2007) 

Sinn Fein fordert Aufklärung der 
politischen Morde 

Gerry Adams, Präsident der Partei Sinn Fein, for¬ 
derte eine „unabhängige internationale Untersu¬ 
chungskommission“ zur Aufklärung über bis heute 
nicht geklärte Todesfälle während der 38 Jahre wäh¬ 
renden britischen Militärbesatzung im Norden 
Irlands. Unterstützt wurde er hierbei am 12. August 
von knapp zehntausend Personen, die unter dem 
Motto „Marsch für Wahrheit“ (March for truth) 
durch die Innenstadt von Belfast zogen. Hunderte 
Fotos von Angehörigen, Freunden oder Genossen , 
deren Todesumstände ungeklärt blieben, wurden 
gezeigt. Dem britischen Militär und den Geheim¬ 
diensten wird vorgeworfen, aufgrund zugespielter 


Dossiers Aktivisten von Sinn Fein und der Irisch- 
Republikanischen Armee (IRA) zum Abschuss frei¬ 
gegeben zu haben. So wurde einem ersten Bericht 
zufolge allein für die Jahre 1997 bis 2003 18 unge¬ 
klärte Morde registriert, deren Urheber in der Regel 
probritische Paramilitärs gewesen sind. Die meisten 
der ungeklärten Vorfälle mit insgesamt Hunderten 
Toten und Tausenden Verletzten haben sich in den 
1970er und 80er Jahren ereignet. Hunderte irische 
Aktivisten waren jahrzehntelang in Internierungsla¬ 
gern gefangengehalten, während nur in Ausnahme¬ 
fällen gegen Todesschwadrone ermittelt wurde. Sinn 
Fein fordert Aufklärung über 17 durch Plastikge¬ 
schosse getötete Menschen, darunter acht Kinder. 

(Azadi/jw, 14.8.2007) 

Einst Freiheitskämpfer, jetzt 
Gouverneur der Provinz Aceh 

Yusuf Irwandi. Der Mann, der einst als Mitglied 
und Chef des Geheimdienstes der Gerakan Aceh 
Merdeka“ (GAM, „Bewegung freies Aceh“) 
gekämpft und wegen angeblichen Landesverrats im 
Knast gesessen hatte, ist seit einem halben Jahr 
Gouverneur der indonesischen Provinz Aceh. Seine 
Freiheit verdankte der 47jährige Irwandi dem Tsu¬ 
nami von 2004, dem 238 der 278 Häftlinge zum 
Opfer gefallen waren. Ihn hatte die Welle auf das 
Dach geschleudert. Die Katastrophe brachte auch 
den Waffenstillstand, ein Friedensabkommen und 
eine Amnestie. Die GAM akzeptierte die Autono¬ 
mie Acehs in den Grenzen des indonesischen Staa¬ 
tes. „Beide Seiten waren so müde vom Krieg. Weil 
wir vertraglich Rechte bekamen, zum Beispiel 70 
Prozent des Öleinkommens, bin ich zufrieden“, so 
Yusuf Irwandi. Er hat den Menschen ein „sauberes 
Regieren“ versprochen und ein Verbot des Holzab¬ 
schlags. Er kritisiert zudem islamisches Recht: „Ich 
mag keinen Kopftuchzwang und Stockhiebe sind 
unmenschlich.“ Seine Amtszeit läuft bis 2012. „Das 
Allerwichtigste ist, dass der Frieden hält“, sagt der 
Gouverneur. 

(Azadi/FR, 14.8.2007) 
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AZADI unterstützt Kurdinnen und Kurden im Gefängnis, vor Gericht 
und bei Ermittlungsverfahren. Wofür wir Ihre/Eure Spenden u.a. verwenden, 
soll nachfolgend eine Auswahl aus August 2007 zeigen: 


Azadi hat Kurdinnen und Kurden in diesem Monat mit einem Gesamtbetrag von 661,01 € unter¬ 
stützt: In zwei Fällen wurden die Kosten für Bücherlieferungen an Gefangene übernommen, in ei¬ 
nem weiteren die Gebühren für ein Zeitungsabo. Ein Beschwerdeverfahren vor dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte bezüglich der 2001 durchgeführten Kampagne „Auch ich bin PKK- 
ler/in“ wurde von AzadT mit einem Betrag von 400,— € unterstützt; zwei weitere Organisationen be¬ 
teiligen sich finanziell ebenfalls an diesem Verfahren. Hintergrund und Begründung der Beschwer¬ 
de sind nachzulesen in unserer AzadT-infodienst-Ausgabe von Mai 2007 (Nr. 54). 

Ein von Azadi unterstützter Fall, in dem die Behörde einer baden-württembergischen Stadt den Kurden M.R. aus¬ 
gebürgert hatte, konnte in langwierigen Verfahren nun doch ein erfreuliches Ende finden: 


Im Februar 2005 hatte der Oberbürgermeister der 
Stadt M. den Kurden M.R. wieder ausgebürgert, 
weil sich M.R. bei Antragstellung durch „unrichtige“ 
oder „unvollständige“ Angaben die Einbürgerung 
„erschlichen“ haben soll. Das Landesamt für Verfas¬ 
sungsschutz war zuvor an die Behörde herangetre¬ 
ten, um darüber zu informieren, dass der Betroffene 
im Jahre 2001 die Selbsterklärung „Auch ich bin 
PKKler“ unterschrieben habe. Folglich habe er auch 
die für eine Einbürgerung erforderliche Loyalitätser¬ 
klärung, die PKK nicht mehr zu unterstützen, nicht 
abgegeben. Er hätte wissen müssen, dass die Kam¬ 
pagne aufgrund des Betätigungsverbotes im Wider¬ 
spruch zu den „Grundsätzen der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung des Grundgesetzes“ 
gestanden habe. Gegen diese Verfügung hatte M.R. 
Widerspruch eingelegt, der zwar vom zuständigen 
Verwaltungsgericht als zulässig, aber unbegründet 
beschieden wurde. Die Richter bestätigten die Aus¬ 
bürgerungsbegründung des Oberbürgermeisters der 
Stadt M. Sie verwiesen in ihrem Urteil auch auf die 
politische Vorgeschichte von M.R., mit der dieser als 
Asylbewerber anerkannt worden war. Die sich zum 
„revolutionären Marxismus-Leninismus“ beken¬ 


nende Organisation, der er in der Türkei angehört 
habe, gelte dort als „illegale Organisation“ und 
erfülle den Straftatbestand der „bewaffneten Bande“. 
Weil deren Veranstaltungen und Aktionen in der 
BRD jedoch laut Verfassungsschutz „überwiegend 
friedlich“ verlaufen seien, hätten sich für die Einbür¬ 
gerungsbehörde keine Verdachtsmomente ergeben. 
Erst die Unterzeichnung der PKK-Selbstbezichti- 
gung hätte entsprechende Ermittlungen erforderlich 
gemacht. 

Nicht nur, dass M.R. durch diese Entscheidung 
arbeitslos wurde, die Ausländerbehörde weigerte 
sich, seinen früheren Status als anerkannter Flücht¬ 
ling wieder zu akzeptieren und i hm den Flüchtlings¬ 
ausweis zurückzugeben. Vielmehr forderte sie ihn 
auf, sich in der Türkei wieder einbürgern zu lassen 
und dann einen türkischen Pass vorzulegen. 
Hiergegen wurde erneut juristisch vorgegangen. 
Bevor am 24. Juli 2007 eine mündliche Anhörung 
von M.R. vor dem Verwaltungsgericht stattfinden 
sollte, erklärte sich die städtische Behörde bereit, die 
Rücknahme der Einbürgerung aufzuheben, so dass 
der Kurde unverändert deutscher Staatsangehöriger 
bleibt. 


Ich möchte Fördermitglied des Vereins AZADI e.V. werden. 

Name:,_ 

Straße:_ 

PLZ/Ort: 


Mein Beitrag beträgt € im Monat 

Mindestbeiträge: Einzelpersonen € 5,— Arbeitslose, Student/inn/en, 
Schüler/innen € 3,— Organisationen (bundesweit) € 15,— 


Einzugsermächtigung: 

Bank!_ 

BLZ:_ 

Konto:,_ 

Ort/Daturm_ 

Unterschrift: 


Bitte ausschneiden und einsenden an: AZADI e.V., Graf-Adolf-Str. 70A, 40210 Düsseldorf 
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infodienst nr.58 

September 2007 


In eigener Sache: 

Der AZADI infodienst 
erscheint regelmäßig. Der Ver¬ 
sand erfolgt per E-Mail. Auf 
Anfrage wird er gegen Kopier- 
und Portokosten auch per Post 
verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. 
Herausgeber ist AZADI e.V. 
Der Verein ist als gemein¬ 
nützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheini¬ 
gungen können ausgestellt 
werden. AZADI e.V. 
unterstützt diejenigen Per¬ 
sonen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betä¬ 
tigung für das Selbstbestim¬ 
mungsrecht des kurdischen 
Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. Die prakti¬ 
sche Arbeit von AZADI ist die 
finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfah¬ 
ren, informieren Sie uns 
bitte werden Sie Förder¬ 
mitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestella¬ 
dresse: 

AZADI e.V. 
Graf-Adolf-Str. 70A 
40210 Düsseldorf 
Tel. 0211/8302908 

E-Mail:azadi@t-online.de 
Internet: w ww. nadir. org/azadi/ 

V. i. S. d. P.: Monika Morres 
Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8035 782 600 


Aus dem Inhalt: 

I- 2 Festival 2007 
3 Verbotspraxis 

4-5 Verurteilung/Gerichtsurteile 
6-8 Repression 

9 Asyl- und Migrationspolitik 

10 Zur Sache: Türke 

II- 12 Internationalismus 


1. September-Festival: 
Hoffnung auf eine friedliche Lösung 
der kurdischen Frage und 
Freiheit für Abdullah Öcalan 

Am 1. September, dem Antikriegstag, fand in Gelsenkirchen das 15. 
Internationale Kurdische Kultur-Festival statt, das wieder von zehntau- 
senden von Menschen aus allen Teilen Europas besucht wurde. 

Wie Mehmet Demir, Vorsitzender der Föderation kurdischer Vereine in 
Deutschland, YEK-KOM, teilte in seiner Begrüßungsrede mit, dass etwa 
40 Busse mit Festivalteilnehmern von der deutschen Polizei an den 
Grenzen nach Holland, Dänemark, Frankreich und Luxemburg aufge¬ 
halten worden sind. Demir rief die europäischen Staaten und insbeson¬ 
dere die Bundesrepublik auf, ihre Repressionspolitik gegen die Kurden 
einzustellen. 

Neben musikalischen Darbietungen und dem Verlesen von Grußworten, 
u. a. von Abdullah Öcalan, nahmen auch Gäste aus verschiedenen euro¬ 
päischen Ländern an der Veranstaltung teil und vermittelten in Rede¬ 
beiträgen ihre Sicht auf die kurdische Frage. 

So Hywel Williams. Er war Lektor, Sozialarbeiter und Schriftsteller, 
bevor er ins Parlament für den Bezirk Coernarfon (Wales) gewählt 
wurde. Hauptsächlich beschäftigt er sich mit Kultur und der walisischen 
Sprache. Seit 10 Jahren unterstützt er aktiv den Kampf der Kurdinnen 
und Kurden 

So Francie Brolly von Sinn Fein. Er ist Mitglied der gesetzgebenden Ver¬ 
sammlung von Nordirland und seit 30 Jahren politisch aktiv. Mit seiner 
Ehefrau Ann setzt er sich sehr stark für die Förderung der irischen 
Sprache ein. 

So Joey Moses, Rechtsanwalt aus Südafrika. Er nahm 2005 an einer 
internationalen Anwaltsdelegation teil, die die Menschenrechtslage in 
der Türkei und die Haftbedingungen von Abdullah Öcalan untersuchte. 

So Jordi Perales Gimenez. Er arbeitet in Brüssel in der Gruppe "Inter¬ 
nationale Beziehungen" des Büros der Republikanischen Linken Kata¬ 
loniens. 

So Vidar Birkeland, Mitglied der regierenden Arbeiterpartei in Nor¬ 
wegen. Er ist Anwalt und Vorsitzender des Rates für die Rechte der 
Kurden. Zuletzt nahm er an der Beobachterdelegation zu den Parla¬ 
mentswahlen in der Türkei teil. 







So Katina Schubert, stellvertretende Vorsitzende der LINKSPARTEI, deren Redebeitrag wir 
nachfolgend dokumentieren: 

"Liebe Freundinnen und Freunde, 
meine Damen und Herren, 

ich freue mich sehr darüber, den heutigen Weltfriedenstag in Eurer 
Mitte zu verbringen. Ich glaube, dass wir alle hier die tiefe Überzeu¬ 
gung teilen, dass wir nur mit friedlichen Mitteln Frieden und Freiheit 
wahren und herstellen können. 

Die PDS bzw. die Linkspartei.PDS war über viele Jahre mit den ver¬ 
folgten und Repressionen ausgesetzten kurdischen demokratischen 
Parteien solidarisch. 

DIE LINKE wird diese Tradition weiterführen und wir sind froh, dass Kurdinnen und Kurden Mit¬ 
glieder und auch Mandatsträger unserer Partei sind. Erstmals seit Beginn der 90-er Jahre ist im türki¬ 
schen Parlament wieder eine Fraktion von kurdischen und sozialistischen Abgeordneten vertreten. Sie 
gibt den bislang Stimmlosen der kurdischen Bevölkerung, den Frauen und der Friedensbewegung, den 
Arbeitenden und Arbeitslosen, eine öffentliche Stimme. Ich persönlich freue mich sehr, dass acht 
Frauen darunter sind. DIE LINKE und die Partei der Europäischen Linken werden wachsam sein, 
damit die neu gewählten kurdischen und linken Abgeordneten ihre Meinung im türkischen Parlament 
frei und ohne Angst vor Repressalien äußern können. 

Wir treten für offene Beitrittsverhandlungen der EU mit der Türkei gemäß den Kopenhagener Krite¬ 
rien ein. Wir mahnen alle Beteiligten dazu, sich konkret an diesen Kriterien abzuarbeiten und sich 
nicht einer verlogenen Debatte über abendländische Kultur hinzugeben. Fest steht aber, dass sich die 
Haltung der Türkei ihren religiösen und ethnischen Minderheiten gegenüber wesentlich ändern muss. 
Menschenrechte sind unteilbar! Ohne einen Stopp der Unterdrückung und ohne die Gewährleistung 
demokratischer und kultureller Rechte für die Kurden werden wir uns nicht für einen EU-Beitritt der 
Türkei einsetzen. 

Wir möchten Euch dazu ermutigen - und darin habt ihr unsere Unterstützung - gegen den Paragraphen 
301 des türkischen Strafgesetzbuches einzutreten. Dieser Gummiparagraph richtet sich gegen die Min¬ 
derheiten der Türkei und ist eines Rechtsstaates nicht würdig. Zusammen mit allen Demokraten in der 
Türkei kann dieser Kampf gewonnen werden. Doch so wie sich Dinge in der Türkei ändern müssen, 
so müssen sich auch die westlichen Demokratien und Europa fragen lassen: Wie gehen wir mit Min¬ 
derheiten um? 

Noch immer, und seit der Verschärfung des Zuwanderungsgesetzes erst recht, gelten Migrantinnen 
und Migranten als Bedrohung, ist rassistische und rechtsextremistische Gewalt an der Tagesordnung. 
Noch immer wird genau diese Gewalt verharmlost. Rechtsextremismus und Rassismus reichen bis 
weit in die Mitte unserer Gesellschaft und sie werden auch noch genährt durch eine offizielle Politik, 
die nicht auf gleiche Rechte für alle, sondern auf Ausgrenzung und Diskriminierung von Migranten 
setzt. 

Deshalb gilt: Der Westen ist nicht die Insel der Seligen - auch wir haben noch einen weiten Weg zu 
einer friedlichen, solidarischen, ökologischen und emanzipierten Gesellschaft vor uns. DIE LINKE 
macht konkrete Vorschläge, um diesem Ziel näher zu kommen. Wir wollen ein demokratisches, an den 
Interessen der Einwandernden und an den Menschenrechten orientiertes Einwanderungsrecht. Wir tre¬ 
ten entschieden gegen die Militarisierung der deutschen Außenpolitik auf. 

Die Regierung der Vereinigten Staaten- aber auch die deutsche und die türkische- führen die Werte 
der Demokratie und der Menschenrechte im Munde, wenn sie ihre Kriege und Militäreinsätze recht- 
fertigen. Aber welchen Sinn macht es, Menschenrechtsverletzungen mit eben diesen zu beantworten? 
Es gibt keine Kriege für Frieden, Demokratie und Menschenrechte! Die Völker überall auf der Welt 
brauchen nicht Krieg und Gewalt, sondern Brot, Obdach, soziale Gerechtigkeit, Bildung, Freiheit und 
Demokratie. Dafür streitet die LINKSPARTEI und dafür möchte sie mit euch zusammen kämpfen." 
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Bundesamt widerruft Asylanerkennung: 

Keine Dorfschützer, keine Folter, keine Dorfräumung - prima Klima in der Türkei 

Weil sich angeblich "nach der Verhaftung des PKK-Führers Öcalan 1999 die Lage im Südosten der Türkei deut¬ 
lich beruhigt" habe und 2002 "der Notstand in den letzten Provinzen aufgehoben" worden sind, widerrief das 
Bundesamt für Migration die asylrechtliche Anerkennung des Kurden Vasfi T. 
Zwar hätten "seit 2004 die bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen der PKK/KADEK, jetzt KHK/KON- 
GRA-GEL und den Sicherheitskräften in einigen der mehrheitlich von Kurden bewohnten Provinzen" wieder 
zugenommen, doch bliebe die Zivilbevölkerung "hiervon weitgehend unberührt". 
Nach Auffassung des Bundesamtes würden "seit Jahren" keine "vorübergehende Dorfschützer mehr rekrutiert" 
und "keine Dörfer mehr geräumt". Außerdem seien "zahlreiche Reformen" erfolgt. 
"Mit hinreichender Sicherheit" könne ausgeschlossen werden, dass bei dem Kurden im Falle einer Rüc kk ehr in 
die Türkei "asylrelevante Verfolgungsmaßnahmen drohten", zumal er ja "nur marginal politisch tätig" gewesen 
sei. Zwar seien die "seinerseits vorgetragenen Aktivitäten als Unterstützungshandlungen für die illegale ERNK 
(PKK) zu werten", die "bisher nach Art. 169 TStGB strafbar gewesen" waren, es sei aber "nicht ersichtlich, ob 
"der Ausländer überhaupt für seine Aktivitäten bestraft" worden sei. Weil er "Unterstützung im Zusammenhang 
mit Waffen" weder "geleistet" habe noch ihm vorgeworfen werde, kö nn e er nach Auffassung des Bundesamtes 
getrost in die Türkei zurückkehren. Und schlussendlich: Weil auch in der Türkei die "Nulltoleranzgrenze gegen¬ 
über der Anwendung von Folter" gelte, müsse er sich keine Gedanken um Gefahr für Leib und Leben machen. 
Was von letztgenannter Behauptung zu halten ist, kann unter der Rubrik "Zur Sache: Türkei" nachgelesen wer¬ 
den. (Azadi) 


Bundesamt gegen Migration und Flüchtlinge: 

Osman M. wird Asylwiderruf angedroht 

"Für Personen, die die militante staatsfeindliche Organisationen wie die damalige PKK unterstützt haben oder 
haben sollen, besteht bei Rückkehr aufgrund der zwischenzeitlich in der Türkei eingetretenen substanziellen 
Verbesserungen in Bezug auf die Menschenrechte i.d.R. keine beachtliche Wahrscheinlichkeit menschenrechts¬ 
widriger Behandlung oder Folter." Diese Aussage trifft das Bundesamt im Falle des Kurden Osman M. und 
droht in seinem Bescheid mit der Einleitung seines Asyl-Widerrufs. Vorsorglich weist die Behörde daraufhin, 
dass sich "auch die medizinische Versorgung in der Türkei in den letzten Jahren erheblich verbessert" habe, so 
dass diese "grundsätzlich" gewährleistet sei und in den Metropolen "westeuropäischen Standard erreicht" habe. 
(Azadi) 


Frankfurter Finanzamt entzieht kurdischem Verein die Gemeinnützigkeit: 
YEK-KOM wird als "verfassungsfeindliche" Organisation stigmatisiert 


Das Finanzamt III der Stadt Frankfurt/M. hat Anfang August 2007 entschieden, dem Mesopotamischen Kultur¬ 
zentrum e.V. die Gemeinnützigkeit zu entziehen. Begründet wird diese Maßnahme u.a. damit, dass dem Finanz¬ 
amt im November 2006 bekannt geworden sei, dass es "personelle und ideelle Ver¬ 
flechtungen" zwischen dem Verein "und der Organisation YEK-KOM" gebe, 
"welche durch ihre Verbindungen zum Volkskongress Kurdistans (KONGRA- 
GEL), ehemals Arbeiterpartei Kurdistans (PKK)", als verfassungsfeindlich einzu¬ 
stufen" sei. Wie die Behörde weiter ausführt, habe die Organisation im Jahre 2002 
"den Namen durch eine Umbenennung in Freiheits- und Demokratiekongress (KADEK)" gewechselt und seit 
November 2003 firmiere sie "nun unter KONGRA-GEL". Das Betätigungsverbot erstrecke sich "auch auf den 
KONGRA-GEL." Daraufhin habe das Finanzamt "für die Streitjahre" eine Steuerbegünstigung versagt. Der 
Verein halte sich "durch die inhaltlichen und personellen Verflechtungen mit der YEK-KOM im Rahmen seiner 
tatsächlichen Geschäftsführung nicht an die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik Deutschland 
(BRD)". Außerdem habe der Verein "Mitgliedsbeiträge an die YEK-KOM gezahlt" und durch die "Mittel¬ 
weitergabe an eine nicht steuerbegünstigte Organisation gegen das Gebot der Selbstlosigkeit verstoßen." Das 
schließe eine steuerliche Begünstigung aus. 


YEK-KOM 


Gegen diese Entscheidung wurde im Dezember 2006 Einspruch eingelegt. Mitnichten handele es sich bei 
YEK-KOM um eine verfassungsfeindliche Organisation. Der Vereinsvorsitzende habe "immer dafür gesorgt", 
dass Kundgebungen und Demonstrationen friedlich verlaufen und es nicht "zum Tragen verbotener Symbole" 
kommt. Das vom Finanzamt angeführte Newroz-Fest sei "eine kulturelle und keine politische Veranstaltung". 
Außerdem seien verschiedene Vereinsmitglieder zugleich auch Mitglieder in demokratischen deutschen Par¬ 
teien. 

Das Finanzamt wies den Einspruch zurück und blieb bei seiner Einschätzung und der Nichtzuerkennung der 
Gemeinnützigkeit. Die Behörde hob zudem hervor, dass eine im Tätigkeitsbericht des Vereins von 2003 
erwähnte "Informationsveranstaltung mit Diskussionsrunde über den Stand der juristischen Bemühungen um 
die Haftbedingungen und die Freilassung des PKK-Mitbegründers Öcalan" einen "weiteren wichtigen Anknüp¬ 
fungspunkt zur ideologischen Ausrichtung des Vereins sowie zu den ideologischen Verflechtungen" darstelle. 
Außerdem habe eine Teilnahme an den Newroz-Veranstaltungen "neben kulturellen auch politische Hinter¬ 
gründe". YEK-KOM habe selbst dazu aufgerufen, die Stimme zu erheben "für eine politische Lösung der kur¬ 
dischen Frage, die Freiheit von Abdullah Öcalan und aller politischen Gefangenen." Daher seien politische 
Meinungsäußerungen "beabsichtigt". Sie träten "nicht nur zufällig" auf. (Azadi) 
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Bundesanwaltschaft erhebt § 129a-Anklage gegen Muharrem A. 

Die Bundesanwaltschaft (BAW) hat mit Presseerklärung vom 11. September kundgetan, dass sie vor dem 
Staatsschutzsenat des Kammergerichts Berlin Anklage gegen den 58-jährigen Kurden Muharrem A. erhoben 
hat. Sie verdächtigt ihn der Mitgliedschaft in einer "terroristischen" Vereinigung (§129a StGB). Er soll von 
Februar 1994 bis Februar 1995 als hauptamtlicher Kader für die "PKK-Region Bayern" und Teilen von Baden- 
Württemberg verantwortlich gewesen sein. In dieser Funktion habe er dem "Funktionärskörper der PKK in 
Deutschland" angehört und sei verantwortlich zu machen für die "bundesweite Begehung von Gewaltaktionen, 
insbesondere Brandanschläge gegen türkische und deutsche Einrichtungen." 
Muharrem A. war am 7. März 2007 aufgrund eines Haftbefehls des Ermittlungsrichters beim Bundesgerichts¬ 
hof vom 23. 9. 1999 durch Beamte des FKA Berlin fest- und am folgenden Tag in U-Haft genommen worden. 
Erst Anfang dieses Jahres wurde der 57-jährige Kurde Hasan K. vom Oberlandesgericht Fra nk furt/M. zu einer 
Freiheitsstrafe von 2 Jahren und 3 Monaten verurteilt. Die Richter sahen es als erwiesen an, dass K. im Zei¬ 
traum Mai 1993 bis April 1994 als Funktionär der seinerzeit noch als terroristisch eingestuften PKK tätig gewe¬ 
sen sei. (Azadi) 

Schluss mit der Kriminalisierung 
der Kurden in Deutschland! 

v_ ) 


Hamburg: Zwei Jahre auf Bewährung für Brandanschlag 

Der Brandanschlag auf das türkisch-nationale Kulturzentrum Atatürk wurde in letzter Minute vereitelt - der 
Verfassungsschutz hatte am 15. März dieses Jahres das Gebäude an der Gotenstraße sowie verdächtige Perso¬ 
nen observiert. Vier Kurden, zwei Männer und zwei Frauen, wurden in einem Ford Transit festgenommen, in 
dem sich drei Molotowcocktails befanden. 

"Das Ganze stand kurz vor dem Beginn des Versuchs", erläuterte der Vorsitzende Richter, als das Urteil ver¬ 
kündet wird: jeweils zwei Jahre Haft auf Bewährung, u. a. wegen Verabredung zu einem Verbrechen (zur 
Brandstiftung) für die vier Angeklagten, die zwischen 22 und 32 Jahre alt sind. 

Mit Applaus honorierten die Angehörigen und Freunde das Urteil. Dass das komplexe Verfahren so schnell zu 
Ende ging, ist das Ergebnis eines so genannten "Deals": eine vom Bundesgerichtshof abgesegnete Form einer 
Absprache zwischen den Beteiligten. Sie spart der Justiz Zeit und Geld, den Beteiligten beschert sie bei 
Geständnissen mildere Strafen. Sechs Monate saßen die bisher unbestraften Angeklagten in Untersuchungs¬ 
haft. Ihr Motiv: Eine Aktion gegen türkisch-nationale Ziele, die zuvor von der Europazentrale der kurdischen 
Arbeiterpartei PKK angeordnet worden. 

Die Angeklagten nahmen die Urteile an. (Hamburger Abendblatt, 6.9.2007) 

Göppingen: Kurden wegen Brandanschlags 

auf Verein der türkischen "Graue Wölfe" verurteilt 


Vor dem Ulmer Fandgericht begann am 10. September der Prozess gegen vier Kurden, die im März einen 
Brandanschlag auf das Gebäude eines türkischen Vereins in Göppingen verübt haben. 
Zuhörer mussten eine Sicherheitsschleuse passieren, bevor sie in den Saal durften. Polizeibeamte in Zivil lie¬ 
ßen die Besucher, darunter Angehörige der Angeklagten, nicht aus den Augen. Der Grund für so viel Vorsicht: 
Vier Kurden im Alter zwischen 20 und 27 Jahren müssen sich wegen eines Brandanschlags auf den "Türki¬ 
schen Idealistenverein" in Göppingen verantworten. Die geständigen Männer haben in der Nacht zum 21. März 
sechs Molotow-Cocktails gegen das Gebäude geschleudert. Ein Brandsatz durchschlug ein Fenster im Erdge¬ 
schoss, verletzt wurde niemand. Die Anklage wiegt schwer: Die Staatsanwaltschaft wirft den Kurden versuchte 
schwere Brandstiftung vor - und versuchten Mord in sieben Fällen, da in dem Gebäude eine fünfköpfige Fami¬ 
lie wohnt und sich in jener Nacht zwei Gäste in dem Haus aufhielten. Vor Gericht räumten die Angeklagten ein, 
dies gewusst zu haben. Sie beteuerten allerdings, sie hätten nicht die Absicht gehabt, Menschen zu verletzen 
oder zu töten. Nach Überzeugung der Anklage nahmen die Täter aber genau das billigend in Kauf. 
Am ersten Verhandlungstag gab die Schwurgerichtskammer den Männern ausreichend Gelegenheit, den Tather¬ 
gang zu schildern. Die Kurden widersprachen sich einander öfter, den Brandanschlag selbst stellten sie aber 
nicht in Frage. Es sei bei der Tat um einen Racheakt gegangen - als Antwort auf Demütigungen, die sie beim 
Göppinger Stadtfest 2006 durch Mitglieder der rechtsextrem-nationalistischen Gruppe "Graue Wölfe" hätten 
erdulden müssen. Den "Türkischen Idealistenvereinen" in Deutschland wird nachgesagt, den "Grauen Wölfen" 
politisch nahe zu stehen. Angehörige des Staatsschutzes, die als Zeugen in dem Prozess aussagten, vermuten 
jedoch hinter dem Anschlag den "langen Schatten" der PKK. Den Namen eines Angeklagten hatten die Ermitt¬ 
ler auf einer Mitgliedsliste der PKK in Stuttgart entdeckt. Der 27-Jährige muss sich demnächst wegen eines 
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weiteren Brandanschlags verantworten, der am 2. März in Esslingen verübt wurde. 

Die Staatsschützer gehen von einem politischen Hintergrund der Taten aus, weil diese am Tag des kurdisch 
Neujahrsfest (Newroz) begangen worden seien. 

Den Angeklagten war die Polizei auf die Spur gekommen, weil drei von ihnen an einer Aral-Tankstelle in Eis¬ 
lingen u. a. vier Flaschen der relativ seltenen Biersorte "Helfensteiner" gekauft hätten. Das ausgeliehene Tat¬ 
fahrzeug sei von einer der neun Video-Kameras der Tankstelle gefilmt worden. 
Am 13. September verurteilte das LG Ulm die Kurden im Alter von 20 bis 27 Jahren zu mehrjährigen Haftstra¬ 
fen und sah es als erwiesen an, dass die Angeklagten Ende März sechs Molotow-Cocktails auf das Gebäude des 
türkischen Vereins geworfen haben. Verletzte hat es nicht gegeben. 

(Göppinger Kreisnachrichten/FR, 11.,14.9.2007) 


Berlin: Molotowcocktails gegen türkisches Lokal 
Prozesseröffnung gegen fünf Kurden 

Vor dem Berliner Landgericht stehen fünf Kurden im Alter von 17 bis 23 Jahren, die am 20. März 
Molotowcocktails auf ein türkisches Lokal "Teke tek" (Mann gegen Mann) in Berlin-Neukölln 
geworfen haben sollen. Laut Anklage hätten sie auf das Schicksal von Abdullah Öcalan aufmerk¬ 
sam machen wollen. Ihnen wird nun versuchte schwere Brandstiftung, versuchte gefährliche Kör¬ 
perverletzung sowie Verstöße gegen das Waffen- und Vereinsgesetz zur Last gelegt. Der Anklage 
zufolge hätten die Kurden entzündete Brandsätze in den Eingangsbereich und ins Schaufenster des 
Lokals geworfen und "Biji Serok Apo" (Es lebe der Vorsitzende Abdullah Öcalan) gerufen. Außer¬ 
dem soll einer einen Aufkleber "Wer Öcalan vergiftet, schürt den Krieg" am Tatort befestigt 
haben. Durch zufällig vorbeikommende Zivilpolizisten seien vier Jugendliche noch in der Nacht 
verhaftet worden; den fünften nahm die Polizei fest, als dieser das zur Flucht benutzte Auto 
abholte. 

Über den politischen Hintergrund erfuhren die Beobachter bei der Eröffnung der Hauptverhandlung wenig, 
weil kurz nach Prozessbeginn das Gericht entschieden hatte, dem Antrag eines Verteidigers des 17-jährigen 
Angeklagten zu entsprechen und die Öffentlichkeit, auszuschließen. 

Den Antrag des Verteidigers Moritz, der die Interessen des 22-jährigen Mehmet A. vertritt, lehnte das Gericht 
ab. Dieser hatte gefordert, aus Fürsorge für seinen Mandanten jegliche Mitteilung über das Verfahren zu ver¬ 
hindern, weil er als identifizierter PKK-Anhänger bei seiner Einreise in die Türkei Befragungen durch den tür¬ 
kischen Geheimdienst MIT sowie Folter zu befürchten hätte. (taz Berlin, 19.9.2007) 


Bundesverwaltungsgericht klärt umstrittene Frage im Zuwanderungsgesetz: 
Abschiebungsandrohung bei Krankheit rechtswidrig 

Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) in Leipzig hat mit dem am 12. September veröffentlichten 
Urteil entschieden, dass eine vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge gegenüber einem Asyl¬ 
bewerber ausgesprochene Androhung der Abschiebung in sein Heimatland aufzuheben ist, wenn nach¬ 
träglich im gerichtlichen Verfahren ein Abschiebungsverbot wegen erheblicher konkreter Gefahr für 
Leib, Leben oder Freiheit (§ 60 Abs. 7 Satz 1 Aufenthaltsgesetz - AufenthG -) festgesteht wird. Damit 
wurde eine seit Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes im Jahre 2005 umstrittene Frage geklärt. Das 
Gericht hat jetzt entschieden, dass nach der neuen Rechtslage in derartigen Fähen die vom Bundesamt 
ausgesprochene Androhung der Abschiebung in diesen Staat - anders als früher - stets aufzuheben ist. 
Dies ergebe sich nach Auffassung des 10. Senats aus dem kürzlich in Kraft getretenen Gesetz zur 
Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der EU vom 19. August 2007, wonach allein 
das Bundesamt für die Feststellung sämtlicher zielstaatsbezogener Abschiebungsverbote bei Asylbe¬ 
werbern zuständig ist. Folglich hat das Bundesamt - und nicht wie früher die Ausländerbehörde - 
auch das in Ausnahmefällen behördliche Ermessen im Rahmen der Soll-Vorschrift des § 60 AufenthG 
auszuüben. Somit kann auch bei Feststellung eines Abschiebeverbots die Androhung der Abschiebung 
keinen Bestand mehr haben. 

Der Entscheidung zugrunde lag der Fall eines aus Aserbaidschan stammenden Ehepaares armenischer 
Abstammung. Im Berufüngsverfahren ihrer Asylklagen hatten die Eheleute gehend gemacht, dass sie 
nicht nach Aserbaidschan abgeschoben werden dürften, weil sie aufgrund dort erlittener Übergriffe an 
einer posttraumatischen Belastungsstörung litten, die sich im Falle einer Rückkehr erheblich ver¬ 
schlimmern würde. Das Oberverwaltungsgericht Weimar hatte die vorgelegten fachärztlichen Atteste 
nicht für ausreichend gehalten und das Vorliegen von Abschiebungsverboten verneint. Darin sah das 
BVerwG im Falle des Ehemannes einen Verfahrensmangel und hat die Sache an das OVerwG zurück 
verwiesen. Die Revision der Ehefrau wurde abgewiesen. 

Aktenzeichen: BVerwG 10 C 8.07 
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Was ist eine „terroristische Vereinigung“? 

Grundsätzliche Entscheidung des BGH erwartet 

Vor dem 5. Oktober ist mit einer Entscheidung des zuständigen Strafsenats des Bundesgerichtshofs 
(BGH) über die Beschwerde der Bundesanwaltschaft (BAW) gegen die Haftverschonung von Andrej 
H. nicht zu rechnen. Der Soziologe gehört zu den sieben Beschuldigten, die angeblich Mitglieder 
einer „terroristischen Vereinigung“ sein sollen. Drei von ihnen befinden sich seit ihrer Verhaftung am 
31. Juli derzeit noch in U-Haft. Die BAW behauptet, die Betroffenen seien Mitglieder der seit Jahren 
aktiven „militanten gruppe“. 

Nach Aussage von Andrej H.’s Verteidigerin, Rechtsanwältin Christina Klemm, will der BGH offen¬ 
bar einige Grundsatzfragen klären. Man wolle sich grundsätzlich mit den Voraussetzungen der 
Annahme eines dringenden Tatverdachts im Sinne des § 129a Strafgesetzbuch auseinandersetzen. 
Außerdem soll es auch um die Voraussetzungen für die Eingruppierung einer Vereinigung als terro¬ 
ristische Vereinigung gehen. Seit der Änderung des § 129a im Jahre 2002 soll z. B. nicht mehr jeder 
als „Terrorist“ verfolgt werden, der Brand- oder Sprengstoffanschläge begeht. „Die Bundesanwalt¬ 
schaft hat sich mit dem Konstrukt der terroristischen Vereinigung völlig verrannt“, sagte Völker Eick, 
Sprecher des Bündnisses für die Einstellung des 129a-Verfahrens. „Was immer weiter entschieden 
wird, wir fordern nachdrücklich die Freilassung von Oliver, Florian und Axel.“ 
(Azadi/ND, 31.8.2007) 


Wer die Freiheit aufgibt, um Sicherheit zu gewinnen, 

verdient weder Sicherheit noch Freiheit. 

(Benjamin Franklin) 


Bist du für oder gegen uns? 

Heute Freiheitskämpfer - morgen Terrorist 

“Es ist oft nützlich, einen Blick in gute Geschichtsbücher zu werfen, um die Gegen¬ 
wart besser zu begreifen. Der Begriff Terrorismus hat demnach seinen Ursprung in 
dem französischen Wort terreur, welches die Gewaltherrschaft der neuen staatlichen 
Machthaber in Folge der französischen Revolution bezeichnete. Während des Zwei¬ 
ten Weltkriegs wurden Partisanen und Widerstandskämpfer, die sich gegen die deut¬ 
sche Okkupation ihrer Länder zur Wehr setzten, von den Aggressoren meist Bandi¬ 
ten genannt. Eine ganze Reihe von Staatsmännern wie beispielsweise Yassir Arafat, 
Nelson Mandela oder Menachim Begin, haben ihre politische Karriere als Terroris¬ 
ten begonnen. In den achtziger Jahren galten von den USA und der BRD unter¬ 
stützte Kämpfer gegen die sowjetische Armee in Afghanistan hierzulande als Frei¬ 
heitskämpfer. Mittlerweile sind dieselben Leute Terroristen, denn heute kämpfen sie 
gegen NÄTO-Truppen. (...) 

Deutsche Rechtsextremisten, die tagtäglich massenhaft Terror gegen vermeintlich 
Schwächere und Minderheiten verüben, sind hierzulande dagegen noch nie als Ter¬ 
roristen bezeichnet worden. Genauso wenig wie Wirtschaftsbosse, die an Kriegen 
gut verdienen. Von den ausführenden Militärs und deren Strategen ganz zu schweigen. Terrorismus definiert 
sich also nicht über die Wahl der Mittel, sondern wird allein an der Frage: „Bist Du für oder gegen uns?“ ent¬ 
schieden. (...) 

Das Volk kann mit oder ohne Stimmrecht immer dazu gebracht werden, den Befehlen der Führer zu folgen. 
Das ist ganz einfach. Man braucht nichts zu tun, als dem Volk zu sagen, es würde angegriffen, und den Pazi¬ 
fisten ihren Mangel an Patriotismus vorzuwerfen und zu behaupten, sie brächten das Land in Gefahr. Diese 
Methode funktioniert in jedem Land.’ (Hermann Göring in US-amerikanischer Kriegsgefangenschaft, 
18.4.1946, zitiert nach Nürnberger Tagebuch von G.M. Gilbert, ehemaliger Gerichtspsychologe beim Nürn¬ 
berger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, Frankfurt/M. 1962).“ 

(Azadi/Kommentar von Olaf Zander, jw v. 8.9.2007) 
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Deutschland rüstet auf 
AZADI fordert ein Register für 

„Jeden-Tag-eine-neue-Sau-durchs-Dorf-treibendePolitiker/innen“ 

Zum Beispiel für: 

- „Konvertitenregister“ 

„Einige Konvertiten“ würden - so die CDU/CSU-Hassprediger Beckstein und Bosbach - „gezielt“ den Kontakt 
zur „islamistischen gewaltbereiten Szene“ suchen, weshalb sie zum Islam übertre¬ 
ten bzw. übergetreten seien. Das mache die Errichtung einer „Konvertitendatei“ 
erforderlich. Reaktionen: 

SPD-Innenexperte Wiefelspütz: „Solche Menschen unter Generalverdacht zu stel¬ 
len, ist unverantwortlich.“ 

FDP-Innenexperte Stadler: „Vorstoß unvereinbar mit dem Geist einer freiheit¬ 
lichen Gesellschaft.“ 

Linken-Innenexperte Jan Körte: „Direkter Angriff auf die Religionsfreiheit.“ 

SPD-Innenminister Schleswig-Holsteins, Ralf Stegner: „Dummer Vorschlag.“ 

Grünen-Allroundexpertin Claudia Roth: „Unverantwortliche Politik der Panikma¬ 
che und der Scheinsicherheit.“ 

Zentralrat der Muslime: „Friedliebende Mehrheit der Muslime werden an den Rand der Gesellschaft gedrängt.“ 
Chef der Polizeigewerkschaft, Konrad Freiberg: „Wir (??) sollten in dieser schwierigen Diskussion nicht mit sol¬ 
chen Vorschlägen kommen.“ 

- Schmutzige Bomben: 

Bundesinnenminister Schäuble panikt die Öffentlichkeit mit „atomaren Terroranschlägen“ 
(sogen, schmutzige Bomben) von denen Deutschland bedroht werde, obgleich es dafür keine 
„konkreten Hinweise“ gebe. 

Grüne: Schäuble schürt Ängste. 

FDP: Schäuble gibt zu viele Interviews. 

SPD: Äußerungen sind „unverantwortlich“. 

Finksfraktion: Deutschland wird zu einem „präventiven Sicherheitsstaat“. 

- Abzuschießende Passagiermaschinen: 

Bundesverteidigungsminister Franz Josef Jung will „terrorverdächtige“ Passagierflugzeuge 
abschießen - trotz fehlender ausdrücklicher Rechtsgrundlage. 

Finksfraktion: „vielfache Anstiftung zum Totschlag“. 

SPD: geplanter „Verfassungsbruch“. 

FDP: fordert Machtwort von Kanzlerin Merkel. 

Bundeswehrverband: Soldaten sollen Befehl wegen „Totschlags“ verweigern. 




- Haft für Ausbildung in einem „Terror“camp 

Bundesjustizministerin Brigitte Zypries will nicht zurückstehen im Ministerwettbewerb um die absurdesten 
Grundrechtsanschläge. So soll die Äusbildung in einem „terroristischen“ Trainingscamp mit bis zu zehn Jahren 
Haft geahndet werden können. Strafbar macht sich danach, wer sich gezielt unterweisen lässt, um eine Gewalttat 
zu begehen. Unter Strafe stehen soll künftig auch die Herstellung, Beschaffung oder das Aufbewahren von Waf¬ 
fen oder Viren und Giften, wenn damit ein Terroranschlag verübt werden soll. Auch die Finanzierung eines der¬ 
artigen Vorhabens wird von der Regelung erfasst. Mit drei Jahre Haft soll das Herunterladen oder Verbreiten von 
„terroristischen Anleitungen“ etwa zum Bau von Bomben oder Waffen aus dem Internet geahndet werden. 
Finksfraktion: „Symbolpolitik“ 

CDU: Bundesjustizministerin nicht praxistauglich. 

CSU: Pläne „unzureichend“. 

(Azadi/ND/jw/FR, 13.9. ff) 

Tagung “Das Ende des Informantenschutzes”: 

Vorratsspeicherung Gefahr für die Pressefreiheit 

Die geplante sechsmonatige Vorratsspeicherung (Telefon, handy oder e-mails) ist nach Auffassung des Deutschen 
Joumalistenverbandes (DJV) unverhältnismäßig und entrechtet Journalisten und Bürger. Zu diesem Ergebnis kam 
die von Bürgerrechtsorganisationen, Journalisten- und Medienverbänden durchgeführte Tagung „Das Ende des 
Informantenschutzes“, die in Berlin stattfand. Die Datenspeicherung müsse als „massiver Angriff auf die Presse¬ 
freiheit“ bezeichnet werden, erklärte der ver.di-Bundesvizevorsitzende Frank Wemeke. Klaus Fandefeld vom 
Verband der deutschen Intemetwirtschaft beklagte die erhöhten Kosten, die auf die Unternehmen durch zusätzli- 
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che Vorrichtungen der Speicherung zukommen. „Versiegen die Quellen, sind die Medien blind und die Demo¬ 
kratie wird geschädigt“, resümiert Christoph Fiedler vom Verband Deutscher Zeitschriftenverleger. Außer den 
Medien sei auch für viele Beratungsstellen im sozialen Bereich der Vertrauensschutz gefährdet, sagte Detlef Dre- 
wes, der aus Brüssel für verschiedene Medien berichtet. Er informierte auf der Tagung über die Folgen der Vor¬ 
ratsspeicherung, die in Belgien bereits eingeführt ist. 

(Azadi/ND,m 19.9.2007) 

Bald neuer EU Anti-Terror-Koordinator 

Wie Bundesinnenminister Schäuble nach einem Gespräch mit seinen europäischen Amtskollegen in Brüssel mit¬ 
teilte, planen die EU-Mitgliedstaaten die Ernennung eines neuen Koordinators für den gemeinsamen Kampf 
gegen den Terrorismus, der dem Anti-Terror-Beauftragten Javier Solana unterstellt ist. Hatte der bisherige Koor¬ 
dinator Gijs de Vries bereits geringe Kompetenzen, soll der neue noch weniger in Erscheinung treten. Zahlreiche 
EU-Staaten wollen so wenig Zuständigkeiten wie möglich nach Brüssel abgeben. Es wird erwartet, dass der bel¬ 
gische Beamte Gilles de Kerchove d’Ousselghem das Amt übernehmen soll. Die Justiz-und Innenminister hätten 
sich darauf verständigt, dass der künftige Koordinator keine politischen, sondern hauptsächlich technische Auf¬ 
gaben wahrzunehmen habe. 

(Azadi/FR, 19.9.2007) 

2 Milliarden Euro für EU-Aufrüstungsprogramme 

Zu einem ersten Treffen des „Europäischen Forums für Sicherheitsforschung und Innovation“ (European Secu¬ 
rity Research and Innovation Forum - ESRIF) kamen am 11. September auf Einladung der EU-Politiker Günther 
Verheugen und Franco Frattini Vertreter aus Politik, Wirtschaft und Bürgerrechtsgruppen in Brüssel zusammen, 
die bis 2009 “Sicherheitsfragen“ klären sollen. Für die Programme sind 2,135 Milliarden Euro vorgesehen. Hier¬ 
bei geht es um Überwachungs- und Sicherheitsmaßnahmen, u. a. den Ausbau der biometrischen „Sicherheits¬ 
möglichkeiten“ sowie die „Verbesserung“ von Überwachungskameras (z.B. Verwendung von Gesichtserken¬ 
nungssoftware). Geplant ist der offensichtliche Ausbau einer EU-weiten Überwachungsinfrastruktur. „Die 
Anschläge von vor sechs Jahren in New York haben die ganze Welt geschockt, und sie haben auch unser Sicher¬ 
heitsverständnis für immer verändert“, rechtfertigt Frattini die Planungen. In einer Presseerklärung des ESRIF 
heißt es, „eine Gruppe, die sich aus hochrangigen Industrieführem, Mitgliedern des Europäischen Parlaments 
sowie Vertretern von internationalen Organisationen und Forschungsinstituten zusammensetzt“, habe der EU 
bereits 2004 einen Entwurf über notwendige Sicherheitsmaßnahmen übergeben. 
(Azadi/jw, 19.9.2007) 


Großdemo am 22. September gegen den Überwachungswahn 

„Prompt entbrennt nach jedem Anschlag oder Anschlagsversuch eine neue Debatte um angebliche Sicherheitslü¬ 
cken, in der es im Kern um einen fatalen Umbau der Sicherheitsarchitektur geht - mit dem Effekt einer zuneh¬ 
menden Militarisierung der „Inneren Sicherheit“ und einer weiteren Zentralisierung und Vernetzung aller Sicher¬ 
heitsbehörden. Eine Rüstungsspirale ohne Ende. (...) 

Für ein vages Sicherheitsversprechen bezahlt die Bevölkerung mit schweren Grundrechtsverlusten einen hohen 
Preis. Doch man kann es nicht oft genug sagen: Weder in einer hoch technisierten Risikogesellschaft noch in 
einer liberalen, offenen Demokratie kann es einen absoluten Schutz vor Gefahren und Gewalt geben. Unhaltbare 
Sicherheitsversprechen und ein ausufemdes Sicherheitsdenken, wie wir es nicht nur hierzulande erleben, können 

zerstören, was sie zu schützen vorgeben: Freiheit und Bürgerrechte, die im 
Zuge des staatlichen Antiterrorkampfes ohnehin schon schweren Schaden erlit¬ 
ten haben.“ So der Rechtsanwalt, Publizist und Präsident der Internationalen 
Liga für Menschenrechte, Dr. Rolf Gössner in der Ankündigung zur Großde¬ 
monstration von Bürgerrechtsorganisationen am 22. September unter dem 
Motto „Freiheit statt Angst - Stoppt den Überwachungswahn“. 

Die Teilne hm er des Antikapitalistischen Blocks haben insbesondere auf die 
zunehmende Diskriminierung und Kriminalisierung linker Politik durch staat¬ 
liche Sicherheitsbehörden aufmerksam gemacht. Im Zentrum stand die The- 
matisierung der zunehmenden Anwendung des § 129a des Strafgesetzbuches 
und dessen geplante Ausweitung. „Um unsere Bewegung präventiv auszuspio¬ 
nieren, wird der § 129a wieder ausgepackt“, so in einem Flugblatt der Antifa¬ 
schistischen Linken Berlins (ALB). Gefordert wurde die sofortige Freilassung 
von Florian L., Axel H. und Oliver R., die sich wegen des Vorwurfs einer ange¬ 
blichen Mitgliedschaft in einer „terroristischen“ Vereinigung (militante 
gruppe) seit Juli in Untersuchungshaft befinden. 

(Azadi/jw, 24.9.2009) 
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Asyl ist Menschenrecht! 

Stoppt die Abschiebung von Flüchtlingen 

aus Deutschland! 


Deutsches Abschiebesystem menschenverachtend 
Häftlinge im Gefängnis Büren verweigern jede Mahlzeit 


Rund 60 Flüchtlinge im Abschiebegefängnis Büren (NRW) befinden sich im Hungerstreik. Mit dieser Aktion 
wollen sie die sofortige Freilassung aller inhaftierten Flüchtlinge und die Schließung der Abschiebegefäng- 
nisse in Deutschland erreichen. 

Durch die Unterzeichnung internationaler Verträge - u. a. der Genfer Flüchtlingskonvention - habe sich die 
BRD verpflichtet, Flüchtlingen Asyl zu gewähren. Doch werde diese Regelung durch die deutsche Gesetzge¬ 
bung ad absurdum geführt. Faire Chancen, überhaupt Asyl zu erhalten, würden den Asylsuchenden nicht gege¬ 
ben. Die Gefängnisleitung will sich offenbar der führenden Köpfe des Streiks entledigen. So wurde der Kame¬ 
runer Noel Asange Fon überraschend freigelassen. Nach drei Monaten Abschiebehaft war festgestellt worden, 
dass die Ausländerbehörde einen Formfehler begangen hatte. Zwei weitere Gefangene, die maßgeblich an der 
Planung und Durchführung der Widerstandsaktion beteiligt waren, wurden ebenfalls aus der Haft entlassen. 
Der Verein „Hilfe für Menschen in Abschiebehaft Büren e.V.“ unterstützt die Forderungen der Streikenden. 
„Das Abschiebesystem der Bundesrepublik ist absolut menschenverachtend, der sofortige Stopp aller Abschie¬ 
bungen und die Schließung der Abschiebegefängnisse ka nn daher nur der richtige Weg sein“, erklärte Frank 
Gockel, Pressesprecher des Vereins. (Azadi/jw, 6.9.2007) 


Asymmetrische Kriegsführung der EU gegen Flüchtlinge 

Knapp 10 000 Tote entlang der EU-Außengrenzen habe die Abschottungspolitik Europas seit 1992 tatsächlich 
gefordert, schreibt der Mitbegründer von „Borderline Europe“, Elias Bierdel in einem Gastkommentar des 
Neuen Deutschland vom 8. September. Es müsse aber von einer sehr viel höheren Dunkelziffer ausgegangen 
werden. Die spanische Regierung gehe davon aus, dass vor den kanarischen Inseln allein im vergangenen Jahr 
rund 6000 Menschen bei dem Versuch der Überfahrt gestorben seien. Eine ganze Armada von Schiffen, Hub¬ 
schraubern und Flugzeugen diverser (para-)militärischer Einheiten operierten mit zunehmender Präzision und 
Brutalität im Kampfeinsatz an den Außengrenzen. Dies werte er als „asymmetrische Kriegsführung“ gegen 
Flüchtlinge und Migranten. Wer sich das Phänomen der „illegalen Migration“ und ihre Bekämpfung genauer 
ansehe, komme schnell zu dem Schluss, dass der Lebensstil der „ersten Welt“ weiterhin auf der Ausplünde¬ 
rung ganzer Kontinente aufgebaut sei. Es bleibe dabei: „Eine bessere Welt ist möglich - und der rasche Wan¬ 
del unausweichlich.“(Azadi/ND,08.09.2007) 


Verstärkt Ausweisungen mit Terrorbekämpfung begründet 

Seit 1991 seien aus Deutschland 270 000 Immigranten ausgewiesen worden, erklärte der Soziologe Tobias 
Schwarz auf einer Podiumsdiskussion der von der gewerkschaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung geförderten 
Berliner „Arbeitsgruppe gegen Ausweisungen“. Insbesondere nach Wolfgang Schäubles „Antiterrorpaket“ und 
den jüngsten Bestimmungen zur „Integration“ habe sich der Druck auf Menschen ohne deutschen Pass erheb¬ 
lich erhöht. „Man hat den Eindruck, dass Vorstellungen direkt von der Bild-Zeitung in das Aufenthaltsgesetz 
geflossen sind“ bemerkte Andrea Würdinger, Vorstandsmitglied des Republikanischen Anwältevereins. 

Der Ausweisungsgrund „Billigen und Bewerben terroristischer Handlungen“ sei in der Praxis schwer zu 
bestimmen und gerate oft in Konflikt mit der Meinungsfreiheit. Nach ihren Beobachtungen seien seit 2005 
Ausweisungen „ganz verstärkt“ mit der Begründung der Terrorbekämpfung erfolgt. Mit den verschärften For¬ 
derungen nach „Integration“ werde einem „politischen Populismus“ gehuldigt. Man gaukle der Öffentlic hk eit 
vor, „mit Ausweisungen gesellschaftliche Probleme zu lösen, und bestätigt Vorurteile vom nicht-integrations¬ 
willigen Ausländer“, betonte Thomas Hohlfeld vom Komitee für Grundrechte und Demokratie. 
Alle Teilnehmenden waren sich darin einig, dass Migranten, die mindestens fünf Jahre in Deutschland lebten, 
absoluten Ausweisungsschutz erhalten müssten. (Azadi/jw, 20.9.2007) 
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Weiterhin Folter in der Türkei 


Trotz der von der türkischen Regierung verkündeten „Null-Toleranz“-Politik gegenüber der Folter wird die 
Misshandlung von Festgenommenen in der Türkei nach Angaben von Menschenrechtlem weiterhin toleriert. 
Die unabhängige Zeitung „Bh Gün“ meldete am 4. September unter Berufung auf eine Zählung der Men¬ 
schenrechtsabteilung der Regierung, im ersten Halbjahr habe es 96 Beschwerden wegen Folter oder Miss¬ 
handlungen gegeben. Im gesamten vergangenen Jahr waren es 137 Fälle. (Azadi/ND,5.9.2007) 

Gündem zum vierten Mal verboten 


Die in der Türkei erscheinende Tageszeitung Gündem (Tagesordnung) ist zum 
vierten Mal mit einem Erscheinungsverbot für 30 Tage belegt worden. Begründet 
wurde diese Maßnahme mit der Behauptung, die Zeitung habe Propaganda für 
die PKK betrieben. Die Chefredakteurin Yüksel Gene verurteilte das Gerichtsur¬ 
teil des 12. Strafgerichts in Istanbul und erklärte, die Pressefreiheit werde mit 
Füßen getreten. 

(Azadi/ANF/ISKU, 8.9.2007) 
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Festnahmen nach Beerdigung 

Die Repression gegen Mitglieder der DTP reißt nicht ab. Der Vorsitzende des DTP-Provinzverbandes Antep, 
Mustafa Tue, wurde zusammen mit zehn weiteren Personen festgenommen, weil sie an einer Demonstration 
und mit Redebeiträgen nach der Beerdigung eines gefallenen HPG-Kämpfers teilgenommen hatten. Unter den 
Festgenommenen befanden sich auch Angehörige des Toten. Haftbefehle wurden gegen neun Personen ausge¬ 
sprochen. 

(Azadi/DIHA/ISKU, 8.9.2007) 


Türkische Armee setzt Kurden gegen Kurden ein 

Innerhalb der letzten drei Wochen sind mindestens 2670 Kurden, die in der türkischen Armee ihren Militär¬ 
dienst ableisten müssen, in die Kampfgebiete in Simak, Hakkari und Van geschickt worden. Dabei handelt es 
sich insbesondere um Soldaten, die kurz vor ihrer Entlassung stehen. Wurde gegen Ende der neunziger Jahre 
darauf geachtet, Kurden nicht in Kurdistan zu stationieren, werden sie jetzt direkt bei Militäroperationen ein¬ 
gesetzt. 

(ÖP/ISKU, 7.9.2007) 


Ilisu-Staudammprojekt: Auch Deutschland für die Folgen mitverantwortlich 
Bürgermeister von Batman kündigt Todesfasten an 

„Wenn die Länder, die der Türkei Kredite geben, diese nicht zurückziehen, werde ich in Kürze in Hasankeyf 
ins Todesfasten treten. Meine Partei ist gegen meine Entscheidung. Aber ich habe diese Entscheidung in mei¬ 
nem eigenen Namen getroffen. (...) Insbesondere Deutschland trägt 
die Verantwortung, wenn diese Entscheidung nicht zurückgezogen 
wird. Die Überflutung von Hasankeyf ist ein großes Verbrechen. Im 
Züricher Abkommen heißt es, dass die Zerstörung von historischen 
Orten ein Menschheitsverbrechen ist. Die Länder, die ihre Unter¬ 
schrift unter dieses Abkommen gesetzt haben, unterstützen jetzt die¬ 
sen Staudamm. Hasankeyf hat eine 12 000-jährige Geschichte (...) 
und heute sollten die Menschen diesen Ort beschützen. Aus diesem 
Grunde habe ich mich zum Todesfasten entschieden.“ Dies erklärte 
der Bürgermeister von Batman, Hüseyin Kalkan, der auf den seit 7 
Jahren währenden Widerstand gegen das Ilisu-Staudammprojekt 
GAP hinwies. Sollte Hasankeyf unter Wasser gesetzt werden, trifft 
das weitere 200 Orte, in denen Menschen leben. Dadurch wird das 
Flüchtlingselend weiter verschärft. Deutschland, Österreich und die Schweiz unterstützen die Türkei beim 
Bau des Staudamms mit Exportkreditgarantien. 

Die Initiative zur Rettung von Hasankeyf hat eine Asylkampagne gestartet. Die Bewohner der betroffenen 200 
Siedlungen werden bei den Regierungen der Geberländer Asyl beantragen. Gegen die türkischen Banken 
Akbank und Garantie Bank ist ebenfalls eine Kampagne geplant. (Azadi/DIHA/ISKU, 13.,15.9.2007) 



ZUR SACHE: TÜRKEI 




Palästinenser brauchen internationale Konferenz unter dem Dach der UNO 


US-Präsident Bush hat vorgeschlagen, auf einem so genannten Herbsttreffen weitere Verhandlungen zwischen 
Israelis und Palästinenser unter US-Schirmherrschaft zu führen. Hierzu erschien in der Ausgabe der jungen 
weit vom 6. September ein Gespräch mit Khalida Jarrar, die für die Volksfront für die Befreiung Palästinas 
(PFLP) Mitglied des Palästinensischen Gesetzgebenden Rates (PLC) ist und Vorsitzende des Gefangenenaus¬ 
schusses. 

Die Frage, ob eine Teilnahme der palästinensischen Seite an einem solchen Treffen einen Vorteil bringe, ver¬ 
neinte sie. „Aber für jene, die immer froh sind, wenn sie über zwei Staaten reden können, ohne über die Pro¬ 
bleme dieser beiden Staaten zu sprechen, macht eine Teilnahme Sinn. Sie ist vielmehr der Auffassung, „dass 
wir eine internationale Konferenz unter dem Dach der UNO brauchen, um Druck zur Umsetzung der interna¬ 
tionalen Resolutionen auszuüben.“ Sie verstehe jedoch die derzeitige Schwäche der palästinensischen Seite. 
Es gebe „im Moment keine gemeinsame palästinensische Position“. Der einzige Weg zur Lösung des Pro¬ 
blems sei „eine politische Überprüfung durch die palästinensischen Institutionen“, die aufzeigen müssten, „wie 
die Besatzung am besten zu beenden“ sei und wie die „nationalen Rechte der Palästinenser, also Selbstbestim¬ 
mung, das Rückkehrrecht und die Errichtung eines unabhängigen, souveränen palästinensischen Staates, am 
besten gewahrt werden können.“ 

Ferner müsse es einen „nationalen Dialog zwischen allen Fraktionen geben, ein Instrument, das den Palästi¬ 
nensern die Gelegenheit gibt, ein gemeinsames Programm zu diskutieren.“ Mit „individuellen Verhandlungen 
zwischen Palästinensern und Israelis unter der Schirmherrschaft der USA“ habe man bereits Erfahrungen 
gesammelt. Sie denke, dass die USA nicht über „irgendein politisches Programm verfügen“, mit dem die 
Besatzung beendet werden könne. Sein „Gerede über die Unterstützung für einen Palästinenserstaat“ sei 
„inhaltsleer“. (Azadi) 


Bomben folgen dem Ende des Waffenstillstands 

ETA macht spanische Regierung für Eskalation verantwortlich 

Der vierte Bombenanschlag der ETA, seitdem sie Anfang Juni ihren Waffenstillstand aufgekündigt hatte, 
scheiterte. Zuvor hatte eine Person vor der bevorstehenden Explosion gewarnt. Die baskischen Tageszeitungen 
Gara und Berria veröffentlichten ein Kommunique, in dem die Gruppe sich für alle Anschläge verantwortlich 
erklärt. Der spanische Staat werde von der ETA „an allen Fronten“ angegriffen. Man wolle solange kämpfen, 
bis die „demokratischen Bedingungen“ erreicht seien, um „für die politischen Vorhaben im Baskenland einzu¬ 
treten.“ Die Gruppe macht für das Scheitern der Verhandlungen um eine politische Lösung die spanische 
Regierung von Jose Luis Rodriguez Zapatero (PSOE) verantwortlich. Man habe von dort lediglich ein „klares 
Nein“ erhalten. Erst kürzlich hatte der Premier noch verkündet, die Schlacht gegen die ETA gewonnen zu 
haben. Seit Ende des Waffenstillstands wurden etwa 20 Basken wegen angeblicher ETA-Mitgliedschaft fest¬ 
genommen. Zapatero erhofft sich von seinem Anti-ETA-Kurs Vorteile für die im Frühjahr 2008 stattfindenden 
Wahlen. 

Bei einer verbotenen Demonstration für die Freilassung aller politischen baskischen Gefangenen, die ihre 
Haftstrafe bereits abgesessen haben oder sehr kra nk sind, kam es zu stundenlangen Auseinandersetzungen mit 
der baskischen Polizei Ertzaintza. Der Sprecher der Amnestiebewegung, Juan Mari Olano sowie zehn weitere 
Personen wurden festgenommen. (Azadi/jw, 11.9.2007) 


Solidarität mit Jose Maria Sison ! 

Der 68-jährige Gründungsvorsitzende der Kommunistischen Partei der Philippinen (CPP), Jose Maria Sison, 
der seit 20 Jahren im Exil in Utrecht lebt, war am 28. August 2007 verhaftet worden, weil er angeblich in den 
Jahren 2003 und 2004 die Ermordung zweier Ex-CPP-Kader von Holland aus befohlen haben soll. Noch am 
11. September hatte der zuständige Haftrichter weitere 90 Tage Untersuchungshaft angeordnet. Wenige Tage 
später, am 15.9., wurde Sison aus der Haft entlassen. Das Den Haager Distriktgericht begründete die Freilas¬ 
sung mit unzureichender Beweislage. Dennoch wird das Verfahren weiter geführt. Der frühere US-Justizmi- 
nister und Rechtsanwalt Ramsey Clark hatte sich über die Verhaftung Sisons empört geäußert. Es gab zahlrei¬ 
che Aktionen für die Freilassung des Politikers. Unter dem Motto „Solidarität mit Jose Maria Sison“ 
veranstalteten mehrere Organisationen am 19. September in Gelsenkirchen eine Veranstaltung, auf der über 
Hintergründe der Verhaftung, die politische Situation auf den Philippinen und die weitere Solidaritätsarbeit 
informiert wurde. 

Aktuelle Informationen sind zu finden unter: www.rf-news.de oder www.bulatlat.com 


Präsident Hugo Chävez vermittelt zwischen FARC, ELN und Kolumbien 


Anfang September hatte sich der Präsident Venezuelas, Hugo Chävez mit seinem kolumbianischen Amtskol¬ 
legen Alvaro Uribe in Bogota getroffen, um eine Vereinbarung zwischen den größten Guerillaorganisationen 
(FARC und ELN) und der Regierung Kolumbiens zu erreichen. Raul Reyes, Kommandeur und Sprecher der 
„Revolutionären Streitkräfte Kolumbiens“ (FARC) bezeichnete diesen Vorstoß als einen möglichen ersten 
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Schritt zu einem Friedensabkommen. Dass sich Chävez in die Ausein¬ 
andersetzung in diesem Konflikt einschaltet, ist auf die Initiative der 
Senatorin Piedad Cordoba zurückzuführen, die dem linken Flügel der 
Liberalen Partei Kolumbiens angehört. Es geht auch um den Austausch 
der Gefangenen von Guerilla und Regierung. Die FARC haben rund 45 
Gefangene in ihrer Gewalt, der kolumbianische Staat hält rund 500 Gue¬ 
rilla-Kämpfer fest. 

Die Außenminister der Blockfreienbewegung (NAM) äußerten sich posi¬ 
tiv zu der Friedensinitiative. 

Ende September trifft Senatorin Cordoba in Washington Abgeordnete der 
oppositionellen Demokratischen Partei, um über einen möglichen Gefan¬ 
genenaustausch zu sprechen. Die Demokraten hatten die Kolumbien-Poli¬ 
tik George W. Bushs scharf kritisiert und gegen die Zahlung von Militär¬ 
hilfe für Bogota ihr Veto eingelegt. 

Zu Beginn der zweiten Oktoberwoche dann werde Präsident Flugo Chä¬ 
vez in Caracas mit Vertretern der FARC Zusammenkommen, kündigte die 
kolumbianische Senatorin Piedad Cordoba an. (Azadi/jw, 6.,21.9.2007) 


Tod des IRA-Mitbegründers John Kelly 

Der IRA-Mitbegründer und ehemalige Sinn-Fein-Politiker John Kelly ist in der Nacht zum 7. September im 
Alter von 71 Jahren gestorben. Er gehörte zu dem kleinen Kreis von Aktivisten, die in den frühen 1970er Jah¬ 
ren die IRAnach faktischer Bedeutungslosigkeit reaktivierten - als Antwort auf Pogrome britisch-protestanti¬ 
scher Milizen gegen die irische Bevölkerungsminderheit. Für seine Aktivitäten wurde Kelly mehrfach inhaf¬ 
tiert. Er verbrachte insgesamt 15 Jahre in Gefängnissen im Norden und Süden Irlands. Später engagierte er 
sich bei Sinn-Fein. 1997 wurde er für die Partei in den Stadtrat von Magherafelt gewählt und im Folgejahr 
konnte er einen Sitz im Regionalparlament von Nordirland gewinnen. Innerhalb der Bewegung gehörte John 
Kelly zum radikalen Flügel, weshalb er sich in den letzten Jahren mit der Parteispitze um Gerry Adams und 
Martin McGuiness wegen deren Refor mk urs überwarf und sich von der Partei trennte. 

(Azadi/jw, 8.9.2007) 



Den ungerechtesten Frieden finde ich 
immer noch besser als den gerechtesten Krieg. 
(Marcus Tullius Cicero) 
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Mit Staatsterror sind 
die Probleme nicht lösbar 


Zu den Hintergründen der Angriffe der türkischen Armee auf Südkurdistan/Nordirak, 
den Versuchen, die kurdische Bewegung zu eliminieren und die kurdische Bevölke¬ 
rung in der Türkei durch eine staatlich tolerierte nationalistische und rassistische 
Hetze in die Enge zu treiben, erklärte das Präsidium des Exekutivrates der Vereinig¬ 
ten Gemeinschaften Kurdistans (KCK) am 22. Oktober 2007: 

Die Existenz der kurdischen Frage irn Mittleren Osten ist ein Fakt. Ebenso 
bekannt ist, dass heutzutage in der Türkei, im Iran und in Syrien verschiedene 
gesellschaftliche Probleme aus der kurdischen Frage resultieren. Und diese wol¬ 
len wir nicht mit Gewalt lösen, sondern - ohne die bestehenden Grenzen anzu¬ 
rühren - über einen Dialog und mit friedlichen Methoden. 

Wir wollen Rechte, wie sie jedem Volk zustehen: Freiheit der politischen Betäti¬ 
gung und Rechte in Bezug auf Identität und Kultur. Das sind in der universellen 
Menschenrechtsdeklaration verankerte und allgemein akzeptierte Grundrechte. 
Eine Fösung für die kurdische Frage ist möglich, wenn die betreffenden Staaten 
auf diese humanen Forderungen der Kurdinnen und Kurden eingehen. Eine auf 
dieser Grundlage entstehende Fösung würde auch eine bedeutende Funktion 
bei der Demokratisierung und Stabilisierung der gesamten Region haben. 

Unser Vorsitzender Abdullah Öcalan legte etliche Male Projekte für eine fried¬ 
lich-demokratische Fösung der kurdischen Frage in der Türkei vor und rief 
mehrmals zu Waffenstill s tänden auf. Zuletzt hat die kurdische Bewegung am 1. 
Oktober 2006 nach Aufrufen aus dem In- und Ausland einen einseitigen und 
zeitlich unbegrenzten Waffenstillstand erklärt und damit eine Voraussetzung für 
eine demokratische Fösung schaffen wollen. Doch hat die türkische Regierung 
diese Möglichkeit nicht genutzt. Statt dessen steigerte die Armee ihre operativen 
Angriffe, um eine kon flik tarme Atmosphäre unmöglich zu machen. 

Sie führte in der jüngsten Zeit gemeinsam mit dem Iran 485 militärische Ope¬ 
rationen mit der Absicht der Vernichtung gegen die Kurden durch - mit hohen 
Verlusten sowohl bei der Armee als auch bei der Guerilla. Der Befehlshaber der 
Fandstreitkräfte, liker Basbug, erklärte auf einer Pressekonferenz am 5. Oktober 
2007 in Diyarbakir, man habe mit ganzjährigen Operationen die PKK in 
Bedrängnis gebracht. Dieser Druck werde auch den Herbst und Winter über 
anhalten, solange die PKK bewaffnete Kräfte habe. Wie auch dieser Erklärung 
zu entnehmen ist, haben die türkischen Staatsvertreter unseren einseitigen Waf¬ 
fenstillstand nicht anerkannt und mit aller Kraft versucht, ihn ins Feere laufen 
zu lassen. Die anhaltenden Gefechte sind das Resultat dieser Verleugnungsmen¬ 
talität und -politik. 












Offiziell haben wir den Waffenstillstand nicht been¬ 
det, allerdings ließen die einseitigen Angriffe des tür¬ 
kischen Staates nicht die Spur einer Chance für eine 
Waffenstillstandsatmosphäre. Anstatt auf unsere 
Bemühungen, das Problem mit friedlichen Metho¬ 
den zu lösen, einzugehen, beharrte der türkische 
Staat darauf, jegliche Dynamik der kurdischen 
Befreiungsbewegung mit Gewalt auszuschalten. Auf 
der einen Seite wurden Gegenden wie Sirnak, Siirt 
und Hakkari zu Militärgebieten erklärt und die Ope¬ 
rationen intensiviert, auf der anderen Seite wurden 
Zivilisten ermordet und legale demokratische Ein¬ 
richtungen des kurdischen Volkes mit Repression, 
Verhaftungen und Erpressung zu beseitigen ver¬ 
sucht. Gleichzeitig wurde die Isolation Abdullah 
Öcalans auf der Gefängnisinsel Imrali verstärkt. Er 
erfährt eine unmenschliche Behandlung und erhält 
trotz Vergiftungsversuche und äußerst ernster 
gesundheitlicher Probleme keine ärztliche Versor¬ 
gung. Auf die Forderungen des kurdischen Volkes, 
diese Verhältnisse zu ändern, wurde nicht eingegan¬ 
gen und jede Methode angewandt, um seinen Willen 
zu brechen. 

Zu den Wahlen im Juli 2007 wurden Sondergesetze 
erlassen und alles Mögliche getan, um einen Einzug 
kurdischer Repräsentanten ins Parlament zu verhin¬ 
dern. Dass dies dennoch gelang, stellt eine beachtli¬ 
che Gelegenheit für einen Dialog und eine demokra¬ 
tische Lösung dar. Anstatt die Möglichkeit positiv zu 
nutzen, üben die AKP-Regierung und der türkische 
Staat Druck auf diese Abgeordneten aus und versu¬ 
chen, sie zur Kapitulation zu zwingen. Trotz parla¬ 
mentarischer Immunität werden wieder - wie in den 
1990-er Jahren - Gerichtsverfahren gegen kurdische 
Abgeordnete eingeleitet oder fortgesetzt. Die 
Repression und Bedrohung hat an Intensität gewon¬ 
nen. In gleicher Weise werden die kurdischen Bür¬ 
germeister unter Druck gesetzt, aus dem Amt ent¬ 
fernt oder verhaftet. Auf unseren Waffenstill s tand 
hat der türkische Staat mit totalen Angriffen reagiert 
und auf die vollständige Zerschlagung der kurdi¬ 
schen Befreiungsbewegung gesetzt. Die Guerilla hin¬ 
gegen befindet sich in der Verteidigungsposition. Die 
dabei ausgebrochenen Gefechte und entstandenen 
Verluste werden zum Anlass genommen, Rassismus 
und Militarismus in der türkischen Gesellschaft 


anzuheizen. Mit der gleichen Begründung wurde im 
Parlament ein Angriff auf Irak-Kurdistan genehmigt. 

Bezweckt wird damit die Auslöschung unserer 
Bewegung und der kurdischen föderalen Strukturen 
in Irak-Kurdistan. Außerdem sollen die Kurden 
gegeneinander gehetzt werden, um die Region zu 
destabilisieren. Dabei könnten bei der Vorbereitung 
einer friedlichen Lösung und eines Dialogs sowohl 
die offizielle föderale Regierung Irak-Kurdistans als 
auch die kurdischen Abgeordneten im Parlament 
der Türkei eine Rolle spielen. Aber beide werden 
isoliert und zum Angriffsziel erklärt. 


Daraus wird ersichtlich, dass der türkische Staat 
weder im Norden noch im Süden Kurdistans eine 
Willensbildung des kurdischen Volkes akzeptiert 
und deshalb seine Angriffe steigert. Weiter zielt der 
türkische Parlamentsbeschluss auf eine Vergeltung 
für die Gesetzesvorlage im US-Kongress zum 
Armeniergenozid und auf eine Destabilisierung 
Irak-Kurdistans und des Irak ab. Hauptsächlich soll 
das anti-kurdische bzw. Anti-PKK-Bündnis zwi¬ 
schen Türkei, Iran und Syrien den Status quo in der 
Region stärken und die USA unter Druck setzen. 

Der türkische Staat als Aggressor versucht der Welt¬ 
öffentlichkeit weiszumachen, er werde angegriffen 
und lässt über die Medien tagelang entsprechende 
Propaganda verbreiten. Nicht der türkische Staat ist 
das Opfer, sondern er ist der Kriegstreiber. Die kur¬ 
dischen Freiheitskräfte haben sich an ihren Waffen¬ 
stillstand gehalten, wurden aber aufgrund der 
Angriffe zur Verteidigung gezwungen. 

Wir erklären, dass statt der entstandenen Spannun¬ 
gen eine gefechtsfreie Atmosphäre entstehen wird, 
wenn der türkische Staat seine Angriffe einstellt. 

Unsere Bewegung und unser Volk verfügen über die 
notwendige Stärke und Organisiertheit, um sich 
unter allen Bedingungen zu verteidigen. Wir erklä¬ 
ren erneut, dass wir bereit sind, über ein von der 
Türkei zu präsentierendes politisches Lösungspro¬ 
jekt zu sprechen und die Verantwortung für das zu 
übernehmen, was uns bei der Entwicklung einer 
friedlichen Atmosphäre zufällt. Angesichts der 
momentanen Operationen, die gewaltsam den Frei¬ 
heitswillen des kurdischen Volkes brechen und die 
demokratischen Errungenschaften zerstören sollen, S/ 
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wird unser Volk sich im Norden und im Süden selbst verteidigen. Wenn es um den Widerstand gegen die 
Vernichtungsoperationen des türkischen Staates geht, wird es kein Zögern geben. 

Wir rufen den türkischen Staat dazu auf, von dem gefährlichen Abenteuer, das er mit dem Parlamentsbe¬ 
schluss und mit der Kriegserklärung an das kurdische Volk eingeleitet hat, Abstand zu nehmen. In dem 
Bewusstsein, dass es zum Nachteil der Region, des türkischen und kurdischen Volkes sein wird, rufen wir 
ihn dazu auf, die Schritte unserer Bewegung, das Problem mit friedlichen demokratischen Methoden zu 
lösen, positiv zu beantworten. 

Die Mobilmachung des türkischen Staates gegen das kurdische Volk im Süden und hu Norden wird die tau¬ 
sendjährige kurdisch-türkische Freundschaft beenden und verheerende Folgen haben. Wir appellieren an 
alle demokratischen Kräfte der Türkei, die für Frieden und Geschwisterlichkeit sind, gegen diese Interven¬ 
tion des türkischen Staates einzutreten. Wir laden sie dazu ein, sich für das Lösungsprojekt unseres Vorsit¬ 
zenden für einen dauerhaften Frieden und für die Stabilität in der Region einzusetzen. 

Alle internationalen Kräfte, allen voran USA und EU, rufen wir dazu auf, sich um eine friedlich-demokra¬ 
tische anstelle einer militärischen Lösung zu bemühen, sich gegen die ungerechten Angriffe und den Staats¬ 
terror der Türkei gegen das kurdische Volk zu stellen und sich für die Entwicklung einer friedlichen Phase 
zu engagieren. 

Wir möchten noch einmal unterstreichen, dass das kurdische Volk alle Bestrebungen, die kurdische Frage 
gemäß universeller Rechtsnormen zu lösen, entsprechend beantworten und die ihm zufallende Verantwor¬ 
tung bei der Demokratisierung der Region und bei der Entwicklung von Frieden und Stabilität nachkom- 
men wird. 



Demonstration gegen die Invasion in den Irak 
Deeskalation und politischer Dialog gerade jetzt 


Gegen die bedrohlichen Entwicklungen im türkisch¬ 
nordirakischen Grenzgebiet und innerhalb der Tür¬ 
kei, fanden und finden bundesweit zahlreiche Kund¬ 
gebungen, Demonstrationen und Protestaktionen 
statt. So am 27. Oktober in Berlin. Mehr als 1000 
Kurdinnen und Kurden zogen unter dem Motto 
„Stoppt die türkische Invasion in den Irak“ über den 
Kurfürstendamm zum türkischen Generalkonsulat, 
wo die Abschlusskundgebung endete. Wie WELT 
ONLINE am 26. Oktober berichtete, verzichte der 
KONGRA-GEL, „Nachfolgeorganisation der in 
Deutschland seit langem verbotenen PKK“ bereits 
„seit Jahren in ganz Europa auf gewalttätige Aktio¬ 
nen“. Nach Aussagen von Staats- und Verfassungs¬ 
schützern seien in Berlin bislang Gruppen wie die 
„berüchtigten Grauen Wölfe eher selten in Erschei¬ 
nung getreten“. Ihre Hochburgen lägen im Westen 
und Südwesten Deutschlands. Dennoch werde 


genau registriert, „ob von dort Akteure nach Berlin 
reisen“. Erst vor wenigen Tagen hätten „mehrere 
Hundert nationalistische türkische Jugendliche in 
Brüssel bei einer Kundgebung gegen die PKK ran¬ 
daliert“. Etwa 60 000 Kurden leben in Berlin; 1000 
schätze der Verfassungsschutz als „linksextremis¬ 
tisch“ ein. Giyasettin Sayan, Abgeordneter der 
Linksfraktion, forderte, dass sich die Konfliktpar¬ 
teien für Besonnenheit einsetzen sollen. „Deeskala¬ 
tion und politischer Dialog“ seien das Gebot der 
Stunde. 

Evrim Baba: Es geht um Frieden, 
Demokratie und Menschenrechte 

„Den Beschluss des türkischen Parlaments, dass das 
Militär in den Nordirak einmarschieren darf, wird 
regelrecht als Kriegserklärung an die kurdische 
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Bevölkerung interpretiert. Klar ist aber auch, dass 
die Angriffe der PKK in der Türkei von den Berliner 
Kurden nicht als gut empfunden werden. Aber die 
Stimmung ist, dass es - solange die Türkei die Kur¬ 
denfrage nicht löst - Radikale unter den Kurden 
geben wird, die Mittel einsetzen, die wir Demokra¬ 
ten verurteilen.“ Dies äußerte Evrim Baba, Kurdin 
und Abgeordnete der Li nk en im Berliner Abgeord¬ 
netenhaus. Auf die Frage von WELT ONLINE, ob 
von den Berliner Demonstranten eine Gefahr aus¬ 
gehe, sagte Baba u.a., dass sie nicht für alle Kurden 
sprechen könne. „Es gibt viele unterschiedliche 
Ansichten. Von den Organisatoren ist aber angesagt, 
dass es eine friedliche Demonstration werden 
müsse. Es gehe um „Frieden, Demokratie und Men¬ 
schenrechte“, für die man eintreten wolle. Der 
Innensenator sehe aber - laut WELT - eine „Gefahr 
in der Jugendbewegung der PKK, die als radikaler 
gilt als die älteren Führungskräfte“. Sie sehe das 
„differenzierter“, so Evrim Baba. Wie „in anderen 
Vereinen“, gebe es auch bei den Kurden „Men¬ 
schen, die radikaler auftreten.“ Doch wollten sie 
„friedlich demonstrieren und friedlich mit den Tür¬ 
ken zusammen in Berlin leben.“ 

Am 3. November Antikriegs-Demo 
in Hamburg 

Konflikte sind militärisch nicht zu lösen 

Unter dem Motto „Edi Bese ! - Es reicht“ ruft der 
Volksrat Hamburg zu einer Demonstration auf. In 
einem Flugblatt wird davor gewarnt, dass „die 
Gefahr innerhalb der Türkei in der massiv vorange¬ 
triebenen Spaltung der Gesellschaft“ liege. Die 
„Hetze in den Medien und der chauvinistische Mob 
auf den Straßen“ rissen „Wunden auf“, welche nur 
„schwer heilen“ könnten. „Separatismus“ werde 


dann vorangetrieben, „wenn kurdische Einrichtun¬ 
gen vor den Augen der Sicherheitskräfte angegriffen 
oder Kurden auf offener Straßen gelyncht“ würden. 
Mehr noch als um die PKK, gehe es dem „türki¬ 
schen Staat um die Sorge, im Nordirak könne ein 
unabhängiger kurdischer Staat entstehen“. 

Die PKK jedenfalls halte „auch angesichts des 
türkischen Kriegsgetrommels an einer politischen 
Lösung fest“. 

Mesut Barzani: Türkei soll 
Friedensplan vorlegen 
Auslieferung von PKK-Führungs- 
kadern völlig inakzeptabel 

Die Forderung der türkischen Regierung, PKK- 
Führungskader an die Türkei auszuliefern, lehnte 
Mesut Barzani, Präsident der kurdischen Autono¬ 
mieregierung im Nordirak, erneut ab. Sollte die tür¬ 
kische Armee tatsächlich Südkurdistan angreifen, 
werde man entschlossenen Widerstand leisten. 
Außerdem werde er die PKK - wie von Ankara 
gefordert - nicht als „terroristische Vereinigung“ 
bezeichnen, solange die Türkei nicht bereit sei, einen 
Plan zur friedlichen Lösung des Kurdenproblems zu 
entwickeln. Erst wenn die PKK eine solche Initiative 
ablehne, könne man sie als „terroristisch“ bezeich¬ 
nen. Bis dahin schüeße er eine Auslieferung von 
PKK-Funktionären als völüg inakzeptabel aus. 

Ministerpräsident Tayyip Erdogan hatte zuvor die 
EU-Länder kritisiert, weil diese bislang nicht bereit 
gewesen seien, im Rahmen des Anti-Terror-Kamp- 
fes kurdische Aktivistinnen und Aktivisten an die 
Türkei auszuliefern, um zur „Neutralisierung der 
PKK“ beizutragen. 

(Azadi, 29.10.2007) 
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Mutmaßlicher PKK-Funktionär 
Muharrem A. nach § 129a StGB 
angeklagt 

Prozesseröffnung in Berlin am 31. Oktober 2007 

Vor dem Staatsschutzsenat des Berliner Kammerge¬ 
richts wird am 31. Oktober der Prozess gegen den 
mutmaßlichen PKK-Führungsfünktionär Muharrem 
A. eröffnet. Der Generalbundesanwalt (GBA) wirft 
dem Angeklagten vor, in der Zeit von Februar 1994 
bis April 1995 für die „PKK-Region“ Bayern verant¬ 
wortlich gewesen zu sein und mehrere Brandan¬ 
schläge in Südwestdeutschland angeordnet zu 
haben. Der staatenlose Kurde sei seit 1999 per 
Haftbefehl gesucht worden und habe sich im März 
den Ermittlungsbehörden gestellt. Seitdem befindet 
er sich in Untersuchungshaft. Die Anklage legt 
Muharrem A. zur Last, 1994 in Baden-Württemberg 
Brandanschläge verübt zu haben. Anlass sei ein ver¬ 
botener Solidaritätsmarsch der PKK von Mannheim 
nach Straßburg gewesen. Damals seien Molotow- 
cocktails auf Polizeidienststellen in Offenburg, Lud¬ 
wigsburg und Stuttgart sowie die Geschäftsräume 
einer Bank in Kehl am Rhein geworfen worden. 

Berliner Innensenator sieht keine 
verschärfte Sicherheitslage 

Körting: Kongra-Gel stellt Friedenskurs nicht in Frage 

Innensenator Ehrhart Körting (SPD) erklärte gegen¬ 
über der Berliner Morgenpost zu den „aktuellen 
Auseinandersetzungen zwischen Türken und Kur¬ 
den an der Grenze 
zum Nordirak“ u.a.: 

„Wir haben durch 
den Beschluss des 
türkischen Parla¬ 
ments, der türki¬ 
schen Regierung die 
Befugnis zu erteilen, 
auch militärische 
Aktionen im Nord¬ 
irak durchzuführen, 
sicherlich eine Situa¬ 
tion, die zu einer 
stärkeren Emotiona¬ 
lisierung der Kurden 
in Berlin führen 
kann.“ Seit der 
Besetzung des israe¬ 
lischen Generalkon¬ 
sulats vor acht Jah¬ 
ren aus Anlass der 
Inhaftierung des 
„PKK-Führers Öca- 


lan“, bei dem vier Kurden von israelischen Sicher¬ 
heitskräften erschossen wurden, gebe es eine „offi¬ 
ziell andere Ausrichtung der Kurden in Berlin, näm¬ 
lich einen Friedenskurs zu betreiben“. Erkenntnisse 
über „Aktionen oder Anschläge in Berlin oder in 
Deutschland“ lägen nicht vor. Er gehe davon aus, 
dass es in Berlin „eher zu Demonstrationen“ 
komme. 

Laut Morgenpost soll es „etwa 1000 Anhänger 
der kurdischen Extremisten in Berlin“ geben. Auf 
die Frage, wie diese „aktuell einzuschätzen“ seien, 
sagte Körting: „Die große Mehrheit verhält sich seit 
Jahren weitestgehend legalistisch.“ Es habe aber „in 
den vergangenen Jahren vereinzelte Aktivitäten 
gegen türkische Restaurants gegeben“, deren Besit¬ 
zern man vorgeworfen habe, „nationalistisch“ zu 
sein. Dabei habe es sich um Brandstiftungen gehan¬ 
delt. „Das sind aber Einzelaktivitäten, die im Zweifel 
nicht von der Nachfolgeorganisation der PKK, dem 
Kongra-Gel, sondern von der Jugendorganisation 
der PKK, der Komalen Ciwan, gesteuert sind.“ Man 
könne nicht ausschließen, dass die aktuelle Situation 
im Nordirak „bei ihnen zu einer Emotionalisierung“ 
führe. 

Auf die Frage, wie „gefährlich“ die Jugendorgani¬ 
sation sei, äußerte Körting, dass „die Führung des 
Kongra-Gel in Berlin den Friedenskurs nicht in 
Frage“ stelle, doch müsse man damit rechnen, „dass 
den jungen PKK-Anhängern die Haltung der Füh¬ 
rung zu lasch“ sei. Zu großen gezielten Anschlägen 
würde es vermutlich aber nicht kommen. 

Im Moment gebe es jedenfalls „keine Verschär¬ 
fung der Sicher¬ 
heitslage“. Die 
Frage, ob von 
„türkischen 
Nationalisten“ 
eine Gefahr aus¬ 
gehe, beantwor¬ 
tete der Innense¬ 
nator mit der 
Einschätzung, 
„dass es eher zu 
Demonstratio¬ 
nen“ komme, „als 
dass es andere 
Aktionen“ gebe. 

(Azadi/Berliner Mor¬ 
genpost, 23.10.2007) 
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Ab 1. November „ePass“ mit Foto 
und Fingerabdrücken 

Ab 1. November wird der elektronische Pass ausge¬ 
händigt, von dessen Einführung sich Bundesinnen¬ 
minister Schäuble einen großen Sicherheitsgewinn 
verspricht. Zusätzlich zu dem seit 2005 vorgeschrie¬ 
benen digitalen Passbild werden zwei Fingerabdrü¬ 
cke auf einem Chip erfasst. Diese werden laut 
Gesetz anders als das Foto nach Ausgabe des Passes 
nicht bei den Meldeämtern gespeichert. Bisher sind 
von diesem „ePass“ 4,3 Millionen ausgegeben wor¬ 
den. Künftig werden die Daten der Passanträge nur 
noch elektro ni sch übermittelt. 6000 Gemeinden sind 
laut Bundesdruckerei bereits an das System ange¬ 
schlossen. Jährlich werden durchschnittlich 2,5 
Millionen Anträge für neue Pässe ausgestellt. Die 
neuen 10 Jahre gültigen Ausweise kosten 59 Euro . 
Für Personen unter 24 Jahren gelten sie nur sechs 
Jahre - Preis 37,50 Euro . Ein Kinderpass (6. bis 12. 
Lebensjahr) kostet 13,— Euro . 

(Azadi/FR, 4.10.2007) 

Europarat: 

Gegen rassistische Rasterfahndungen 

In einer Empfehlung an seine 47 Mitgliedsländer hat 
der Europarat ein klares Verbot von Rasterfahndun¬ 
gen gefordert, die ausschließlich auf bestimmten ras¬ 
sistisch orientierten Merkmalen basieren. Polizei¬ 
kontrollen, Überwachungen bestimmter Personen 
und Ermittlungen müssten mit einem „nach objekti¬ 
ven Kriterien begründeten Verdacht“ begründet 
werden. 

(Azadi/ND, 5.10.2007) 

Vor 30 Jahren: 

Zur Vorgeschichte des „Deutschen 
Herbstes“ 

„(...) Insgesamt wurden in Westdeutschland und 
Westberlin von 1971 bis 1980 zwölf Menschen von 
der Polizei erschossen, die wegen des Verdachts ver¬ 
folgt wurden, Mitglieder oder Unterstützer terroris¬ 
tischer Vereinigungen’ gewesen zu sein. Insgesamt 
werden in diesen Jahren 150 Menschen von Polizei¬ 
kugeln tödlich getroffen. Eine Untersuchung von 59 
Todesschüssen in den Jahren 1980 - 1984 und deren 
Behandlung durch die Justiz ergibt folgendes Bild: 
In 76 Prozent der Fälle wurde keine Anklage erho¬ 
ben. Von den verbleibenden 24 Prozent, die gericht¬ 
lich überprüft wurden, endeten vier Fälle mit einem 
Freispruch, drei mit einer Geldstrafe und sieben mit 
einer Haftstrafe zur Bewährung - die längste ein 
Jahr. In keinem einzigen Fall musste ein Polizist den 
Dienst quittieren.“ 

(Azadi/jw, aus der Reihe „Stammheim, der Staat und die RAF“, 

8.10.2007) 


Erosion der Menschenrechte durch 

Antiterrorbekämpfung 

Warnung vor „entgrenztem Präventivstaat“ 

„Die militärische Sicht in der Antiterrorbekämpfüng 
stärkt die Tendenz, dass Rechtswege und Gerichte 
zurückgedrängt werden,“ fasst Gerald Staberock 
von der Internationalen Juristenkommission Genf 
auf einer Konferenz „Terrorismusbekämpfüng und 
Menschenrechtsschutz“ in Berlin zusammen, die 
von Amnesty International, dem Republikanischen 
Anwältinnen- und Anwälteverein und dem neu 
gegründeten Europäischen Zentrum für Verfas- 
sungs- und Menschenrechte durchgeführt wurde. 
„Wir erleben eine globale Erosion der Menschen¬ 
rechte.“ Im Zentrum der Veranstaltung standen die 
Entführung von Terrorverdächtigen durch den US- 
Geheimdienst CIA und die weltweite Aufweichung 
des Folterverbots. Es werde ein „Klima des Gene¬ 
ralverdachts“ gegen bestimmte religiöse und Auslän¬ 
dergruppen geschaffen. Dass Geheimdienste und 
Polizei zunehmend vernetzt werden und dabei syste¬ 
matisch Informationen verwenden, die unter Folter 
erpresst wurden, komme einem „Komplizentum“ 
gleich, so der Jurist. Der frühere Bundesinnenminis¬ 
ter Gerhart Baum (FDP) warnte vor „achselzucken¬ 
der Gleichgültigkeit“ angesichts der Gefahr, „in 
einen entgrenzten Präventivstaat zu laufen“. Men¬ 
schenrechtler müssten verstärkt Zusammenarbeiten. 

(Azadi/jw, 8.10.2007) 

Britische Studie: Antiterror-Krieg 
ein Desaster 
Neue Politik notwendig 

Der so genannte Krieg gegen den Terrorismus ist 
nach Ansicht britischer Wissenschaftler zu einem 
„Desaster“ geworden. Der Westen müsse sein Vor¬ 
gehen in Irak und Afghanistan grundlegend ändern 
und unbedingt von Angriffen auf den Iran absehen, 
heißt es in einer Studie der Oxford Research Group. 
„Der Westen muss ei nf ach erkennen, welche gefähr¬ 
lichen Fehler in den letzten sechs Jahren gemacht 
wurden und die Notwendigkeit einer neuen Politik 
erkennen,“ äußerte Paul Rogers, Leiter der Studie. 
„Jeder einzelne Aspekt des Krieges gegen den Ter¬ 
rorismus war in Irak und Afghanistan kontrapro¬ 
duktiv, von den Opfern unter Zivilisten bis hin zu 
Massenverhaftungen ohne Gerichtsverfahren. Es 
war ein Desaster.“ 

(Azadi/ND, 9.10.2007) 
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Online-Durchsuchung vor 
Bundesverfassungsgericht 

Vor dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat am 
10. Oktober die mündliche Verhandlung über die 
umstrittene Online-Durchsuchung von Computern 
terrorverdächtiger Personen begonnen. Im Streit 
über die Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes in 
Nordrhein-Westfalen, hatten u. a. der frühere 
Bundesinnenminister Gerhart Baum und die ehema¬ 
lige Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser- 
Schnarrenberger (beide FDP) Klage beim BVerfG 
eingereicht. 

Die Richter kritisierten am eigentlichen Streit um 
das NRW-Verfassungsschutzgesetz u.a. den zwei¬ 
deutigen Wortlaut des Gesetzes. So sei nicht klar, 
wo die Grenzen der Ausspähung gezogen würden. 
Man werde grundsätzlich über die Zulässigkeit von 
Online-Durchsuchungen und den verfassungsrecht¬ 
lichen Schutz der Privatsphäre zu entscheiden 
haben, machte Gerichtspräsident Hans-Jürgen 
Papier zu Beginn der Anhörung deutlich. „Diese 
Fragen werden möglicherweise weit über die hier 
konkret streitgegenständlichen Vorschriften hinaus 
Bedeutung erlangen.“ 

Ein Urteil der Verfassungsrichter wird erst für 
das kommende Jahr erwartet. 

(Azadf/ND, 11.10.2007) 

Big-Brother-Preis für General¬ 
bundesanwältin Harms 

Außer Konkurrenz auch Bundesinnenminister Schäuble 
„geehrt“ 

In der Kategorie „Behörden/Verwaltung“ wurde der 
diesjährige Big Brother Award an Generalbundesan¬ 
wältin Monika Harms verliehen. In seiner Laudatio 
bei der Verleihung am 12. Oktober in Bielefeld 
begründete der Präsident der Internationalen Liga 
für Menschenrechte und Rechtsanwalt Dr. Rolf 
Gössner, die Wahl. Zum einen erhalte die Bundes¬ 
anwältin den Preis für ihre Maßnahmen gegen Geg¬ 
ner des G-8-Gipfels im Mai. So habe sie beim 
Ermittlungsrichter des Bundesgerichtshofs bean¬ 
tragt, auf der Suche nach Bekennerschreiben mili¬ 
tanter Gegner in Hamburg systematische Briefkon¬ 
trollen durchführen zu lassen. Zum anderen habe sie 
angeordnet, von Gipfelgegnern, die der Militanz ver¬ 
dächtigt wurden, Körpergeruchsproben aufzuneh¬ 
men und zu konservieren. Beide Maßnahmen seien 
„im Rahmen von Terrorismus-Ermittlungen und 
Razzien gegen Globalisierungskritiker durchgeführt 
worden, die sich damit bereits im Vorfeld des G-8- 
Gipfels unter Terrorverdacht gestellt sahen.“ Diese 
Ermittlungen hätten bisher zwar noch zu keinen 
Anklagen geführt, dafür aber „zu umfangreichen 


Vorfeld-Ausforschungen per Datenerfassung und - 
Verarbeitung, Ausforschungen, die der Erstellung 
von Sozioprogrammen des G-8-Protest- und Wider¬ 
standspotenzials dienen.“ 

Nicht-Preisträger wurde Bundesinnenminister 
Schäuble - „als zwanghafter Scharfmacher in 
Sachen Sicherheit & Terror“. Wie kaum ein anderer 
versteht er es, „mit seiner Pa nik mache und Drohpo¬ 
litik die Bevölkerung in Angst und Schrecken zu 
versetzen.“ Damit erfülle er„einen klassischen 
Wesenszug des Terrors“, nämlich „mit dem Ziel, 
Bevölkerung und Parlamentarier so lange weich zu 
klopfen, bis sie seine umstrittenen Pläne geradezu 
herbeisehnen und absegnen.“ So Rolf Gössner. 

(Azadi/aus den Redetexten v. 12.10.2007) 

Herbst 2007: 

Überwachungsstaat droht 

„Deutschland im Herbst 2007: Medien und Publi¬ 
zistik ergehen sich in düsteren Erinnerungen an den 
Deutschen Herbst des Jahres 1977. Dabei rechtfer¬ 
tigt die Gegenwart durchaus die Frage, ob nicht 
nach dem Ablauf der nächsten 30 Jahre Anlass 
bestehen wird, auch dem Herbst des Jahres 2007 
ein ähnlich düsteres Gedenken zu widmen. (...) 

Der Bundesinnenminister warnt vor Terroran¬ 
schlägen mit nuklearverseuchtem Sprengstoff und 
rät uns, dennoch bei Laune zu bleiben. Da wird die 
Seelsorge zur Sicherheitspolitik gleich mitgeliefert. 
Ein Anschlag sei nur noch eine Frage des Wann. Im 
angeblich unabweisbaren Interesse der Ausweich- 
lichkeit dessen, was er selbst als unausweichlich 
ankündigt, fordert er die dringliche Verabschiedung 
immer neuer Gesetze, die den Rechtsstaat näher an 
den Überwachungsstaat rücken. Augenscheinlich 
hat er immer noch nicht bemerkt, dass die Mehrheit 
der Bevölkerung längst keinen Innenminister mehr 
braucht, um zu wissen, dass ihr Land als Bestandteil 
des westlichen Lagers nicht von Amts wegen vor 
dem islamistischen Terror geschützt ist. (...)“ 

(Azadi/FR, aus Kommentar von Rupert v. Plottnitz, 12.10.2007) 

Hartz IV - Element eines autoritären 
Staates 

Für den Psychoanalytiker Reinhold Bianchi stellen 
die Hartz IV-Gesetze eine Art „Verfolgungsbetreu¬ 
ung“ dar. Sie dienten der „Einschüchterung, Diszi¬ 
plinierung und Entmündigung der Betroffenen“, 
womit sie „ein wichtiges Element beim Aufbau 
eines autoritären Staates bilden, mit dem sich die 
Machteliten für ihre aggressiven Aktionen nach 
innen und außen fit zu machen und gegen Krisenre¬ 
aktionen von unten absichern wollen.“ 
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Die neoliberalen Eliten würden von der „sozialen 
Spaltung“ profitieren, die die „Gewinne exorbitant 
steigert und die sozial Schwächeren dafür bezahlen 


AZADT I -AZADT 

ÖZGÜRLÜK I ÖZGÜRLÜK 


Oberverwaltungsgericht lehnt Blei¬ 
berecht für Ahmed Siala ab 

Der Kurde A hm ed Siala erhält kein Bleiberecht in 
Deutschland. Das entschied das Niedersächsische 
Oberverwaltungsgericht. So kann der 28-Jährige 
auch seine in die Türkei abgeschobene Ehefrau 
Gazale Salame nicht nach Deutschland zurückho¬ 
len. 

Das Gericht begründete die Entscheidung damit, 
dass Siala Türke sei und kein staatenloser Kurde, 
wie er als Sechsjähriger bei seiner Flucht aus dem 
Libanon nach Deutschland vor 22 Jahren behauptet 
hatte. Auch ein Bleiberecht nach der im August in 
Kraft getretenen Altfall-Regelung hat das Gericht 
verneint. Wegen grundsätzlicher Bedeutung der 
Rechtssache ließ das Gericht aber die Revision beim 
Bundesverwaltungsgericht zu. 

Im Februar 2005 war die schwangere Gazale 
Salame mit ihrer einjährigen Tochter in die Türkei 
abgeschoben worden. Die Familien von Salame und 
Siala gehören zu den Mahalmi, einer den Kurden 
verwandten Volksgruppen, die in den ersten Jahr¬ 
zehnten des vorigen Jahrhunderts in den Libanon 
auswanderte. Als dort nach 1980 der Bürgerkrieg 
immer heftiger tobte, flohen viele Mahalmi nach 
Deutschland, so auch die Kinder Gazale Salame 
und Ahmed Siala mit ihren Familien. 

(Azadi/ND, 4.10.2007) 

Kein Grundbesitz für 
Terrorverdächtige 

Auf der EU-Terrorliste geführte Personen und Orga¬ 
nisationen können nach einem Urteil des Europäi¬ 
schen Gerichtshofs keine Grundstücke in der 
Gemeinschaft erwerben. Damit bestätigte das 
Gericht in Luxemburg die Entscheidung eines Berli¬ 
ner Grundbuchamtes, eine Eigentumsumschreibung 
abzulehnen. Ein Grundstück falle unter die Vorgabe, 
Vermögen der auf der Liste geführten Personen zu 
sperren, so der EuGH. Aktenzeichen: C-117/06 

(Azadi/FR, 12.10.2007) 


lässt.“ Bianchi ist Mitautor des Buches „Solidarisch 
Mensch werden - psychische und soziale Destruk¬ 
tion im Neoliberalismus und Wege zu ihrer Über¬ 
windung“ (VSA-Verlag) 

(Azadi/Bianchi in der jw, 16.10.2007) 


AZADT I -AZADT 

ÖZGÜRLÜK I I y-* ÖZGÜRLÜK 


BGH erklärt Haftbefehl gegen 
Andrej H. für aufgehoben 

Keine Indizien für § 129a-Verdacht 

Der 3. Strafsenat des Bundesgerichtshofs (BGH) hat 
entschieden, dass der Haftbefehl gegen den Soziolo¬ 
gen Andrej H. aufgehoben werden muss. Nach 
Ansicht der Richter sei ein Haftbefehl nur dann 
gerechtfertigt, wenn der Verdächtigte sehr wahr¬ 
scheinlich wegen der Mitgliedschaft in einer Grup¬ 
pierung verurteilt werde. Die Indizien hatten in die¬ 
sem Fall jedoch nicht ausgereicht. 

Der Berliner war am 1. August 2007 festgenom¬ 
men worden und hatte sich drei Wochen lang unter 
verschärften Bedingungen in U-Haft befunden. Er 
soll strategischer Kopf der militanten gruppe (mg) 
gewesen sein, die sich seit 2001 zu mehreren Brand¬ 
anschlägen bekannt hat. Am 22. August war der 
Haftbefehl gegen Andrej H. außer Vollzug gesetzt 
worden, wogegen die Generalbundesanwaltschaft 
(GBA) Beschwerde eingelegt hatte. 

Für die drei noch Inhaftierten, denen ein Brand¬ 
anschlag auf ein Fahrzeug der Bundeswehr vorge¬ 
worfen wird, besteht nach Ansicht von Rechtsan¬ 
walt Ulrich von Klinggräff ebenfalls Hoffnung auf 
eine Wende in den Verfahren. 

Mit einer Grundsatzentscheidung zum Thema 
militante gruppe und § 129a StGB rechnen die 
Anwälte in Kürze. Sollte der BGH auch hier zu 
dem Ergebnis gelangen, dass ein Tatverdacht nach § 
129a nicht ausreichend bewiesen ist, müssten die 
drei Inhaftierten umgehend aus der U-Haft entlassen 
werden. 

(Azadi/ND/jw, 25.10.2007) 
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Mustafa Atalay muss freigelassen 
werden 

Rechtsanwalt fürchtet um sein Leben 

Der Hamburger Rechtsanwalt Jürgen Schneider 
fürchtet um das Leben seines Mandanten Mustafa 
Atalay, der sich derzeit im Gefängniskrankenhaus 
Lingen befindet. Atalay klagte in einem Brief über 
zunehmende Herzbeschwerden und hohen Blut¬ 
druck. Er war wegen angeblicher Mitgliedschaft in 
der türkischen Organisation DHKP-C im Novem¬ 
ber 2006 kurz nach einer schweren Herzoperation 
verhaftet worden. Eine Reihe von Gefangenenhilf¬ 
sorganisationen fordern Atalays Freilassung aus 
gesundheitlichen Gründen. 

Näheres: http://www.political-prisoners.net 

(Azadi/ND, 5.10.2007) 

Deutsche Behörden „belehren“ 

Beim Aufsuchen der Ausländerbehörden wird (nicht 
nur) Kurdinnen und Kurden in Baden-Württemberg 
eine „Belehrung“ vorgelegt, die vor Ausstellung 
einer Aufenthaltsverlängerung unterschrieben wer¬ 
den muss. Sie lautet: 

„Ich wurde heute von der Ausländerbehörde XY 
eingehend darüber belehrt, dass eine vorsätzlich 
oder fahrlässig falsche Abgabe einer eidesstattlichen 
Versicherung mit Strafe bedroht ist und diese Strafe 
in einer Geld- oder Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
bestehen kann (156 Strafgesetzbuch). 

Weiterhin wurde ich von der Ausländerbehörde 
XY darüber belehrt, dass ein Ausländer gern. § 54 
Nr. 6 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) in der Regel 
ausgewiesen wird, wenn er in einer Befragung, die 
der Klärung von Bedenken gegen die Einreise oder 
den weiteren Aufenthalt dient, der deutschen Aus¬ 
landsvertretung oder der Ausländerbehörde gegenü¬ 
ber frühere Aufenthalte in Deutschland oder ande¬ 
ren Staaten verheimlicht oder in wesentlichen 
Punkten falsche oder unvollständige Angaben über 
Verbindungen zu Personen oder Organisationen 
macht, die der Unterstützung*) des internationalen 
Terrorismus verdächtig sind. 

*) Unterstützung: Als Unterstützen ist - in Anlehnung 
an die von der Rechtsprechung des BGH zum straf¬ 
rechtlichen Unterstützungsbegriff nach §§ 129a StGB 
entwickelten Kriterien - jede Tätigkeit anzusehen, die 
objektiv geeignet ist, sich in irgendeiner Weise positiv 
auf die missbilligten Aktionsmöglichkeiten der Vereini¬ 
gung, die den internationalen Terrorismus unterstützt, 
auszuwirken. “ 


Leichter Anstieg der Asyl¬ 
bewerberzahl 

Die Zahl der Asylbewerber ist im September im 
Vergleich zum Vörjahreszeitraum leicht angestiegen. 
1.771 Menschen beantragten erstmals Asyl. Gegenü¬ 
ber September 2006 erhöhte sich die Zahl der Asyl¬ 
bewerber um 140 Personen (8,6 %). Gegenüber 
August sank die Zahl hingegen leicht um 7,7 Pro¬ 
zent. 

(Azadi/taz, 6.10.2007) 

Miserables Schulsystem für 
Migrantenkinder 

Nach einer OECD-Untersuchung in 17 Industriena¬ 
tionen versagt kein Schulsystem so sehr wie das 
deutsche bei der Förderung von Einwandererkin¬ 
dern. In keinem anderen Land sind danach 15-jäh¬ 
rige Migrantenkinder der zweiten Generation so gra¬ 
vierend schlechter in der Schule wie 
Ausländerkinder der ersten Generation, die zusam¬ 
men mit ihren Eltern eingewandert sind. Bei einem 
Kongress zu Integration und Bildung in Berlin, kriti¬ 
sierte Bundeskanzlerin Angela Merkel, dass die 
Abhängigkeit von sozialer Herkunft und Bildungser¬ 
folg in Deutschland zu hoch sei. Das Bildungsenga¬ 
gement für Migrantenkinder müsse künftig gebün¬ 
delt und besser abgestimmt werden: „Wir können 
auf kein einziges Talent verzichten.“ Staatssekretär 
Gerd Hoofe aus dem Familienministerium sagte, 
dass sich Migranten integrieren wollten, „aber dabei 
ihre Wurzeln nicht vergessen.“ 

(Azadi/FR, 17.10.2007) 
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Wieder Abschiebungen in den Irak 

Auf Weisung der Münchner Ausländerbehörde soll 
ein straffällig gewordener Iraker von Frankfurt/M. 
aus direkt nach Erbil in den kurdischen Nordirak 
abgeschoben werden. Nachdem u.a. die Initiative 
„Jugendliche ohne Grenzen“ die irakisch-kurdische 
Fluggesellschaft Zagros Air mit Protestanrufen aus 
ganz Europa erfolgreich unter Druck gesetzt hatte, 
waren die Abschiebungen von Irakern ab dem 10. 
September ausgesetzt worden. Nach jw-Informatio¬ 


nen hat das Management der Fluggesellschaft in 
Erbil die Wiederaufnahme des lukrativen Abschie- 
begeschäfts angeordnet. In Deutschland gilt noch 
ein Abschiebestopp für irakische Flüchtlinge, wovon 
allerdings jene ausgenommen sind, die zu einer 
Strafe von mindestens 50 Tagessätzen verurteilt 
wurden. Amnesty International beklagt Menschen¬ 
rechtsverletzungen auch unter der kurdischen Regie¬ 
rung. Außerdem gebe es kaum Arbeit und ein Sozi¬ 
alsystem existiere nicht. 

(Azadi/jw, 19.10.2007) 



politischen Verständnisses der Befreiungsbewegung, 
Menschen nur für ihre Tätigkeit als Dorfschützer 
anzugreifen. 

Das Hauptquartier der Volksverteidigungskräfte, 
HPG, machten in einer schriftlichen Erklärung 
öffentlich, dass die Guerilla mit dem Massaker 
nichts zu tun hat. Seit der Ausrufung des einseitigen 
Waffenstillstands am 1. Oktober 2006 habe die 
Armee 483 Militäroperationen durchgeführt, wobei 
auch chemische Waffen und Streubomben einge¬ 
setzt sowie systematisch Wälder niedergebrannt 
worden sind. „Wurden Mitte der neunziger Jahre 
verstärkt Kontras in Form der Hizbullah eingesetzt, 
so sind es heute mehr Organisationen wie JITEM 
und TIT“, heißt es in der Erklärung weiter. Es gehe ■ 
darum, dem Ansehen der PKK Schaden zuzufügen 
und die Guerilla zu isolieren. 

(Azadi/ANF/ISKU, 1., 5.10.2007) 

Arat Dink zu Gefängnisstrafe 
verurteilt 


Akin Birdal: Kein Hinweis auf PKK 

Armee und paramilitärische Kräfte der Tat verdächtig 

Nach Angaben des ehemaligen Vorsitzenden des 
Menschenrechtsvereins IHD und heutigen DTP- 
Abgeordneten, Akin Birdal, gibt es keine Hinweise 
auf eine Täterschaft der PKK beim Massaker in 
Besagac (Hemka) im Kreis Beytüssebap, bei dem 
Ende September zwölf Menschen in einem Kleinbus 
erschossen worden waren. Die Menschenrechts¬ 
kommission des türkischen Parlaments, der Birdal 
angehört, hatte am Ort des Geschehens recher¬ 
chiert, mit Angehörigen der Opfer, Augenzeugen 
und Politikern gesprochen. In dem betroffenen Dorf 
herrsche große Angst. „Ich habe dort eine Rückkehr 
in die Zustände von 1992/93 gesehen. Unsere 
Recherche mussten wir im Schatten der Waffen von 
Dorfschützern des Jiriki-Stammes machen. Aus die¬ 
sem Grund konnten die Dorfbewohner auch keine 
freien Aussagen machen.“ Es lägen keine konkreten 
Belege für eine Täterschaft der PKK vor. Besonders 
auffällig sei, dass unmittelbar nach dem Vorfall ein 
Militärhubschrauber den Ort des Massakers ange¬ 
flogen und nach kurzem Aufenthalt wieder verlassen 
habe. Auch der Vorsitzende der Menschenrechts¬ 
kommission, Zafer Üskül (AKP), erklärte nach der 
Untersuchung im Dorf, es sei nicht bekannt, wer 
das Massaker begangen habe. 

Die KCK machten unterdessen in einer Erklä¬ 
rung die AKP-Regierung verantwortlich, die die 
militärischen Kräfte zu jeder Form von Massaker 
ermutige. Alle Hinweise deuteten auf eine Täter¬ 
schaft staatlicher paramilitärischer Kräfte hin. Dem 
Staat gehe es u.a. darum, über das Dorfschützersys¬ 
tem Kurden gegen Kurden aufzuhetzen. Niemals 
könne die Bevölkerung von Beytüssebap ein 
Angriffsziel der PKK darstellen. Es sei nicht Teil des 


Arat Dink, Sohn des ermordeten armenischen Bür¬ 
gerrechtlers Hrant Dink, wurde wegen „Herabwür¬ 
digung des Türkentums“ von einem Gericht in der 
Türkei zu einem Jahr Gefängnis verurteilt, weil er 
ein Interview seines Vaters nachdruckte. In diesem 
hatte er die Armenierverfolgung als Völkermord 
bezeichnet. 

(Azadi/FR, 12.10.2007) 

Prozesslawine gegen Bürgermeister 
von Diyarbakir 

Gegen den Oberbürgermeister von Diyarbakir, 
Osman Baydemir, sind drei weitere Strafverfahren 
eingeleitet worden. Die Staatsanwaltschaft fordert 
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eine mehrjährige Haftstrafe wegen „Volksverhet¬ 
zung“. Baydemir hatte im September als Reaktion 
auf Verlautbarungen von Ministerpräsident Erdogan, 
bei den kommenden Kommunalwahlen wolle man 
Diyarbakir „erobern“, gegenüber Journalisten u.a. 
geäußert: „Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, Sie 
wollen diese Festung einnehmen. Das wollten schon 
viele vor ihnen. Aber diese Stadt wird nicht fallen.“ 

In einem weiteren Prozess geht es um das „Prei¬ 
sen einer Straftat“. Angeprangert wird hier die Wort¬ 
wahl „kurdische bewaffnete Opposition“, die Bayde¬ 
mir in einem Redebeitrag bei Roj TV für die PKK 
gewählt hatte. Hierfür fordert die Staatsanwaltschaft 
7,5 Jahre Haft. 

Im dritten Verfahren wird Baydemir „PKK-Pro¬ 
paganda“ vorgeworfen wegen einer Rede in Lon¬ 
don. Fünf Jahre soll er nach Meinung der Staatsan¬ 
waltschaft für seine Meinung einsitzen. 

(Azadi/Gündem/ISKU, 16.10.2007) 

Anschläge gegen DTP-Parteibüros 

Während Politiker aller Fraktionen weiter geeint 
gegen die DTP hetzen, hat erneut ein Anschlag auf 
ein DTP-Gebäude bei Van stattgefunden. Durch 
Molotowcocktails wurden die Fenster sowie ein Teil 
der Inneneinrichtung zerstört. Bereits in den vergan¬ 
genen Wochen war es zu Angriffen gegen DTP-Ein- 
richtungen in Ankara, Istanbul, Manisa, Edremit 
und Burhaniye gekommen. 

(Azadi/ANF/ISKU, 17.10.2007) 

Türkisches Parlament 
verabschiedet Kriegserlass 

Mit einer Mehrheit von 507 von 550 Stimmen 
haben die Abgeordneten des türkischen Parlaments 
der Regierung für die Dauer eines Jahres eine Blan¬ 
kovollmacht erteilt, jederzeit ohne weitere Konsulta¬ 
tionen des Parlaments der Armee den Marschbefehl 
für Operationen im Nordirak geben zu können. 19 
Parlamentarier der DTP stimmten für jeden sichtbar 
dagegen. 

US-Präsident Bush warnte, eine solche Opera¬ 
tion sei nicht im Interesse der Türkei. Diese Mei¬ 
nung vertrat auch die irakische Regierung. Der Prä¬ 
sident des Parlaments in Südkurdistan, Adnan Müfti 
erklärte in einer Sondersitzung, die Türkei nutze die 
PKK lediglich als Vorwand. Das eigentliche Ziel sei 
die Region Kurdistan. „Wenn die Türkei uns 
angreift, sind wir nicht die einzigen, die davon Scha¬ 
den erleiden. Es gibt Hunderte türkischer Firmen 
hier. Ein Angriff würde auch Probleme mit der EU 
hervorrufen. Deshalb sind Dialog und Frieden der 
beste Weg.“ 


Der irakische Ministerpräsident Maliki erklärte, 
man sei entschlossen, der Existenz der PKK im 
Irak ein Ende zu bereiten. Entsprechende Anwei¬ 
sungen habe man der kurdischen Regionalregierung 
erteilt. 

(Azadi/ANF/ISKU, 17.10.2007) 

Die berühmt-berüchtigte „Liste der 150 Personen“: 

Türkei fordert auch Verhaftung des 
Barzani-Sohnes 

Mesut Barzani, Präsident der Regionalregierung 
Kurdistans, hat in einer schriftlichen Erklärung seine 
Entschlossenheit zum Ausdruck gebracht, gegen alle 
Angriffe anzukämpfen. Diese Erklärung erfolgte 
nach der Übergabe einer Liste von 150 Personen 
durch die Türkei an den irakischen Vizepräsident 
Haschimi bei dessen jüngstem Besuch in Ankara. Es 
handelt sich um Personen, die die Türkei verhaften 
lassen will. Neben HPG-Kommandanten steht auch 
der Sohn des Präsidenten, Mensur Barzani, sowie 
der Abgeordnete im irakischen Parlament, Mahmud 
Osman, auf dieser Liste. 

(Azadi/ANF/ISKU, 19.10.2007) 


Nachdem das türkische Parlament vor wenigen 
Tagen der Armee die Genehmigung zu grenzüber¬ 
schreitenden Operationen an der irakischen und ira¬ 
nischen Grenze erteilt hat, wurden weitere Truppen 
dorthin verlegt. Bei einem Gefecht in der Nähe der 
Ortschaft Oremar im Kreis Yüksekova sind 16 Sol¬ 
daten ums Leben gekommen und 19 verletzt wor¬ 
den; acht Soldaten gerieten in HPG-Gefangenschaft, 
deren Namen veröffentlicht wurden. Eine Brücke, 


30000 Freiwillige zur Verteidigung 
Kurdistans 

Im südkurdischen Süleymania/Nordirak wurde von 
der „Jugendinitiative zur Verteidigung der Grenzen 
Kurdistans“ eine Kampagne für den freiwilligen 
Militärdienst gestartet. Wie die Initiative, die gegen 
Angriffe der türkischen Armee gegründet worden ■ 
ist, bekannt gab, haben sich bisher knapp 30 000 
Freiwillige gemeldet und sich registrieren lassen. 
Neben Süleymania wurden in weiteren Städten 
Informationszentren eröffnet. „Als Jugendliche in 
Kurdistan werden wir gemeinsam mit allen 
Geschwistern Kurdistan gegen den türkischen Staat 
verteidigen.“ 

(Azadi/Gündem/ISKU, 21.10.2007) 

Militäroperationen haben begonnen 

Proteste in Südkurdistan weiten sich aus 
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einzige Verbindung zu den Dörfern im Kampfgebiet, 
sei gesprengt und Telefonverbindungen unterbro¬ 
chen worden. Oremar und andere Orte stünden 
unter Artilleriebeschuss. 

Die Proteste in Südkurdistan gegen die Türkei 
weiten sich indessen aus. In Redebeiträgen forderten 
Landräte und Vertreter zivilgesellschaftlicher Orga¬ 
nisationen eine Lösung der Probleme mit friedlichen 
Mitteln. 

(Azadi/Gündem, 21.10.2007) 

Angriffe und Provokationen gegen 
Kurden 

Zwei Reisebusse sind von einer Gruppe türkischer 
Nationalisten auf dem Weg nach Mardin mit Steinen 
angegriffen worden, wobei die Fensterscheiben fast 
vollständig zerstört wurden. Die anwesende Jand- 
arma griff nicht ein. Es habe bereits mehrere solcher 
Angriffe auf Busse gegeben, die die kurdische 
Region anfahren, erklärte der Sprecher der Bus¬ 
firma. 


In Bursa sind drei Kurden in einem Kaffeehaus 
durch Schüsse leicht verletzt, ein Wochenmarkt mit 
vorwiegend kurdischen Händlern gestürmt und ver¬ 
wüstet worden. 

Die Fensterscheiben des DTP-Gebäudes in 
Antep wurden durch Steinwürfe zerstört und an die 
Tür „MHP“ geschrieben. 

In der Umgebung der DTP-Zentrale in Ankara 
wurden die ganze Nacht hindurch von Autokonvois 
aus faschistische Parolen gerufen, direkte Angriffe 
durch Polizeianwesenheit verhindert. 

In das DTP-Gebäude in Istanbul-Fatih drangen 
etwa 100 Personen ein, setzten die Inneneinrichtung 
in Brand und warfen Scheiben ein. Auch in anderen 
Stadtteilen kam es zu Angriffen auf DTP-Büros. Im 
Stadtzentrum startete eine Gruppe einen Fynchver- 
such gegen einen Kurden, der sich in ein Polizeiauto 
retten konnte. 

In Malatya marschierten etwa 300 Faschisten 
Parolen rufend durch das Stadtzentrum; drei Kur¬ 
den wurden bei einem Fynchversuch verletzt. 

In Elazig und Erzurum wurden DTP-Büros mit 
Steinen angegriffen. 

(Azadi/ANF/ISKU, 22.10.2007) 


Ich möchte Fördermitglied des Vereins AZADI e.V. werden. Einzugsermächtigung: 

Name:__ Bank:._ 

Straße:___ BLZ:__ 

PLZ/Ort:___ Konto:._ 

Ort/Datum;_ 

Mein Beitrag beträgt € im Monat Unte_r_s_chrift_:-- 

Mindestbeiträge: Einzelpersonen € 5,— Arbeitslose, Student/inn/en, 

Schüler/innen € 3,— Organisationen (bundesweit) € 15,— 

Bitte ausschneiden und einsenden an: AZADI e.V., Graf-Adolf-Str. 70A, 40210 Düsseldorf 
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Chiapas: Staatliche Angriffe gegen 

EZLN-Unterstützer 

Lokale Eliten und Konzerne wollen Zugriff auf Ressourcen 

Das „Zentrum für politische Analyse und soziale 
und wirtschaftliche Forschungen“ (Capise) hat kürz¬ 
lich in einem Bericht auf eine „heftige Offensive“ 
hingewiesen. Dauernd erlitten Gemeinden, die mit 
der „Zapatistischen Armee zur Nationalen Befrei¬ 
ung“ (EZLN) sympathisierten, „brutale Angriffe der 
mexikanischen Regierung“. Hinter der Offensive 
wird vermutet, Ländereien der zapatistischen 
Gemeinden zurückzuerobern. Die de facto beste¬ 
hende Autonomie softe so zurückgedrängt werden. 
Am 11. September wurden mehrere Unterstützer 
der EZLN von ungefähr 50 politischen Gegnern mit 
Macheten und Schusswaffen attackiert. Es war der 
zweite bewaffnete Angriff auf eine zapatistische 
Gemeinde binnen weniger Wochen. Die Angreifer, 
Mitglieder der „Organisation zur Verteidigung der 
indigenen und bäuerlichen Rechte“ gelten als eine 
regierungsnahe und paramihtärische Gruppierung. 
Auffällig ist, dass zugleich Ehtetruppen der Armee 
in dem Gebiet stationiert werden. 

In den vergangenen Jahren hat EZLN über 
100000 Hektar Land besetzt und an Tausende 
Familien verteilt. Seit Februar 1994 kämpft sie mit 
zivilen Mitteln um eine Verbesserung der sozialen 
Situation. 2003 wurden 30 Landkreise für autonom 
erklärt. 

Die EZLN-Lührung hat als Reaktion auf die 
Angriffe eine geplante Rundreise durch Mexiko 
abgesagt, um die Gemeinden mit friedlichen Mitteln 
zu verteidigen. 

(Azadi/jw, 5.10.2007) 


Batasuna-Führung verhaftet 

Der spanische Richter Baltasar Garzön hat Anfang 
Oktober 23 Lührungsmitglieder der verbotenen 
Baskenpartei Batasuna („Einheit“) festnehmen las¬ 
sen. Nach einem mehrstündigen Verhör erließ er 
gegen 17 von ihnen Haftbefehl und legt ihnen Mit¬ 
gliedschaft in einer „terroristischen Vereinigung“ zur 
Last sowie gegen das Parteiverbot verstoßen zu 
haben. Batasuna teile das Ziel der ETA, mit Gewalt 
ein unabhängiges Baskenland zu erreichen. Sie habe 
sich neu organisieren und gemeinsam mit ETA eine 
Strategie gegen Spanien vorbereiten wollen. 

„Die Konfrontation hat ein Niveau erreicht, das 
sich niemand wünschen kann und dessen mögliche 
Folgen mir Angst machen“, erklärte das einzige 
nicht festgenommene Batasuna-Vorstandsmitglied 
Fernando Barrena zu den Verhaftungen. 

Der baskische Regionalpräsident, Juan Jose Ibar- 
retxe, äußerte sich kritisch zu den Verhaftungen: 
Großbritannien wäre es nie eingefallen, die Füh¬ 
rungsriege von Sinn Fein ins Gefängnis zu stecken. 

(Azadt/ND/FR/jw, 6.,9.10.2007) 

Nichts legitimiert staatlichen 
Terrorismus 

„Wenn bei uns die Ermittlungsbehörden immer stär¬ 
ker autonom entscheiden können, wenn der Innen¬ 
minister einfach so fordern kann, dass die Todes¬ 
strafe bei Terrorverdacht und dann noch von 
Ermittlungsbehörden angewandt werden darf, dann 
verweist das schon auf eine extreme Enthegung von 
Gewalt. Das Baskenland hat so etwas in den letzten 
dreißig Jahren schon erlebt. Erschreckend ist, dass 
es dort gekoppelt war an den Demokratisierungs¬ 
prozess, der Spanien in die Europäische Union 
führte. Es ist permanent und straflos gefoltert wor¬ 
den. (...) Nichts legitimiert, dass der Staat zu terro¬ 
ristischen Mitteln greift.“ 

Raul Zeliks jüngster Roman: „Der bewaffnete 
Freund“ (über den baskischen Konflikt) 

(Azadi/aus einem Gespräch der jw mit Raid Zelik, 13.10.2007) 
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Anja Flach: „Frauen in der kurdischen Guerilla - 
Motivation, Identität und Geschlechterkampf in der 
Frauenarmee der PKK“, Papyrossa-Verlag, Reihe 
Hochschulschriften. Zu beziehen über den Buch¬ 
handel oder bei der IS KU e.V., Schanzenstr. 117, 
20357 Hamburg. E-Mail: isku@nadir.org; 

Tel. 040-42 102845 (16 - Euro + 1,20 Euro Porto¬ 
kosten). 

„In Europa wird die PKK sehr kontrovers disku¬ 
tiert. Wenig Beachtung fand bisher die Frauenarmee, 
die Mitte der 1990er Jahre gegründet wurde. Tau¬ 
sende Frauen schlossen sich in Folge der Volksauf¬ 
stände der Guerilla an. Zunehmend setzte sich die 
kurdische Bewegung mit der Geschlechterfrage aus¬ 
einander. Die Frauen gründeten eine eigene Armee 
und Partei. Aus der Sicht der femini s tischen Ethno¬ 
login untersucht Anja Flach vor allem die Motiva¬ 
tion und Identität der Kämpferinnen sowie die 
Geschlechterrollen und Gender-Beziehungen inner¬ 
halb der kurdischen Guerilla.“ (aus der Ankündi¬ 
gung) 


Peter Schaar, Bundesbeauftragter für den Daten¬ 
schutz: „Das Ende der Privatsphäre - Der Weg in 
die Überwachungsgesellschaft“, C. Bertelsmann-Ver¬ 
lag, 250 Seiten. 

„Während staatliche Stellen - von der Polizei bis 
zur Finanzverwaltung - immer mehr über uns wis¬ 
sen wollen, bleiben die Bürger ohne angemessenen 
Schutz gegen Ausspionieren, Missbrauch, Manipula¬ 
tion und Verfälschung ihrer Daten.“ 

Kurt Graulich/Dieter Simon: „Terrorismus und Rechts¬ 
staatlichkeit“, Akademie-Verlag Berlin, 429 S„ 49,80 
Euro 

„Das irrsinnige Wechselspiel von Terror, Antiter¬ 
ror und Anti-Antiterror hat neben einer zwischen¬ 
staatlichen auch eine innerstaatliche Dimension. Um 
genau diese geht es im vorliegenden Band“ - aus 
einer Rezension im ND v. 10.-14.10.2007 



AZADI unterstützt Kurdinnen und Kurden im Gefängnis, 
vor Gericht und bei Ermittlungsverfahren. Wofür wir Ihre/Eure Spenden 
u.a. verwenden, soll nachfolgend eine Auswahl von Fällen 
aus September und Oktober 2007 zeigen: 


Im September und Oktober 2007 hat Azadi Kurdinnen und Kurden in einer Gesamthöhe von 2087,39 
Euro unterstützt. In den Unterstützungsfällen handelte es sich Bücherlieferungen an Gefangene, Vertei¬ 
digerbesuche, anwaltliche Recherchen in einer Fahndungssache, anwaltl. „Erstversorgung“ eines Gefan¬ 
genen, Übernahme restlicher Anwaltsgebühren aufgrund der Zahlungsunfähigkeit von Mandanten. 
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infodienst nr.60 

november 2007 


ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt 
per E-Mail. Auf Anfrage wird er 
gegen Kopier- und Portokosten 
auch per Post verschickt. Gefan¬ 
gene erhalten den infodienst 
kostenlos. Herausgeber ist 
AZADI e.V. Der Verein ist als ge¬ 
meinnützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheinigun¬ 
gen können ausgestellt werden. 
AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betätigung 
für das Selbstbestimmungsrecht 
des kurdischen Volkes mit Straf¬ 
verfolgung bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfahren, 
informieren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Graf-Adolf-Str. 70A 
40210 Düsseldorf 
Tel. 0211/83029 08 
Fax 0211/171 1453 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 
V. i.S.d. R: Monika Morres 

Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8 035 782 600 

Aus dem Inhalt: 

1 Zum 14. Jahrestag des 
PKK-Betätigungsverbots 
5 Verbotspraxis 
9 Repression 

12 Gerichtsurteile 

13 Asyl-& Migrationspolitik 

14 Zur Sache: Türkei 

16 Internationalismus 

17 Zur Person/Neu erschienen 

18 YEK-KOM Aufruf 


Zum 14. Jahrestag des PKK-Betätigungsverbots: 

Nur in der politischen Auseinander¬ 
setzung und im Dialog liegt die 
Lösung von Konflikten 

A us Anlass des 14. Jahrestages des PKK-Betätigungsverbots haben 
Azadi und die Föderation kurdischer Vereine in Deutschland, YEK- 
KOM, unterstützt durch den Republikanischen Anwältinnen- und 
Anwälteverein sowie der Internationalen Liga für Menschenrechte, eine Ein¬ 
gabe an den Petitionsausschuss des Bundestages gerichtet, mit der auf die Fol¬ 
gen der Kriminalisierungspraxis hingewiesen wird. Obgleich die kurdische 
Bewegung in den vergangenen Jahren grundsätzliche Veränderungen vorge¬ 
nommen hat und selbst Sicherheitsbehörden konstatieren, dass es eine offiziell 
andere Ausrichtung der kurdischen Organisationen gebe und sich die Kurden in 
Deutschland „seit Jahren legalistisch“ verhielten. Azadi und YEK-KOM halten 
es daher für erforderlich, dass sich auch die politisch Verantwortlichen in 
Deutschland bewegen und ihre Haltung überdenken. Die Aufhebung des PKK- 
Verbots sollte ein entscheidender Schritt sein. Petitionsausschuss und Parlament 
sind aufgerufen, den Bundesinnenminister aufzufordern, in diesem Sinne initia¬ 
tiv zu werden. 

Die seit Wochen in der Türkei anhaltenden Auseinandersetzungen zwischen 
dem Staat und der kurdischen Minderheit, setzten sich auch in Deutschland 
fort. Eine wochenlang inszenierte Kampagne in den türkischen Medien sollte 
auch hier die Menschen in einen nationalistischen Taumel gegen die kurdische 
Bevölkerung versetzen. So kam es in Folge von Demonstrationen in einigen 
deutschen Städten zu gewalttätigen Angriffen von aufgehetzten Jugendlichen auf 
Kurden und kurdische Vereine. Um eine Zuspitzung der Situation zu verhin¬ 
dern, haben die Verantwortlichen von YEK-KOM zu Besonnenheit aufgerufen 
und dazu, jeglichen Spaltungsversuchen eine Absage zu erteilen. Den Weg zu 
einem dauerhaften Frieden kann nur eine Verhandlungslösung freimachen. 

Wie in zahllosen anderen Konflikten wird auch in der Kurdenfrage zu einer 
militärischen, polizei- oder strafrechtlichen Problemlösung“ gegriffen, statt sich 
mit den politischen Ursachen und Verhandlungsalternativen auseinanderzuset¬ 
zen. 

Diesen Status zu durchbrechen, sollte Ziel der deutschen Politik sein. Gerade 
jetzt, wo die Kurdinnen und Kurden wieder einmal bedroht, i hr e parlamentari¬ 
schen und Parteivertreter/innen gefährlichen Anfeindungen ausgesetzt werden 
und die türkische Armee einen Krieg gegen die kurdische Bewegung und die 
kurdische Autonomieregion des Nordirak mit dem Ziel führt, Strukturen zu 
zerstören und die kurdische Bevölkerung gegeneinander aufzubringen. 









Wenn sich der deutsche Botschafter - zu Recht - in 
Ankara „besorgt“ zeigt angesichts des Verbotsver¬ 
fahrens gegen die DTP-Abgeordneten und ankün¬ 
digt, jede Initiative in der Türkei verfolgen zu wol¬ 
len, die sich gegen die Betätigungsfreiheit politischer 
Parteien richtet, sollte der Blick auch auf die BRD 
gerichtet werden. Auch hier gilt es, um die offene 


und repressionsfreie politische Artikulations- und 
Organisierungsfreiheit für Kurdinnen und Kurden 
besorgt zu sein. 

Dass dies derzeit leider nicht gewährleistet ist, 
kann auch in dieser Ausgabe unseres infodienstes 
nachgelesen werden. 


Das PKK-Verbot ist politisch unsinnig und juristisch überholt 

RA Kronauer zum Prozess gegen Muzaffer Ayat 


Der kurdische Politiker Muzaffer Ayata, der im August 
des vergangenen Jahres in Mannheim verhaftet wurde 
und sich seitdem in Untersuchungshaft befindet, steht 
seit dem 24. Mai vor den Richtern des Oberlandesge¬ 
richts Frankfurt/M. 

Über das Verfahren sprachen wir mit Ayatas Verteidi¬ 
ger, Rechtsanwalt Wolfgang Kronauer. 

Das Verfahren läuft nun schon über sechs Monate. Können 
Sie den Leser/innen des infos kurz darstellen, was die 
Anklage Herrn Ayata konkret vorwirft und was bisher am 
Verlauf des Prozesses wesentlich war? 

Die Anklage wirft Muzaffer Ayata vor, sich als 
Rädelsführer in einer kriminellen Vereinigung (§129 
Strafgesetzbuch) betätigt zu haben, wobei er als 
hauptamtlicher Kader der PKK zunächst ab Juli 
2005 Leiter des Sektors Süd und danach Angehöri¬ 
ger der Europa-Führung gewesen sein soll. Die 
Anklage geht dabei davon aus, dass die PKK unver¬ 
ändert fortbesteht und ihr Zweck und ihre Tätigkeit 
darauf gerichtet sein soll, Straftaten zu begehen. 
Konkret wird Herrn Ayata neben seiner Funktion 
vorgeworfen, sich an der illegalen Einreise Dritter 
von Kurdistan nach Deutschland beteiligt zu haben. 
Belegt werden soll dies alles durch abgehörte Tele¬ 
fongespräche und überwachte SMS und Emails, die 
Muzaffer Ayata zugerechnet werden. 

Tatsächlich 
ergibt sich aus 
dieser Telekom¬ 
munikationsüber¬ 
wachung aber, 
dass Muzaffer 
Ayata eine allseits 
bekannte, hoch 
angesehene kurdi¬ 
sche Persönlich¬ 
keit ist, die aus 
diesem Grund 
von einer Vielzahl 
kurdischer Men¬ 
schen angespro¬ 


chen und um Unterstützung oder Vermittlung der¬ 
selben bei der Lösung ihrer Probleme gebeten wird, 
und zwar unabhängig von einer möglichen Zugehö¬ 
rigkeit zu irgendeiner Organisation. 

In dem bisherigen Verfahren wurde unstreitig 
festgestellt, dass Muzaffer Ayata als Vertreter der 
HADEP nach Deutschland gekommen ist und nach 
deren Verbot zunächst für DEHAP und anschlie¬ 
ßend für die DTP als deren Repräsentant in 
Deutschland tätig war. 

Muzaffer Ayata ist ein Mensch, der sich sein 
Leben lang stets engagiert für die Belange des kurdi¬ 
schen Volkes eingesetzt hat. Dafür wurde er in der 
Türkei sogar zum Tode verurteilt und hat schließlich 
über 20 Jahre in Haft gesessen. Auch nach seiner 
Haftentlassung hat er sich weiter für eine friedliche 
Lösung des Kurdenproblems eingesetzt. Dafür wird 
er respektiert und geachtet. Deswegen dient er aber 
auch vielen Kurden als Ansprechpartner, wenn es 
um die Lösung persönlicher Probleme geht. Muzaf¬ 
fer Ayata hat aber auch deutlich gemacht, dass für 
ihn der Respekt vor den Gesetzen seines Gastlandes 
unabdingbare Voraussetzung für jedes politische 
Engagement ist. 

In nahezu allen § 129-Verfahren gegen kurdische Politiker 
tauchen dieselben Anklagepunkte auf, die von den Betrof¬ 
fenen mit den tatsächlichen politischen Veränderungen 

innerhalb der Orga¬ 
nisation begründet 
und bestritten wer¬ 
den. Dennoch halten 
die Strafverfol¬ 
gungsbehörden an 
ihren Vorwürfen fest. 
Der Vorsitzende von 
KONGRA-GEL hat 
sich gegenüber 
Azadi in einem Inter¬ 
view deutlich gegen 
eine bestimmte 
angeblich von der 
Organisation ange¬ 
ordneten Praxis 
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Den Kreislauf der Kriminali 
sierung durchbrechen ! 

Willkürlich und widersprüchlich 
sind häufig die Auflagen, die 
Ordnungsämter den Organi 
satoren bei der Durchfüh¬ 
rung von kurdischen 
Demonstrationen erteilen. 

Das betrifft hauptsächlich 
den Inhalt von Transparen¬ 
ten, Plakaten, Flugblätter 
oder Parolen, die „gegen die 
verfassungsmäßige Ordnung 
oder die Strafgesetze versto¬ 
ßen“ und somit nach Auffas¬ 
sung der Behörden strafbar ist. 

Daneben stößt mitunter auch die Auf¬ 
listung von Organisationen, deren Nen¬ 
nung angeblich verboten ist, auf Irritation. So nennt 
beispielhaft das Ordnungsamt einer bayerischen 
Stadt die Namen „Demokratik halk birlikleri“ (dhb) 
oder „Yekitiya demokratik a gele Kurd“ (ydk) sowie 
„kdhb“, die den Anmeldenden allerdings zum Teil 
überhaupt nicht bekannt sind. Immer geht es auch 
um „verbotene kurdische Fahnen bzw. Abzeichen“, 
die nicht gezeigt werden dürfen. Fragen danach, um 
welche Fahnen und Abzeichen es sich konkret han¬ 
delt, bleiben in der Regel unbeantwortet oder wer¬ 
den mit dem mündlichen Verweis auf Behördenver¬ 
fügungen abgewiesen. Auch Forderungen nach 
schriftlichen Belegen kommen Polizeikräfte regelmä¬ 
ßig nicht nach. So kommt es häufig bei Demonstra¬ 
tionen oder Kundgebungen zu Reibereien und Aus¬ 
einandersetzungen, in deren Folge gegen 
Anmelder/innen oder Teilnehmer/innen wegen des 
Verstoßes gegen das Versammlungs- oder des Ver¬ 
einsgesetzes ermittelt wird. 

Der Umgang der polizeilichen Kräfte und Ein¬ 
satzleiter mit dieser Thematik ist höchst unterschied¬ 
lich. Taucht in einer Stadt eine Fahne mit dem Kon¬ 
terfei von Abdullah Öcalan auf, ist das für die Polizei 
kein Anlass zur Intervention. In einer anderen Stadt 
wird deshalb provoziert und gedroht, eine Demon¬ 
stration anzugreifen, aufzulösen oder gegen einzelne 
vorzugehen, die angeblich verbotene Fahnen tragen. 

Einschüchtern und Fernhalten 
von Politik ist das Ziel 

Auffällig ist auch, dass, sobald jemand den Vorsitz 
eines Vereinsvorstandes übernommen hat und in 
dieser Funktion z. B. Demonstrationen oder Kund¬ 
gebungen anmeldet oder wenn Vereinsmitglieder als 
verantwortliche Leiter füngieren, ins Fadenkreuz der 
Strafverfolger geraten. Razzien in Vereinsräumen 
oder in den Wohnungen der Betroffenen sind 



zumeist die Folge eingeleiteter Ermitt¬ 
lungen, in erster Linie wegen 
angeblicher Verstöße gegen das 
Vereinsgesetz. Weil nach gän¬ 
giger Meinung der Behörden 
alle Vereine, die der Födera¬ 
tion kurdischer Vereine in 
Deutschland, YEK-KOM, 
angehören, dem KON- 
GRA-GEL nahe stehen 
und eine Betätigung für 
diese Organisation unter das 
PKK-Verbot fällt, werden die 
Mitglieder automatisch krimi¬ 
nalisiert. Da reicht es aus, wenn 
einem KONGRA-GEL-Verant- 
wortlichen die Räume eines Vereins 
für Versammlungen und Veranstaltungen 
zur Verfügung gestellt werden. Ein Vereinsvorsitzen¬ 
der wird folglich beschuldigt, „bewusst die Tätigkei¬ 
ten des Völkskongresses Kurdistans (KONGRA- 
GEL), ehemals Freiheits- und Demokratiekongress 
Kurdistans (KADEK), die identisch sind mit der 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK)“, zu unterstützen. 

Kriminalisierung erzeugt Misstrauen 

Bei nahezu allen Durchsuchungen von Vereins- und 
Privaträumen werden umfangreich Materialien 
beschlagnahmt - von Notizblöcken, Spendenlisten, 
Ordnern, CDs, Büchern, Zeitungen und Zeitschrif¬ 
ten bis zu Computern, Disketten, Mobiltelefonen. 

Für die Betroffenen enden Ermittlungsverfahren 
häufig vor Gericht und mit Verurteilungen und einer 
Speicherung in Registern, die Kurdinnen und Kur¬ 
den (und anderen) in ihren Asylverfahren oder bei 
der Beantragung der deutschen Staatsbürgerschaft 
zum Verhängnis werden kann. Sinn all dieser staat¬ 
lichen Aktivitäten ist die Einschüchterung der Men¬ 
schen. Sie zielen darauf ab, Kurdinnen und Kurden 
davon abzuhalten, Vereine aufzusuchen, sich zu 
organisieren, Freunde und Verwandte zu treffen, 
sich zu i nf ormieren und letztlich auch, kulturelle und 
politische Gemeinsamkeiten zu pflegen. Traurige 
Realität ist, dass der deutsche Staat und die Strafver- 
folgungsbehörden die Behandlung all dessen als 
„kriminelle“ Unterstützungshandlungen werten und 
strafrechtlich verfolgen. Diese ignorierend-negie- 
rende Sichtweise auf politische Gegebenheiten pro¬ 
duziert nichts als Misstrauen und Zweifel und stellt 
bei den Betroffenen die Notwendigkeit von Integra¬ 
tionsbemühungen in Frage. Dieses Missverhältnis 
ka nn die Politik z. B. durch ein Ende der Kriminali¬ 
sierungspraxis durch Aufhebung des PKK-Verbots 
ändern - jederzeit. 

(Azadi) 
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NRW-Verfassungsschutz versucht 
Spitzelanwerbung 

Über den Hintergrund dieses Anwerbeversuchs sprach 
Azadi mit Aysan Celik. Sie ist Mitarbeiterin in dem seit 
2004 in Düsseldorf ansässigen Projekt „Sonne Mesopo¬ 
tamiens“. 

Was verbirgt sich hinter dem Namen und welche Aufgaben 
hat der Verein? 


Der vollständige Name des Vereins heißt „ Die 
Sonne Mesopotamiens Hilfswerk e. V. 

Wie Sie wissen, herrscht in den Kurdengebieten 
der Türkei Krieg. Wir versuchen, die Hilfsbedürfti¬ 
gen in ganz Mesopotamien zu erreichen, um sie 
unterstützen. Leider aber ist uns das aus den ver¬ 
schiedensten Gründen noch nicht so gelungen, wie 
wir uns das vorstellen. Derzeit können wir nur den 
Kurden in der Türkei helfen. In vielen Gebieten 
Kurdistans gibt es neben den alltäglichen teilweise 
katastrophalen Lebensumstände auch klimabedingte 
Unruhen. Es ist unser Anliegen, auch dort Hilfspro¬ 
jekte zu unterstützen. Der Schwerpunkt unserer 
Aktivitäten liegt darin, Kinder, die keine Eltern 
haben oder wo es nur noch ein Elternteil gibt, so 
unter die Arme zu greifen, dass sie in Würde leben 
können. Es geht über das hinaus, was ein Mutter+ 
Kind Projekt ausmacht. 

Wie wir erfahren haben, bist du in den letzten Wochen 
mehrfach von Mitarbeiter(inne)n des nordrhein-westfäli¬ 
schen Innenministeriums kontaktiert worden, um Informa¬ 
tionen von dir zu erhalten. Wo haben und wie haben sie 
sich angesprochen? 

Kannst du den Leserinnen und Lesern unseres Infos erläu¬ 
tern, um welche Personen es sich gehandelt hat und was 
sie konkret von dir wollten? 

Es waren zwei Personen, die nach eigenen Angaben 
mehrmals bei mir zu Hause gewesen sind und ver¬ 
sucht haben, mit mir in Kontakt zu kommen. Sie 
haben mir auch erzählt, dass sie zu verschiedenen 
Tages- und Nachtzeiten geklingelt hätten. Ich bin 
sehr oft zu Hause gewesen, doch wenn ich nieman¬ 
den erwarte, mache ich grundsätzlich die Türe nicht 
auf. 

Als ich eines Tages nach Hause kam, fand ich in 
meinem Briefkasten eine kleine Notiz, worauf 
geschrieben stand: „Hallo Frau Celik, ich habe ver¬ 
sucht, Sie zu erreichen. Brauche Ihre Hilfe. Bitte um 
Rückruf. Evelyn 0162 2553818“. 

Weil es sich um einen Frauenname gehandelt hat, 
war ich neugierig und habe zurückgerufen. 

Am Telefon wollte sie mir nichts sagen außer, 
dass sie sich gerne mal mit mir unterhalten würde, 


am besten in einem Cafe in meiner Nähe. Ich habe 
zugesagt. An einem Freitag um 10:00 Uhr haben wir 
uns dann getroffen. Sie kam aber nicht allein. Sie hat 
sich vorgestellt als Evelyn Munther und auch einen 
Ausweis des Innenministeriums gezeigt. Dann sagte 
sie, dass ihr Kollege, Herr Ullrich, noch auf der 
Suche nach einem Parkplatz sei. Die Frage, ob ich 
damit einverstanden sei, dass er hinzukommt, habe 
ich bejaht. 

Sie erklärten mir den Grund des Treffens. Es 
gehe ihnen um Informationen über die Lage der 
Yeziden hier in Deutschland. Herr Ullrich sei 
Experte in Yeziden-Fragen. Darauf hin habe ich 
gefragt, woher sie wissen, dass ich Yezidin bin. Sie 
sagten, ich hätte irgendwann einmal eine Yeziden- 
Demo angemeldet, was ich allerdings nie gemacht 
habe. Dann entschuldigten sie sich für ihre Behaup¬ 
tung und kamen auf den Punkt. Ich hätte doch einen 
Verein angemeldet. Das habe ich bestätigt, doch 
stehe schließlich nirgendwo geschrieben, dass ich 
Yezidin bin. Darauf kam keine Antwort, sondern 
das Thema wurde gewechselt. 

Dann haben wir so ganz allgemein über Jugend¬ 
liche in Deutschland geredet. 

Es kam die Frage, ob ich als Yezidin Angst hätte 
vor anderen Religionen, z. B dem Islam. Das wurde 
von mir verneint. Auch über Kurden und Türken 
haben sie gesprochen: über die Demos, die in den 
nächsten Tagen von der MHP und den Kurden 
angekündigt worden seien. Sie würden Eskalationen 
befürchten. 

Dieses Gespräch dauerte 1 Stunde und 40 Minu¬ 
ten. Zum Schluss haben sie mich gefragt, ob ich 
ihnen jemanden nennen kann, der ihnen mehr Aus¬ 
künfte angeblich über Yeziden geben könne. Ich 
kenne niemanden. 

Dann haben sie sich verabschiedet. 

Hattest du den Eindruck, dass diese Verfassungsschutz¬ 
leute versucht haben, dich als Informantin oder besser 
gesagt: als Spitzel zu gewinnen? 

Ja, diesen Eindruck hatte ich. Vor allem deshalb, 
weil sie am Ende des Gesprächs nach Namen 
gefragt haben. Als ich sie darauf hingewiesen hatte, 
dass es mehrere Vereine gebe, an die man sich wen¬ 
den könne, hieß es, dass man lieber Kontakt zu Pri¬ 
vatpersonen aufnehme. 

Häufig werden Kurdinnen und Kurden in der Türkei massiv 
vom Geheimdienst unter Druck gesetzt, Spitzeldienste zu 
leisten oder als Dorfschützer gegen die eigenen Leute vor¬ 
zugehen. Weil viele sich weigerten, sich derart missbrau¬ 
chen und instrumentalisieren zu lassen, sind sie aus Furcht 
vor staatlicher Verfolgung z.B. nach Deutschland geflohen. 
Und hier werden Kurdinnen und Kurden wieder damit kon- 
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frontiert, sich mit ähnlich schmutzigen Angeboten ausein¬ 
andersetzen zu müssen. 

Wie hat der Anwerbekontakt des NRW-Verfassungsschut- 
zes vor diesem Hintergrund auf dich gewirkt? Und welchen 
Ratschlag würdest du deinen Landsleuten geben, um sich 
gegen derartige Drangsalierungen und Erpressungsversu¬ 
chen zur Wehr zur setzen? 

Auf mich hat dieser Versuch so gewirkt, als ob die 
irgendwelche Informationen über Personen und 
Strukturen von mir haben wollten. Das vor allem 
deshalb, weil sie mich das zweite Mal angerufen 
haben. Dann ging es plötzlich nicht mehr um das 
Yezidentum, sondern nur noch um den o. g. Verein, 
für den ich arbeite. Merkwürdig: wenn jemand wirk¬ 
lich Interesse an der Arbeit von Vereinen oder 
Organisationen hat, vereinbart er oder sie einen Ter¬ 
min oder sucht die entsprechenden Büros auf. Und 
lungert jedenfalls nicht vor Privatwohnungen herum 
und wirft Zettelchen in die Briefkästen. Ich arbeite 
hier legal und alles, was ich mache, kann nachvoll¬ 
zogen werden. Ende. 

Was ich rate in solchen Fällen? Erst mal: keine 
Angst haben - so etwas sofort weiterzugeben an 
einen Anwalt, eine Vertrauensperson oder Einrich¬ 
tungen, die mit solchen Sachen Erfahrung haben. 
Also, H ilf e und Unterstützung annehmen, sich bera¬ 
ten lassen. 

Und was noch wichtig ist: Die Öffentlichkeit ein¬ 
schalten. 

Wirst du nach diesen Erfahrungen deine sozialpolitische 
Arbeit fortsetzen? 

Ja, auf jeden Fall! Ich mache diese Arbeit sehr gern. 
Nichts auf der Welt kann mich daran hindern, auf¬ 
zuhören. 

Du bist die Tochter von Haci Celik, der der zweiten Frie¬ 
densgruppe angehörte, die 1999 nach der Verschleppung 
des damaligen PKK-Vorsitzenden Abdullah Öcalan als ein 
Signal zur Aufnahme eines friedenspolitischen Dialoges in 
die Türkei gegangen ist. Wie bekannt, stießen alle damali¬ 
gen Versuche auf absolutes Desinteresse der politisch Ver¬ 


antwortlichen. Schlimmer: alle Teilnehmer/innen der bei¬ 
den Friedensgruppen wurden verhaftet und zu langjähri¬ 
gen Freiheitsstrafen verurteilt. Dein Vater befindet sich 
nach wie vor in Haft. 

Könnte es nach deiner Einschätzung sein, dass der Anwer- 
beversuch in einem direkten Zusammenhang mit deinem 
Vater steht? 

Ich kann das nicht recht beurteilen, weil sie nicht 
direkt auf meinen Vater eingegangen sind. Sie haben 
aber gefragt, wo meine Eltern leben. Natürlich wus¬ 
sten die, wo sich mein Papa befindet. Die haben mir 
nämlich gesagt, dass ich für meinen Vater schwärme 
und mein Vater anscheinend ein sehr demokrati¬ 
scher Mann sei. Das kam so in unseren Gesprächen 
vor. Die meinten, es sei außergewöhnlich, wie ich 
als Yezidin hier in Düsseldorf alleine leben könne 
ohne familiären Druck. Darauf hin hatte ich geant¬ 
wortet, dass ich das alles meinem Papa zu verdan¬ 
ken hätte. 

Weil sie aber eigentlich mehr über mich und 
meine Arbeit reden wollten, hatte ich den Eindruck, 
die interessieren sich dafür, wie es mit dem Hilfspro¬ 
jekt so läuft. 

Vielen Dank für das Gespräch. 

Es kann an dieser Stelle nicht oft genug betont werden, 
dass sich die Geheimdienste grundsätzlich für alles 
interessieren. Es geht darum, sich ein möglichst voll¬ 
ständiges Bild von einer Person oder einer Organisation 
zu machen, um mit den erschlichenen Informationen 
passgenau gegen selbige vorzugehen. Freundliches, 
fröhliches, höfliches Auftreten von Verfassungsschutz- 
mitarbeiter(inne)n täuscht folgenschwer darüber hin¬ 
weg, zu welchen Zwecken sie sich maskieren. Es darf 
nicht vergessen werden: diese Leute sind ausgebildet 
und darauf spezialisiert, sich auszuforschenden Perso¬ 
nen zu nähern, um Profile zu erstellen. Deshalb: die Ant¬ 
wort auf jede noch so harmlos und banal anmutende 
Frage kann sich für den Verfassungsschutz zu einem 
vollständigen Mosaik gestalten. 

Es ist also grundsätzlich angeraten, schon einen ersten 
Versuch öffentlich zu machen und auffliegen zu lassen! 
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NRW-Innenminister verweigert 
Erlaubnis für Ermittlungen gegen V- 
Mann 

Das Innenministerium hat der Staatsanwaltschaft 
Bielefeld „eine Ermächtigung zur Durchführung 
eines Ermittlungsverfahrens wegen Verletzung eines 
Dienstgeheimnisses“ verweigert. Seit Mitte August 
ermitteln die Staatsanwälte gegen unbekannte Mitar¬ 
beiter des nordrhein-westfälischen Verfassungsschut¬ 
zes wegen vorstehenden Verdachts und Strafvereite¬ 
lung. Ein in die Neonazi-Szene eingeschleuster 
schwerkrimineller V-Mann soll vor Ermittlungen 
der Polizei gewarnt haben. Es scheint, als habe es 
aufgrund der verzögerten ministeriellen Entschei¬ 
dung zwischen der Innenbehörde und der Staatsan¬ 
waltschaft Bielefeld Differenzen wegen der eingelei¬ 
teten Ermittlungen gegeben. Die SPD-Opposition 
hatte deshalb Innenminister Ingo Wolf (FDP) vorge¬ 
worfen, er wolle „eine Aufklärung verhindern“. 

(Azadi/FR/jw, 9.,17.11.2007) 

Trotz medialer Ankündigungen: 
Kurden demonstrierten friedlich 

Der Frieden ist der Weg - ihn gemeinsam schmieden 

Entgegen den von einem Teil der Presse herbei 
geschriebenen und von einigen Politikern - wie Cem 
Özdemir - angekündigten drohenden Gewalt seitens 
kurdischer Demonstrierender, zeigten Kurdinnen 
und Kurden in den zurückliegenden Wochen ein 
hohes Maß an Verantwortung und Besonnenheit. 
Sie erteilten allen Provokationsversuchen eine 
Absage und protestierten friedlich gegen die von 
türkischen Zeitungen geschürten und offenbar aus 
türkischen Botschaften heraus verbreiteten kurden¬ 
feindlichen Hasstiraden. Regelrechte Hetzjagden auf 
Kurden und Angriffe auf kurdische Vereine hatte es 
daraufhin in Folge von Demos der Grauen Wölfe in 
Berlin, Köln und Duisburg gegeben. Die kurdischen 
Vereinsverantwortlichen sowie der Vorstand von 
YEK-KOM haben dazu aufgerufen, friedlich den 
Protest auf die Straße zu tragen und sich nicht spal¬ 
ten zu lassen. Die Menschen folgten diesen Aufrufen 
und die Demonstrationen verliefen entsprechend. 
So auch am 17. November in Nürnberg. Unter dem 
Motto „Es gibt keinen Weg zum Frieden, der Frie¬ 
den ist der Weg - Frieden gemeinsam schmieden“ 
demonstrierte ein Bündnis auf kurdischen, türki¬ 
schen und deutschen Vereinen, Gruppen und Initia¬ 
tiven aus Migrant(inne)norganisationen, Linkspartei, 
Teilen der Friedensbewegung und antifaschistischen 
Gruppen, Schülerinnen und Schülern gegen die 
geplante Invasion der türkischen Armee in Irakisch- 
Kurdistan. Die Demonstrierenden wollten ein Zei¬ 
chen setzen gegen die nationalistische, kurdenfeind¬ 


liche Mobilisierung der türkischen Rechte (Graue 
Wölfe), die auch in Deutschland spürbar ist. Der 
Versuch, verschiedene Bevölkerungsgruppen gegen¬ 
einander aufzuhetzen, sollte mit der Demonstration 
eine Absage erteilt werden. In verschiedenen Rede¬ 
beiträgen wurde der politische und historische 
Hintergrund des sog. Kurdenko nf likts beleuchtet 
und über die Rolle und Möglichkeiten der EU bzw. 
der BRD, informiert. 

Zum Ausdruck kam hierbei auch der sehnlichste 
Wunsch der Kurden nach Frieden und Verhandlun¬ 
gen aller Beteiligten zum Ausdruck. 

(Azadi/ISKU/indymedia, 17.11.2007) 

Grüner Özdemir ist ein «löchriger 
Schweizer Käse» 

Vor dem Hintergrund des sich zuspitzenden türkisch¬ 
kurdischen Konflikts, interviewte Christiane Kaess vom 
Deutschlandfunk am 30. Oktober das grüne Mitglied 
im Ausschuss fiir Auswärtige Angelegenheiten des Euro¬ 
paparlaments, Cem Özdemir, u.a. zu dem von Minister¬ 
präsident Tayyip Erdogan an die europäischen Staaten 
gerichteten Vorwurf, sie würden nicht hart genug gegen 
die PKK Vorgehen. 

Özdemir: „(...) Es gibt offiziell ein PKK-Verbot in 
Deutschland und auch in Europa. De facto ist dieses 
PKK-Verbot löcherig wie ein Schweizer Käse. Die 
Nachfolgeorganisationen dürfen quasi tun und las¬ 
sen, was sie wollen und werden als Kulturzentren 
verharmlost. Hier wird gesendet, wird der Tod von 
türkischen Soldaten gefeiert in Fernsehsendern, die 
ja in Europa sitzen. Das heißt, hier wird massiv 
gehetzt und agitiert. Europa ist der Ruheraum, der 
Rückzugsraum, wo Soldaten rekrutiert werden und 
Gelder eingesammelt werden.“ Auf die Frage, ob 
man zum Beispiel Führungsmitglieder der PKK an 
die Türkei ausliefern solle, meint der Herr Abgeord¬ 
nete: „Man muss sie ja nicht ausliefern. Da muss die 
Türkei noch eine Menge tun, um den Zustand i hr er 
Gefängnisse zu verbessern. Allerdings könnte man 
die Leute ja hier festnehmen.“ (...) 

Er behauptet, in Deutschland würden Spenden¬ 
gelder erpresst, Jugendlichen ihren Eltern für den 
bewaffneten Kampf im Nordirak weggenommen, 
um dann zu schlussfolgern, dass „die Innenminister 
und die Sicherheitsbehörden“ dies wüssten und 
„nichts“ dagegen „geschehe“. 

Sodann meint er, es gebe „die PKK“ auf der 
einen und die Grauen Wölfe auf der anderen Seite, 
„die der PKK in nichts nachstehen“. Beide sollten 
nicht denken, dass „Deutschland ein Ruheraum“ 
sei. Wie das denn zu bewerkstelligen sei, fragt der 
Deutschlandfunk. „Indem man eine Null-Toleranz- 
Politik macht gegen jede Art von Rechtsverletzung.“ 
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Und das sei „bislang meines Wissens nicht gesche¬ 
hen“. 

Auf die Frage, warum der Konflikt gerade jetzt 
eskaliert und ob die PKK darum besorgt sei, in Ver¬ 
gessenheit zu geraten, schwadroniert Özdemir: „(...) 
Ich glaube, Sie haben Recht mit Ihrer Vermutung, 
dass die PKK ganz ernsthaft kein Interesse an einer 
politischen Lösung der kurdischen Frage hat. Man 
kann es konkret festmachen daran, dass Öcalan sich 
zum Verhandlungspartner bomben möchte. (...)“ 

Prozesseröffnung gegen 
Muharrem A. „ohne Zwischenfälle“ 

Am 31. Oktober 2007 wurde der § 129a-Prozess 
gegen den Kurden Muharrem A. vor dem Berliner 
Kammergericht eröffnet. Er wird von der Bundesan¬ 
waltschaft (BAW) beschuldigt, „von Februar 1994 
bis Februar 1995 als hauptamtlicher Kader für die 
PKK-Region Süd“ tätig gewesen zu sein. In dieser 
Funktion sei er verantwortlich gewesen für Brandan¬ 
schläge im „südwestdeutschen Raum“ gegen türki¬ 
sche und deutsche Einrichtungen wie Polizeidienst¬ 
stellen. Außerdem soll er die „organisatorischen, 
finanziellen, personellen und propagandistischen 
Belange“ der PKK geregelt haben. 

Muharrem A. befindet sich seit dem 8. März 
2007 in Untersuchungshaft. 

Mit einem Urteil ist im Dezember zu rechnen. 

Die Berliner Morgenpost hatte wenige Tage zuvor 
berichtet, dass das Gericht für dieses Verfahren 
„besondere Sicherheitsvorkehrungen“ angeordnet 
habe. Nach der Prozesseröffnung meldete die Zei¬ 
tung, dass die Verhandlung „allerdings ohne 
Zwischenfälle“ verlaufen sei. 



Europaminister Markus Söder: 
Reformprozess in der Türkei 
rückschrittlich 

Meinungsfreiheit weiter eingeschränkt, gefoltert wird 
immer noch 

Kurden haben Recht auf kulturelle Autonomie 

Der frühere CSU-Generalsekretär und heutige 
Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, 
Markus Söder, äußerte in einem Gespräch mit der 
Frankfurter Rundschau vom 6. November zu einem 
drohenden Einmarsch der Türkei in den Nordirak 
u.a.: „(...) Wir importieren ausländische ethnische 
Ko nf likte in unser Land. Die Türkei hat daher nicht 
nur für sich eine Verantwortung, sondern für 
Deutschland und Europa. Deshalb appelliere ich 
dringendst an die Führung in Ankara, kriegerische 
Handlungen zu unterlassen.“ Den Hinweis der FR 
auf die Aussagen des grünen Europa-Abgeordneten 
Özdemir, das Verbot der PKK in Europa sei „nur 
noch ein löchriger Käse“, beantwortete Söder so: 
„Bayern gehörte zu den Vörreitern des Verbotes der 
PKK. Wenn die Organisation auftritt, muss das gel¬ 
tende Recht scharf angewandt werden. (...) Aber 
damit kein Zweifel aufkommt: Wir haben Verständ¬ 
nis für das Recht der Kurden auf ihre kulturelle 
Autonomie. Die Türkei hat noch immer Probleme, 
dieses Recht anzuerkennen.“ 

hu Hinblick auf den aktuellen Fortschrittsbericht 
der EU zur Türkei, meint Söder, er rechne nicht mit 
einer Beschleunigung des Reformprozesses. „Die 
Verschärfung des Konfliktes mit dem Irak zeigt 
doch, welchen überragenden Einfluss das Militär 
immer noch hat. Außerdem wird offenbar, wie sehr 
die Regierung Erdogan von nationalistischen Moti¬ 
ven getrieben ist. Zudem gibt es in der Türkei ein 
großes Umsetzungsproblem. Zwischen den 
Beschlüssen des Parlaments und der Wirklichkeit im 
Land klafft eine Riesenlücke. Es gibt keine wirkliche 
Religionsfreiheit, die Meinungsfreiheit ist weiter ein¬ 
geschränkt, es wird nach wie vor gefoltert. Die Tür¬ 
kei ist in Menschenrechtsfragen meilenweit von 
europäischen Standards entfernt. Das heißt im 
Ergebnis: Es gibt nicht nur keinen Fortschritt, son¬ 
dern einen Rückschritt. Die türkische Regierung hat 
die Chance nicht genutzt.“ 

(...) Wenn wir die Türkei als Brückenkopf in die 
islamische Welt behalten wollen, müssen wir auf¬ 
richtig miteinander umgehen. Der Beitritt wird nie 
erfolgen. Sinnvoller sei es, Jetzt die Verhandlungen 
in Gespräche über eine privilegierte Partnerschaft 
umzuwidmen“. 
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Die Herrschenden müssen bewacht werden, nicht die Beherrschten. 

(Friedrich Dürrenmatt) 




Der kontrollierte Fluggast 

EU-Innenminister will 19 Daten 

EU-Innenminister Franco Frattini stellte am 6. 
November ein Antiterror-Paket über ein europawei¬ 
tes System zur Auswertung von Fluggastdaten der 
Öffentlichkeit vor. Damit sollen Sicherheitsbehörden 
- wie der deutsche Verfassungsschutz - spätestens 
ab 2011 auf 19 persönliche Daten von Flugreisenden 
zugreifen können. Dies sei ein „wichtiges Instru¬ 
ment, um die Reisen von Terroristen zu überwachen 
und geplante Anschläge zu verhindern“, erklärte 
Frattini. Zu den Daten zählen die persönliche 
Anschrift, die e-mail-Adresse, die Dauer des Reise¬ 
aufenthalts sowie die Zahl der Gepäckstücke. 
Betroffen sind alle Passagiere, die aus der EU in ein 
Drittland reisen. Den EU-Staaten hingegen soll 
überlassen bleiben, ob sie öffentliche Aufrufe zu 
Attentaten sowie die Rekrutierung und Ausbildung 
von Terroristen „auch im Internet“ unter Strafe stel¬ 
len. 

(Azadi/ND, 7.11.2007) 

Juristinnen und Juristen gegen die 
„innerdeutsche Feindbekämpfung“ 

In einer vom „Arbeitskreis kritischer Juristinnen 
und Juristen“ organisierten Veranstaltung im Audi¬ 
max der Berliner Humboldt-Universität beschäftig¬ 
ten sich Juristinnen und Juristen mit der zunehmen¬ 
den Einschränkung der Grundrechte und 
fortdauernden Einführung neuer Straftatbestände im 
so genannten „Kampf gegen Terrorismus“. Der 
unter Innenminister Otto Schily im Jahre 2002 ein¬ 
geführte § 129b, der auch die Mitgliedschaft in einer 
kriminellen und terroristischen Vereinigung im Aus¬ 
land unter Strafe stellt, berge vor allem für Verteidi¬ 
ger Probleme, führte Jasper von Schlieffen aus. Es 
würden Erkenntnisse aus dem Ausland eingebracht 
werden dürfen, über deren rechtmäßige Erhebung 
insbesondere in Folterstaaten häufig Zweifel bestün¬ 
den. Gerade heute sei es notwendig - so der 
Bundesvorsitzende der „Vereinigung demokratischer 
Juristinnen und Juristen, Martin Kutscha - Grund¬ 
rechtsverstöße nicht zu ignorieren. Die anwesenden 
Studentinnen und Studenten der Rechtswissenschaf¬ 
ten bat Rechtsanwalt von Schlieffen, nötige verfas¬ 
sungsrechtliche Untersuchungen nicht zu unterlas¬ 
sen. 


Auch die aktuellen § 129a-Verfahren spielten in 
der Veranstaltung eine Rolle. Christina Clemm, Ver¬ 
teidigerin von Andrej H. berichtete, dass der „Deut¬ 
sche Herbst“ von 1977 keineswegs nur Geschichte 
sei. So werde ihre sämtliche Korrespondenz mit 
ihrem Mandanten überwacht. Auch gehe sie davon 
aus, dass ihr Ermittlungsakten vorenthalten werden. 
Die Antiterrorgesetzgebung seit den 70er Jahren 
stünden in einer Tradition der „innerdeutschen 
Feindbekämpfung“, die bereits 1952 mit der Kom¬ 
munistenverfolgung begonnen habe. 

(Azadi/ND/jw, 7.11.2007) 

Telefonüberwachungen 

verzwölffacht 

Wie das aktuelle Telekommunikationsmagazin con- 
nect berichtet, hat sich die Zahl der of fiz iell geneh¬ 
migten Überwachungsmaßnahmen in Deutschland 
im Zeitraum von 1995 bis 2005 nahezu auf das 
Zwölffache erhöht. Während die Überwachung sta¬ 
tionärer Telefonanschlüsse nur langsam anstieg, 
waren allein 2005 fast 35 000 neue Anordnungen 
zum Abhören von Mobiltelefonen zu verzeichnen. 

(Azadi/jw, 8.11.2007) 

Trauriger Tag für die Demokratie 

Verfassungsbeschwerde gegen Vorratsspeicherung 
angekündigt 

Unterschriften, Proteste und Demonstrationen soll¬ 
ten verhindern, dass ein weiteres Gesetz zur Ein¬ 
schränkung der Bürgerrechte vom Bundestag verab¬ 
schiedet wird. 

Doch beschloss die Mehrheit der schwarz-roten 
Koalition gegen den Widerstand der Opposition am 
9. November das Gesetz zur „Neuregelung der Tele¬ 
kommunikationsüberwachung“ (TKÜG), mit dem 
u. a. Telefondaten sechs Monate lang gespeichert 
werden sollen. Redner/innen von FDP, Grünen und 
der Linkspartei warfen der Regierung vor, Deutsch¬ 
land zum Überwachungsstaat zu machen. „Heute ist 
ein trauriger Tag für die Demokratie“, Ärztever¬ 
bände warnten vor den Gefahren für das Vertrau¬ 
ensverhältnis zwischen Ärzten und Patienten. Der 
Bundesdatenschutzbeauftragte, Peter Schaar, kriti¬ 
sierte, dass das Gesetz verfassungsrechtlich bedenk- 
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lieh sei und in Teilen über die EU-Vorgaben hinaus¬ 
gehe. 

Laut Gesetz sollen Telefonanbieter und Internet¬ 
provider die Verbindungsdaten sämtlicher Kunden 
für sechs Monate speichern. Neben gewählter Num¬ 
mer, Zeitpunkt und Dauer des An rufs soll auch der 
Standort festgehalten werden, an dem sie das 
Gespräch begonnen haben. Hatten die Anbieter bis¬ 
lang diese Daten drei Monate für die Kunden im 
Falle von Zweifeln an Telefonrechnungen gespei¬ 
chert, sollen nunmehr die Sicherheitsbehörden hier¬ 
auf zugreifen können. Wenn ein Kunde einer Straftat 
verdächtigt wird, durften die Daten bisher schon mit 
richterlicher Genehmigung eingeholt und ausgewer¬ 
tet werden. Zwischen 100 000 und 200 000 Verbin¬ 
dungsdaten rufen Behörden jedes Jahr ab. Und hier¬ 
bei geht es nicht etwa um Fälle von Terrorverdacht, 
sondern bei jeder Straftat darf der Staat auf die 
Daten zugreifen. Von der Neuregelung ausgenom¬ 
men sind einige Berufsgruppen, darunter Strafvertei¬ 
diger und Geistliche, nicht aber Journalisten und 
Ärzte. 

Der Arbeitskreis Vorratsspeicherung mit rund 
13 ooo Unterstützern sowie die FDP haben bereits 
angekündigt, Klage beim Bundesverfassungsgericht 
einzureichen. „Besorgte Bürger können sich noch bis 
zum 24.12.2007 der Verfassungsbeschwerde gegen den 
Angriff auf ihre Privatsphäre anschließen “ erklärte der 
Arbeitskreis am 16. November. 

(Azadt/jw/FR/ND u.a., 10.,17.11.2007) 

Dick Marty: Terrorlisten «eine Art 
von Todesurteil» 

US- Terrohiste mit 755 000 Namen 

„Heutzutage hat ein Serienkiller mehr Rechte als ein 
Mensch, der auf einer Terrorliste steht,“ sagte Dick 



Marty, neutraler Schweizer Sonderermittler des 
Europarates bei der Vorstellung seines Berichts über 
die so genannten schwarzen Listen der EU und des 
UN-Sicherheitsrates. Personen, die auf diesen Listen 
aufgeführt sind, seien zumeist nicht über ihren Ein¬ 
trag informiert, geschweige denn dazu angehört 
worden. 370 Personen stünden weltweit auf der 
UN-, ungefähr 60 auf der EU-Liste. „Die gegenwär¬ 
tige Praxis der schwarzen Liste tritt grundlegende 
Menschenrechte mit Füßen und ni mmt dem inter¬ 
nationalen Kampf gegen den Terrorismus jegliche 
Glaubwürdigkeit.“ Die in den Listen aufgeführten 
Personen - auch unbescholtene Bürger/innen - hät¬ 
ten keinerlei Recht auf Verteidigung. Es sei derzeit 
„praktisch unmöglich, seinen Namen von einer 
schwarzen Liste streichen zu lassen“, so Marty. Der 
Eintrag nur aufgrund „vager Verdachtsmomente“ sei 
„eine Art von Todesurteil“. Dem 62-Jährigen, der 
auch eine Untersuchung über CIA-Geheimflüge 
und -gefängnisse in Europa öffentlich gemacht 
hatte, sind zwei Beispiele „von vielen“ bekannt, in 
denen Personen auf der Liste stehen, gegen die es 
keine Beweise einer terroristischen Aktivität gebe. 
Marty forderte eine unabhängige Instanz, die die 
Rechtmäßigkeit von Listungen prüft. 

Die Zahl der behördlich erfassen Namen von 
Terrorverdächtigen in den USA ist auf mehr als 755 
000 angestiegen. Hierbei handele es sich nach Anga¬ 
ben des U S-Terrorabwehrzentrums um „bekannte 
oder ernsthaft verdächtige“ Personen mit Verbin¬ 
dungen zum Terrorismus. Nach Gründung des Zen¬ 
trums im Dezember 2001 umfasste die Liste „nur“ 
150 000 Namen. Die US-Bürgerrechtsvereinigung 
ACLU warf dem Zentrum vor, mit seiner Arbeit 
weit übers Ziel hinauszuschießen. 

(Azadi/FR/ND/jw, 26.10.,12., 13.11.2007) 
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Rolf Gössner: 

PKK auf EU-Terrorliste verhindert 
zivile Lösung der Kurdenfrage 

In der Ausgabe November/Dezember (Nr. 134) 
des Kurdistan-Reports wird der Präsident der Inter¬ 
nationalen Liga für Menschenrechte, Dr. Rolf Göss¬ 
ner, zu Fragen der Definition des Terrors und der 
Sicherheitspolitik befragt. Seiner Meinung nach gebe 
es „bis heute keine o ff i z ielle Terrorismus-Definition, 
zumindest keine Legaldefinition, die in einem 
Gesetz festgelegt wäre“. Nach dem 11.9.2001 werde 
„alles Mögliche unter Terrorismus“ gefasst, selbst 
„militante Straßenproteste wie die in Genua 2001“ 
könnten darunter fallen oder „Formen des zivilen 
Ungehorsams wie Sitzblockaden vor Atomkraftwer¬ 
ken oder politische Streiks in Versorgungsbetrie¬ 
ben“. 

In diesem Zusammenhang nimmt er u. a. auch 
Stellung zur Eintragung kurdischer politischer Orga¬ 
nisationen in der „EU-Terrorliste“. „Die EU-Terror- 
liste wird ohne jegliche demokratische Legitimation 
und ohne jegliche demokratische Kontrolle betrie¬ 
ben. Nach welchen Kriterien jemand oder eine 
Gruppe auf diese Liste gerät, ist unerfindlich. (...) 
Höchst problematisch, ja inakzeptabel ist, dass es für 
Betroffene noch nicht einmal einen wirksamen 
Rechtsschutz gibt, um sich dagegen zur Wehr setzen 
zu können.“ 

(...) Es gibt auch bereits Urteile, mit denen die 
Aufnahme bestimmter Personen und Organisatio¬ 
nen auf die EU-Terrorliste, wie etwa der iranischen 
Volksmodjahedin, und das Einfrieren ihrer Gelder 
für rechtswidrig und nicht erklärt wird, weil ihr 
Recht auf Verteidigung verletzt worden ist (Aktenzei¬ 
chen: Rs T-228/02). Daraufhin musste das gesamte 


Listungsverfahren 2007 geändert und die Liste aktu¬ 
alisiert werden. Jetzt müssen die Betroffenen über 
die Listung unterrichtet werden und sie müssen die 
Gelegenheit erhalten, Einwände dagegen vorzutra¬ 
gen. Meines Wissens steht eine Entscheidung in 
dem laufenden Verfahren der PKK vor dem Euro¬ 
päischen Gerichtshof noch aus. Sie und ihre Nach¬ 
folgeorganisationen stehen jedenfalls immer noch 
auf der Liste - obwohl diese Organisationen längst 
friedenspolitische Aktivitäten in Europa entfaltet 
haben. Die EU scheint mit der Aufnahme der PKK 
in die Terrorliste ursprünglich dem Drängen des sei¬ 
nerzeit „frisch gebackenen“ EU-Kandidaten Türkei 
nachgegeben zu haben. Durch den Eintrag fühlte 
sich die Türkei schon vor Jahren legitimiert, weiter¬ 
hin mit militärischen Operationen gegen Kurden 
und ihre Organisationen vorzugehen und so die 
zivile Lösung der Kurdenfrage zu torpedieren.“ Die 
„forcierte europäische Antiterror-Politik“ könne 
„schnell in staatlichen Gegenterror ausarten“, was 
„leider schon passiert“ sei. 


Bundesverwaltungsamt als 
Abhörzentrale geplant 

Laut Focus plant Bundesinnenminister Wölfgang 
Schäuble eine Zusammenführung staatlicher Abhör¬ 
aktionen in einer einzigen Behörde. Wie das Maga¬ 
zin berichtet, sollen Lauschoperationen künftig im 
Kölner Bundesverwaltungsamt gesteuert werden. 
Das Bundeskriminalamt (BKA), das Bundesamt für 
Verfassungsschutz und die Bundespolizei, die bisher 
in eigener Regie Telefone, Faxe oder e-mails kon¬ 
trollieren, sollen Zuständigkeiten an das Bundesver¬ 
waltungsamt abtreten. 

(Azadi/ND, 12.11.2007) 
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Keine Rentenansprüche für 
eingebürgerte Türken 

Türken mit deutscher Staatsangehörigkeit verlieren 
nach geltendem Recht ihre Rentenansprüche aus 
der Türkei. Klagen hiergegen seien vor deutschen 
Gerichten nicht zulässig, entschied das Hessische 
Landessozialgericht. Die Sozialrichter wiesen damit 
die Klage eines heute 71 Jahre alten Deutschen tür¬ 
kischer Herkunft ab. Die türkische Rentenversiche¬ 
rung nehme nur Rentenanträge von Türken an, 
nicht von eingebürgerten Deutschen. Das Bundesar¬ 
beitsministerium führt das Problem auf unterschied¬ 
liche Rechtsauffassungen zur Umsetzung des 
deutsch-türkischen Sozialversicherungsabkommens 
von 1964 zurück. Aktenzeichen: L 2 AR 7/06. 

(Azadi/FR, 13.11.2007) 

Entscheidung für besseren Schutz 
vor Ausweisung 

Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig schützt 
mit einem am 15. November verkündeten Grund¬ 
satzurteil künftig Ausländer besser vor einer Aus¬ 
weisung. Danach müssen Gerichte stets den aktuel¬ 
len Sachverhalt zum Zeitpunkt ihrer Entscheidung 
berücksichtigen. Bisher galt dies nur für Bürger aus 
EU-Staaten und gleichgestellten Ländern, darunter 
die Türkei. Eine Ausweisung von Bürgern „nichtpri¬ 
vilegierter“ Länder beurteilten die Gerichte bisher 
nach den Verhältnissen zum Zeitpunkt der Entschei¬ 
dung der Ausländerbehörde. Neue Umstände wie 
geänderte Familienverhältnisse blieben unberück¬ 
sichtigt. Inzwischen haben sowohl das Bundes¬ 
verfassungsgericht als auch der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte gefordert, bei Aus¬ 
weisungen generell dem Schutz der Familie und den 
Persönlichkeitsrechten des Ausländers mehr 
Gewicht beizumessen. Das wurde nun vom Bundes¬ 
verwaltungsgericht zum Anlass genommen, seine 
Rechtsprechung zu ändern. Aktenzeichen: 1 C 45.06 

(Azadi/ND, 16.11.2007) 

BGH: 129a-Vorwurf der BAW gegen 
G-8-Gegner unzutreffend 

Die bundesweite Razzia gegen Kritiker/innen des 
G-8-Gipfels vom 9. Mai war offenbar rechtswidrig, 
wje aus einem Schreiben des 3. Senats des Bundes¬ 
gerichtshofs (BGH) an die Bundesanwaltschaft 
(BAW) hervorgeht. Dieses Dokument wurde den 
Verteidigern der von den Durchsuchungen betroffe¬ 
nen Personen zugestellt. Darin wird der von der 
BAW behauptete Straftatbestand des § 129a StGB 
(Bildung einer terroristischen Vereinigung) verneint. 


womit auch die Zuständigkeit der Bundesanwälte 
entfällt. 

Hintergrund der Razzia, bei der allein in Ham¬ 
burg und Berlin rund 900 Beamte in etwa 40 Büros 
sowie Wohnungen Li nk er eingedrungen waren, ist 
von der BAW gegen 18 bekannte und weitere unbe¬ 
kannte Personen ermittelt worden, weil diese ange¬ 
blich „mit Brandanschlägen und anderen Gewaltta¬ 
ten“ den Gipfel in Heiligendamm stören wollten. 
Deshalb hätte man laut BAW von der Bildung einer 
„terroristischen Vereinigung“ ausgehen müssen. 
Dem hielt der BGH entgegen, die behaupteten 
Aktionen wie Brandstiftungen an Kraftfahrzeugen 
oder das Besprühen von Gebäuden, seien nicht 
geeignet gewesen, die Gesellschafts- und Wirt¬ 
schaftsordnung zu erschüttern. Deshalb treffe der 
Vorwurf des § 129a nicht zu. 

(Azadi/jw, 16.11.2007) 

Verwaltungsgerichtshof verhängt 
Abschiebestopp für irakische 
Flüchtlinge 

Auch kurdische Autonomieregion in Nordirak keine 
Fluchtalternative 

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat in einem 
am 19. November veröffentlichten Urteil einen fakti¬ 
schen Abschiebestopp für vom Terror in Irak 
bedrohte Sunniten verhängt und erklärte die 
Abschiebepraxis des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge aus dem Gebiet des Zentralirak für 
rechtswidrig. „Angesichts der verheerenden Sicher¬ 
heitslage schwebten die Sunniten in der Gefahr, 
Opfer religiös-politisch motivierter Gewaltakte zu 
werden,“ so das Gericht. Der irakische Staat sei 
nicht in der Lage, seine Bürger zu schützen. Bei 
einer Rückkehr in den Irak drohten Flüchtlingen 
„mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit eine Gruppen¬ 
verfolgung durch nichtstaatliche Akteure“. Eine 
Rückkehr in die kurdische Autonomieregion im 
Nordirak sei nur dann zumutbar, wenn dort auf¬ 
grund von Familien- oder Stammesverbindungen 
das wirtschaftliche Existenzminimum gesichert sei. 
Eine Revision gegen das Urteil wurde nicht zugelas¬ 
sen. Aktenzeichen: BayVGH 23 B 07.30496 

(Azadi/FR, 20.11.2007) 
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DNA-Tests ohne gesetzliche 
Grundlage 

„200 bis 300 DNA-Analysen“ für Familienzusam¬ 
menführungen würden laut einem Labor in Nordr¬ 
hein-Westfalen jährlich vorgenommen. Hierbei habe 
es sich meist um Überprüfüngen von Kurden aus 
dem Nordirak gehandelt, dann Afghanen und Afri¬ 
kaner. 150 Tests pro Jahr zählt ein Labor aus Rhein¬ 
land-Pfalz. In Hessen spricht man von etwa 100 Fäl¬ 
len. Diese Tests sind Voraussetzung für die Vorlage 
bei Ämtern. „Deutschlandweit gibt es Tausender 
solcher Tests, aber ich habe den Eindruck, dass sie 
in Bayern besonders häufig gemacht werden“, sagt 
der Geschäftsführer eines Instituts in Bayern. Eine 
gesetzliche Grundlage für D N A-Analysen in Fami¬ 
lienfragen gibt es in Deutschland nicht. Doch Seit 
spätestens 1997 wird die Zuwanderung mit Gen- 
Tests, für die sich Ausländer angeblich freiwillig ent¬ 
scheiden, gesteuert. Wer sie allerdings verweigert, 
erhält keine Einreiseerlaubnis. Die Kosten für die 
Tests tragen die Migranten. Die Gebühr lag für 
einen Test 1997 bei rund 200 DM, heute sind es ca. 
500 Euro pro Fall. Mindestens elf EU-Länder wen¬ 
den die Tests an; in sieben gibt es gesetzliche Rege¬ 
lungen für deren Einsatz. 

(Azadi/FR, 12.11.2007) 

DIW: Wesentlich höhere 
Zuwanderung unerlässlich 

Nach Auffassung des Deutschen Instituts für Wirt¬ 
schaftsforschung (DIW) müsste die jährliche 
Zuwanderung um rund 270 000 Menschen erhöht 
werden, um 2050 eine stabile Bevölkerung von etwa 
80,3 Millionen zu erreichen. Mit lediglich 100000 
Zuwanderern im Jahr könne dies nicht gehalten 
werden. In Anbetracht zurückgehender Lebenser¬ 



wartung würde die Einwohnerzahl auf 69,6 Millio¬ 
nen sinken. 

2001 seien rund 270000 Menschen pro Jahr 
nach Deutschland gekommen, 2006 nur noch 
23000; in diesem Jahr werde laut DIW eine noch 
geringere Zuwandererzahl erwartet. 

Ende des vergangenen Jahres gab es 82,3 Millio¬ 
nen Einwohner in Deutschland, darunter 7,3 Millio¬ 
nen Ausländer. 

(Azadi/ND, 22.11.207) 

Integrationskursneuordnung „gut 
gemeint, aber nicht gut gemacht“ 

Das Bundeskabinett verabschiedete am 21. Novem¬ 
ber eine neue Integrationskursverordnung. „Wer 
mitreden will, muss die deutsche Sprache lernen“, 
erklärte Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble. 
Neu sind danach verpflichtende Abschlusstests. Die 
Kursdauer wird für bestimmte Gruppen - Jugendli¬ 
che, Frauen, Analphabeten - von 600 auf 900 Stun¬ 
den ausgeweitet. Die Orientierungskurse, in denen 
Kenntnisse über die Geschichte, das politische Sys¬ 
tem und die Kultur Deutschlands vermittelt werden, 
sollen von 30 auf 45 Stunden erhöht werden. Die 
Bundesregierung will 2008 für die neue Verordnung 
155 Millionen Euro ausgeben. Bislang schaffen 
weniger als die Hälfte aller teilnehmenden Migran¬ 
ten die Abschlussprüfüng. 

Beate Blüggel vom Volkshochschulverband 
begrüßt, dass „endlich etwas passiert ist“, doch sei 
das Neue nur „gut gemeint, aber nicht gut 
gemacht“. Es würden sowohl der bürokratische 
Aufwand bestehen bleiben als auch das größte Pro¬ 
blem, nämlich die Zusammensetzung der Kurse, die 
sich mehr nach Deutschkenntnissen und Bildungs¬ 
stand richten müsste als nach Alter und Geschlecht. 

(Azadi/ND, 22.11.2007) 
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Erinnerung an Susurluk-Unfall 
von 1996 

Mit Geheimdienstmethoden auch heute gegen Kurden 

Heinz Odermann beleuchtet in einem Beitrag in der 
Tageszeitung Neues Deutschland einen besonderen 
Aspekt des Vorgehens der türkischen Regierung und 
des Militärs gegen die kurdische Bevölkerung und 
speziell gegen die PKK. Er erinnert an den 3. 
November 1996, an dem in der Nähe der Stadt 
Susurluk ein Auto mit vier Insassen verunglückte. 
Entdeckt wurden in diesem Fahrzeug u. a. Maschi¬ 
nenpistolen und falsche Pässe. Bei den Insassen han¬ 
delte es sich um Hüseyin Kocadag, den ehemaligen 
Chef der türkischen Spezialeinheiten in Diyarbakir 
sowie eine Frau aus dem Umfeld der Rauschgiftma¬ 
fia und Mehmet Özbay alias Abdullah Catli, der im 
Zusammenhang mit dem Papstattentat von 1981 
von Interpol gesucht wurde und der in den 1970er 
Jahren Führer der faschistischen Grauen Wölfe war. 
Als vierte Person befand sich in dem Auto als einzig 
Überlebender, Sedat Bucak, Chef einer Privatarmee 
von ca. 30 000 Mann. Der damalige Innenminister 
Mehmet Agar, der in die geheimdienstlichen anti¬ 
kurdischen Operationen eingebunden war, musste 
auf Rücksicht auf die türkische Regierung zurücktre¬ 
ten. Dieser seitdem als „Susurluk-Skandal“ bezeich- 
nete Unfall belegte erstmals, dass staatliche Sicher¬ 
heitsbehörden und private Provokateure im Kampf 
gegen die Kurden Zusammenarbeiten. Systematisch 
wurden Angriffe auf türkische Einrichtungen organi¬ 
siert, um sie dem „PKK-Terror“ zuzuschieben. 
Dann folgt als Vergeltung für vermeintliche Gewalt¬ 
taten die Ermordung von Kurden. Auf diese Weise 
wird eine nationalistische Stimmung erzeugt und die 
Medien desinformiert. Beobachter gehen davon aus, 
dass sich an diesen Methoden kaum etwas geändert 
hat. Auch aktuell stammen alle Nachrichten aus 
dem türkisch-irakischen Grenzgebiet vom General¬ 
stab, der wiederum die Stichworte an die Regierung 
in Ankara liefert für deren internationale Diploma¬ 
tie. Die Intention, die U S-Amerikaner in den Krieg 
gegen die irakischen Kurden hineinzuziehen, scheint 
gelungen zu sein - wie die aktuelle Entwicklung der¬ 
zeit offenbart. 

(Azadi/ND, 3.11.2007) 

Murat Karayilan: Kurden haben 
Recht zum Widerstand 

In der Spiegel -Ausgabe vom 12. November äußerte 
Murat Karayilan, Vorsitzender des Exekutivrates der 
KCK auf Fragen nach den Hintergründen der Mili¬ 
täroperationen der türkischen Armee an der tür¬ 
kisch-nordirakischen Grenze u.a.: „Der Krieg findet 


derzeit vor allem im türkischen Teil von Kurdistan 
statt, um die Städte Sirnak, Hakkari, Siirt und 
Bingöl. (...) Hier im Dreiländereck zwischen Irak, 
Iran und der Türkei ist von Krieg keine Rede. Wir 
stehen nur zeitweilig unter Beschuss von den Ira¬ 
nern.“ Auf den Einwand, die PKK drohe damit 
„Krieg in die Städte zu tragen“, äußert Karayilan, 
dass die kurdische Bewegung „immer wieder Waf¬ 
fenstillstand und Verhandlungen angeboten“ hätten 
und man „niemals von Angriffen gegen Zivilisten 
geredet“ habe, sondern, „dass der Krieg nicht auf 
Kurdistan begrenzt sein“ werde. Etwa zwei Millio¬ 
nen Kurden würden in Istanbul leben oder an der 
Ägäis. Sie seien „Repressionen ausgesetzt“ und hät¬ 
ten „das Recht, dort Widerstand zu leisten, wo sie 
leben“. Die Regierung Erdogan habe „einen Kon¬ 
sens mit der türkischen Armee gefunden“ und 
„Kurdistan den Generälen überlassen“. Bagdad habe 
- so der Spiegel - die PKK aufgefordert, den Irak zu 
verlassen. Karayilan: „Wir befinden uns hier in den 
Zagros-Bergen. Es ist seit Jahrhunderten nieman¬ 
dem gelungen, diese Gegend zu erobern - Saddam 
nicht, den Türken nicht, niemandem. Wir aber sind 
seit 25 Jahren in diesen Freiheitsbergen. Wir waren 
hier, bevor die Amerikaner und die neue irakische 
Regierung hier waren. Hier ist Kurdistan. (...) Was 
das Ziel des Kampfes der PKK sei, fragt der Spiegel. 

„Wir wollen als Kurden frei leben. Die Iraner 
sagen uns: Ihr seid Perser. Der türkische Staat sagt 
uns: Ihr seid Türken. Und die arabischen Staaten 
sagen uns: Ihr seid Araber. Wir sind aber weder 
Türken noch Araber noch Perser. Wir sind eines der 
ältesten Völker in diesem Teil der Welt und bean- ■ 
Sprüchen unsere Rechte.“ 

Freigelassene Soldaten als 
»Vaterlandsverräter» verhaftet 

Die acht türkischen Soldaten, die durch die PKK 
am 21. Oktober in der Provinz Hakkari gefangen 
genommen und nach zwei Wochen wieder freigelas¬ 
sen wurden, befinden sich auf Anordnung des Mili¬ 
tärgerichts in Van nun in einem Gefängnis der Tür¬ 
kei. Ihnen wird „Befehlsverweigerung mit 
schwerwiegenden Folgen“, eine „Erschütterung der 
militärischen Disziplin“ und „der unerlaubte Grenz¬ 
übertritt in ein anderes Land“ vorgeworfen. In den 
Medien wird darüber spekuliert, ob es sich bei den 
Soldaten um „Vaterlandsverräter“ oder „kurdische 
Maulwürfe“ handele, die absichtlich die Waffen 
gestreckt hätten, was vom Anwalt der Soldaten ent¬ 
schieden zurückgewiesen wird. Der Justizminister 
Ali Sahin äußerte gar, er könne sich über die Freilas¬ 
sung der Soldaten nicht freuen, weil sie „mit einer 
Bande von Wegelagerern mitgegangen“ seien. Sie 
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wären „besser heldenhaft als Märtyrer gestorben“ 
statt sich entführen zu lassen, hieß es in Pressekom¬ 
mentaren. Bülent Arinc, AKP, pflichtete solchen 
Äußerungen bei und meinte, „dass sich in der türki¬ 
schen Geschichte nie ein türkischer Soldat einem 
Angreifer ergeben“ habe. Nach Verhaftung der Sol¬ 
daten hat das Militärgericht eine Nachrichtensperre 
verhängt. Bis zum Abschluss der Ermittlungen ist es 
den Medien verboten, über das Thema zu informie¬ 
ren, Kritik zu äußern oder Kommentare zu veröf¬ 
fentlichen. 

(Azadi/ANF/FR/jw, 12.,13.11.2007) 

Lebensmittelembargo gegen 
Zivilbevölkerung 

Mit der Behauptung der „PKK-Unterstützung“ sind 
Dörfer in Südkurdistan/Nordirak mit einem 
Lebensmittelembargo belegt worden. Der Bevölke¬ 
rung wird verboten, mehr als den Tagesbedarf einer 
Familie an Lebensmitteln zu transportieren. Dieses 
Vorgehen ist ein Resultat des Erdogan-Bush-Treffens 
am 5. November in Washington. Der südkurdische 
Regierungschef Necirvan Barzani hatte im 
Anschluss erklärt, man werde „Maßnahmen gegen 
die PKK“ treffen. Büros der PCDK sind daraufhin 
geschlossen sowie die Kontrollen im Flüchtlingsla¬ 
ger Maxmur sowie im Flughafen in Hewler/Erbil 
verschärft worden. 

Derweil hat die türkische Luftwaffe laut der 
Nachrichtenagentur Aswat al-Irak mehrere Dörfer in 
Nordirak angegriffen, die etwa acht bis zehn Kilo¬ 
meter von der türkischen Grenze entfernt lägen. 

(Azadi/ÖP/Bremer Nachrichten/ISKU, 13.11.2007) 

Repression gegen Abgeordnete und 
Angriffe auf DTP-Gebäude 

Innerhalb der vergangenen sechs Wochen haben 
dreimal Angreifer DTP-Gebäude mit Schusswaffen 
angegriffen, die alle unverzüglich wieder auf freien 
Fuß gesetzt wurden. Die mediale Hetze gegen Parla¬ 
mentarier der DTP wird unterdessen fortgesetzt. So 
verbreitete die Tageszeitung Aksam das Foto einer 
PKK-Kämpferin und behauptete, es handele sich 
bei ihr um die DTP-Abgeordnete Fatma Kurtulan. 
Sie war in die Schlagzeilen geraten, nachdem sie als 
Teil einer Abordnung die von der PKK freigelasse- 
nen acht Soldaten der Armee in Empfang genom¬ 
men hatte. Gegen sie, Aysel Tugluk und Osman 
Özcelik von der DTP-Delegation wurde deshalb ein 
Ermittlungsverfahren eingeleitet. 

Gegen Ibrahim Binici, Serafettin Halis und den 
unabhängigen Abgeordneten Hamit Geylani läuft 
derzeit ein Verfahren zur Aufhebung ihrer Immu¬ 


nität. Prozesse gegen die Abgeordneten Ayla Akad 
Ata, Aysel Tugluk, Ahmet Türk und Bengi Yildiz 
werden derweil trotz bestehender Immunität fortge¬ 
setzt. 

(Azadi/ÖP/ISKU, 13.11.2007) 

Generalstaatsanwalt beantragt Ver¬ 
bot der DTP 

US-Geheimdienst liefert Informationen über Guerilla- 
Stellungen 

Kurdische Autonomieregierung gegen kurdische PKK- 
Kämpfer/innen 

Flüchtlingslager Maxmur unter militärischer Kontrolle 


Der türkische Generalstaatsanwalt Abdurrahman 
Yalcinkaya hat am 16. November beim Verfassungs¬ 
gericht in Ankara das Verbot der prokurdischen 
„Partei der demokratischen Gesellschaft“ (DTP) 
beantragt. Die DTP, mit 20 Abgeordneten im Parla¬ 
ment vertreten, sei - so Yalcinkaya - ein „Brenn¬ 
punkt von Aktivitäten gegen die Souveränität des 
Staates“ und „separatistisch“. Ministerpräsident Tay- 
yip Erdogan hatte die Partei vor wenigen Tagen auf¬ 
gefordert: „Wenn sie die Terrororganisation (PKK) 
nicht als Terrororganisation bezeichnet, kann es für 
uns keine Gemeinsamkeit geben.“ Weil sich die 
DTP jedoch weigere, sich eindeutig von der PKK zu 
distanzieren, unterstütze diese laut Yalcinkaya eine 
„terroristische Vereinigung“., 

Indes erklärte der türkische Außenminister Ali 
Babacan, die USA habe - nach den Zusagen von 
US-Präsident George W. Bush am 5. November in ■ 
Washington - damit begonnen, Geheimdienstinfor¬ 
mationen über kurdische Guerilla-Stellungen in den 
Kandil-Bergen des Nordirak zu liefern. Seit Wochen 
schon überfliegen US-Spionageflugzeuge die 
Region: „Wir haben hier Alarmstufe Rot“, erklärte 
ein Sprecher der PKK gegenüber der jungen weit. 
„Wir sind auf alles vorbereitet, auch auf einen Krieg 
mit den U SA.“ 

Derweil hat der Präsident des kurdischen Regio¬ 
nalparlaments in Nordirak, Necirvan Barzani, schär¬ 
fere Kontrollen am Flughafen in Erbil angeordnet 
und Büros der PKK-nahen „Partei für eine Demo¬ 
kratische Lösung in Kurdistan“ (PCDK) schließen 
lassen. Außerdem wurde ausländischen Journalisten 
von der kurdischen Regionalregierung jeglicher 
Besuch in den PKK-Gebieten verboten und die 
Zufahrtsstraßen in die Kandil-Berge von Peshmerga- 
kämpfern gesperrt. 

Ins Fadenkreuz gerät auch das außerhalb der 
kurdischen Autonomieregion liegende Flüchtlingsla¬ 
ger Maxmur, in dem 11 000 kurdische Flüchtlinge 
aus der Türkei leben, das bisher der Außenkontrolle 
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des UN-Flüchtlingshilfswerks UNHCR und der 
Demokratischen Partei Kurdistans von Masud Barz- 
ani unterlag. Inzwischen haben Sonderkommandos 
der irakischen Armee diese Kontrolle übernommen. 
Seit Jahren schon fordert die Türkei eine Schließung 
des Camps, weil es sich hierbei angeblich um eine 
PKK-Zentrale handele. 

(Azadi/FR/ND/jw,15.,16.,17.11.2007) 

Panzer gegen Demo und 
Politikverbot für DTPIer 

Mit Panzerfahrzeugen, Wasserwerfern und Tränen¬ 
gas gingen Sicherheitskräfte und Jandarma-Einhei- 
ten gegen eine von der DTP organisierte Antikriegs¬ 
demonstration in Van vor. Dutzende Personen 
wurden festgenommen, weitere Dutzende verletzt. 
16 Studierende sind auf dem Rückweg nach Kars 
auf der Straße festgenommen worden. 

Der Generalstaatsanwalt Yalcinkaya hat im Ver- 
botsverfahren gegen die DTP nicht nur gegen 221 
Führungskräfte, sondern gegen alle registrierten Mit¬ 
glieder der Partei ein 5-jähriges politisches Betäti¬ 
gungsverbot beantragt. Sollte diese Forderung ange¬ 
nommen werden, dürfen die rund 150000 


Mitglieder weder Mitglied einer anderen Partei wer¬ 
den noch bis zum Abschluss des Prozesses bei 
Wahlen als unabhängige Kandidaten auftreten. Yal¬ 
cinkaya begründet seinen Schritt u.a. mit einem kur¬ 
disch geschriebenen Brief eines DTP-Provinzver- 
bandsvorsitzenden an den dänischen 
Ministerpräsidenten Rasmussen im Zusammenhang 
mit der Fizenz des kurdischen Roj-TV. 

(Azadi/Radikal/Gündem/ISKU, 18.11.2007) 

Türkische Botschaft diktiert 
russischer Presse 

Die türkische Botschaft in Moskau hat in einem 
Brief an russische Zeitungen darauf gedrängt, die 
PKK nicht als Militante, Freiheits- oder Wider¬ 
standskämpfer zu bezeichnen, sondern als Terroris¬ 
ten. In dem vom Pressesprecher der Botschaft, 
Emel Özgür, Unterzeichneten Brief heißt es, der 
Kampf der PKK werde auch von den U SA und der 
EU verurteilt und sei deshalb in den Terrorlisten 
aufgeführt. 

Die Zeitung Moskau-Nachrichten hatte den Brief 
veröffentlicht und als einen Angriff auf die Presse¬ 
freiheit kritisiert. 

(Azadi/ANF/ISKU, 19.11.2007) 



Politischer Sprecher der 

Befreiungstiger getötet 

Srilankische Regierung auf Krieg festgelegt 

Am 2. November wurde der Führer des politischen 
Flügels der Befreiungstiger von Tamil Eelam 
(FTTE), S.P. Thamilchelvan, bei einem Bombenan¬ 
griff der srilankischen Fuftwaffe getötet. Tamilselvan 
hatte die früheren Gespräche mit den norwegischen 
Friedensvermittlern geführt. 

Außerdem hat die Polizei die Feichen von fünf 
weiteren höheren Kadern geborgen, die mit verbun¬ 
denen Augen erschossen worden waren. Der FTTE- 
Chef Velupillai Prabhakaran sprach von einem bei¬ 
spiellosen Verlust. Er warf der Regierung vor, sich 
auf Krieg festgelegt zu haben. Das Militär werde 
sich „einen nach dem anderen“ vorknöpfen, kün¬ 
digte indes der Verteidigungssekretär Gotabaya 
Rajapakse an. Der Tod Tamilselvans sei „nur eine 
Botschaft, dass wir wissen, wo ihre Führer sind.“ 
„Thamilchelvan war eine öffentliche Person. Er 
gehörte nicht zum Militär; herauszufinden, wo er 


sich jeweils aufhielt und bewegte, war nicht schwer. 
Die Behauptung der Regierung, sie könne weitere 
führende FTTE-Feute ermorden, ist Propaganda. 
Zudem ist es so: wenn man sich die Geschichte der 
Befreiungsbewegung anschaut, musste sie in der 
Vergangenheit mehrfach schwere Verluste hinneh¬ 
men. Aber eine Revolution hängt nicht von einzel¬ 
nen Personen ab. Thamilchelvan ist trotzdem 
schwer zu ersetzen. Er war bekannt auch im Aus¬ 
land und hat sich immer für friedliche Fösungen 
eingesetzt. Wenn er jetzt staatlicherseits zum gefähr¬ 
lichen Terroristen stilisiert wird, ist das lediglich eine 
Rechtfertigung dafür, ihn ermordet zu haben.“ Dies 
äußerte Selvarajah Kajendren, Abgeordneter der 
Tamil National Alliance (TNA) im Parlament von 
Sri Fanka, gegenüber der jungen weit. Auf die 
Frage, ob es Hoffnungen für eine Wiederbelebung 
des Waffenstillstands geben könne, meinte Kajen¬ 
dren u.a.: „Bedauerlicherweise wird die srilankische 
Regierung aus dem Ausland, vor allem von den 
USA, unterstützt. Verluste werden umgehend wie¬ 
der ausgeglichen.“ 

(Azadi/FR/jw, 3.,10.11.2007) 
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Mit Juan Jose Ibarretxe baskische 
Gesellschaft vor Gericht gestellt 

Nach einer Entscheidung des Obersten Gerichtshofs 
des Baskenlandes, muss sich der Regierungschef der 
autonomen spanischen Region des Baskenlandes, 
Juan Jose Ibarretxe, wegen seiner Treffen mit Füh¬ 
rern der verbotenen Batasuna vor Gericht verant¬ 
worten. Damit wurde der Antrag der Staatsanwalt¬ 
schaft auf Einstellung des Verfahrens 
zurückgewiesen. Neben Ibarretxe sollen die sozialis¬ 
tischen Parteimitglieder Patxi Lopez und Rodolfo 
Arres sowie fünf führende Politiker von Batasuna 
angeklagt werden. „Mit der Entscheidung der Rich¬ 
ter wird die Gesellschaft des Baskenlandes vor 
Gericht gestellt“, erklärte die baskische Regierung. 

(Azadi/ND, 1.11.2007) 

Ende einer Zuversicht: 

Kolumbiens Präsident lehnt Chävez 
als Friedensvermittler ab 

Nach seinem Treffen mit dem französischen Präsi¬ 
denten Nicolas Sarkozy in Paris, appellierte der 
Vizepräsident Venezuelas, Hugo Chävez, an FARC- 
Chef Manuel Marulanda, als Zeichen guten Willens 
eine Gruppe von Geiseln freizulassen. „Uribe, 
Uribe, mein Freund, Uribe, Uribe, lass mich zu 


Marulanda, das ist der Schlüssel, um die Freilassung 
aller Entführten zu erreichen“, hatte Chävez den 
kolumbianischen Präsidenten Alvaro Uribe 
beschworen. Jetzt erklärte dieser sich erstmals dazu 
bereit, ein Treffen zwischen Chävez und Marulanda 
zu genehmigen. Im Falle einer Freilassung aller 45 
Geiseln wäre auch der kolumbianische Staatschef 
„im Rahmen eines erfolgreichen Friedensprozesses“ 
zu einem äh nl ichen Treffen mit Marulanda bereit. 

Chävez äußerte in Paris die Überzeugung, dass 
die Rebellen langfristig die Waffen niederlegen und 
zu politischen Akteuren würden: „Wir brauchen 
Frieden, um den Prozess der Einheit Lateinamerikas 
zu beschleunigen.“ 

Doch nach Rückkehr seiner Reise nach Europa 
und dem Mittleren Osten und der Hoffnung auf ein 
„humanitäres Abkommen“ in Kolumbien, ließ 
Alvaro Uribe verlautbaren, dass er die Vermittlung 
von Präsident Chävez für beendet erkläre. Angehö¬ 
rige der FARC-Gefangenen reagierten geschockt auf 
Uribes Entscheidung. Sie bedeute ein „trauriges 
Erwachen für die Familien“, sagte Marieny Orjuela, 
die Sprecherin der Angehörigen. 

Seit über 40 Jahre dauert der bewaffnete Kon flik t 
zwischen der linksgerichteten FARC, rechtsextre¬ 
mistischen Paramilitärs und regulären Streitkräfte 
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Ex-Bundesinnenminister Otto Schily 

„Herr Lammert gibt sich mit der Begründung von 
Herrn Schily nicht zufrieden“, sagte eine Sprecherin 
des Bundestagspräsidenten Norbert Lammert 
(CDU). Erneut ist Schily zur Offenlegung seiner 
Nebenverdienste, die die Verhaltensregeln des 
Bundestages gebieten, aufgefordert worden. 140 000 
Euro soll der Ex-Minister vom 1. März bis zum 30. 
September 2006 für die juristische Beratung der 
Firma Siemens (der Spiegel spricht von einem von 
„Korruptionsvorwürfen geschüttelten Unterneh¬ 
men“) erhalten haben. Davon erfuhr Bundestagsprä¬ 
sident Lammert aus den Medien. Schily soll nun 
erläutern, ob diese Meldungen zutreffen. Doch auch 
dieser zweiten präsidialen Aufforderung will der 
SPD-Mann nicht nachkommen. 

(Azadi/FR/ND, 23.10., 10.11.2007) 


Karl-Heinz Dellwo: „Das Projektil sind wir“ - Der Auf¬ 
bruch einer Generation, die RAF und die Kritik der Waf¬ 
fen -, Nautilus-Verlag, Hamburg 2007,223 Seiten, 14,90 

Der Klappentext: „Karl-Heinz Dellwo, als Mitglied 
der RAF an der Besetzung der deutschen Botschaft 
in Stockholm 1975 beteiligt, war insgesamt 21 Jahre 
im Gefängnis. Im Gespräch mit Tina Petersen und 
Christoph Twickel berichtet er über seinen Weg in 
den bewaffneten Kampf und seine Zeit im Gefäng¬ 
nis. Eine kritische Analyse des Konzept Stadtguerilla 
und ein politisch reflektierter Lebensbericht.“ 

Dieses Buch ist ein wichtiges und wohltuendes 
Gegengewicht zur aktuellen allgegenwärtigen 
geschwätzigen medialen „Aufarbeitung des Deut¬ 
schen Herbstes“. 

Jutta Ditfurth: „Ulrike Meinhof. Die Biografie“, Ullstein- 
Verlag, Berlin 2007,479 Seiten, 22,90 € 

„Ein lesenswertes, wichtiges (weil zum Meinungs¬ 
streit herausforderndes) und durchaus auch span¬ 
nendes Buch ist Jutta Ditfurth gelungen“, so das 
Fazit von Benjamin Jakob im Neuen Deutschland 
vom 22.11.2007 
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geäußert. Wie bewerten Sie das Verhalten der Behörden, 
dennoch an der sog. 3-Säulen-Theorie: aktionistische Akti¬ 
vitäten, heimatgerichtete Aktivitäten und internes Strafsys¬ 
tem, festzuhalten? 

Es ist richtig, dass tragende Säule der Anklage die 
Konstruktion einer nach wie vor angeblich beste¬ 
henden kri min ellen Vereinigung ist, die zunächst mit 
dem behaupteten unveränderten Fortbestehen der 
PKK begründet wird. Dabei werden sämtliche Ver¬ 
änderungen sowohl inhaltlicher, struktureller als 
auch personeller Art einfach ignoriert. Ähnlich wie 
auch bei den EU-Terrorlisten, werden KADEK und 
KONGRA-GEL mit der früheren PKK gleichge¬ 
setzt, ohne dass sich dies sach li ch begründen ließe. 

Wenn man in dem Verfahren dann erleben muss, 
wie jeder angebliche PKK-Zusammenhang im Kon¬ 
text mit Straftaten ungeprüft als Beleg für die krimi¬ 
nelle Vereinigung aufgelistet wird und selbst damit - 
gemessen an der Zahl der in Deutschland lebenden 
Kurden und den zugleich unterstellten PKK-Sympa¬ 
thisanten - tatsächlich lediglich eine Handvoll ange¬ 
blicher Straftaten, teilweise sogar im Bagatellbereich, 
zusammengetragen wird, wird die juristische Halt¬ 
barkeit dieser Konstruktion mehr als fragwürdig. 
Vielmehr stellt sich die Frage nach den politischen 
Absichten der weiter auf der Tagesordnung stehen¬ 
den strafrechtlichen Verfolgung. 

Können Sie im jetzigen Stadium des Verfahrens ein 
Zwischenfazit ziehen und abschätzen, mit wie vielen Ver¬ 
handlungstagen noch zu rechnen ist? 

Wir haben zur Zeit bis zum 6. Dezember 2007 Ver¬ 
handlungspause. Das Gericht hat bereits erklärt, 
dass es lediglich noch verschiedene Dokumente im 
so genannten Selbstleseverfahren einzuführen 
gedenkt. Danach könnte die Beweisaufnahme 
geschlossen werden und das Urteil nach den Plä¬ 
doyers der Bundesanwaltschaft und der Verteidigung 
dann noch vor Weihnachten - am 20. Dezember - 
gesprochen werden. 

Dies berücksichtigt jedoch nicht die Beweisan¬ 
träge, die die Verteidigung bereits gestellt hat und 
nach der Pause noch stellen wird - so die Ladung 
des Vorsitzenden des KONGRA-GEL, Herrn 
Zübeyir Aydar, als Zeugen. 


Da das Gericht bereits mehrfach deutlich 
gemacht hat, dass es die Behauptungen der Anklage 
im wesentlichen für bewiesen erachtet und damit 
beabsichtigt, Muzaffer Ayata zu verurteilen, gehe ich 
aber davon aus, dass aufgrund der erforderlichen 
Beweisaufnahme mit einem Urteil erst im neuen 
Jahr zu rechnen ist. 

Die Strafverfolgungsbehörden nehmen trotz grundlegender 
Neuorientierungen der kurdischen Bewegung unverändert 
eine Gleichstellung PKK/KADEK/KONGRA-GEL etc. vor, was 
letztendlich die Aufrechterhaltung der Verbotspolitik recht- 
fertigen soll. Sie werden als Verteidiger von Herrn Ayata 
gegen diese Sichtweise argumentieren. Stoßen Ihre Aus¬ 
führungen hierzu überhaupt auf eine Resonanz bei den 
Anklägern oder den Senaten? 

Zur Ignoranz, was die Anerkennung der strukturel¬ 
len und inhaltlichen Änderungen nach der Neugrün¬ 
dung von KADEK bzw. KONGRA-GEL angeht, 
habe ich mich bereits geäußert. Die Verteidigung 
kann im Verfahren nur über Beweisanträge und eine 
dadurch notwendige Beweiserhebung versuchen, 
diese Sichtweise bei Anklage und Gericht aufzubre¬ 
chen. Auf der rein argumentativen Ebene lässt sich 
hier sicher nichts erreichen. 

Wie bewerten Sie die Forderungen nach Aufhebung des 
PKK-Betätigungsverbotes aus juristischer und politischer 
Sicht? 

Das Fortbestehen des PKK-Betätigungsverbots halte 
ich politisch für unsinnig. Es schafft erst Probleme, 
die sonst gar nicht bestehen würden und kriminali¬ 
siert Menschen, die sich lediglich mit ansonsten 
legalen Mitteln gegen die Unterdrückung ihres Vol¬ 
kes in der Heimat wehren und sich für die ihnen 
zustehenden Rechte einsetzen. 

Juristisch halte ich es für überholt, weil es die 
PKK, für die es erlassen wurde, nicht mehr gibt. 
Soweit dadurch auch der Einsatz für Organisationen 
wie KONGRA-GEL oder CDK subsumiert wird, 
würde ich an Stelle der betreffenden Organisationen 
genauso rechtliche Schritte in Erwägung ziehen wie 
sie auch bereits in Klagen beim Europäischen 
Gerichtshof gegen die Aufnahme in die EU-Terror- 
listen anhängig sind. 

Wir bedanken uns für das Gespräch. 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt 
per E-Mail. Auf Anfrage wird er 
gegen Kopier- und Portokosten 
auch per Post verschickt. Gefan¬ 
gene erhalten den infodienst 
kostenlos. Herausgeber ist 
AZADI e.V. Der Verein ist als ge¬ 
meinnützig und mildtätig aner¬ 
kannt, Spendenbescheinigungen 
können ausgestellt werden. 
AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betätigung 
für das Selbstbestimmungsrecht 
des kurdischen Volkes mit Straf¬ 
verfolgung bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisie¬ 
rung und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, infor¬ 
mieren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Graf-Adolf-Str. 70A 
40210 Düsseldorf 
Tel. 0211/8302908 
Fax 0211/171 1453 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 
V. i.S. d.R: Monika Morres 
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Türkei fordert Auslieferung 
des kurdischen Politikers 
Muzaffer Ayata 

W ie die türkischsprachige Tageszeitung Milliyet in ihrer Ausgabe vom 
7. Dezember 2007 berichtet, hat das türkische Justizministerium die 
Auslieferung des seit August 2006 inhaftierten Politikers Muzaffer 
Ayata gefordert. Hierbei beruft sich das Ministerium auf eine von der Ober¬ 
staatsanwaltschaft Diyarbakir erstellte Akte zu dem Fall und begründet sein 
Auslieferungsersuchen damit, dass Muzaffer Ayata - der bereits wegen seiner 
politischen Aktivitäten 20 Jahre in türkischen Kerkern verbracht hat - angeblich 
verantwortlich sei für die Finanzen der PKK in Europa und als angeblicher Vor¬ 
sitzender des Vereins kurdischer Arbeitgeber (KARSAZ) 500 Firmen koordi¬ 
niert hätte. 

Die Koordination der kurdischen demokratischen Gesellschaft (CDK) hat 
das Auslieferungsgesuch der Türkei verurteilt: „Die Haltung, die Deutschland 
im Fall Ayata annimmt, ist auch nicht anders als die der Staatssicherheitsge¬ 
richte in der Türkei. Wir hoffen, dass die deutsche Regierung sich nicht auf ein 
solches unrechtmäßiges Vorgehen einlässt.“ Die Kurden werden aufgefordert, 
sich für Ayata einzusetzen. 

Seit dem 24. Mai 2007 steht der Politiker, angeklagt nach § 129 StGB wegen 
mutmaßlicher PKK/KONGRA-GEL-Mitgliedschaft, vor dem Oberlandesge¬ 
richt (OLG) Frankfurt/M. 

Seine Verteidiger haben vor diesem Hintergrund eine offizielle Anfrage an 
das Bundesjustizministerium gerichtet, ob tatsächlich ein von der Türkei bean¬ 
tragtes Auslieferungsersuchen vorliegt. 

Derweil hatte die Bundestagsabgeordnete der Linksfraktion, Sevim Dagdelen, 
die Bundesregierung befragt, ob Pressemeldungen zutreffen, wonach die Türkei 
die Auslieferung von zwei Personen (Mehmet Iltas und Esref Kizilay) beantragt 
habe. Die Tageszeitung Hürriyet hatte in ihrer Ausgabe vom 30. November 
2007 darüber berichtet und behauptet, es habe sich bei den Überstellten um 
„PKK-Führer“ gehandelt und die Auslieferung sei auf der Grundlage von 
Abmachungen zwischen den deutschen und türkischen Behörden erfolgt. Wei¬ 
ter hieß es, als Gegenleistung habe man die Auslieferung des in der Türkei 
inhaftierten deutschen Staatsbürgers türkischer Herkunft und mutmaßliches Al- 
Kaida-Mitglied, Ahmed S., gefordert. Die genannten Personen hätten auf der 
berüchtigten „Liste der 150 Namen“ gestanden. 

Esref Kizilay wurde am 27. November und Mehmet Iltas bereits am 19. Sep¬ 
tember an die Türkei überstellt. 








Die äußerst knapp gehaltene Antwort des Bundesin¬ 
nenministeriums : 

„Die zuständigen Oberlandesgerichte haben die Auslie¬ 
ferung der beiden genannten Verfolgten für zulässig 
erklärt. Die Bundesregierung hat in beiden Fällen die 
Auslieferung bewilligt. Einer der beiden stand auf der 
angeführten Liste. Der genannte Fall des A.S. hatte kei¬ 
nen Einfluss auf die Entscheidung der Bundesregie¬ 
rung. “ 

Mit der zweiten Frage wollte die Linksparlamenta- 
rierin in Erfahrung bringen, wie viele Auslieferungs¬ 
ersuchen aus der Türkei der Bundesregierung vorlie¬ 
gen und wie hoch die Zahl der Personen sei, bei 
denen es sich um anerkannte Asylberechtigte aus 
der Türkei handelt. 

Das Bundesjustizministerium antwortete am 10. 
Dezember, dass bislang in diesem Jahr „26 Ausliefe¬ 
rungsersuchen der türkischen Regierung eingegan¬ 
gen“ seien. Hierbei sei jedoch „statistisch nicht 
erfasst“, über welchen Aufenthaltsstatus die Perso¬ 
nen verfügen, deren Auslieferung die Türkei bean¬ 
tragt habe. 

Nichts sagt die Antwort der Bundesregierung 
darüber aus, ob den 26 Auslieferungsersuchen poli¬ 
tische oder anderweitige Beschuldigungen zugrunde 
liegen bzw. welchen Gruppen oder Organisationen 
die erwünschten Personen angehören. Es war aller¬ 
dings auch nicht danach gefragt worden. 

Wie einer Meldung der kurdischen Nachrichten¬ 
agentur ANF vom 14. Dezember entnommen wer¬ 
den konnte, hat vor dem 5. Gericht für schwere 
Straftaten in Diyarbakir der Prozess gegen Mehmet 
Iltas begonnen, dem eine lebenslängliche Haftstrafe 
wegen der Beteiligung an bewaffneten Aktionen 
droht. Diese Anschuldigungen wies der Angeklagte 
zurück. 

Nach unseren Informationen hat bislang noch kein 
deutsches Gericht den Ersuchen türkischer Behör¬ 
den nach Auslieferung von Personen, die aus politi¬ 
schen Gründen in die BRD fliehen mussten, ent¬ 
sprochen. Dies betrifft vornehmlich Angehörige von 
PKK/KONGRA-GEL oder linker türkischer 


Gruppierungen, die in der Türkei verboten sind und 
in Deutschland einem Betätigungsverbot unterlie¬ 
gen. Da die Gerichte jedoch nicht unabhängig von 
politischen Vorgaben und Entwicklungen entschei¬ 
den, kann jederzeit mit einer gewendeten Haltung in 
der Frage der Auslieferung von politischen Aktivis¬ 
tinnen und Aktivisten gerechnet werden, ganz abge¬ 
sehen von den verschärften Versuchen der Türkei, 
Deutschland in ihren „Anti-Terror-Kampf“ mit ein¬ 
zubeziehen. Immer wieder wirft Ankara den euro¬ 
päischen Staaten vor, die Türkei nicht konsequent 
genug hierbei zu unterstützen, sondern im Gegenteil 
„den Terroristen“ einen Ruheraum zu verschaffen. 
Was selbstredend Unsinn ist. Es bleibt also abzuwar¬ 
ten, ob sich die EU-Regierungen - insbesondere die 
deutsche - von diesen gebetsmühlenhaft wiederhol¬ 
ten Anschuldigungen aus der Türkei beeindrucken 
lassen. 

(Azadi) 

Kurden-Demonstration 
gegen Krieg und Vernichtung 

Zehntausende Kurdinnen und Kurden haben am 15. 
Dezember an einer Demonstration unter dem 
Motto „Edi bes e - es reicht: Schluss mit Krieg und 
Vernichtung“ teilgenommen und ein Ende der Mili¬ 
täroperationen der türkischen Armee sowie Freiheit 
für Abdullah Öcalan gefordert. Die Veranstalterin, 
die Föderation kurdischer Vereine in Deutschland 
(YEK-KOM), machte in einer Erklärung darauf auf¬ 
merksam, dass die kurdische Seite „seit vielen Jah¬ 
ren versucht, mit friedlichen und demokratischen 
Mitteln ihre legitimen Rechte einzufordern“, diese 
Bemühungen aber „bisher an der Unfähigkeit und 
dem Unwillen der türkischen Regierung scheiterten, 
auf die Kurden zuzugehen, um gemeinsam einen 
Friedensplan zu entwickeln.“ Man wolle dieser 
„Kalten-Kriegs-Politik“ das „Lösungsprojekt der 
Vernunft und Realität“ entgegensetzen. Es gebe „ein 
Leben jenseits von Krieg und Vernichtung“. Hierfür 
wolle man „kämpfen“ und mit der Demonstration 
„werben“. 

Auf der Schlusskundgebung sprachen u. a. der 
Vorsitzende der Partei der Demokratischen Gesell¬ 
schaft (DTP), Nurettin Demirtas, sowie die NRW- 
Bundestagsabgeordnete der Linkspartei, Inge Höger. 

Als müsse es für die Schlagzeilen des nächsten 
Tages sein, kam es im Verlauf der Demonstration 
wieder einmal zu „Auseinandersetzungen zwischen 
Polizei und Demonstranten“. Polizisten, Polizeiknüp¬ 
pel, Pfefferspray und berittene Uniformierte wurden 
gegen Demonstrierende eingesetzt. Warum? Weil 
einige Jugendliche verbotene Fahnen trugen. Das 
reichte der Polizei, um die Demonstration anzugrei- 
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fen. Mehrere Jugendliche wurden vorübergehend 
festgenommen. 

Ursache von derartigen Eskalationen ist nach wie vor 
die Existenz des so genannten PKK-Verbots, dessen Auf¬ 
hebung auf der Tagesordnung bleiben muss. 

(Azadi) 


Solidaritätsappell der Kurdischen 
Frauenbewegung in Europa 

Die kurdische Frauenbewegung in Europa veröf¬ 
fentlichte eine Erklärung zu den seit dem 16. 
Dezember durchgeführten rechtswidrigen grenz¬ 
überschreitenden Militäraktionen der türkischen 
Armee - seit 1983 bis heute erfolgten solche 
Angriffe auf Südkurdistan/Nordirak 25mal. “Mit 
den jüngsten Angriff wurde lediglich erneut deutlich, 
dass weder die AKP-Regierung noch die politischen 
Kräfte, die sie unterstützen, ein Interesse an einer 
wirklichen Lösung der kurdischen Frage haben. 
Diese Vorgehensweise wird das Problem noch wei¬ 
ter in die Ausweglosigkeit treiben”, heißt es in der 
Erklärung u.a. 

Die Kurdinnen appellieren vor diesem Hinter¬ 
grund „an alle aufmerksamen Menschen, sich neben 
den Friedensbemühungen des kurdischen Volkes 
und gegen die Militäroperationen des türkischen 
Staates zu positionieren. Es ist sehr wichtig, diese 
Angriffe mit einer Steigerung des Friedenskampfes 
zu beantworten.“ Die Öffentlichkeit wird aufgerufen, 
„sich mit den kurdischen Frauen und mit dem kur¬ 
dischen Volk zu solidarisieren, die eine friedliche, 
demokratische und politische Lösung für die kurdi¬ 
sche Frage fordern und hierfür unermessliche 
Anstrengungen unternehmen.“ 

(19. Dezember 2007) 


KNK: Solidarisieren Sie sich mit den 
Kurdinnen und Kurden ! 

Auch der Kurdistan Nationalkongress (KNK) ruft die 
Öffentlichkeit auf, die Kurden in ihrem Kampf gegen die 
Angriffe der türkischen Armee zu unterstützen: 

„Das kurdische Volk wird angegriffen, seine Exis¬ 
tenz ist gefährdet, es ist einem Genozid auf Raten 



ausgesetzt. Vor etwa 90 Jahren wurden Armenier, 
Assyrer und Griechen aus Anatolien durch dieselbe 
Mentalität vernichtet. Heute wird vor den Augen 
der Weltöffentlichkeit eben diese Politik gegen das 
kurdische Volk angewandt. Unser Appell richtet sich 
an alle. Sehen Sie nicht zu, wie die Forderungen des 
Volkes nach Freiheit und Demokratie so tragisch 
zerstört werden. Lassen wir nicht zu, dass univer¬ 
selle menschliche Werte staatlichen Interessen zum 
Opfer fallen. Solidarisieren Sie sich mit dem kurdi¬ 
schen Volk, das mit Lynch- und Vernichtungsopera¬ 
tionen eliminiert werden soll. Wenn heute die not¬ 
wendige Solidarität ausbleibt, kann es morgen für 
alle zu spät sein.“ 

(19. Dezember 2007) 


Anit-Kriegs-Proteste vor türkischen 
und US-amerikanischen Konsulaten 
in Deutschland 

DTP-Vorsitzender Nurettin Demirtas auf Rückflug nach 
Ankara verhaftet 

Aus Protest gegen die anhaltenden militärischen 
Operationen wurden am 20. Dezember in zahlrei¬ 
chen Städten Kundgebungen vor türkischen Konsu¬ 
laten durchgeführt. Jeweils hunderte Kurden und 
Kurdinnen forderten zeitgleich in Berlin, Köln, 
Nürnberg, Düsseldorf, Essen, Hannover, Stuttgart 
und Karlsruhe ein Ende der kriegerischen Handlun¬ 
gen. In einigen Städten wurden sie von Internationa- 
list(inn)en unterstützt. 

Weil die türkischen Aggressionen von der US- 
Regierung gedeckt und unterstützt wurden und wer¬ 
den, demonstrierten am 21. Dezember Kurdinnen 
und Kurden auch vor der US-Botschaft in Berlin 
und vor U S-amerikanischen Konsulaten. 

Protestiert wurde sowohl in Deutschland als auch 
in der Türkei dagegen, dass der DTP-Vörsitzende 
Nurettin Demirtas bei seinem Rückflug von Düssel¬ 
dorf nach Ankara am 18. Dezember von türkischen 
Sicherheitskräften festgenommen und verhaftet 
wurde. 

(Azadi/ÖP/ISKU, 21.12.2007) 
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Prof.Dr. Norman Paech: 

PKK-Verbot aufheben und von EU- 
Terrorliste streichen 

Unter dem Titel „Quo vadis, Türkei“ - Die kurdi¬ 
sche Frage zwischen Krieg und politischer Lösung” 
fand am 8. Dezember in Hamburg eine Podiumsdis¬ 
kussion statt. An der vom Verband der Studieren¬ 
den aus Kurdistan organisierten Veranstaltung nah¬ 
men die Journalistin aus Istanbul, Kiraz Bicici, aus 
Hakkari der Abgeordnete des türkischen 
Parlaments, Hamit Geylani, der 
Rechtsanwalt Mahmut Sakar sowie 
der Abgeordnete der Linksfrak¬ 
tion, Prof.Dr. Norman Paech, 
teil. Diskutiert wurden Fra 
gen nach den Hintergründen 
des Kurdenkonflikts, der 
Schließung politischer Par¬ 
teien und Medien, des Poli¬ 
tikverbots für Abgeordnete 
und Politiker/innen sowie 
des Nationalismus in der 
Türkei und der Rolle des tür¬ 
kischen Militärs. Nicht zuletzt 
befassten sich die Diskutierenden 
mit der Verbotspolitik gegenüber 
kurdischen Organisationen in Deutsch¬ 
land und einer damit einhergehenden Stig¬ 
matisierung von Kurdinnen und Kurden und deren 
Kriminalisierung. Auch die Haltung der EU und 
USA wurde thematisiert. Insbesondere nahm 
Prof.Dr. Norman Paech zu den Auswirkungen des 
PKK-Verbots in Deutschland Stellung und forderte 
ein Ende der Kriminalisierung. Er empfahl den poli¬ 
tisch Verantwortlichen, sich am Beispiel der Schweiz 
zu orientieren, wo die kurdischen Organisationen, 
ihre Repräsentanten und Anhänger ohne Repression 
und offen für ihre politischen Vorstellungen werben 
und arbeiten können. Darüber hinaus kritisierte er, 
dass die PKK und die aus ihr hervorgegangenen 
Organisationen in der sog. Terrorliste der EU aufge¬ 
führt sind und trat offensiv für eine Streichung ein. 

(Azadi/Veranstaltungshinweis des Studierendenverbandes/Milliyet, 

2.,10.12.2007) 

Berliner Polizei verbietet kurdische 
Demonstration gegen den Krieg 

Eine für den 9. Dezember in Berlin geplante 
Demonstration von Kurdinnen und Kurden unter 
dem Motto „Edi bes e - es reicht“ wurde nicht 
genehmigt. Lediglich eine Kundgebung ohne 
Fackelzug und Fahnen mit dem Konterfei des seit 8 
Jahren auf der Insel Imrali inhaftierten Abdullah 



Öcalan wollte die Polizei zulassen. Das Demo-Ver¬ 
bot war mit der Gefahr von Übergriffen türkischer 
Rechtsextremisten, Anhänger der MHP-nahen 
Grauen Wölfe, begründet worden. Hierzu erklärte 
ein Bündnis-Aktivist: „Die Polizei war eine Woche 
früher in Berlin-Neukölln in der Lage, eine NPD- 
Demonstration vor massiven antifaschistischen Pro¬ 
testen zu schützen. Das Sicherheitsargument ist nur 
vorgeschoben.“ Das Verbot habe mit den „schmut¬ 
zigen Beziehungen“ zwischen Deutschland und der 
Türkei zu tun, äußerte die kurdische 
Jugendorganisation, Komalen Ciwan. 
Die Veranstalter, der Verein 
Navenda Kurd und ein von 
deutschen, türkischen und kur¬ 
dischen Li nk en getragenes 
Kurdistan-Solidaritätskomi¬ 
tee, verzichtete unter diesen 
Bedingungen auf eine 
Aktion. 

Mit der Demonstration 
sollte gegen die Militärope¬ 
rationen der türkischen 
Armee in den kurdischen 
Nordirak sowie die antikurdi¬ 
sche Hetze in der Türkei und in 
Deutschland protestiert werden. 

(Azadi/ANF/ISKU/jw, 8.,11.12.2007) 

Auch Frankreich setzt Repression 
gegen Kurden fort 

Rechtsanwalt Bourdon: Ermittlungsverfahren ein Justiz¬ 
skandal 

Dass sich offenbar nun auch Frankreich dazu ent¬ 
schlossen hat, die dort lebenden Kurden unter 
Druck zu setzen, zeigt ein vom „Anti-Terror- 
Staatsanwalt“ Thierry Frangnoli eingeleitetes Ermitt¬ 
lungsverfahren gegen den in Paris ansässigen kurdi¬ 
schen Ahmet-Kaya-Kulturverein. Mit dem 
Verfahren einher geht ein Verbot von „Aktivitäten, 
die nicht dem Vereinsstatus entsprechen“. So ist 
dem Verein ab dem 20. Dezember untersagt, 
Demonstrationen im Zusammenhang mit der PKK 
oder Abdullah Öcalan zu organisieren oder sich zu 
beteiligen sowie Informationen und Bilder über die 
PKK oder von Öcalan zu veröffentlichen. Betroffen 
hiervon ist auch die Internetseite des Vereins 
(www.kurdeparis.org). Frangnoli war es auch, der 
die Polizeioperationen im Februar 2007 eingeleitet 
hatte, bei denen 15 Kurden in Frankreich festge¬ 
nommen und später wieder freigelassen wurden. 

Der Verteidiger des Vereins, Rechtsanwalt Wil¬ 
liam Bourdon, bezeichnete das eingeleitete Ermitt¬ 
lungsverfahren als einen Justizskandal. 

(Azadi/ANF/ISKU, 14.12.2007) 
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Razzia in Leipzig vor Demonstration beschlagnahmte die Polizei handy, SIM-Karten, 

Computer, Quittungsunterlagen, Notizbücher, Aus- 
Meldungen der prokurdischen Tageszeitung Yeni gaben der Zeitschrift Serxwebün sowie Kalender. 
Özgür Politika vom 14. Dezember zufolge wurden Laut Aussagen von Aziz Celik, sind in seiner Woh- 
am frühen Morgen des Vortages die Wohnungen nung auch Bilder und Bücher Abdullah Öcalans 
von vier Kurden in Leipzig durchsucht; unter ihnen fotografiert worden. Nach einer ED-Behandlung 
befand sich auch Aziz Celik, der Vorsitzende des konnte Celik die Polizeibehörde wieder verlassen, 
dortigen kurdischen Kulturhauses. Neben den für Die Razzia wurde mit dem Verstoß gegen das 
die am 15. 12. stattfmdende europaweite Demonstra- Vereinsgesetz (PKK-Betätigungsverbot) begründet, 
tion in Düsseldorf vorgesehenen Bustickets 

AZADJ I \--AZADT I AZADT I AZA Df 
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Großrazzia gegen türkische Linke 

Am 5. Dezember hat die Bundesanwaltschaft bun¬ 
desweit Räume der mutmaßlichen Mitglieder der 
„Türkischen Kommunistischen Partei/Marxisten 
Leninisten“ (TKP/ML) durchsuchen lassen. Bei der 
Großrazzia waren 140 Polizeikräfte an 13 Orten in 
Hessen, NRW und Lübeck eingesetzt. Der bewaff¬ 
nete Arm der TKP/ML soll seit 1972 bis in die jün¬ 
gere Zeit Bombenanschläge in der Türkei verübt 
haben. Ziel der Organisation sei es, die Türkei zu 
einem sozialistischen Staat zu machen. Nach Ein¬ 
schätzung des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
soll sich die in Deutschland lebenden rund 800 Par¬ 
teianhänger seit Ende der 1990er Jahre gewaltfrei 
verhalten haben. Die BAW verdächtigt 10 Personen, 
von Deutschland aus die Partei zu unterstützen und 
Geld gesammelt sowie logistische Unterstützung für 
die zur TKP/ML gehörenden Guerilla organisiert zu 
haben. Mit der Razzia habe man Beweismittel 
sicherstellen wollen. 

Der Bundesvorstand der Roten Hilfe protestierte: 
„Wir verurteilen die Auslieferungen kurdischer Poli¬ 
tiker an die Türkei. Nach wie vor gibt es in den dor¬ 
tigen Gefängnissen systematische Folter; die linke 
Opposition ist von starker Repression betroffen. 
Darüber hinaus protestieren wir gegen die zuneh¬ 
menden Einschüchterungsversuche gegen linke Exil¬ 
aktivisten durch deutsche Ermittlungsbehörden. 
Durch Razzien und Verhaftungen macht sich die 
deutsche Regierung zum Erfüllungsgehilfen des für 
seine Folterpraxis bekannten Regimes in Ankara.“ 
Die Rote Hilfe erklärt sich „solidarisch mit den von 
staatlichen Angriffen Betroffenen, fordert die sofor¬ 
tige Freilassung von Kemal Kutan *) und die Einstel¬ 
lung der Ermittlungsverfahren.“ 

(Azadi/FR/Rote Hilfe v. 6., 7.12.2007) 

*) Der kurdische Publizist Kemal Kutan befindet sich 
seit 29. Oktober aufgrund eines Antrags der Türkei in 
Auslieferungshaft. Er war auf einer Zugfahrt nach Stutt¬ 


gart von deutschen Polizeikräften festgenommen wor¬ 
den. Kutan war bereits in den 1980er Jahren jahrelang 
in Haft. 2005 floh er wegen Todesdrohungen nach 
Deutschland. Die türkischen Justizbehörden behaupten, 
dass der ehemalige Redaktionsleiter der sozialistischen 
Zeitung „ Volksdemokratie“ an Tötungsdelikten einer 
Guerillaorganisation beteiligt gewesen sein soll. 

BAW lässt junge welt-Korrespon- 
dentin vor Lesereise über Folter in 
Griechenland festnehmen 


Die in Griechenland akkreditierte Journalistin der 
jungen weit, Heike Schräder, wurde am 10. Dezem¬ 
ber unmittelbar vor Beginn einer Lesereise durch 
die BRD kurzzeitig bei ihrer Einreise am Köln-Bon¬ 
ner Flughafen festgenommen. Die Generalbundes¬ 
anwaltschaft (GBA) wirft der Journalistin vor, Mit¬ 
glied in einer terroristischen Vereinigung, der 
verbotenen türkischen Organisation DIIKP-C, zu 
sein. Nach einer Vorführung beim Ermittlungsrich¬ 
ter am Bundesgerichtshof ist der Haftbefehl am 
nächsten Tag außer Kraft gesetzt worden und Heike 
Schräder wurde gegen Zahlung einer geringen Kau¬ 
tion auf freien Fuß gesetzt. Die GBA hatte behaup¬ 
tet, die jw-Korrespondentin werde seit 2001 mit 
internationalem Haftbefehl gesucht und sei flüchtig 
gewesen. Tatsächlich aber ist die legal in Athen 
lebende Deutsche mit einem Griechen verheiratet 
und in den vergangenen Jahren mehrmals in die 
BRD gereist und auf öffentlichen Veranstaltungen 
als Rednerin aufgetreten. 

Der Grund ihrer diesjährigen Reise war das 
Erscheinen des Buches von Sawas Xiros über Fol¬ 
ter in Griechenland, das sie ins Deutsche übersetzt 
hatte und nun der Öffentlichkeit vorstellten wollte, 
(.v. Buchhinweis in der Rubrik „Neue Bücher“). 

(Azadi/jw, 12.12.2007) 
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Polizei bei Terrorfahndung 
überlastet 

Die Gewerkschaft der Polizei kritisiert „haarsträu¬ 
bende Zustände“ bei der Terrorfahndung. „Die Poli¬ 
zei ist bei der Terrorfahndung überlastet“, erklärte 
GdP-Chef Konrad Freiberg. Sie stoße „im personel¬ 
len, technischen und rechtlichen Bereich“ an ihre 
Grenzen. 

(Azadi/FR, 14.12.2097) 

BAW will Ex-RAFIer 
in Beugehaft sehen 

Wie am 13. Dezember bekannt gegeben wurde, will 
die Bundesanwaltschaft (BAW) vier ehemalige 
RAF-Angehörige in Beugehaft nehmen, um Zeu¬ 
genaussagen zum Anschlag gegen Generalbundes¬ 
anwalt Siegfried Buback, der am 7. April 1977 getö¬ 
tet wurde, zu erzwingen. Entsprechende Anträge 
gegen Christian Klar, Brigitte Mohnhaupt, Günther 
Sonnenberg und Knut Folkerts liegen dem Ermitt¬ 
lungsrichter des Bundesgerichtshofs (BGH) seit 
September vor. Eine Entscheidung gibt es bislang 
nicht. Die Zeugenaussagen sollen klären, ob Stefan 
Wisniewski seinerzeit Buback erschossen hat. Insge¬ 
samt elf frühere Ex-RAFler wollte die BAW als 
Zeugen vernehmen. „Alle beriefen sich auf ihr Aus¬ 
sageverweigerungsrecht“, sagte der Leiter der Terro¬ 
rismusabteilung, Bundesanwalt Rainer Griesbaum. 
Auch das frühere RAF-Mitglied Verena Becker soll 
Wisniewski 1980/81 gegenüber dem Verfassungs¬ 
schutz als Schützen genannt haben. Das Bundesamt 
für Verfassungsschutz will seine Akten mit den 
angeblichen Aussagen - offenbar auf Anweisung des 
Bundesinnenministeriums - jedoch nicht freigeben. 

(Azadi/FR/jw, 15.12.2007) 


Das ganz andere Leben 

des Andrej Holm 

Bundesanwaltschaft konstruiert nach Belieben 

In einem Gespräch mit der jungen weit vom 15./16. 
Dezember schildert Andrej Holm seine Erfahrungen 
im Zuge des gegen ihn gerichteten § 129a-Verfahrens 
wegen angeblicher Mitgliedschaft in der „militanten 
gruppe“ (mg). Die Bundesanwaltschaft habe den 
Vorwurf „konstruiert“, dass „wir uns in der linken 
Szene herumtreiben, dass wir dort Bekannte und 
Freunde haben und selbst an Mobilisierungen betei¬ 
ligt sind. Darüber hinaus wurde noch das Moment 
des angeblichen konspirativen Verhaltens ins Feld 
geführt: sich mit jemandem zu treffen, ohne das 
handy mitzunehmen, anonyme e-mail-Accounts 
benutzen, verschlüsselte e-mails versenden.“ Dies 
alles seien Anhaltspunkte, „die in den Ermittlungs¬ 
akten stehen und aus denen ein Verdacht konstruiert 
wird.“ Danach befragt, wie sein Alltag heute nach 
der Haftentlassung aussieht, antwortet Andrej Holm 
u.a.: „(...) In den ersten Wochen nach der Freilas¬ 
sung war sehr deutlich spürbar, dass es immer noch 
Observationen und Überwachungsmaßnahmen gab. 
Die größte Einschränkung findet aber sicher im 
Kopf statt, wenn du bei der Lektüre der Akten 
merkst: die schreiben dein ganzes Leben noch mal 
auf, und zwar in einer Weise, wie du es nie gelebt 
hast. (...) In den Akten wird mehrmals darauf ver¬ 
wiesen, dass sich Beschuldigte untereinander kon¬ 
spirativ verabredet hätten, weil sie nur gesagt haben: 
Wir treffen uns morgen hu Cafe - ohne detailliert 
Zeit, Ort und Thema des Treffens anzukündigen. 
(...) Das Gefühl, für die Ermittlungsbehörden 
extrem gläsern zu sein, zu wissen, die lesen deine e- 
mails mit, die begleiten dich, wenn du mit Freunden 
ausgehst, wenn du die Kinder zum Kindergarten 
bringst. Du weißt nicht, ob sie deine Wohnung 
abhören. Es ist eher eine mentale Herausforderung 
als ein praktisches Problem. (...) Bei den § 129a-Ver- 
fahren geht es „um Ausspähung und Überwachung 
und nicht so sehr um die Aufklärung von konkreten 
Straftaten. Wir werden in den nächsten Wochen 
juristische Schritte einleiten, um die Einstellung des 
Verfahrens zu beschleunigen. (...)“ 

(Andrej Holm wurde am 31. Juli fest- und in U-Haft 
genommen. Die BAW wirft ihm vor, an der Abfassung 
von Bekennerschreiben der „mg“ mitgewirkt zu haben, 
weil darin bestimmte Begriffe und Phrasen benutzt wor¬ 
den seien wie in seinen wissenschaftlichen und publizis¬ 
tischen Texten. Der Haftbefehl wurde jedoch am 23. 
August aufgrund von Entscheidungen des Bundesge¬ 
richtshofes wieder aufgehoben; das Verfahren wird aller¬ 
dings weiter betrieben.) 
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Terrorismus-Sondergesetze sind 
verzichtbar 

„Terrorismus ist eine politische und keine juristische 
Kategorie. Der Begriff ist deswegen juristisch nicht 
eindeutig zu fassen, weil er weniger auf objektive, 
sondern auf politische und auf subjektive Kriterien 
abstellt“. So Rechtsanwalt Wolfgang Kaleck, Fach¬ 
anwalt für Strafrecht, in einem Beitrag im Neuen 
Deutschland von 14. Dezember über den „§ 129a als 
ein legitimes Instrument der deutschen Justiz?“ 

„Ob die historischen Organisationen wie Nelson 
Mandelas ANC und die PLO von Arafat oder heut¬ 
zutage kurdische und iranische Organisationen als 
terroristisch bezeichnet werden, hängt auf diese 
Weise vom politischen Verständnis des Betrachters 
ab. Aus diesem Grunde konnte wegen des Wider¬ 
standes von vielen Staaten der Südhalbkugel im 
Rahmen der UN bisher auch keine gemeinsame 
Definition von Terrorismus gefunden werden. Im 
Inland helfen Terrorismustatbestände, Beweispro¬ 
bleme zu überwinden, wenn man dem Verdächtigen 
keine unmittelbare Tatbeteiligung vorwerfen kann - 
was dann zählen soll, ist die Absicht, die politische 
Gesinnung. Daher ist auf Terrorismus-Sonderge¬ 
setze zu verzichten, wenn man den Anspruch eines 
rechtstaatlichen Strafrechts bewahren will. (...) 

Nie waren die Voraussetzungen {nach dem 
11.9.2001 ) so günstig, unter dem Deckmantel der 
Terrorismusbekämpfung unliebsame Gruppen zu 
verfolgen. (...) In Ermangelung politischer Erfolgs¬ 
aussichten für die weitergehende Reformierung oder 
gar Abschaffung der Terrorismusparagrafen bleibt 
den Kritikern derzeit Vorbehalten, auf die Instru¬ 
mentalisierungjuristischer Instrumente für politische 
Verfahren (politische Justiz) hinzuweisen und den 
Schaden für die betroffenen Einzelpersonen, aber 
auch für die Protestbewegungen, so gering wie mög¬ 
lich zu halten. Ein rechtsstaatliches Strafrecht sieht 
jedoch anders aus. (...)“ 

Staatsfeind sein das 
einzig Vernünftige 

Beschuldigte berichten über ihre §129a-Verfahren 

Unter dem Motto „Wir sind alle Terroristen“ organi¬ 
sierte das Bündnis für die Einstellung der Verfahren 
zum § 129a in Berlin eine Veranstaltung. Vier 
Beschuldigte - politische Aktivisten der G8-Proteste 
oder antifaschistischer Gruppen -, gegen die derzeit 
Ermittlungen nach § 129a laufen, berichteten über 
die Dimension staatlicher Überwachungsmaßnah¬ 
men. Diese seit sechs Jahren laufenden Ermittlun¬ 
gen begründen die Strafverfolgungsbehörden mit 
der angeblichen Mitgliedschaft der vier in der „mili¬ 


tanten gruppe“ (mg). Einer der Betroffenen schil¬ 
derte, dass er von der Überwachung seit Jahren 
wusste, weil er eine erhöhte Telefonrechnung erhal¬ 
ten habe, in der ihm die an die Dienststellen weiter¬ 
geleiteten Telefonate in Rechnung gestellt worden 
waren. Sein handy sei wiederholt über lange Zeit¬ 
räume stündlich geortet, sein Internetzugang abge¬ 
hört, der Hauseingang gefilmt und sein Auto mit 
Peilsender und Abhöranlagen ausgerüstet worden. 

Wie aus den Ermittlungsakten offenbar wurde, 
gibt es in den vier Verfahren insgesamt 40 Beschul¬ 
digte. Von den Abhör- und Überwachungsmaßnah¬ 
men sind über 2000 ihrer „Kontaktpersonen“ 
betroffen. Auch wurden Teilnehmer an Vörberei- 
tungstreffen zu G8-Protesten gefilmt und ihre 
handys registriert. Dennoch dürfe man sich von die¬ 
sen Maßnahmen nicht einschüchtern lassen - so die 
Podiumsteilnehmenden. Ein Beschuldigter meinte, 
das einzig Vernünftige heutzutage sei, Staatsfeind zu 
sein. 

(Azadi/ND, 17.12.2007) 

Für 311,7 Millionen Euro deutsche 
Rüstung an Türkei 

Deutsche Firmen haben ihr internationales Waffen¬ 
geschäft deutlich ausgebaut. So stiegen die geneh¬ 
migten Rüstungsexporte 2006 um 24 Prozent auf 7,7 
Milliarden Euro, wie die Gemeinsame Konferenz 
Kirche und Entwicklung (GKKE) unter Berufung 
auf regierungsamtliche Statistiken berichteten. Die 
Zunahme sei mit der Zunahme der Sammelausfuh¬ 
ren zu erklären, bei denen deutsche Hersteller mit 
EU- oder NATO-Partner kooperieren. Dies berge 
die Gefahr, dass die mit deutscher Hilfe gebauten 
Waffen weiter exportiert würden - z.B. in Krisenre¬ 
gionen oder arme Länder. An erster Stelle steht die 
Türkei bei Rüstungsexporten aus Deutschland an 
Länder mit schlechter Menschenrechtssituation. Ihr 
Wert betrug 311,7 Mi lli onen Euro. 

(Azadi/FR, 18.12.2007) 

Strafen, Strafen, Strafen 

Der Bundesrat beschloss am 20. Dezember auf 
Antrag Hessens und Thüringens, einen Gesetzent¬ 
wurf in den Bundestag einzubringen, nach dem mit 
Freiheitsentzug von bis zu fünf Jahren bestraft wer¬ 
den kann, wer sich in „Terror-Camps“ ausbilden 
lässt. Aber auch bereits der Aufenthalt in einem 
Ausbildungslager soll geahndet werden. Die Vorlage 
sieht zudem vor, die seit 2002 straffreie „Sympathie¬ 
werbung“ für terroristische und kriminelle Vereini¬ 
gungen wieder unter Strafe zu stellen. 

(Azadi/jw, 21.12.2007) 
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US-Traumvorlage für Schäuble & Co. 

FBI baut weltgrößte Datenbank aut 

Die US-Bundespolizei FBI will die weltgrößte 
Datenbank für biometrische Personendaten auf¬ 
bauen. Das 690 Millionen Euro teure Projekt werde 
der US-Regierung beispiellose Möglichkeiten eröff¬ 
nen, Menschen in den USA und im Ausland zu 
identifizieren, berichtete die Washington Post. Das 
U S-Verteidigungsministerium habe in den vergange¬ 
nen zwei Jahren die Daten von 1,5 Millionen iraki¬ 
schen und afghanischen Gefangenen, irakischen 
Zivilisten sowie von Ausländern, die US-Militärba- 
sen besuchten, zusammengetragen. Das FBI verfüge 
über eine Fingerabdruck-Sammlung von 55 Millio¬ 
nen Menschen. 

Bis Ende 2008 sollen alle rund 290 internationa¬ 
len U S-Flughäfen über ein Sicherheitssystem verfü¬ 
gen, bei dem Einreisende die Abdrücke aller zehn 
Finger abgeben müssen. 

(Azadi/FR, 24.12.2007) 

Bundespräsident Köhler unter¬ 
schreibt bedenkenlos 

Vorratsdatenspeicherung ab Januar 2008 

Bundespräsident Horst Köhler hat das umstrittene 
Gesetz zur Telekommunikationsüberwachung und 
Vorratsdatenspeicherung unterzeichnet, was am 26. 
Dezember von einem Sprecher des Präsidialamtes 
bestätigt wurde: „Es gab keine durchgreifenden ver¬ 
fassungsrechtlichen Bedenken, die ihn an der Aus¬ 
fertigung gehindert hätten.“ Damit tritt das Gesetz 
zum 1. Januar 2008 in Kraft. Telefon- und Internet¬ 
verbindungsdaten werden künftig ein halbes Jahr 
lang gespeichert. Auch Telefonate von Ärzten, 
Anwälten und Journalisten dürfen unter bestimmten 
Bedingungen abgehört werden. 

(Azadi/ND, 27.12.2007) 


«Keine durchgreifenden verfas¬ 
sungsrechtliche Bedenken, Herr 
Bundespräsident?» 

30000 unterstützen Verfassungsbeschwerde gegen 
Vorratsdatenspeicherung 

Im Gegensatz zu Bundespräsident Köhler hat der 
Arbeitskreis „Vorratsdatenspeicherung“ verfassungs¬ 
rechtliche Bedenken gegen das „Überwachungsge¬ 
setz“ und die „größte Verfassungsbeschwerde in der 
Geschichte“ mit 30000 Unterstützerinnen initiiert. 
Per Eilantrag wollen die Kläger zudem verhindern, 
dass vom 1. Januar an alle Verbindungsdaten von 
Festnetz- und Handyanrufen erfasst und von den 
Unternehmen ein halbes Jahr gespeichert werden. 
„Wir wollen einen Antrag auf einstweilige Anord¬ 
nung stellen“, sagte Cristof Remmert-Fontes, Spre¬ 
cher des Arbeitskreises. Auch FDP-Politiker haben 
sich an der Initiative beteiligt: so der frühere Bun¬ 
destagsvizepräsident und Rechtsanwalt Burkhard 
Hirsch, die frühere Justizministerin Sabine Leut- 
heusser-Schnarrenberger, der Ex-Innenminister 
Gerhart Baum sowie der Kieler FDP-Fraktionsvor- 
sitzende Wolfgang Kubicki. Die Beschwerdeführer 
halten es für verfassungswidrig, dass die Telefonda¬ 
ten von Bürgern ohne jeden vorherigen Verdacht 
erfasst werden und ein halbes Jahr bei den Telefon¬ 
unternehmen lagern. Im Falle eines Ermittlungsver¬ 
fahrens oder einer Richteranordnung werden die 
Verbindungsdaten an die Strafverfolgungsbehörden 
weitergeleitet. Übermittelt wird, wer wann welche 
Nummer angerufen hat. Erfasst wird zudem die 
Dauer des Gesprächs, beim Handy auch der Stand¬ 
ort des Anrufers. Ab 2009 sollen zusätzlich die 
Internetverbindungen aufgezeichnet werden, was auf 
eine Richtlinie der EU zurückgeht. Hiergegen hat 
Irland vor dem Europäischen Gerichtshof in 
Luxemburg Beschwerde eingereicht. 

hu Februar und März 2008 wird das Bundesver¬ 
fassungsgericht über die Online-Überwachung und 
die automatische Nummernschilderfassung von 
Autos urteilen. 

(Azadi/FR, 29.12.2007) 
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Geflohen, vertrieben, verschleppt 

Mehr als je zuvor leben Menschen außerhalb ihres 
Geburtslandes. Etwa 200 Millionen Migranten hiel¬ 
ten sich 2007 als Flüchtlinge, Vertriebene, Ver¬ 
schleppte oder Arbeitskräfte im Ausland auf, 
erklärte UNO-Generalsekretär Ban Ki Moon zum 
„Tag der Migranten“ am 18. Dezember. Er rief zu 
mehr Verständnis für und zum Schutz vor Diskrimi¬ 
nierung von Zuwanderern auf. 

(Azadi/ND, 18.12.2007) 

Migrationsbeauftragte legte 
Lagebericht der Ausländer vor 

Linksfraktion und Bündnisgrüne kritisieren soziale Lage 
und fehlende Partizipation von Migrant(inn)en 

Die Bundesbeauftragte für Integration und Migra¬ 
tion, Maria Böhmer (CDU) legte am 19. Dezember 
den Bericht über die Lage der Ausländer in 
Deutschland vor. Untersucht wurde die Lage der 
Einwanderer der ersten und zweiten Generation seit 
den 1960er Jahren. Böhmer räumte ein, dass die 
Zuwanderer der dritten Generation teilweise die 
gleichen Probleme hätten. 18 Prozent der ausländi¬ 
schen Schüler brechen die Schule ab, 40 Prozent 
blieben nach Schulabschluss ohne berufliche Ausbil¬ 
dung, wobei dieser Anteil in den letzten Jahren noch 
gestiegen ist. 70 Prozent der Menschen mit Migrati¬ 
onshintergrund sind ohne Ausbildung, wobei hier 
die Schulabgänger der 3. Generation nicht enthalten 
sind. Böhmer sprach angesichts dieser Zahlen von 
einem Armutsrisiko, das doppelt so hoch sei wie bei 
Deutschen. Die Situation sei „teilweise dramatisch“ 
und „alarmierend“. Deutschland könne jedoch auf 
kein einziges Talent verzichten und der Bildungs¬ 
rückstand müsse aufgeholt werden. „Appelle und 
gute Worte können die schlechte soziale Lage der 
Migrantinnen und Migranten nicht beheben“, kom¬ 
mentierte die Abgeordnete der Linksfraktion, Sevim 
Dagdelen. Die Migrationsbeauftragte halte lediglich 
„unverdrossen Sonntagsreden“. Josef Winkler von 
den Bundestags-Grünen forderte eine gleichberech¬ 
tigte Partizipation der Migranten und kritisierte, dass 
der Bericht rechtliche Benachteiligungen ausblende. 

(Azadi/ND, 20.12.2007) 


Kultur gefährdet die Dummheit 

Deutschen fühlen sich von Vielfalt bedroht 

Kulturelle Vielfalt wird einer Studie zufolge in 
Deutschland von nahezu der Hälfte der Einwohner 
als Bedrohung wahrgenommen. 44 Prozent der 
Westdeutschen und 43 Prozent der Ostdeutschen 
hätten in einer repräsentativen Umfrage der Univer¬ 
sität Viadrina über religiöse Pluralisierung angege¬ 
ben, sie fühlten sich durch fremde Kulturen bedroht. 
Dies sei mehr als in vielen anderen Ländern 
Europas. 

(Azadi/ND, 21.12.2007) 

Bundeszentrale: Gerede über hohe 
Ausländerkriminalität ist rechtsradi¬ 
kale Propaganda 

Die Bundeszentrale für politische Bildung bemerkt 
in einem homepage-Beitrag zum Thema „Auslän¬ 
derkriminalität“, dass die Behauptung, Ausländer 
seien um ein Vielfaches krimineller als Deutsche, 
zum Repertoire rechtsradikaler Propaganda gehöre. 
Dies belege insbesondere die Kriminalstatistik. So 
gebe es Delikte, die nur Ausländer beträfen, wie 
Verstöße gegen das Meldegesetz, die Residenz¬ 
pflicht, falsche Angaben über Herkunft oder illegaler 
Grenzübertritt. Außerdem würden in Polizeistatisti¬ 
ken nicht Täter, sondern Tatverdächtige ohne Rück¬ 
sicht auf den Ausgang von Ermittlungs- oder 
Gerichtsverfahren aufgelistet. Ausländer würden 
jedoch schneller unter Verdacht geraten als Deut¬ 
sche, weil sie öfter kontrolliert würden und weil 
Deutsche eher einen Ausländer anzeigen als umge¬ 
kehrt. Die Statistik sage im übrigen nichts über die 
soziale Herkunft und Lage von Verdächtigten aus. 
Laut einer differenzierenden Auswertung der Bun¬ 
deszentrale, ergibt sich vielmehr, „dass die Krimina¬ 
lität der ausländischen Wohnbevölkerung (Arbeits¬ 
migranten) gegenüber vergleichbaren deutschen 
sozialen Gruppen geringer ist. Ausländer, die ständig 
in Deutschland leben, sind also gesetzestreuer als 
Deutsche in gleicher sozialer Position.“ Die Bundes¬ 
zentrale weiter: „Jugendkriminalität ist, bei Auslän¬ 
dern wie bei Deutschen, nicht zuletzt eine Folge der 
Bildungsmisere.“ 

(Azadi/FR, 29.12.2007) 


9 


ASYL- & MIGRATIONSPOLITIK 



Europäischer Gerichtshof: 

Todesschwadrone in Nordirland für 
Morde verantwortlich 


Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
hat festgestellt, dass britische Sicherheitskräfte bei 
ihrem Einsatz in Nordirland weit mehr in Morde 
und Anschläge auf Zivilisten verstrickt gewesen 
sind. In einer Klage hatten sich acht Familien 
zusammengeschlossen, deren Angehörige in den 



1970er und 1980er Jahren in den nordirischen 
Regionen Mid-Ulster und South Armagh getötet 
wurden. Eine Gruppe mit dem Namen „Glenanne 
Gang“ soll für mindestens 120 Morde verantwort¬ 
lich sein. Die britische Regierung hatte seit Jahr¬ 
zehnten behauptet, Anschuldigungen über Men¬ 
schenrechtsverletzungen seien reine Propaganda der 
irisch-republikanischen Bewegung gewesen. Laut 
Gerichtshof waren die britische Armee, die Polizei 
RUC sowie Agenten in Reihen der loyalistischen 
Paramilitärs direkt an Mordanschlägen beteiligt. 
Hauptbelastungszeuge ist ein ehemaliger Angehöri¬ 
ger der polizeilichen Spezialeinheit „Special Patrol 
Group“ der inzwischen aufgelösten nordirischen 
Polizei RUC, die eine umfassende Aufklärung ver¬ 
hindert hätte. Eine umfassende Aufklärung über 
Todesschwadrone in staatlichem Dienst wird aber 
noch etliche Jahre dauern. 

(Azadi/jw, 10.12.2007) 


Baskische Jugendliche 
solidarisieren sich mit Kurden 

Etwa 20 Personen beteiligten sich am 19. Dezember 
in Gasteiz (Baskenland) an einer spontanen Kundge¬ 
bung, wo sie gegen die türkische Offensive gegen 
Südkurdistan protestierten und so ihre Solidarität 
mit dem kurdischen Volk zum Ausdruck brachten. 
Das Netz „Kamaradak“ (Genossen) beklagte, dass 
der „türkische Staat zum wiederholten Male die 
UNO-Resolutionen des Völkerrechts verletzt und 
zu einer neuen imperialistischen Aggression mit 
Hi lf e der Vereinigten Staaten übergegangen ist.“ 
Weiter erklärt das Bündnis: 

„Die baskische Jugend wird dem nicht gleichgül¬ 
tig Zusehen, sondern reicht den Brüdern und 
Schwestern in Kurdistan solidarisch die Hand.“ 

Mit den Parolen „Es lebe der kurdische Wider¬ 
stand“ / „Kampf dem Imperialismus“ / „Hoch die 
internationale Solidarität“ endete die Kundgebung. 

FARC lässt Geiseln frei 

Die kolumbianische FARC-Guerilla hat angekün¬ 
digt, als „Geste der Anerkennung“ gegenüber dem 
venezolanischen Präsidenten Chävez, der kolumbia¬ 
nischen Senatorin Piedad Cordoba sowie gegenüber 
den Familien von drei Geiseln diese freizulassen: 
Clara Rojas, deren Sohn Emmanuel und die ehema¬ 
lige Abgeordnete Consuelo Gonzales. Rojas war im 
Februar 2002 zusammen mit der damaligen Präsi¬ 
dentschaftskandidatin der Grünen, Ingrid Betan- 
court verschleppt worden. 

(Azadi/ND, 20.12.2007) 

Megaprozess gegen 46 baskische 
Aktivisten 

Sondergericht verhängt 500 Jahre Haft 

Das spanische Sondergericht für Terror-und Dro¬ 
gendelikte in Madrid, die Audiencia Nacional, hat 
46 baskische Aktivisten zu Haftstrafen zwischen vier 
und 24 Jahren verurteilt; sechs Beschuldigte wurden 
freigesprochen. Damit endete das bisher größte 
Gerichtsverfahren, das die spanische Justiz gegen 
das „Umfeld“ der ETA geführt hat, mit Gesamtstra¬ 
fen von rund 500 Jahren. Bei Urteilsverkündung 
stimmten die Angeklagten, die erst vor drei Wochen 
festgenommen worden waren, das Kampflied der 
baskischen Soldaten aus der Zeit des Spanischen 
Bürgerkrieges an. Für den 72jährigen Jose Luis 
Elkoro bedeuten die 22 Jahre Haft wohl lebensläng¬ 
lich. Weil sich das Verfahren gegen Aktivisten von 
vier linken Organisationen gerichtet hatte, die sich 
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gewaltfrei für ihre politischen Ziele einsetzen, wer¬ 
den durch das Urteil weite Teile der baskischen 
Unabhängigkeitsbewegung illegalisiert. Von Diffa¬ 
mierung betroffen sein dürfte auch die Tageszeitung 
Egin, die eine Auflage von 55000 Exemplaren hat. 
In den vergangenen Wochen demonstrierten Zehn¬ 
tausende Basken gegen den Mammutprozess. 

(Azadi/jw, 20.12.2007) 


Frente Polisario diskutiert: 

Bewaffneter Kampf oder Fortset¬ 
zung der Verhandlungen? 

Bislang kein Referendum zur Unabhängigkeit von DARS 

Der 12. Kongress der Frente Polisario vom 14./18. 
Dezember in den befreiten Gebieten der Westsahara 
wurde um 48 Stunden verlängert, weil über die zen¬ 
trale politische Frage, ob der bewaffnete Kampf 
gegen die marokkanische Besatzungsarmee wieder 
aufgenommen werden soll und wenn ja, in welchem 
Verhältnis dieser Schritt zu den laufenden Verhand¬ 
lungen unter UN-Vermittlung steht, ausführlicher 
diskutiert werden soll. Der Sprecher der Konferenz, 
Mhamed Khadad meinte in einem Pressegespräch, 
es stünden mehrere Optionen zur Debatte: Fortset- 



Menschenrechtsorganisationen: 

Zunahme von Folter und Menschen¬ 
rechtsverletzungen in der Türkei 

Der türkische Menschenrechtsverein IHD und die 
Stiftung für Menschenrechte TIHV, haben anlässlich 
des 59. Jahrestages der UN-Menschenrechtsdekla- 
ration für das Jahr 2007 in der Türkei eine deutliche 
Zunahme der Folter festgestellt. Auch auf dem 
Gebiet der Meinungsfreiheit habe es Rückschritte 
gegeben. Hüsnül Öndül, der Vorsitzende des IHD, 
erklärte, obwohl Folter i nz wischen formal verboten 
sei, komme es nach wie vor in Gefängnissen und 
auf Polizeistationen „regelmäßig und systematisch“ 
zu Misshandlungen. Untersuchungen würden meis¬ 
tens im Sande verlaufen und Strafen gegen Beamte, 
die Aussagen unter Androhung oder Einsatz von 
Gewalt erpressten, seien überaus selten. Insofern 
stehe die Regierungs-Kampagne „Keine Toleranz 
der Folter“ nur auf dem Papier. 


zung der Verhandlungen, Rückkehr zum bewaffne¬ 
ten Kampf oder eine Doppelstrategie. Insgesamt 
1700 Delegierte plädierten dafür, auf jeden Fall die 
dritte Runde der Verhandlungen mit Marokko abzu¬ 
warten, die am 7. Januar in New York beginnen soll. 

Seit 1966 verfassten die Vereinten Nationen über 
hundert Resolutionen für die Unabhängigkeit der 
Westsahara (Demokratische Arabische Republik 
Sahara-DARS). 1975 unternehmen sie nichts gegen 
die Besetzung des einst spanischen Territoriums 
durch Marokko; ebenso wenig gegen den Bau eines 
2500 km langen, quer durch die Westsahara gezoge¬ 
nen Befestigungswalls. Seit dem Waffenstillstand von 
1991 wurden fünf Termine für ein Referendum zur 
Unabhängigkeit des Fandes anberaumt - und alle 
nicht eingehalten. Wie viele Sahrauis in den Gefäng¬ 
nissen der Metropole Al-Aiun und anderer Städte 
sitzen oder „verschwunden gelassen“ wurden, ist 
laut Amnesty International unklar. Zuletzt 2006 
hatte eine UN-Delegation schwere Menschenrechts¬ 
verletzungen durch die marokkanische Armee fest¬ 
gestellt, doch blieb das ohne Folgen. Bis zu 200 000 
Menschen leben seit ihrer Flucht vor marokkani¬ 
schen Truppen 1976 in Flüchtlingslagern nahe der 
algerischen Stadt Tindouf. 

(Azadi/jw, 14.,21.12.2007) 



Im Hinblick auf die Meinungsfreiheit gäben min¬ 
destens 14 Artikel des Strafgesetzbuches den Staats¬ 
anwälten die Möglichkeit, nahezu jede Meinungsäu¬ 
ßerung zu konstruieren. Insgesamt betrachten die 
Menschenrechtsorganisationen die türkische Recht¬ 
sprechung mit größter Sorge. Viele Urteile türki¬ 
scher Gerichte, die vom Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte kassiert würden, belege die 
Rechtspraxis, die nicht europäischen Kriterien ent¬ 
sprechen. Es gebe die „Tendenz mancher Richter 
und Staatsanwälte, das Staatsinteresse höher zu 
bewerten als die Menschenrechte“. Ebenfalls am 10. 
Dezember veröffentlichte die Nichtregierungsorgani¬ 
sation Minority Rights Group International in Fon- 
don eine detaillierte Studie zur Fage der eth ni schen 
und religiösen Minderheiten in der Türkei. Danach 
seien viele der Reformen im Zuge des EU-Beitritts- 
prozesses bestenfalls halbherzig betrieben worden. 
Ankara stemme sich weiterhin dagegen, in Verwal¬ 
tungsbezirken mit überwiegend nichttürkischer 
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Bevölkerung auch Sprachen von Minderheiten 
zuzulassen. Vielmehr müsse festgestellt werden, dass 
der türkische Staat eher auf die Assimilierung von 
Minderheiten abziele. 

(Azadi/jw, 13.12.2007) 


Auch Seferi Yilmaz, Inhaber der zerstörten 
Buchhandlung, äußerte sich besorgt und beklagte, 
dass die „guten Jungs“ nach wie vor geschützt wür¬ 
den. 

(Azadi/ÖP/ANF/ISKU, 15.12.2007) 


Nazmi Gül: 

Wir brauchen Dialog, keinen Krieg 


Garry Adams unterstützt 
Kurden bei Friedenslösung 

Bei einem Treffen zwischen der DTP-Abgeordneten 
Sebahat Tuncel und dem Sinn Fein-Vörsitzenden 
Garry Adams in Belfast, hat dieser seine Bereitschaft 
zum Ausdruck gebracht, an einer friedlichen Lösung 
der kurdischen Frage mitzuwirken. In dem 
Gespräch ging es um den Friedensprozess in Nord¬ 
irland und die Rolle von Sinn Fein darin sowie eine 
künftige Vertiefung der Beziehungen zwischen DTP 
und der nordirischen Partei. 

(Azadi/ANF/ISKU, 15.12.2007) 

Staatliche Bombenleger aus der 
Haft entlassen 

DTP-Kreisverbandsvorsitzender zeigt sich 
„besorgt und wütend“ 

Im Prozess um einen Bombenanschlag auf einen 
Buchladen in Semdinli vor zwei Jahren, ist es vor 
einem Militärgericht in der Türkei zu einer skanda¬ 
lösen Entscheidung gekommen: Das unter dem 
Befehl des türkischen Generalstabschefs Büyükanit 
stehende Gericht ordnete die Haftentlassung der 
zuvor von einem Zivilgericht zu langen Haftstrafen 
verurteilten Haupttäter (Büyükanit bezeichnete sie 
damals als „gute Jungs“) ein. Die freigelassenen 
Unteroffiziere kehrten umgehend nach Hakkari 
zurück und sollen innerhalb kürzester Zeit ih re 
„Arbeit“ fortsetzen. Der DTP-Kreisverbandsvorsit¬ 
zende Akbas zeigte sich „besorgt und wütend“ ange¬ 
sichts der Freilassung der Täter, die von Menschen 
aus Semdinli unmittelbar nach dem Bombenan¬ 
schlag gestellt und den Sicherheitsbehörden überge¬ 
ben worden waren. 


Der Menschenrechtsaktivist und Ex-Stellvertreter 
der DTP, Nazmi Gül, schildert in einem Gespräch 
mit SPIEGEL On lin e die gegenwärtige Situation in 
der Türkei und nimmt u. a. Stellung zu der Frage, 
warum sich die DTP nicht von der PKK distanziere. 
„Sie verlangen von uns, dass wir uns von unseren 
Söhnen und Töchtern, von Brüdern, Schwestern, 
Nachbarn distanzieren, wie soll das gehen? Das ist 
unmöglich, diese Leute sind auch ein Teil der kurdi¬ 
schen Gesellschaft. Wir müssen mit ihnen reden, 
wir brauchen einen Dialog, keinen Krieg.“ Die PKK 
stehe „ziemlich alleine da“ und „und auch die Euro¬ 
päische Union bezeichnet sie als Terrororganisation“ 
wirft Spiegel Online ein, worauf Nazmi Gül antwor¬ 
tet: „Es ist nicht gut, dass mit Unterstützung der 
USA und der EU alle Chancen auf Dialog verbaut 
werden. Es gibt eine Alternative zum Krieg in den 
Bergen, die heißt für mich Demokratie, Wille zum 
Konsens, Aufklärung und echte Information statt 
Propaganda. Für solche Ziele setzt sich meine Partei 
ein.“ Wohin die Türkei künftig steuere, fragt Daniel 
Steinvorth von Spiegel Online. „Der nationalistische 
antikurdische Kurs führt uns jedenfalls nicht weiter. 
Ich befürchte, dass die Radikalisierung noch zuneh- a 
men wird, auch auf kurdischer Seite. Es wird ■ 
Gegenreaktionen geben. Ich hoffe nur nicht, dass es 
zum Bürgerkrieg kommt, dass sich Türken und Kur¬ 
den gegenseitig die Köpfe einschlagen. Niemand 
hier will Verhältnisse wie auf dem Balkan, wie im 
Kosovo.“ 

(Azadl/Spiegel Online, 21.12.2007) 


Ich möchte Fördermitglied des Vereins AZADI e.V. werden. 

Name:_.. 

Straße:_ 

PLZ/Ort: 


Mein Beitrag beträgt € im Monat 

Mindestbeiträge: Einzelpersonen € 5,— Arbeitslose, Student/inn/en, 
Schüler/innen € 3,— Organisationen (bundesweit) € 15,— 


>€ 

Einzugsermächtigung: 

Bank:,. 

BLZ: _ 

Konto:,_ 

Ort/Daturm_ 

Unterschrift: 


Bitte ausschneiden und einsenden an: AZADI e.V., Graf-Adolf-Str. 70A, 40210 Düsseldorf 
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Britisches Forschungsinstitut sieht EU-Beitrittsprozess mit der Türkei 
politische Renaissance der Kurden «noch immer lebendig» 


Das renommierte britische Forschungsinstitut Chat- 
ham House warnt in einer Studie vor einer vergebli¬ 
chen Bekämpfung der PKK: „Die Türkei kann die 
PKK wahrschei nl ich nie besiegen, und alle Aktionen 
jenseits der Grenze sind wahrscheinlich zwecklos.“ 
Zudem warnten die Wissenschaftler davor, dass 
nach einer möglichen Zurückdrängung der Kurden¬ 
rebellen islamistische Kämpfer in die irakisch-türki¬ 
sche Grenzregion einrücken könnten. 

Der Einfluss der Kurden in der Türkei und dem 
Irak, aber auch im Iran und in Syrien sei gewachsen 
analysierte Chatham House: „Die Kurden erleben 
eine politische Renaissance.“ 

(Azadi/Tagesspiegel v. 19.12.2007) 



AZADT 

öiäÜRLÜK 



AZADT 

ÖZGÜRLÜK 


Trotz (oder wegen?) der anhaltenden völkerrechts¬ 
widrigen militärischen Operationen gegen die Kur¬ 
den in Südkurdistan/Nordirak, hat die EU am 19. 
Dezember zwei weitere Kapitel in den Beitrittsver¬ 
handlungen mit der Türkei eröffnet. EU-Erweite- 
rungskommissar Olli Rehn sagte in Brüssel, er hoffe, 
dass unter slowenischer Präsidentschaft im ersten 
Halbjahr 2008 drei weitere Kapitel folgten. Der Bei¬ 
trittsprozess mit der Türkei sei „noch immer leben¬ 
dig“, ergänzte der portugiesische Außenminister 
Luis Amado. Ali Babacan, türkischer Außenminis¬ 
ter, kritisierte die „Provokationen“ einiger Länder, 
von denen sich die Türkei aber nicht von ihrem Ziel 
eines Beitritts abbringen lassen werde. Bislang wur¬ 
den lediglich über sechs Kapitel von insgesamt 35 
verhandelt. 

(Azadi/ND, 20.12.2007) 



AZADT 

ÖZGÜRLÜK 



AZADT 

ÖZGÜRLÜK 


Savvas Xiros: Guantänamo auf 
griechisch. Zeitgenössische Folter 
im Rechtsstaat. 

Sawas Xiros wurde, nachdem er, durch eine vorzei¬ 
tig explodierte Bombe in seiner Hand schwer ver¬ 
letzt, zwei Wochen lang unter dem Vorwand von 
„Gesundheits- und Sicherheitsgründen“ auf der 
Intensivstation eines Krankenhauses festgehalten 
worden war. Weder Verwandte, noch Freunde oder 
Anwälte durften während dieser Zeit mit ihm in 
Kontakt treten. Er wird beschuldigt, Mitglied der 
revolutionären Organisation „17N“ zu sein, die zum 
ersten Mal 1975 in Erscheinung getreten war und 
mit ihrem Namen an den 17. November 1973 erin¬ 
nern wollte, als die griechische Militärjunta mit Pan¬ 
zern gegen demonstrierende Studenten vorging, die 
das Polytechnikum besetzt hatten. 34 Menschen 
starben bei diesem Angriff, weitere 800 wurden ver¬ 
letzt. 

Xiros schildert in seinem Buch vor allem die 65 
Tage, in denen er unter Anwendung schwerster Fol¬ 
ter - unter Zuhi lf enahme von aus den USA einge¬ 
flogener Psychopharmaka - dazu gebracht wird, 
Aussagen zu machen. 

„Selten ist die Geschichte eines Verrates so 
menschlich erzählt worden. (...) Ganz bestimmt ist 
Xiros’ Werk eines der wichtigsten und beeindru¬ 
ckendsten Bücher der Linken seit vielen Jahren. Die 
Lektüre sei hier unbedingt empfohlen.“ 
Pahl-Rugenstein-Verlag, Bonn 2007,129 Seiten, 13,90 € 

(aus junge weit, 10.12.2007) 


Roman zum „Deutschen Herbst“: 

Schön bauchlinks 

„Alle Staaten sind verbrecherische Organisationen. 
Es gehört zu ihrem Wesen. Das ist der Grund, wes¬ 
halb ich mich niemals von Menschen distanzieren 
würde, die den Mut und die Kraft haben, den Staat 
zu bekämpfen.“ Diese Formulierung wählt Peter O. 
Chotjewitz in seinem Roman „Mein Freund Klaus“, 
womit der damalige Wahl-Verteidiger der RAF, 
Klaus Croissant, gemeint ist. Auf knapp 600 Seiten 
beschreibt der Autor dessen Lebensweg. „Er 
gehörte in den 1970er Jahren zu den meistgehassten 
Persönlichkeiten des westdeutschen Polizei-, Justiz- 
und Medienapparats“, schreibt Marek Lantz in sei¬ 
ner Rezension in der jungen weit vom 15. Dezem¬ 
ber. Und weiter: „Es ist nicht zuletzt das, was man 
mit dem verpönten Wörtchen Gefühligkeit (...) 
beschreiben könnte, was die Qualität dieses Buchs 
vielleicht nicht ausmacht, aber zumindest massiv 
befördert: das Herz auf dem rechten Fleck und 
gewusst, wo der ideologische Feind steht. (...) Folg¬ 
lich: Dieses Buch ist bauchlinks. Schön, dass sich 
das mal wieder jemand traut.“ 

Peter 0. Chotjewitz: Mein Freund Klaus. Verbrecher Ver¬ 
lag, Berlin 2007,572 Seiten, 22 Euro. 
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AZADI unterstützt Kurdinnen und Kurden im Gefängnis, 
vor Gericht und bei Ermittlungsverfahren. 

Wofür wir Ihre/Eure Spenden u.a. verwenden (November/Dezember 2007): 

In den Monaten November und Dezember 2007 hat Azadi einen Unterstützungsbetrag in Höhe von insge¬ 
samt 1431,86 € geleistet. Hierbei handelte es sich um die Gebühren für Gefangenenbesuche durch Verteidi¬ 
ger, die teilweise Übernahme von Gerichtskosten und Gebühren für anwaltlichen Zeugenbeistand von drei 
Personen in einem §129a-Verfahren. 
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